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Vorwort 

Reparationsprobleme des Zweiten Weltkrieges sind bisher kaum erforscht worden. Solange Ak­

ten und Unterlagen der alliierten Regierungen als wichtigste Quelle zur Geschichte der Repara­

tionen wissenschaftlichen Zwecken nicht zur Verfügung standen, fehlten die Voraussetzungen 

dafür. Ein Wandel bahnte sich erst vor wenigen Jahren mit der schrittweise erfolgten Freigabe 

amerikanischer Bestände an. Inzwischen bieten diese unerschlossenen Archivalien, ergänzt 

durch die gedruckten Quellenwerke der „Fore ign Relations of the United States", historischen 

Forschungen eine breite Basis. 

Auf dieser Grundlage beruht die vorliegende, aus den Quellen erarbeitete Untersuchung. Sie 

entstand durch eine systematische Auswertung der Akten des Finanzministeriums, des Kriegs­

ministeriums und des Außenministeriums in Washington, Unterlagen der amerikanischen Prä­

sidenten, der Außenminister Hull, Stettinius und Byrnes, des Finanzministers Morgenthau so­

wie der Reparationsbeauftragten Pauley und Lubin, daneben Akten des US Group Contro l 

Council und vielen anderen Beständen. 

Die Reparationsfrage fügt sich in den großen Zusammenhang der amerikanischen Nachkriegs­

planungen ein. Ihr Verlauf wird in den ersten Kapiteln beschrieben. Vor diesem Hintergrund er­

folgt sodann die Erörterung der spezifisch reparationspolitischen Probleme. Als Ausgangs­

punkte stellten sich vielerlei Fragen: Was hat die Vereinigten Staaten nach dem Reparations­

fiasko der zwanziger Jahre bewogen, erneuten Forderungen der Alliierten gegenüber Deutsch­

land beizupflichten? Welche Standpunkte bezogen die Präsidenten Roosevelt und Truman, ihr 

Kabinett, der einflußreiche Finanzminister Morgenthau und die anderen Ressorts während der 

verschiedenen Phasen der Reparationsplanungen? Von wem gingen die maßgeblichen Initiati­

ven aus? Welche Ergebnisse wurden schließlich erzielt und wie beeinflußten diese alliierte 

Deutschlandentscheidungen in Potsdam? 

Darauf konnte früher keine Antwort gegeben werden. Bislang hatte man nur vage Vorstellun­

gen über Reparationsfragen des Zweiten Weltkrieges, die Identität der mit ihrer Lösung betrau­

ten Instanzen und den Verlauf der Auseinandersetzungen zwischen ihnen. Man wußte so gut 

wie nichts über den Kreis der beteiligten maßgeblichen Persönlichkeiten, ihre Anschauungen 

und Motive. Es war nicht einmal bekannt, welchen Stellenwert das Reparationsproblem im 

Rahmen der Nachkriegsplanungen besaß. Daß mit ihm Grundfragen der amerikanischen 

Außen- und Deutschlandpolitik angesprochen sind, kann hier erstmals als Ergebnis eingehen­

der Forschungen festgestellt werden. 

Die Reparationsfrage war Spiegelbild der politischen und wirtschaftlichen Ziele der Vereinigten 

Staaten in der Nachkriegsepoche. Deswegen stand sie bis über das Kriegsende hinaus im Zen­

trum der inneramerikanischen Meinungsverschiedenheiten über den Charakter der Deutsch­

landpolitik. Sie bildete ein Kernstück der Diskussion über den Morgenthauplan und bei den 

Kriegskonferenzen einen ständig wiederkehrenden Anlaß zu Deutschlandberatungen zwischen 

den Alliierten, weil in ihr prinzipielle Entscheidungen über die deutsche Zukunft getroffen 

wurden. Um Reparationen kreiste die schicksalsträchtige Frage, ob eine gemeinsame alliierte 

Verwaltung Deutschlands im Kontrollrat erreicht werden könne oder nicht. Reparationspolitik 

berührte das Problem Deutschland an seiner Basis. Die hier vorgelegten Forschungsergebnisse 
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über Reparationsfragen gewähren deswegen Einblicke in die alliierte Deutschlandpolitik der 
drei Großmächte . 
Bisherige Untersuchungen haben der Bedeutung des Reparationsproblems nicht genügend 
Rechnung getragen, die Geschichte der amerikanischen Reparationspolitik wohl eher verzerrt 
als sie einer angemessenen Darstellung nähergebracht. Mit Recht wurde im Schrifttum die Frage 
aufgeworfen, welche grundsätzlichen Lösungsversuche für kaum zu entwirrende Sachfragen 
wie das Reparationsproblem gemacht worden sind. 1 Denn bis heute galt, was ein deutscher Hi­
storiker mit Verwunderung feststellte: „ D i e Komplexität des Reparationsproblems wurde bis 
zum gegenwärtigen Augenblick weder untersucht noch beschrieben, obwohl es sich dabei um 
die Kardinalfrage der Vier-Mächte-Verwaltung Deutschlands handelt." 2 

Ein Buch wie das vorliegende kann nicht ohne die Mitwirkung von Persönlichkeiten und Insti­
tutionen entstehen, die auf den unterschiedlichsten Gebieten direkt oder indirekt zu seinem Ge­
lingen beitragen. Es ist mir ein aufrichtiges Anliegen, Dank zu sagen für alle Förderung, die mir 
in den Vereinigten Staaten und in Deutschland von so vielen Seiten und in so reichhaltigem Maße 
zuteil geworden ist. Das gilt in besonderer Weise für mehrere Persönlichkeiten, die an den repa­
rationspolitischen Entscheidungen des Zweiten Weltkrieges selbst beteiligt waren. Sie gewähr­
ten mir bei Befragungen und in Gesprächen unermüdliche und hilfreiche Unterstützung. Aus 
eigener Erfahrung schöpfend vermochten sie Informationen beizutragen, die manchmal weit 
über die Aussagen der schriftlichen Quellen hinausreichten. 

An dieser Stelle ist William Diebold jr., Senior Research Fellow des Council on Foreign Rela­
tions in New Y o r k , zu nennen, der maßgeblich an den frühesten amerikanischen Reparations­
planungen beteiligt war. Wertvolle Auskünfte gab auch der amerikanische Reparationsbeauf­
tragte hador Lubin. Er hat bei den Planungsarbeiten in Washington, den Moskauer Repara­
tionsverhandlungen zwischen den Alliierten und der Potsdamer Konferenz mitgewirkt. 
Neben ihnen gewährten mir ehemalige Mitarbeiter des amerikanischen Außenministeriums be­
deutende Unterstützung. Zu nennen sind Emilio G. Collado, der an den Deutschlandplanungen 
des State Department und den Potsdamer Verhandlungen teilnahm, JacquesJ. Reinstein, Mit­
glied des Reparationsausschusses im State Department und verantwortlich betraut mit der Ge­
staltung der amerikanischen Reparationspolitik nach Potsdam, sowie James W. Riddleberger, 

der den Beratungen über den Morgenthauplan im Kabinettsausschuß unter Präsident Roosevelt 
beiwohnte und seit Herbst 1944 Deutschlandexperte des State Department war. 
Drei amerikanische Historiker trugen mit Rat und Tat zu meinen Forschungsarbeiten bei. Mau­

rice Matloff (Washington D. C . ) verdanke ich wichtige Orientierungshilfen. Mit John H. Bak-

ker (Washington D. C ) , der selbst über deutsche Reparationen im Zweiten Weltkrieg arbeitet, 
entwickelte sich im Gespräch und auf dem Wege der Korrespondenz ein ertragreicher Gedan­
kenaustausch. Charles Burdick (San Jose , Calif.) gab mir wertvolle Informationen, als es um die 
Arbeitsplanungen in den Vereinigten Staaten ging. 

Die Anregung, das Reparationsthema als Habilitationsschrift zu bearbeiten, verdanke ich Pro ­
fessor Dr. Ernst Deuerlein, dem dieses Buch gewidmet ist. Er ebnete mir anstelle meines zu früh 
verstorbenen akademischen Lehrers, Professor Dr. Götz Freiherrn von Pölnitz, mit freundli­
chem Verständnis den Weg und half mir noch über die gröbsten Anfangsschwierigkeiten hin­
weg, ehe er selbst ganz unerwartet verstarb. Nach seinem Tode übernahm Professor Dr. Paul 

Kluke, Frankfurt, die wissenschaftliche Betreuung des Forschungsprojektes Reparationen, 
während das Habilitationsverfahren bei Professor Dr. Hermann Kellenbenz abgeschlossen 
werden konnte und Professor Dr. Ernst Dürr seinen wissenschaftlichen Rat aus volkswirt­
schaftlicher Sicht zur Verfügung stellte. 

1 Schwarz, H. P.: Vom Reich zur Bundesrepublik. Deutschland im Widerstreit der außenpolitischen Konzeptionen in den Jahren der Besat-
zungsherrschaft 1945-1949, Neuwied/Berlin 1966, S. 6. 

2 Deuerlein, E.: Potsdam 1945, Ende und Anfang, Köln 1970, S. 139. 
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Die Arbeit lag im Sommer 1976 vor und wurde als Habilitationsschrift vom Fachbereich Wirt ­
schafts- und Sozialwissenschaften der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
angenommen. Sie enthält die Ergebnisse eines Forschungsauftrages, den das Bundesministe­
rium für innerdeutsche Beziehungen an mich vergab. 

Dankbar erwähnen möchte ich auch die wissenschaftliche Leitung der Dokumente zur 
Deutschlandpolitik, die Herren ProfessorenK. D. Bracher und H.-A. Jacobsen, sowie die Mit­
arbeiter des Gesamtdeutschen Instituts, die mancherlei Unterstützung gewährten. 
Neben den bereits Genannten wirkten so zahlreiche Institutionen und Persönlichkeiten an 
meiner Arbeit mit, daß ich stellvertretend nur einige von ihnen nennen kann. Zu den ersteren 
gehören die Library of Congress in Washington und die Public Library in New Y o r k , die Bent-
ley Historical Library an der Universität von Michigan in Ann Arbor , die Firestone Library in 
Princeton, die Harvard College Library, die Olin Library in Cornell und die Yale University 
Library in New Häven, das Institut für Zeitgeschichte sowie das Bundesarchiv in Koblenz. 
Unter den Persönlichkeiten möchte ich Professor Dr. Donald L. Kemmerer von der Universität 
Illinois, der mir freundlicherweise eine Durchsicht der Kemmerer Papers gestattete, und Rich­
ter Charles Fahy vom United States Court of Appeals in Washington hervorheben, mit dessen 
Einwilligung ich die Fahy Papers benutzen konnte. Mrs. Patricia Dowling unterstützte meine 
Forschungsarbeiten in den National Archives in Washington auf die großzügigste Art und 
Weise. In der Roosevelt Library in Hyde Park N. Y. gab Mr. William J. Stewart hilfreiche Rat­
schläge. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland verschaffte mir durch eine Intervention ihres 
Washingtoner Militärattaches Gelegenheit, Akten des amerikanischen Kriegsministeriums in 
Fort McNair bearbeiten zu können. Unermüdliche Hilfsbereitschaft zeichnete Wilmer T. Spar-

row, Leiter der Reference Section des State Department, und seine Mitarbeiter aus. Dort konnte 
ich amerikanische Unterlagen der Reparationskommission einsehen und auf der Suche nach ver­
schollenen Aktenbeständen den Hauptkatalog des Ministeriums heranziehen. 
Ein aufrichtiges W o r t des Dankes gebührt schließlich meiner Frau . Sie begleitete meine F o r ­
schungsarbeiten mit niemals ermüdender Anteilnahme und trug dadurch entscheidend zu deren 
Ergebnissen bei. 

Heroldsberg bei Nürnberg, im Juli 1976 
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Einleitung 

Am 17. Juli 1945 trat die Potsdamer Konferenz der drei Großmäch te vor den Toren Berl ins zu­

sammen. Es ging um die Ordnung der Nachkriegswelt , und eines der wichtigsten Themen be­

traf die gemeinsame alliierte Besatzungspoli t ik in Deutschland. Die Siegermächte des Zweiten 

Weltkrieges hielten das Geschick des Deutschen Reiches in Händen. 

Man hätte erwarten können, daß sich die Gespräche und Verhandlungen zwischen Amerika­

nern, Briten und Sowjets auf grundlegende polit ische Aspekte des Deutschlandproblems kon­

zentrierten. Nichts dergleichen geschah. Fast schien es, als betrachte die Konferenz solche Fra ­

gen als Nebensache. Bei aller Schärfe ihrer gegensätzlichen Standpunkte einigten sich die alliier­

ten Staatsmänner nahezu beiläufig über sie. 

An der Reparationsfrage dagegen entzündeten sich die heftigsten Auseinandersetzungen. Sie 

stand im Mittelpunkt endlos erscheinender Beratungen und eines zähen Kampfes zwischen den 

Großmächten , der bis in die letzten Konferenzstunden anhielt. D ie Hartnäckigkei t dieses R in ­

gens offenbarte eine Tatsache, die bis dahin kaum Beachtung gefunden hatte: Bei der Repara­

tionsfrage ging es in Wirkl ichkei t um entscheidende Momente für die polit ische und wirtschaft­

liche Zukunft Deutschlands. 

Amerikanische Kreise hatten mit dieser Mögl ichkei t nicht ernsthaft genug gerechnet. D ie Repa­

rationsfrage galt seit Kriegsausbruch in Washington zwar als eines der Hauptprobleme ameri­

kanischer Deutschlandplanungen, dessen weitblickende Lösung immer wieder notwendig, so­

gar lebenswichtig genannt wurde . 1 Aber die schmerzlichen Erfahrungen nach Versailles hatten 

gelehrt, auf eine weitgehende Begrenzung der Reparat ionen hinzuwirken, sie im Zweiten Wel t ­

krieg vielleicht gar nicht mehr zu fordern. Die Schäden des Reparationsvorganges der zwanziger 

und dreißiger Jahre lagen derart greifbar vor Augen, Lösungen des Problems im Sinne einer nach­

haltigen Beschränkung neuer Forderungen deswegen so offensichtlich im Interesse der Alliier­

ten, daß es nach amerikanischer Ansicht einer Diskussion darüber gar nicht mehr bedurfte. 

Diese Umstände bewogen amerikanische Poli t iker zu einem eigentümlich zwiespältigen Verhal­

ten in Reparationsfragen. Einerseits erkannten sie den hohen Rang des Problems uneinge­

schränkt an und ließen die eifrigsten Planungen auf diesem Gebie t betreiben. Auf der anderen 

Seite verleitete ihre Entschlossenheit , Reparationstransfers nach dem Zweiten Weltkrieg auf ein 

Minimum zu beschränken, sie ständig dazu, das Gewich t aller diesbezüglichen Äußerungen 

und Entscheidungen zu unterschätzen. Weil Reparationslieferungen nach Kriegsende keine be­

deutende Rol le mehr spielen sollten, stuften Regierungsmitglieder sie allzu häufig unter viele 

konkurrierende Probleme ein, so daß sie „ke ine Zeit fanden, sich selbst eingehend mit ihnen zu 

befassen, und dauernd geneigt blieben, überstürzte Urtei le zu fä l l en" . 2 

Das galt auch für Präsident Roosevel t . Er schlug den Alliierten 1943 die Verpfl ichtung Deutsch­

lands zur Wiedergutmachung vor, hielt die ganze Angelegenheit aber nicht für belangreich, so 

daß er Stalin darin um der sowjetisch-amerikanischen Freundschaft willen allerhand Zuge­

ständnisse machen zu können glaubte und aus wenig überlegten Entscheidungen heraus tatsäch-

1 Foreign Relationsof the United States, The Conferences at Malta and Yalta 1945, Washington 1955, S. 193 ff. (Die Bände dieser Reihe wer­

den im folgenden zitiert als F R U S mit dem Zusatz des Konferenzortes.) 

2 Penrose, E. F.: Economic Planning for the Peace, Princeton 1953, S. 279. 
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lieh machte , ohne deren Konsequenzen sorgfältig genug erwogen zu haben. Der Präsident er­

wartete, die ganze Reparationsfrage müsse sich nach der Einnahme Deutschlands als gegen­

standslos erweisen, und neigte daher auf sowjetisches Drängen hin zu wohlwollender Nachgie­

b igke i t . 3 

Stalin dagegen wußte nur zu gut, daß sie maßgebliche Tragweite für die Zukunft Deutschlands 

besaß. Als einziges wirtschaftspolitisches Thema erhob er sie in Jal ta zum Gegenstand einge­

hender alliierter Beratungen, in deren Verlauf seine ungewöhnliche Erregung Aufmerksamkeit 

weckte und sein lebhaftes Interesse an der Frage verriet. Dabei ging es ihm nur in zweiter Linie 

um die Wiedergutmachung der schweren sowjetischen Kriegsschäden. Stalins Reparationspläne 

dienten vielmehr politischen Zielen: Sie standen ganz und gar im Zeichen der Moskauer Sicher­

heitsinteressen. 

Reparat ionen dienten der Sowjetunion in erster Linie dazu, die wirtschaftliche Macht Deutsch­

lands zu brechen und auf lange Sicht niederzuhalten, um eine erneute militärische Bedrohung 

der sowjetischen Westgrenze auszuschließen. Das Sicherheitsdenken lag den sowjetischen Re ­

parationsplänen als Lei tmot iv zugrunde, wie der amerikanische Botschafter in Moskau, Avereil 

Harr iman, im Januar 1945 erfuhr . 4 D e r Kreml trachtete danach, seine Machtstellung in einem 

von poli t ischer und wirtschaftlicher Lähmung bedrohten Reich zu festigen und sich eine be­

ständige Handhabe zu richtungweisenden Einflußnahmen auf die Zukunft des Landes zu ver­

schaffen. Die Reparationsfrage bot geeignete Ansatzpunkte zur Verwirkl ichung der politischen 

Ziele Stalins in Deutschland. Deren Realisierung oder Verhinderung bildete einen Kern der alli­

ierten Reparationsdiskussion. 

Schon aus diesem Grunde trat das herkömmliche Ziel des Reparationsvorganges, die Wieder­

gutmachung, während des Zweiten Weltkrieges in den Hintergrund. Zwar diente die Anwart­

schaft kriegszerstörter Gebiete auf Entschädigung als Anspruchsgrundlage und äußerliches M o ­

tiv. Im übrigen aber löste sich die sowjetische wie auch die anglo-amerikanische Reparationspo­

litik von ihrer traditionellen Sinngebung. Sie wandelte sich in ihrer tatsächlichen Formulierung 

zu einem Mit tel , das anderen, meist politisch motivierten Zielsetzungen diente. 

Diesen Thesen gesellte sich eine weitere über den Charakter der amerikanischen Planungen zu. 

Es gab im Prinzip zwei rivalisierende Konzepte zur Reparationspoli t ik in Washington. Sie wur­

den von zwei Gruppierungen in der amerikanischen Öffentl ichkeit und Regierung vertreten, die 

einander bis zum Kriegsende mit Erbi t terung bekämpften und viel dazu beitrugen, daß die R e ­

parationsfrage das wohl umstrittenste Problem der amerikanischen Deutschlandplanung im 

Zweiten Weltkrieg genannt werden muß. Die Auffassungen beider Parteien spiegelten die ge­

gensätzlichen Hauptstandpunkte über die Zukunft Deutschlands, über die Probleme des Na­

tionalsozialismus und des Deutschtums in Amer ika wider . 5 Sie prägten den Verlauf der Repara­

tionsdiskussion in Washington, wobei neben Präsident Roosevel t selbst drei Ministerien im 

Zentrum aller Auseinandersetzungen standen und die Gestaltung der Reparations- und 

Deutschlandpoli t ik maßgeblich beeinflußten. „ D e r Kongreß wurde nicht hinzugezogen und 

forderte auch keine Beteiligung an den Deutschlandplanungen der Kr iegs jah re . " 6 

Das erste reparationspolitische Konzep t entsprang der gemäßigten, hauptsächlich vom State 

Depar tment getragenen Deutschlandplanung. Es orientierte sich an den langfristigen wirt­

schaftspolitischen Zielen der Vereinigten Staaten. Sie wurden maßgeblich von der Absicht ge­

prägt, in der Nachkriegsepoche eine möglichst günstige internationale Wirtschaftsordnung auf 

der Grundlage multilateralen Güteraustausches und allgemeiner Gleichberechtigung zu schaf­

fen. D i e erstrebte weltweite Prosperität erforderte einen raschen Wiederaufbau Europas und, 

nach einer kurzen Ubergangsperiode, die Eingliederung Deutschlands in das neuentstandene 

Weltwirtschaftssystem der Zukunft. 

3 Sherwood, R. E.: Roosevelt and Hopkins. An Intimate History, 2. Aufl., New York 1950, S. 862. 

4 F R U S Yalta, S. 176 ff. 

5 Dazu im einzelnen unten S. 21 ff. 

6 Snell, j. L.: Wartime Origins of the East-West Dilemma Over Germany, New Orleans 1959, S. 23 f. 
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Reparationen spielten gegenüber diesen beherrschenden Zielen der langfristigen amerikani­

schen Wirtschaftspolitik eine untergeordnete Rol le . Sie durften nur insoweit erbracht werden, 

als sie der Verw irklichung des neuen multilateralen Weltwirtschaftssystems dienen konnten , in­

dem sie als Sachleistungen aus der laufenden deutschen Produkt ion den Wiederaufbau kriegs­

zerstörter Gebiete begünstigten, ohne ernsthafte volkswirtschaftliche Probleme in Deutschland 

oder Komplikat ionen für den internationalen Güteraustausch nach sich zu ziehen. Dieser G e ­

sichtspunkt war allein ausschlaggebend, die Erfüllung des Entschädigungsanspruches dagegen 

ein Moment , das nur nebenher Berücksicht igung finden konnte , soweit es mit den übergeordne­

ten Zielen nicht in Konfl ikt trat. 

Diesem bis zum August 1944 weit gediehenen Konzep t trat die unversöhnlich harte Deutsch­

landpolitik des Finanzministers Henry Morgenthau jr . mit eigenen reparationspolitischen V o r ­

schlägen entgegen. Dabei zeigte sich, daß in der amerikanischen wie in der alliierten Repara­

tionsdiskussion hauptsächlich Grundfragen der Deutschlandpoli t ik, nicht aber Wiedergutma­

chungsprobleme zum Austrag gelangten. 

Von einem unheilbaren deutschen Aggressionszwang ausgehend glaubte diese zweite Richtung 

der amerikanischen Deutschlandplanung, dem Deutschtum prinzipiell mit einer kompromiß lo ­

sen Sicherheitspolitik begegnen zu müssen. Sollte der Weltfriede für die Zukunft gewährleistet 

sein, so mußten dem krankhaft militaristisch gesinnten deutschen Volke neben seinen R ü ­

stungsbetrieben alle volkswirtschaftlichen Mittel zur Wiederbewaffnung genommen werden. 

Reparationen aus der laufenden Gütererzeugung aber setzten die Exis tenz erheblicher Indu­

striekapazitäten voraus, deren das Deutsche Reich aus Sicherheitserwägungen unter allen U m ­

ständen entblößt werden mußte. 

Um weitere Kriege zu unterbinden, sollte Deutschland nach dem Willen Morgenthaus 

in eine ackerbauende Nation verwandelt werden, und daher verstieß die Reparat ions­

planung des Außenministeriums nach seiner Auffassung gegen fundamentale alliierte 

Sicherheitsbelange. Statt Reparationen aus laufender Produkt ion forderte er rigorose 

Demontagen. Sie schufen die erwünschte Sicherheit durch eine Deindustrialisierung des 

Reiches und gestatteten dennoch Reparationen durch den Transfer ehemals deutscher 

Industrieanlagen in alliierten Besi tz . 

Dieses zweite, hauptsächlich vom Finanzministerium getragene reparationspolitische Konzep t 

drohte das frühere des Außenministeriums zeitweise zu verdrängen. Das Finanzminister ium 

sprach von deutschen „Res t i tu t ionen" , die allerdings weit über den herkömmlichen Begriffs-

umfang der Reparationsleistungen hinausgingen. Sie schlössen neben deutscher Zwangsarbeit 

auch Gebietsabtretungen ein, um den Mangel einträglicher deutscher Reparat ionen zu ver­

schleiern. Denn Abbruch und Übertragung gebrauchter Maschinen ersetzten den hohen Wer t 

der Abgaben aus laufender Gütererzeugung nicht. Im Gegentei l , die Auflösung hochindustria­

lisierter volkswirtschaftlicher Komplexe in Deutschland mit all ihren aufeinander abgestimmten 

Kapazitäten konnte sich für Schuldner- wie Gläubigerländer auf längere Sicht nur in schweren 

gesamtwirtschaftlichen Verlusten niederschlagen. 

Solche den politischen Zielen Morgenthaus unbequemen Überlegungen führten in Washington 

nur ein Schattendasein. Das Reparat ionsproblem stand im Kreuzfeuer anhaltender Auseinan­

dersetzungen in der Regierungsspitze und der heftigsten Fehden zwischen den Ministerien. D e ­

tailfragen konnten dabei nicht zur Debat te stehen, Vorstellungen über die Gestal tung und Aus­

wirkung reparationspolitischer Einzelfragen nicht entwickelt werden, schon gar nicht, bevor 

man sich auf ein Grundkonzept einigte, und soweit hat es in den Kriegsjahren weder die ameri­

kanische noch die alliierte Politik gebracht. 

Die Frage, auf welche Art und Weise eine Wiedergutmachung für die Geschädigten am sinnvoll­

sten zu bewerkstelligen sei, wurde deswegen niemals untersucht, und der naheliegende Gedan­

ke, welche Art der Wiedergutmachung eine möglichst weitgehende Entschädigung bringen 

werde, stand zu keiner Zeit an der Spitze reparationspolitischer Erwägungen. Überhaupt wur­

den die Belange der Geschädigten, sofern man sie nicht vollständig überging, stiefmütterlich be­

handelt und nur am Rande mitberücksichtigt. D ie detaillierten amerikanischen Richtl inien vom 
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Sommer 1944 taten sie mit einigen verstreuten Halbsätzen a b . 7 Wiedergutmachungsbestrebun-

gen verkörperten nicht den Inhalt der Reparationspoli t ik des Zweiten Weltkrieges. 

So gelangte die Reparationsplanung kaum jemals über elementare politische Gegensätzlichkei­

ten hinaus zu Lösungsversuchen für ihre eigenen, nach Versailles so heftig umstrittenen Pro­

bleme. Transferschwierigkeiten oder Wirkungen des Reparationsvorganges auf Konjunktur , 

Beschäftigung und Außenhandel aller Beteil igten, selbst grundlegende wirtschaftliche und wirt­

schaftspolitische Zusammenhänge blieben ungeklärt und unberücksichtigt . Nich t einmal das 

Außenminis ter ium, dessen Forderungen sich so nachhaltig auf die Einfügung des Reparations­

geschehens in die multilaterale Weltwirtschaftsordnung richteten, entwickelte diesbezügliche 

Vorstel lungen auf dem Hintergrunde wirtschafts-, währungs- oder handelspolitischer Pläne. 

Selbst dort blieb es bei rhetorischen Forderungen, und Morgenthau drängte später jede Mög­

lichkeit vernunftorientierter Planungen zur Seite. 

H inzu kam, daß manche alliierte Poli t iker im Kriege etwas voreilig glaubten, die Hauptschwie­

rigkeiten des Reparat ionsproblemes bereits gelöst zu haben, ihnen schon durch die Bevorzu­

gung deutscher Sachlieferungen entgehen zu können. Die Großmäch te wußten sich durch ein­

fache Erklärungen in ihrer Ablehnung finanzieller Transfers zugunsten ausschließlicher 

Sachabgaben einig. Man ging den vergeblichen Debat ten früherer Jahre einfach aus dem 

Wege . 

Tatsächlich vermeiden Sachlieferungen die gröbsten monetären Komplikat ionen des Repara­

tionsvorganges, aber sie können die zugrunde liegende Problemat ik einseitiger Vermögensüber­

tragungen großen Stils naturgemäß nicht beseitigen. „ D i e Vorstel lung, daß Reparationen in 

Sachform allen F inanz- und Wechselkursschwierigkeiten auswichen, scheint achtlos und ohne 

sorgfältige Beratung mit Sachverständigen akzeptiert worden zu sein", kritisierte ein Beamter 

der amerikanischen Botschaft in L o n d o n . 8 „ E i n in seiner Gültigkeit eng begrenzter Gedanke 

wurde zum D o g m a erhoben" , und die alliierte Poli t ik hat sich mit dieser simplen Antwor t auf 

die komplizier te Frage nach der Gestal tung des Reparationsgeschehens allenthalben zufrieden­

gegeben . 9 

Das Schrift tum zur Reparationsfrage liegt aufgrund der Tatsache, daß die Archivalien in den 

Vereinigten Staaten erst seit kurzer Zeit allgemein zugänglich sind, nur in bescheidenem U m ­

fang vor. Die gedruckten Quellen erschienen verhältnismäßig spät. Einzelne Bände der Foreign 

Relat ions of the Uni ted States wie jener über die Krimkonferenz waren schon 1955 verfügbar. 

D i e geschlossene Reihe zur Entwicklung der Deutschlandpoli t ik bis einschließlich Kriegsende 

aber lag erst 1968 vor, ein Band über die Konferenz von Quebec als den Höhepunkt der Ein­

flußnahmen Morgenthaus erst 1972 . 

Die Literatur zum Thema kann nur teilweise den Anspruch erheben, der wissenschaftlichen 

Forschung zuzugehören. Einzelne Beiträge, die im Rahmen der öffentlichen Reparationsdis­

kussion in den Kriegs- und ersten Nachkriegs jähren erschienen, sind um so wertvoller, so eine 

kurze Untersuchung reparationspolitischer Zusammenhänge, die der Wirtschaftswissenschaft­

ler J a c o b Viner 1943 veröf fen t l ich te . 1 0 E in Aufsatz Cloughs schnitt 1944 grundlegende Pro­

bleme a n . 1 1 D iebo ld steuerte ein Jah r später die Planungsergebnisse einer New Yorker For ­

schungsgruppe b e i 1 2 , Co le eine Stellungnahme zur Reparationsfrage aus sozialistischer S i c h t 1 3 , 

7 Foreign Relations of the United States, Diplomatie Papers, Bd. I. 1944, Washington 1966, S. 287 ff. (Die Bände dieser Reihe werden im fol­

genden zitiert als F R U S mit der Angabe der Jahreszahl, auf welche sie sich beziehen.) 

8 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 280. Vgl. auch Backer, J. H.: Priming the German Economy, American Occupational Policies 1945-1948, 

S. 63 f. 

9 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 280 und Anm. 7. 

10 German Reparations Once More, in Foreign Affairs, Bd. 21 Nr . 4, S. 659 ff., New York Juli 1943. Vgl. dazu im einzelnen unten S. 52 ff. 

11 Clough; S. B.: What About Reparation This Time? in Political Science Quarterly, Juni 1944. 

12 WhatShall Germany Pay?in Viner,]., u. a.: The United States in a Multi-National Economy, Studies in American Foreign Relations, hrsg. 

v. P. W. Bidwell, New York 1945, S. 46 ff. Vgl. dazu im einzelnen unten S. 52 ff. 

13 Cole, G. D. H.: Reparations and the Future of German Industry. An Objective Study prepared for the Fabian International Bureau, 

Research Series Nr. 94, London 1945. 
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und Ginsburg rief 1947 in einem Pamphlet aus humanitären und wirtschaftspolitischen Erwä­

gungen zu reparationspolitischer Mäßigung a u f . 1 4 Einen wertvollen Beitrag leisteten im glei­

chen Jah r Ratchford und Ross , die als Besatzungsangehörige seit Herbs t 1945 Einbl ick in die al­

liierten Planungen zur Industriebeschränkung gewannen und darüber einen ebenso anschauli­

chen wie kritischen Bericht publ iz ie r ten . 1 5 

In deutscher Sprache erschien 1948 eine breit angelegte Darstel lung zur Demontagefrage mit 

einer heute noch unentbehrlichen Sammlung von Daten und Statistiken, deren einleitender A b ­

schnitt die allgemeinen Reparat ionsprobleme in großen Umrissen be rücks ich t ig te . 1 6 Einige 

Jahre später erschienen nahezu gleichzeitig zwei Monographien, die das Reparat ionsgeschehen 

des Zweiten Weltkrieges in den Zusammenhang einer umfassenden Entwicklungsgeschichte des 

Reparationsgedankens s t e l l t en . 1 7 D ie Arbeit Castil lons setzt bezüglich des Zweiten Weltkrieges 

leider erst 1945 ein, bietet dafür jedoch erste Einzelheiten über die Pariser Reparat ionskonferenz 

Ende 1945 und die Gründung der Inter Allied Reparat ion Agency . Graefrath untersucht das 

Problem einseitig aus offizieller ostdeutscher Sicht und zur Rechtfert igung der sowjetischen P o ­

litik nach Kriegsende. Beide Werke genügen heutigen Ansprüchen nicht mehr . 

Erste bemerkenswerte Untersuchungen zur amerikanischen Reparat ionspoli t ik veröffentlichte 

Manuel Got t l ieb in englischer S p r a c h e . 1 8 Hier konnte das Problem dank des Forschri t tes allge­

meiner wissenschaftlicher Arbeiten zur Deutschlandfrage in den Zusammenhang der Kriegs­

konferenzen und der anschließenden Besatzungspoli t ik gestellt werden. Es entstand eine erste 

Skizze grober Entwicklungslinien, die manchen richtigen Gedankengang enthält, durch man­

gelnde Quellenkenntnis aber gelegentlich stark in die Irre geht und auch in ihren reparationspo­

litischen Schlußfolgerungen anfechtbar bl ieb. 

Gott l ieb strebt in der Hauptsache den Nachweis ausreichender deutscher Kapazitäten zu be­

deutenden Reparationsleistungen an und betont in breiten Darlegungen die Exis tenz geschulter 

deutscher Arbeitskräfte und eines nicht übermäßig beschädigten Produkt ionsappara tes . 1 9 Als 

Resultat stellt er „ein umfangreiches Reparat ionspotent ial" in Deutschland fest, das nach Auf­

hebung der Zonengrenzen und Einführung einer liberalen Wirtschaftsordnung den Alliierten 

hätte zugute kommen können, wobei er das Fehlen entsprechender polit ischer Voraussetzun­

gen allerdings ganz über s i eh t . 2 0 

Zu dieser These gesellt sich die Auffassung Got t l iebs , die Sowjetunion habe stets nur begrenzte 

Demontagen und hohe deutsche Abgaben der laufenden Produkt ion erstrebt, sei aber von ihren 

westlichen Verbündeten an der Realisierung dieses Konzeptes gehindert worden, weil die an-

glo-amerikanische Polit ik unter dem Einfluß des Morgenthauplanes Reparat ionen aus laufender 

Produktion ablehnte. Briten und Amerikaner hätten deswegen auch keine Notwendigkei t zur 

wirtschaftlichen Einheit Deutschlands erkannt und trügen die Hauptverantwortung für die Te i ­

lung Deu t sch lands . 2 1 

Bei diesen skizzenhaften Vorstellungen Gott l iebs ist es lange Zeit geblieben. Erst 1972 veröf­

fentlichte der amerikanische His tor iker Kukl ick eine Arbei t zur Teilung Deutschlands, deren 

reparationspolitische Abschnit te zum ersten Male, wenn auch selektiven Gebrauch von den in­

zwischen freigegebenen Quellen machten. Kukl ick gehört der revisionistischen Schule der ame­

rikanischen Geschichtsschreibung an. Seine Untersuchung zielt weniger auf eine vollständige 

14 Ginsburg, D.: The Future of German Reparations. An International Committee Report. Planning Pamphlets Nr . 57 /58 , Washington 1947. 

15 Ratchford, B. U., Ross, W. D.: Berlin Reparations Assignment. Round One of the German Peace Settlement, Chapel Hill 1947. 

16 Sie wurde von dem Bremer Senator Harmssen herausgegeben. Harmssen, G. W.: Reparationen, Sozialprodukt, Lebensstandard. Versuch 

einer Wirtschaftsbilanz, Heft 1-3,2. Aufl., Bremen 1948. Heft 4 selbständig erschienen unter dem Titel: Am Abend der Demontage. Sechs 

Jahre Reparationspolitik, Bremen 1951. 

17 Castillon, R.: Les Reparations Allemandes. Deux Experiments, 1919-1932, 1945-1952, Paris l95);Graefrath, B.: Zur Geschichte der Re­

parationen. Große Schriftenreihe des Deutschen Instituts für Rechtswissenschaften V I I I , Berlin (Ost) 1954. 

18 Gottlieh, M.: The Reparations Problem Again, in Canadian Journal of Economics and Political Science Bd. 16, Toronto Februar 1950, 

S. 22 ff.; Derselbe: The German Economic Potential, in Social Research Bd. 17 Nr. 1, New York 1950, S. 65 ff.; Derselbe: The German 

Peace Settlement and the Berlin Crisis, New York 1960. 

19 Gottlieb, M.: The German Peace Settlement, a.a.O., S. 147 ff. 

20 Ebendort, S. 142, 159. 

21 Ebendon, S. 32 ff. 
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Erforschung der historischen Entwicklung als auf die Untermauerung revisionistischer Thesen 

ab, wobei er vorzüglich solche Quellenaussagen heranzieht, die diesem Ziel d ienen . 2 2 

So versucht Kukl ick zu beweisen, daß der Morgenthauplan den Interessen der Vereinigten Staa­

ten und den wirtschaftspolitischen Zielen des Außenministeriums entsprochen h a b e . 2 3 Er 

glaubt feststellen zu können, die amerikanische Reparationspoli t ik sei 1945 maßgeblich von den 

Bemühungen Washingtons geprägt worden, ein multilaterales Weltwirtschaftssystem zu grün­

den, und meint , in dieser hauptsächlich vom State Depar tment getragenen Poli t ik eine Ursache 

für die Tei lung Deutschlands und das Auseinanderbrechen der Kriegsallianz gefunden zu 

h a b e n . 2 4 

Diese Anschauungen Kukl icks führen zu kaum haltbaren Schlußfolgerungen, jener beispiels­

weise, das Potsdamer Repara t ionsabkommen sei weder von dem allumfassenden sowjetischen 

Begriff der Kriegsbeute noch von den Gebietsabtretungen im Os ten oder der sowjetischen D e ­

montagepoli t ik best immt worden, sondern von einer „feindseligen und angriffslustigen ameri­

kanischen H a l t u n g " , 2 5 die den Sowjets jede Wiederaufbauhilfe vorzuenthalten suchte, bis 

Os teuropa sich den ökonomischen und politischen Interessen der Vereinigten Staaten er­

s c h l o ß . 2 6 

Kukl ick spricht von einer offensichtlichen „amerikanischen Verantwort l ichkeit für die Teilung 

D e u t s c h l a n d s " 2 7 ; von einer starren und unversöhnlichen amerikanischen Einstellung, die alle 

Ansätze zu Verhandlungen schroff abwies und der Sowjetunion angedeutet habe, „die Verei­

nigten Staaten zögen es vor, ein gefestigtes und industrialisiertes Deutschland aufzubauen, 

als dem sowjetischen Verbündeten die Erholung von einem erschöpfenden Kriege zu erleich­

tern" 2 8 ; und von der amerikanischen Reparationspoli t ik als Tei l eines Programmes, die Sowjet­

union den Zielsetzungen Washingtons zu un te rwer fen . 2 9 

Brauchbarere Ergebnisse zur Reparationsfrage als die reparationspolitischen Untersuchungen 

selbst erzielten allgemeine Forschungen zur Deutschlandfrage. Sie erwähnten das Reparations­

problem stets nur beiläufig in umrißhaften Zügen, hatten aber nicht mit den gleichen Schwierig­

keiten der Quellenlage zu kämpfen, weil einige Verfasser während des Krieges in der amerikani­

schen Regierung tätig waren und andere durch Sondergenehmigungen frühzeitigen Einbl ick in 

Teile der geheimen Archivbestände erhielten. Obgle ich ihre Werke neue Erkenntnisse zur R e ­

parationsfrage selten zu bieten haben, legen sie politische und wirtschaftliche Entwicklungen 

dar, vor deren Hintergrund die Mot ive der amerikanischen Reparationspoli t ik erst verständlich 

werden. 

Im Hinb l i ck auf die allgemeinen Zusammenhänge und einige reparationspolitische Details ver­

dankt dieses B u c h dem Werk Hammonds am m e i s t e n . 3 0 Mit Rech t wird behauptet, die Formu­

lierung der amerikanischen Deutschlandpoli t ik sei nirgends besser als in Hammonds „sorgfälti­

gen, breit angelegten analytischen Dars te l lungen" erforscht worden. 3 1 Hammond stützt sich in 

überwiegendem Maße auf Quellenaussagen und erhebt den Anspruch, zu seinem Thema eine 

abschließende Schilderung gebracht zu h a b e n . 3 2 Wertvolle Erkenntnisse über die Motive der 

amerikanischen Deutschlandplanung deckte ein kurzer Beitrag Dorns auf, dessen geplantes 

22 Kuklick, B.: American Policy and the Division of Germany. The Clash with Russia Over Reparations, Ithaka/London 1972. Zu einer 

Auseinandersetzung mit den Revisionisten vgl. beispielsweiseScA/esmger, A. M. Jr.: Origins of the Cold War, in Foreign Affairs Bd. 46, 

New York Oktober 1967, S. 26 ff., 36 ff., 44 ff., 49 ff. (Dt. : Der Ursprung des Kalten Krieges, in: Das erschütterte Vertrauen, Bern 1969, 

S. 98 ff.) 

23 Kuklick.ü.: a.a.O., S. 8 ff. 

24 Ebendort. 

25 Ebendort, S. 2. 

26 Ebendort, S. 168 ff. 

27 Ebendort, S. 181. 

28 Ebendort, S. 173. 

29 Ebendort, S. 174. 

30 Hammond, P. Y.: Directivesforthe Occupation of Germany: The Washington Controversy, in American Civil-Military Decisions, hrsg. 

v. H. Stein, Birmingham 1963. 

31 Feis, H.: Between War and Peace. The Potsdam Conference, Princeton 1960, S. 56, Anm. 5. 

32 Hammond, P. Y.: a .a .O., S. 446. 
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Buch leider nicht mehr e r s ch i en . 3 3 De r neben Hammonds Arbeiten am besten gelungene U b e r ­

blick über die politischen Planungen findet sich in zwei schon 1950 geschriebenen Artikeln M o -

s e l y s . 3 4 N o c h heute wertvoll in ihrer sorgfältigen Darlegung großer Zusammenhänge ist die 

1953 erschienene Arbei t McNei l l s über Bündnis und Konfl ikt der drei Großmäch te , obgleich 

der heutige Forschungsstand in manchen Bereichen weit über sie h inausgeht . 3 5 

Wesentliche Erkenntnisse vermitteln auch die beiden von Feis zur Allianz der G r o ß e n Drei und 

zur Geschichte der Potsdamer Konferenz vorgelegten B ä n d e . 3 6 N u r der letztere geht auf Repa­

rationsfragen im Detail ein, doch bieten sie als Gesamtdarstel lungen aufgrund ihres fundierten 

Urteils verläßliche Informationsquellen und Arbeitsunterlagen. Das gilt auch für Snells auf 

Deutschlandprobleme zugeschnittenes W e r k . 3 7 Obgle ich es wichtiger Quel lenbestände ent­

behrt, gehört es mit seiner anschaulichen Darstellung und einem guten wissenschaftlichen A p ­

parat zu den unentbehrlichen Voraussetzungen für weitere Forschungen. Wicht ige Beiträge 

zum Reparationsthema, die jedoch erst mit dem Kriegsende 1945 einsetzen und daher der vor­

liegenden Arbeit nur in geringerem Umfange zugrunde gelegt werden konnten, s tammen von 

Ba labk ins 3 8 , G i m b e l 3 9 und B a c k e r 4 0 , im deutschen Sprachraum von Wilhelm T r e u e . 4 1 

In krassem Gegensatz zu der Vielfalt an Publikationen über die politischen Deutschlandplanun­

gen blieben wirtschaftspolitische Aspekte ebenso wie die Reparationsfrage nahezu unerforscht. 

Die Zahl der vorgelegten Werke ist verschwindend gering, die problematische Quellenlage 

abermals das entscheidende Hindernis . Wiederum stammt die wertvollste Untersuchung von 

einem ehemaligen Regierungsbeamten, dem Berater des amerikanischen Botschafters in L o n ­

don, Penrose, aus dessen Funkt ion sich nicht nur sein bedeutendes Wissen, sondern auch der 

Charakter seines Werkes e r g a b . 4 2 

In deutscher Sprache versuchte Bors t schon 1952 in einer Dissertat ion die wirtschaftlichen 

Aspekte der amerikanischen Deutschlandpoli t ik darzu legen 4 3 , hat aber mit einer ganz unzurei­

chenden Quellenbasis ebenso zu kämpfen wie Palmes kurze Untersuchung des Einflusses wirt­

schaftstheoretischer Erkenntnisse auf die alliierte Fr iedensp lanung . 4 4 Eine wichtige Arbei t , die 

Deutschlandfragen vollständig ausklammert und als Entwicklungsgeschichte der anglo-ameri­

kanischen Wirtschaftspolitik sowie des Multilateralismus dennoch Grundlagen der amerikani­

schen Deutschlandplanungen aufzeigt, darf nicht übergangen werden: das kürzlich in zweiter 

Auflage erschienene Werk Gardners über die anglo-amerikanischen Wirtschaftsplanungen für 

den F r i e d e n . 4 5 

33 Dorn, W. L.: Die Debatte über die amerikanische Besatzungspolitik für Deutschland 1944-1945, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 

6. Jg. Stuttgart 1958, S. 60 ff. 

34 Mosely, P. £.-• Dismemberment of Germany. The Allied Negotiations from Yalta to Potsdam, in Foreign Affairs Bd. 28 , Nr. 3, S. 487 ff., 

New York April 1950; Derselbe: The Occupation of Germany. New Light on how the Zones were Drawn, ebendort Nr. 4, S. 580 ff. New 

York Juli 1950. (Das erste Werk wird im folgenden als Mosely, P. E.: Dismemberment, das letztere als Mosely, P. E.: Occupat io , zitiert.) 

35 McNeill, W. H.: America, Britain and Russia. Their Cooperation and Conflict 1941-1946, London/New York/Toronto 1953. 

36 Feis, H.: Churchill Roosevelt Stalin. The WarThey Waged and the Peace TheySought , Princeton 1957; Derselbe: Between War and Peace. 

The Potsdam Conference, Princeton 1960. (Das erste Werk wird im folgenden als Feis.H.: a .a .O., das letztere als Feis, H.: Potsdam zi­

tiert.) 

37 Snell, J. L.: a.a.O. 

38 Balabkins, N.: Germany Under Direct Controls. Economic Aspects of Industrial Disarmament 1945-1948, New Brunswick 1964. 

39 Gimbel, ]. H.i The American Occupation of Germany. Politics and the Military 1945-1949, Stanford 1968. 

40 Backer, J. H.: Priming the German Economy; American Occupational Policies 1945-1948, Durham 1971. 

41 Treue, W.: Die Demontagepolitik der Westmächte nach dem Zweiten Weltkriege. Unter besonderer Berücksichtigung ihrer Wirkung auf 

die Wirtschaft in Niedersachsen, Frankfurt/M. Zürich 1967. 

42 Penrose, E. F.: a.a.O., passim. Die Botschaft in London vertrat während der Kriegsjahre die politischen Auffassungen des State Depart­

ment. Sie war über Standpunkte und Motive des Präsidenten sowie der anderen Ministerien nur unvollkommen informiert und begegnete 

ihnen deswegen in einigen Hinsichten mit eben jenem vollendeten Mißverstehen, das auch die Beziehungen der amerikanischen Ressorts 

untereinander außerordentlich erschweren konnte. Solches Mißverstehen spiegelt sich noch in mancher herben Kritik wider, die Penrose 

seinem Werk beigibt, das im übrigen wie kein anderes Einblick in die wirtschaftspolitischen Vorbereitungen auf den Frieden vermittelt. 

43 Borst, M.: Der wirtschaftliche Aspekt amerikanischer Deutschlandpolitik während des 2. Weltkrieges und nachher, Dissertation Tübingen 

1952. 

44 Palme, S. U.: Politics and Economic Theory in Allied Planning for the Peace 1944-1945, in The Scandinavian Economic History Review, 

Bd. VII Nr. 1 1959, S. 67 ff. Uppsala 1960. 

45 Gardner, R. N.: Sterling-Dollar Diplomacy. TheOrigins and the Prospects of our International Economic Order, 2. erweiterte Aufl. New 

York/Toronto/Sydney/London 1969. 
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D i e Abgrenzung dieser Arbei t ergab sich aus der Natur der amerikanischen Reparationspla­

nung. Sie wurde, wie die gesamte amerikanische Besatzungspoli t ik, nicht auf internationalen 

Konferenzen, sondern in Washington selbst fo rmul ie r t . 4 6 Deshalb steht die Entwicklung inner­

halb der Vereinigten Staaten im Vordergrund der Betrachtung, und dies um so mehr, weil ein 

Prinzip der Außenpol i t ik Roosevelts dahin ging, den Rang Washingtons als Entscheidungszen­

trum der amerikanischen Deutschlandpoli t ik betont zu wahren. Aus diesem Grunde gelangte 

die Europäische Beratende Kommiss ion in London über einen informellen Gedankenaustausch 

zur Reparationsfrage nicht hinaus, und ihre Akten vermögen daher zur Klärung des Problems 

nichts beizutragen. Dagegen lieferten die Unterlagen des amerikanischen Außenministeriums, 

des Kriegsministeriums, des Finanzministeriums und der Foreign E c o n o m i c Administration 

( F E A ) den wichtigsten Bestand archivalischer Q u e l l e n . 4 7 

F ü r das Verständnis reparationspolitischer Zusammenhänge war es in manchen Passagen dieses 

Buches notwendig, auf Grundfragen der amerikanischen Deutschlandplanung und -politik ein­

zugehen. Die Argumente um das Für und Wider einzelner Aspekte der Planungen erwiesen sich 

als vielfach miteinander verwoben. Reparationsfragen und Wirtschaftspolit ik, Befugnisse des 

Zonenkommandanten , die Problematik der Zentralverwaltung und vieles mehr beeinflußten 

und bedingten sich gegenseitig. So blieb es nicht aus, daß in der nachfolgenden Darstellung 

mancherlei Gesichtspunkte berührt wurden, die häufig über den Kreis spezifisch reparationspo­

litischer Fragen hinausgriffen. 

Deshalb soll betont werden, daß dieses B u c h sich den Ursprüngen und der Entwicklung der 

amerikanischen Reparationspoli t ik widmet, nicht aber dem Morgenthauplan oder den multila­

teralen Wirtschaftsplanungen, nicht der Deutschlanddirektive J C S 1067 oder anderen Berei­

chen der amerikanischen Deutschlandpoli t ik. Diese Probleme wurden nur soweit einbezogen, 

als es im Rahmen des Themas tragbar erschien. Dabei konnten hier und da über den heutigen 

Forschungsstand hinausreichende Erkenntnisse berücksichtigt werden, die als Nebenergeb­

nisse eigener Archivarbeiten oder aufgrund neuer Quellenpublikationen anfielen. Das gilt bei­

spielsweise für manche Bereiche des Morgenthauplanes, doch kann und soll Anspruch auf eine 

vollständige Darlegung dieser Aspekte nicht erhoben werden. 

Die vom T h e m a gesetzten Grenzen wurden bewußt eingehalten, um eine geschlossene Darstel­

lung zu ermöglichen und den Rahmen der Arbei t nicht zu sprengen. Der Beginn des Zweiten 

Weltkrieges steht deswegen am Anfang, weil die Reparat ionskonzepte dieser Epoche sich er­

heblich von denen früherer Jahre unterscheiden. Sie orientieren sich nicht mehr wie nach Ver­

sailles an zurückblickenden Berechnungen und Statistiken unrechtmäßig verursachter Kriegs­

schäden, sondern unterliegen übergeordneten politischen und wirtschaftlichen Zielen und da­

her anderen Gesetzen als die Reparationspläne des Ersten Weltkrieges. Die Potsdamer Konfe­

renz bildet den Absch luß , weil sie den Endpunkt aller Planungen und den Übergang zur prakti­

schen Gestal tung der amerikanischen Deutschlandpoli t ik verkörpert . Sie stellt für die deutsche 

Geschichte den Einschnit t schlechthin dar, und die Entwicklung der amerikanischen Repara­

t ionspoli t ik bestätigt den Rang dieses Einschnit tes durchaus. 

In ihrer Methode kann die vorliegende Arbei t in vielen Bereichen auf eine chronologisch orien­

tierte Darstellungsweise nicht verzichten. Zwar löst sie sich bei der Klärung großer Zusammen­

hänge vom Geschehnisablauf und bemüht sich im laufenden Tex t um die Betonung wesentlicher 

Vorgänge eher als um eine genaue zeitliche Abfolge. Wo es jedoch um die erste Auswertung bis­

her unbekannter , nicht leicht zugänglicher und überdies fremdsprachlicher Quellenbestände 

sowie um die Schilderung noch nicht erforschter Zusammenhänge ging, bot sich die chronologi­

sche Darstel lung der Fakten als geeignetster Weg an, um den Entwicklungsablauf mit der erfor­

derlichen Verläßlichkeit nachzeichnen zu k ö n n e n . 4 8 N u r so schien es möglich, das bisher vor-

46 Dorn, K W.: a.a.O., S. 68. 

47 Zu den benutzten Quellen vgl. unten S. 209 ff. 

48 Auch Penrose, E. F.: a.a.O., S. 6 zieht die chronologische Darstellungs weise vor, weil sie ,,exakter als jede andere die Bedingungen wider­

spiegelt, unter denen Nachkriegsplanungen vorbereitet und ausgeführt wurden". 
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liegende bruchstückhafte Wissen um die grundlegenden Vorgänge in einem klärenden Gesamt­

verlauf darzulegen, der eine zeitlich und sachlich begründete Einordnung der Fakten ermöglicht 

und die Zusammenhänge erstmals erkennbar zutage treten läßt. 

Eine befriedigende Definition des Reparationsbegriffes, die den Verhältnissen des Zweiten 

Weltkrieges gerecht würde, existiert nicht, und aus triftigen Gründen ist darauf verzichtet wor ­

den, eine Formulierung zu versuchen. „ E s liegt in der Natur der Sache, daß eine klare, allgemein 

anerkannte Definit ion der Reparationen nicht gefunden werden k a n n . " 4 9 Anhaltspunkte für 

den Begriffsinhalt bietet die gegenwärtige amtliche Sprachregelung in der Bundesrepublik. Sie 

unterscheidet : 5 0 

1. Wiedergutmachung als individuellen oder globalen Ausgleich von Schäden, die Deutschen 

oder Ausländern durch nationalsozialistische Gewal tmaßnahmen verursacht worden sind, 

aufgrund von Rechtsvorschriften oder Staatsverträgen; 

2. Resti tution als Rückgabe der während des Krieges aus den besetzten Gebieten beschafften 

oder fortgeführten Wirtschaftsgüter; 

3. Rückerstat tung als Rückgabe in Natur oder Ersatzleistung für die während der Jahre 

1 9 3 3 - 1 9 4 5 den Verfolgten des nationalsozialistischen Regimes entzogenen Güte r ; 

4. Reparationen im engeren Sinne als dem Friedensvertrag vorgreifende Wiedergutmachungs­

leistungen für den Alliierten zugefügte Kriegsschäden. 

Während des Zweiten Weltkrieges mit den unterschiedlichsten politischen und wirtschaftlichen 

Programmen in Verbindung gebracht, unterlag der Reparationsbegriff starken Verschiebungen 

seines Inhaltes, die nach 1945 noch andauerten und eine exakte Fassung nicht gestatteten. All­

gemein gesprochen wurden Reparationen als „ A b g a b e einer besiegten Nat ion zur zwangswei­

sen Bezahlung eines Teiles der Kriegskosten siegreicher Länder" b e z e i c h n e t . 5 1 Dami t sind j e ­

doch nur gewisse Aspekte erfaßt worden. Aus ökonomischer Sicht gelten Reparat ionen als „al le 

wirtschaftlich relevanten Wiedergutmachungsleistungen an das A u s l a n d " . 5 2 Eine genaue Def i ­

nition wies Reparationen als „Leistungspfl icht eines Staates zur Wiedergutmachung der von 

ihm unrechtmäßig angerichteten Schäden auf fremdem Hohei t sgebie t" a u s . 5 3 Sie genügte 

den Verhältnissen der zwanziger und dreißiger Jahre , nicht aber jenen nach dem Zweiten Wel t ­

krieg. 

Ihrem sich wandelnden Charakter entsprechend blieben die Reparat ionen im Völkerrecht unbe­

stimmt, obgleich sie als Wiedergutmachungspflicht für ein völkerrechtliches Vergehen allge­

mein anerkannt sind. „ D i e Verhältnisse und Bedingungen des Einzelfalles sind jedoch so unter­

schiedlich, daß es für das Völkerrecht unmöglich ist, ein für allemal festzulegen, welche juristi­

schen Folgen ein internationales Unrecht nach sich ziehen s o l l t e . " 5 4 Aus diesen Gründen „g ib t 

49 Röper, B.: Reparationen, in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, Bd. 8, Göttingen 1964, S. 812. 

50 Die nachstehende Einteilung folgt Röper, B.: ebendort. 

51 Grampp, W. D.: Reparations, in: Encyclopaedia Britannica, Bd. X I X , Chikago 1962, S. 148. 

52 Röper, B.: a.a.O., S. 814. 

53 Kruger, P.: Deutschland und die Reparationen 1918/19. Zur Genesis des Reparationsproblemes in Deutschland zwischen Waffenstillstand 

und Versailler Friedensschluß, Habilitationsschrift Köln 1972, Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte Nr. 25 , Stuttgart 

1973. 

Einen guten bibliographischen Einblick in die außerordentlich reichhaltig vorliegende Literatur zum Reparationsproblem des Ersten Welt­

krieges bringt Wandel, E.: Die Bedeutung der Vereinigten Staaten von Amerika für das deutsche Reparationsproblem 1924-1929, Tübinger 

wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen, Bd. 11, Tübingen 1971, S. 307 ff. 

Bemerkenswert neben den bahnbrechenden Arbeiten des britischen Nationalökonomen John Maynard Keynes (Die wirtschaftlichen Fol­

gen des Friedensvertrages, München/Leipzig 1920; Revision des Friedensvertrages, München/Leipzig 1922) vor allem der wissenschaftli­

che Disput zwischen Keynes und Ohlin, in dem sich das volkswirtschaftliche Wissen der endenden zwanziger Jahre widerspiegelt. Vgl. 

Keynes, J. M.: The German Transfer Problem, in Economic Journal, März 1929, S. 1 ff.; Ohlin, B.: The Reparation Problem, ebendort, 

Juni 1929, S. 172 f.; diese Beiträge sind abgedruckt in: Readings In The Theory of International Trade, hrsg. v. d. American Economic As­

sociation Philadelphia 1959, S. 161 ff. 

Eine Darlegung der volkswirtschaftlichen Problematik internationaler Transfers und Reparationszahlungen im Lichte der modernen Theo­

rie findet sich bei Kindleberger, Ch. P.: International Economics, 3. Aufl. Homewood, Illinois 1963, S. 358 ff. 

54 Oppenheim-Lauterpacht: International Law. A Treatise. Toronto 1948/50. Nachdruck der achten Auflage, New York 1963, Bd. L, 

S. 318. Zitiert nuchFaust, F.: Das Potsdamer Abkommen und seine völkerrechtliche Bedeutung, vierte Auflage, Frankfurt/Berlin 1969, 

S. 126. 
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es keine feststehende und damit für alle Umstände anwendbare Begriffsbest immung" der Repa­

r a t i o n e n . 5 5 

Für die Zwecke dieses Buches war es nicht notwendig, das Wesen der Reparationen, ihre E r ­

scheinungsformen, wirtschaftstheoretische Zusammenhänge und das Für und Wider wirt­

schaftspolitischer Argumente erneut zu untersuchen. Diese Fragen sind in letzter Zeit gründlich 

erläutert und geklärt w o r d e n . 5 6 Sie spielen in den amerikanischen Reparationsplanungen über­

dies nur eine mittelbare Rol le . 

55 Faust, F.: a.a.O., S. 126. Die normalerweise den Reparationen zuzurechnenden Beschlagnahmen deutschen Auslandsguthabens werden im 

folgenden nicht behandelt. Diese Vorgänge berühren die Problematik der amerikanischen Reparationsplanung nur am Rande. Das archiva-

lische Material liegt außerdem so reichhaltig vor, daß dieses Thema gesondert untersucht werden muß. 

56 Seifert, H.: Die Reparationen Japans. Ein Beitrag zum Wandeides Reparationsproblems und zur wirtschaftlichen Entwicklung Japans, In­

ternationale Kooperation, Aachener Studien zur internationalen technisch-wirtschaftlichen Zusammenarbeit, hrsg. v. H. A. Havemann, 

Opladen 1971, S. 25 ff. 

Die vorliegende Arbeit klammert Fragen im Zusammenhang mit der Beschlagnahme deutscher Auslandsguthaben als Reparationsleistung 

aus, weil sie die Problematik der amerikanischen Reparationspolitik nur am Rande berühren, und die Aktenbestände zu diesem Fragenkreis 

in den National Archives in Washington so reichhaltig vorliegen, daß sie als Grundlage einer gesonderten Arbeit dienen können. 
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E R S T E S K A P I T E L 

Die Grundlagen 

1. Die politischen Zusammenhänge 

Der Zweite Weltkrieg stellte für die Außenpoli t ik der Vereinigten Staaten von Amer ika eine Pe­

riode umwälzender Neuerungen dar. Sie verließ traditionelle, den Erfordernissen der Zeit nicht 

mehr entsprechende Bahnen, um neue Wege zu suchen und einzuschlagen. Die Vereinigten 

Staaten wuchsen in jene Rol le hinein, die ihnen durch die Entwicklung von Poli t ik und Wir t ­

schaft in der Welt zugefallen war, und das bedurfte tiefgreifender Umstellungen der außen­

politischen Ziele des Landes. 

Am deutlichsten traten die Folgen des Wandels auf der politischen Bühne zutage. D e r Isolat io­

nismus als vorherrschendes Prinzip der amerikanischen Außenpol i t ik gehörte seit Kriegsaus­

bruch der Vergangenheit an. Zwar rechneten manche Pol i t iker in Washington, nicht zuletzt 

Präsident Roosevelt damit, er könne nach dem Ende der militärischen Auseinandersetzungen in 

Europa erneut aufleben. Aber Demokra ten wie Republ ikaner erklärten sich zu Beginn des Kr ie ­

ges gegen ihn . 1 Nicht mehr die prinzipielle Entscheidung zugunsten des weltpolit ischen Enga­

gements, nur noch dessen Art und Weise stand zwischen den beiden Parteien zur D e b a t t e . 2 D i e 

gegen den amerikanischen Isolationismus gerichteten Strömungen, sie gingen in ihren Anfängen 

auf die beginnenden zwanziger Jahre zurück 3 , gewannen ständig an Boden und drängten die 

Zahl der Verfechter isolationistischer Gedankengänge im Kongreß bald auf einzelne Gruppie­

rungen zusammen. 4 

Die politische Entwicklung in Europa forderte zudem die amerikanische Intervention. D e r 

Aufstieg der Diktaturen und die militärische Bedrohung des Kont inents durch die Achsen­

mächte ließen Washington kaum noch eine Alternative. Schon um der eigenen Sicherheit willen 

mußte es in dem europäischen Konfl ikt Stellung beziehen. Selbst wenn es hätte gelingen kön­

nen, einen direkten militärischen Eingriff amerikanischer Truppen zu vermeiden, um eine maß­

gebliche Beteiligung bei der Ausarbeitung der bevorstehenden Friedensregelung in Europa ka­

men die Vereinigten Staaten nicht mehr herum. 

Das hatten schon die Erfahrungen nach dem Ersten Weltkriege bewiesen. U n d was die amerika­

nische Neutralität bei den sich zuspitzenden Gegensätzl ichkeiten in der Alten Wel t betraf, so 

wurde rasch offenbar, daß sie in das Reich der Illusionen gehör t e . 5 Lange vor Pearl H a r b o r be­

gannen die Vereinigten Staaten politisch von ihr abzurücken . 6 Schon in den ersten Monaten 

nach Ausbruch des Krieges in Europa, im Herbs t 1939 , entschloß die amerikanische Poli t ik sich 

nach einer Änderung des Neutralitätsgesetzes zur Lieferung von Rüstungsgütern und Nach ­

schub an Großbri tannien und F rankre i ch . 7 Dami t war eine Entscheidung gefallen, die den Aus­

gang des Krieges maßgeblich beeinflussen sollte und dem amerikanischen Isolat ionismus zu­

gleich seinen Abschied gab. 

1 Czempiel, E. O.: Das amerikanische Sicherheitssystem 1945-1949, Berlin 1966, S. 68 ff. 

2 Ebendort, passim. 

3 Dazu mit vielen Details Divine, R. A.: Second Chance. The Triumph of Internationalism in America Düring World War I I , New York 

1971; Westerfield, H. B.: Foreign Policy and Party Politics: Pearl Harbor to Korea, New Häven 1955. 

4 Czempiel, E. O. : a.a.O., S. 20 ; Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 39 ff. 

5 Divine, R. A.: The Illusion of Neutrality, New York 1962. 

6 Dazu Langer, W. L., und Everett Gleason, S.: The Undeclared War 1940/41, 2. Aufl. Gloucester 1968. 

7 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 13 ff. 
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Die Planungen und Vorschläge darüber, wie jene Wel t aussehen müsse, in der die Vereinigten 

Staaten im Kriege und nach dem Friedensschluß ihre Rol le als führende Macht zu spielen sich 

anschickten, begannen ebenfalls seit dem Herbs t 1939 Gestalt anzunehmen. Außenminis ter 8 

Cordel l Hulls Sonderberater für Nachkriegsfragen, Leo Pasvolsky, bildete einen Planungsstab, 

der unverzüglich erste Gespräche über die Ordnung der Nachkriegswelt einlei tete. 9 Im Gegen­

satz zu den Auffassungen des Präs iden ten 1 0 vertrat seine Regierung geschlossen den Stand­

punkt , Nachkriegsplanungen müßten so frühzeitig wie möglich aufgenommen werden. Man 

betrachtete die mangelnden amerikanischen Vorberei tungen auf den Frieden von Versailles als 

einen groben Fehler , dessen Wiederholung unter allen Umständen zu vermeiden sei, und hatte 

aus diesem Grunde schon Planungen für den kommenden Friedensschluß aufgenommen, noch 

bevor die Vereinigten Staaten sich im Kriege be fanden . 1 1 Man war entschlossen, mit wohlüber­

legten Vorstel lungen und Absichten an Friedensgespräche zu gehen, und die zuständigen In­

stanzen betrachteten es als ihre Pflicht, detaillierte Vorschläge auszuarbeiten, um sie dem Präsi­

denten im geeigneten Augenbl ick unterbreiten zu k ö n n e n . 1 2 

Die ganze Schwierigkeit dieses Unterfangens trat bald zutage, denn es gab keine verläßlichen 

Anhal tspunkte für die polit ische Ordnung der Nachkriegsepoche, auf die alle weiteren Planun­

gen notwendig aufbauen mußten. Im Gegensatz zu den wirtschaftspolitischen Vorbereitungen 

auf den Frieden hatte man auf pol i t ischem Gebie t auch „ke ine Methode vorzuweisen, von der 

man verbindlich annehmen konnte , sie werde zum gewünschten Ziel f ü h r e n " . 1 3 Nur dieses Ziel 

selbst stand fest, und Präsident Roosevel t erhob es mit Ausbruch des Krieges zum Leitmotiv der 

amerikanischen Außenpol i t ik : F r i e d e n . 1 4 

Während des ganzen Krieges gelangten die Planungen zur politischen Nachkriegsordnung über 

erste, schemenhaft umrissene Vorstel lungen nicht hinaus. D i e Ausgangsbasis aller Überlegun­

gen bildete in Washington die Hoffnung, man könne das Bündnis der Kriegsjahre mit der So­

wjetunion und Großbr i tannien auch bis in Friedenszeiten hinein fortsetzen, eine Erwartung, 

die vom pragmatischen Opt imismus amerikanischer Staatsmänner viel eher als von realen Tatsa­

chen gestützt wurde. Auf dem Fundament der Allianz zwischen den G r o ß e n Drei und China 

glaubten sie sogar die politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine Weltfriedens­

ordnung schaffen zu können, die erneute Konfl ikte ausschloß. Allen Völkern sollte im Rahmen 

ihrer traditionellen Lebensbereiche ihre politische und wirtschaftliche Existenz gesichert wer­

den. Die auf Demokra t ie und Freiheit beruhende Friedensordnung sollte einer internationalen 

8 Die ranghöchsten Beamten des amerikanischen Außenrninisteriums (State Department) sind in den Kriegsjahren der „Secretary of State", 

sein Stellvertreter, der „Under Secretary of State" und, darauffolgend mehrere Beamte, die den Titel „Assistent Secretary of State" tragen. 

Es ist üblich gewesen, den Titel, ,Secretary of State" mit „Staatssekretär", den des „Under Secretary of State" mit „Unterstaatssekretär" 

zu übersetzen, während der „Assistent Secretary of State" nicht erwähnt wird, weil sich keine sinnentsprechende Ubersetzung findet. Die 

bisherige Praxis führte dazu, daß die Rangunterschiede nicht mehr zutage treten und beispielsweise als „Unterstaatssekretäre" nebenein­

ander McCloy und Stettinius genannt werden, obgleich der erstere damals Assistent Secretary, der letztere ranghöherer Under Secretary 

war. (Deuerlein, E.: Die Einheit Deutschlands, Bd. I . : Die Erörterungen und Entscheidungen der Kriegs- und Nachkriegskonferenzen 

1941-1949, 2. Aufl. Frankfurt 1961, S. 52, 54.) 

Um dieser Unebenheit abzuhelfen, ist die Literatur dem Sprachgebrauch folgend dazu übergegangen, den Titel Secretary of State mit Au­

ßenminister, jenen des Under Secretary of State als Stellvertretenden Außenminister und den des Assistant Secretary of State mit Staatsse­

kretär zu übersetzen, was zugleich der heutigen Rangfolge entspricht. Manche Werke treffen die Unterscheidung nicht folgerichtig, doch 

sprechen andere eindeutig vom „Außenminister Cordell Hull" (ebendort, S. 26) , vom Stellvertretenden Außenminister Dean Acheson, 

der seinerzeit das Amt eines Under Secretary of State innehatte (ebendort, S. 146), und vom „Staatssekretär (Assistent Secretary) im Fi­

nanzministerium" Harry Dexter White. (Wettig, G.: Entmilitarisierung und Wiederbewaffnung in Deutschland 1943-1955. Internationale 

Auseinandersetzungen um die Rolle der Deutschen in Europa, Schriften des Forschungsinstituts der Deutschen Gesellschaft für Auswär­

tige Politik, Bd . 25 , München 1967, S. 44.) 

Dieser korrekt erscheinenden Ubersetzungspraxis schloß sich die vorliegende Arbeit an. Vgl. auch F R U S 1944, Bd. L, Anhang; United 

States Government Organization Manual 1973/1974. 

9 Snell, J. L.: a.a.O., S. 27. 

10 Vgl. dazu unten S. 15 ff. 

11 Die Neigung insbesondere des Außenministeriums, Nachkriegsplanungen bis ins Detail zu betreiben, ohne genügend Einsicht und Beteili­

gung an den politischen Entscheidungen des Kriegsalltages zu besitzen, ließ seine Arbeiten manchmal zur Konstruktion abstrakter Denk­

modelle heruntersinken, die mit den politischen und wirtschaftlichen Realitäten nur noch wenig gemein hatten. Dazu im einzelnen Gard­

ner, R. N.: a.a.O., S. 4 ff. 

12 Natter, H. A.: Post-War Foreign Policy Preparation 1939-1945, Washington 1949, S. 79. Das Werk bietet wertvolle und detaillierte 

Grundlagen, betont jedoch organisatorische Fragen viel zu einseitig. 

13 Czempiel, E. O.: a.a.O., S. 60 f., 38 ff. 

14 Ebendort, S. 60 . 
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Gemeinschaft der Völker in Poli t ik und Wirtschaft den Weg bereiten, die gleichen, der Allge­

meinheit dienenden Zielen nachging und sich um ihrer Verwirkl ichung willen zu gemeinsamem 

Streben ve rband . 1 5 

Eine derartige Weltfriedensordnung mußte auf der Zusammenarbei t und dem Vertrauen der 

Großmächte untereinander b e r u h e n . 1 6 Es gehörte aus diesem Grunde zu den wichtigsten Zielen 

der Außenpoli t ik Roosevel ts , ein solches Vertrauensverhältnis unter den Alliierten und vor al­

lem zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion als den führenden Mächten zu be­

gründen. Solchen Erwägungen entsprang Roosevelts „ G r e a t D e s i g n " 1 7 , sein Versuch, die miß­

trauische Abkapselung der Sowjetunion durch stets neue Beweise des amerikanischen Ver ­

ständnisses und der großzügigen Anerkennung sowjetischer Interessen zu durchbrechen. Die 

beständige Neigung des Präsidenten, sowjetischen Forderungen wohlwollend entgegenzu­

kommen, bezeugte die Ernsthaftigkeit seines Werbens um Stalins V e r t r a u e n . 1 8 Er suchte es 

durch kleinere Zugeständnisse, etwa bezüglich der Verwendung der italienischen F l o t t e 1 9 , aber 

auch in der Reparationspolit ik zu erwirken. 

Hatte man Stalin genügend Beweise selbstloser Freundschaft und Zusammenarbei t erbracht, so 

glaubte Roosevel t , müsse er den kommunist ischen Expansionsdrang hintanstellen und die V o r ­

bereitungen auf eine freiheitliche, demokratische und friedliche Weltordnung un te r s tü tzen . 2 0 

Darauf setzte der amerikanische Präsident seine ganze Hoffnung für einen zukünftigen Wel t ­

f r ieden 2 1 , eine Poli t ik, die nüchterne Beobachte r der Sowjetunion wie George F. Kennan „ e r ­

schreckend, ja fast gewollt naiv" a n m u t e t e . 2 2 

In den ersten Kriegsjahren verdrängten die Erfordernisse des gemeinsamen Kampfes der Alli ier­

ten gegen die Achsenmächte Absprachen über die politische und wirtschaftliche Ordnung der 

Nachkriegsepoche. Die ersten diesbezüglichen Vereinbarungen trugen in poli t ischer Hins icht 

nur allgemeine und unbestimmte Z ü g e . 2 3 Zwar kam es seit dem Frühjahr 1943 in Washington zu 

einem anhaltenden anglo-amerikanischen Gedankenaustausch über die Kriegsziele und die G e ­

staltung der Nachkriegswelt , in den die Sowjetunion durch die Moskauer Außenminis terkonfe­

renz vom O k t o b e r 1943 mit einbezogen w u r d e . 2 4 D o c h als die drei Staatsoberhäupter in T e ­

heran kurz darauf die grundlegenden Fragen der polit ischen Nachkriegsordnung anschnitten, 

gelangten sie über unverbindliche Meinungsäußerungen nicht h inaus . 2 5 

Ähnlich unbestimmt gestalteten sich die Verhältnisse bezüglich der alliierten Deutschlandpoli­

tik. V o r der Konferenz in Moskau tauschten die G r o ß e n Drei nur gelegentlich und bruchstück­

haft Ansichten zur Deutschlandfrage aus. U b e r das wichtigste Kriegsziel , die Niederwerfung 

des Gegners , herrschte ohnehin Eintracht . Zunächst mußten sich alle Bemühungen auf die dazu 

erforderlichen militärischen Schritte konzentr ieren. Alles andere trat in den Hintergrund. „ D i e 

amerikanische Regierung neigte dazu, Diskussionen über die polit ischen Erfordernisse nach 

dem Sieg über die Achsenmächte auszuwe ichen . " 2 6 Neben den allgemeinen Zielen der Atlan­

t ik-Charta, die nationale Selbstbest immung, eine Abkeh r von Terri torialansprüchen, wirt­

schaftliche Zusammenarbeit und eine stabile Friedensordnung forderte, lagen keine frühen Äu­

ßerungen vor, die Anhaltspunkte über die zukünftige Deutschlandpoli t ik der Alliierten hätten 

vermitteln können. So gab es vorerst keinerlei Antwor t auf die Frage, welches Schicksal dem 

15 Vgl. dazu im einzelnenMcNeill, w. H.: a .a .O., S. 315 ff., 326 ff., 402 ff.; Feis, H.: a .a .O., S. 269 ff.; Czempiel, E. O . : a .a.O., S. 6 ff.; 

Schmutz, H. />.. a.a.O., S. 44 ff. 

16 Snell,]. L.: Illusionen und Realpolitik. Die diplomatische Geschichte des Zweiten Weltkrieges, München 1966, S. 139 ff. (Das Werk wird 

im folgenden zitiert als Snell, ]. L.: Realpolitik.) 

17 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 52 ff. 

18 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 327 spricht anschaulich vergleichend von Roosevelt als „Freier bei der spröden russischen Geliebten". 

19 Ebendort, S. 326. 

20 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 326. 

21 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 52. 

22 Snell, J. L: Realpolitik, S. 142. 

23 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 319 ff. 

24 Feis, H.: a.a.O., S. 119 ff., 217 ff. 

25 Feis, H.: a .a .O. , S. 269 tt.;Snell, J. L.: a.a.O., S. 45 ff. 

26 Feis, H.: a.a.O., S. 119. 
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deutschen Volke nach seiner Niederlage widerfahren und wo Deutschland einen Platz in der po­

litischen Ordnung der Nachkriegs weit finden w e r d e . 2 7 

Die anglo-amerikanischen Verhandlungen in Casablanca ließen 1943 zutage treten, daß an eine 

genauere Bes t immung der alliierten Kriegsziele vorerst gar nicht gedacht war. Präsident R o o s e ­

velt verkündete dort am 2 4 . Januar anläßlich einer Pressekonferenz die alliierte Forderung nach 

bedingungsloser Kapitulation der Achsenmächte . Sie wurde mit jenem Augenblick „das be­

herrschende, direkte Kriegsziel der großen Al l ianz" und überschattete alle anderen Erklärun­

g e n . 2 8 

D e r Gedanke an eine bedingungslose Kapitulation Deutschlands war erstmals im Frühjahr 1942 

von einer Kommiss ion im State Depar tment erwogen, nicht im einzelnen ausgearbeitet, dem 

Präsidenten aber als Anregung übermittelt worden. Daß er sie aufgegriffen hatte, zeigte sich in 

den ersten Tagen des Jahres 1943 , als er die Jo in t Chiefs of Staff (Wehrmachtsgeneralstab) in 

Washington von seiner Absicht in Kenntnis setzte, die Forderung des „Uncondi t iona l Surren­

der" der Achsenmächte zur Basis der alliierten Kriegsziele zu erheben. 

D e r Begriff umriß nach amerikanischer Auffassung jene im Sezessionskrieg entstandene Forde­

rung nach bedingungsloser poli t ischer und militärischer Unterwerfung, die Präsident Roosevelt 

im Hinb l ick auf Deutschland ins Auge faßte, wobei die Siegermächte keine weitere Verpflich­

tung eingingen als jene, die ihnen ihr Gewissen und die Regeln der Menschlichkeit g e b o t e n . 2 9 

Den Völkern der Achsenmächte werde kein Leid geschehen, hob der Präsident bei seiner Rück­

kehr aus Casablanca hervor, doch müsse ihre barbarischen Führer das ganze Maß der Vergel­

tung t r e f f en . 3 0 So legte auch Premierminister Churchi l l die Formel aus, der sich China und die 

Sowjetunion im O k t o b e r 1943 in Moskau ansch lössen . 3 1 

D i e Forderung nach bedingungsloser Kapitulation des Gegners lag im gemeinsamen Interesse 

der Alliierten, auch wenn sie in erster Linie der anglo-amerikanischen Polit ik en t sprach . 3 2 Sie 

versicherte Stalin der Bündnistreue Londons und Washingtons bis zur endgültigen Niederlage 

Hit lers , und kam dem ständigen sowjetischen Drängen auf die baldige Eröffnung einer zweiten 

F ron t in Europa entgegen. So verlieh sie der Allianz mit Stalin frischen Auftrieb und gestattete es 

den Westmächten gleichzeitig, den unannehmbar erscheinenden sowjetischen Forderungen in 

Osteuropa vorerst aus dem Wege zu gehen. Sie wehrte der Möglichkei t eines deutsch-sowjeti­

schen Separat f r iedens 3 3 und erfüllte ein Grundanliegen der anglo-amerikanischen Polit ik, in­

dem sie die sowjetische Streitmacht der gemeinsamen Kriegführung e rh ie l t . 3 4 

Man vertagte in Casablanca alle strittigen Fragen der Nachkriegsordnung und verdeckte für die 

Dauer des Krieges alle Uneinigkeiten zwischen den Alliierten. Denn eine Forderung nach be­

dingungsloser Kapitulation enthob die Alliierten der Verpflichtung, sich schon jetzt auf kon­

krete Ziele einer gemeinsamen Nachkriegspoli t ik zu einigen, was aufgrund der zu erwartenden 

27 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 314. 

28 Vgl. im einzelnen McNeill, W. H.: a .a .O., S. 268 (l.;Snell, J. L.: Realpolitik, S. 119 ff.; Möllmann, G.: Amerikas Deutschlandpolitik im 

Zweiten Weltkrieg, Kriegs- und Friedensziele 1941-1945, Beihefte zum Jahrbuch für Amerikastudien Nr. 3, Heidelberg 1958, S. 63 ff.; 

Feis, H.: a .a .O., S. 108 ff.; Vagts, A.: Unconditional Surrender-vor und nach 1943, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 7. Jg. Stutt­

gart 1959, S. 280 ff.; O'Connor, R. G.: Diplomacy for Victory, New York 1971; Snell, J. L: a.a.O., S. 15 ff. 

29 Der Präsident berief sich später ständig auf ein Ereignis aus der Zeit der Sezessionskriege am Appomattox Court House, um seine mit der 

Formel Unconditional Surrender verbundene Politik zu erläutern.(Feis, H.: a.a.O., S. 111 ff.) Nach seiner bedingungslosen Kapitulation 

hatte der für die Südstaaten kämpfende General Lee damals gebeten, seinen Offizieren ihre Pferde zu lassen, was der siegende General 

Grant ihnen im Hinblick darauf zugestand, daß die Pferde im Frühjahr zum Pflügen gebraucht würden. In gleicher Weise sollte die ameri­

kanische Politik nach dem Zweiten Weltkriege den wirtschaftlichen Bedürfnissen der unterlegenen Völker Rechnung tragen, urteilte Präsi­

dent Roosevelt. 

30 Feis, H.: a .a .O., S. 113. 

31 Snell, J. L.: a .a .O., S. 18 f. 

32 Derselbe: Realpolitik, S. 118 ff. 

33 Erst Ende 1943, nach den Konferenzen von Moskau und Teheran, scheint Stalin den Gedanken an eine abermalige Verständigung mit Ber­

lin fallengelassen zu haben. (Gelber, H. G.: Der Morgenthau-Plan. in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte Bd. 13, Stuttgart 1965, S. 374, 

Anm. 9.) Zur Entwicklung der deutsch-sowjetischen Beziehungen vgl. Kleist, P-: Zwischen Hitler und Stalin, Bonn 1950. 

34 Die bedeutendste Tatsache des Krieges zu Anfang 1942 war, wie Roosevelt hervorhob, daß die Sowjetarmeen „mehr Soldaten der Achse 

töteten und mehr Güter der Achsenmächte zerstörten als alle anderen 25 Mitglieder der Vereinten Nationen zusammengenommen". Snell, 

] . L.: Realpolitik, S . 114. 
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Verschiedenheiten der Standpunkte eine schwere Belastung für die Allianz gegen Hi t ler darge­

stellt h ä t t e . 3 5 D e r militärische Sieg mußte, das galt der Pol i t ik Roosevel ts als oberstes G e b o t , mit 

den geringstmöglichen Verlusten an Menschenleben errungen w e r d e n . 3 6 D i e unverbrüchliche 

Einheit der Großen Drei bildete dafür eine unerläßliche Voraussetzung, und alles, was sie trü­

ben konnte , mußte bis zum Kriegsende aus dem Wege geräumt w e r d e n . 3 7 

Ihre Aufgabe, die Unvol lkommenhei ten des Bündnisses der Großen Dre i zu überdecken, er­

füllte die Uncondi t ional-Surrender-Formel gründlicher als wünschenswert . Mi t Zugeständnis­

sen an die Sowjetunion in Europa mußte gerechnet werden. Aber weil sich diesbezüglich En t ­

scheidungen bis ans Kriegsende vertagen ließen, erlagen amerikanische Poli t iker allzu leicht 

Täuschungen über den Charakter der sowjetischen Intent ionen. U n d ihr ans Irreale grenzender 

Optimismus über die Verhältnisse in der Nachkr iegsepoche, die Erwartung einer dauernden 

Weltfriedensordnung auf der Grundlage einer For tse tzung der Kriegsallianz verleitete dazu, 

Art und Umfang der mit den Eroberungen der Ro ten Armee beständig steigenden Ansprüche 

Stalins grob zu unterschätzen. 

De r Bl ick für die Schwierigkeiten der ungelöst zwischen den Alliierten stehenden Prob leme ging 

verloren. Man konnte sich Träumereien über ein kommendes Zeitalter weltweiter poli t ischer 

Harmonie hingeben. „ E s wurde erwartet, daß die frühe Nachkr iegsepoche von einem Maß an 

Einigkeit und Wohlwol len in den internationalen politischen Beziehungen der siegreichen Alli­

ierten untereinander zeugen werde, das es niemals zuvor in Friedenszeiten gegeben habe. Es 

wurde erwartet, daß die Welt sich rasch auf die Eine Wel t hin bewegen werde" , und keine ein­

flußreiche Persönlichkeit habe daran gezweifelt, daß eine solche Entwicklung eintreten könne , 

berichtete Harry Dexter White , der Verfasser des Morgen thaup lanes . 3 8 Derar t optimistische 

Auffassungen verdrängten nüchterne Einsichten in die Notwendigkei t interalliierter Nach­

kriegsabsprachen. 

Die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation war aber nur ein Gegenstück zu jener politi­

schen Strategie, die der amerikanischen Deutschlandpoli t ik seit 1942 von Präsident Roosevel t 

zugrunde gelegt und von Außenminister Hull sowie den J o i n t Chiefs of Staff gutgeheißen 

wurde. „S ie verkörperte bis 1944 das tragende Element der offiziellen amerikanischen Takt ik 

bei allen Verhandlungen über Deutschland und erfuhr in Jal ta im Februar 1945 eine ausdrückli­

che B e t o n u n g " 3 9 , um schließlich sogar in Potsdam noch nachzuwirken. Diese Strategie, die 

„Pol i t ik der Verzögerungen" Roosevelts gebot, bis zum Kriegsende keine spezifische amerika­

nische Deutschlandpolit ik zu akzep t ie ren . 4 0 Sie entsprang einer Vielfalt unterschiedlicher E r ­

wägungen nicht weniger als persönlichen Eigenschaften des Präsidenten. Schon politische 

Klugheit gebot, sich nicht auf Entscheidungen über eine von Unwägbarkei ten best immte Zu­

kunftslage festzulegen. Roosevel t vertrat diesen Standpunkt in der Deutschlandpoli t ik mit sol­

cher Überzeugung, daß er sogar seine eigenen, wiederholt den Alliierten vorgetragenen Pläne 

zur Teilung des Reiches stets aufs neue vertagte. 

Konnte man schon die Entwicklung des Verhältnisses der Alliierten zueinander während des 

Krieges nicht mit Gewißhei t abschätzen, so galt das erst recht für sämtliche Nachkriegsfragen. 

Wie sich der Aufmarsch alliierter Truppen in Deutschland vollziehen und wo er zum Stehen 

kommen würde, welche Machtverhältnisse die anschließende Entwicklung best immen und ob 

35 Derselbe: Dilemma, S. 17. 

36 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 105 ff. 

37 „Ich bin nicht gewillt, etwas zu tun, das die Einigkeit im Kriege durch vorzeitige Friedensverhandlungen gefährden kann", schrieb Senator 

Vandenberg im April 1943. „Wenn wir uns mit unseren Alliierten zanken müssen, würde ich es lieber nach dem Sieg tun." Vandenberg, 

A. V.: The Private Papers of Senator Vandenberg, Boston 1952, S. 45 f. 

Es blieb umstritten, ob die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation den Krieg gegen Deutschland nicht eher verlängerte und mit der 

Bitterkeit der militärischen Auseinandersetzungen die Höhe der Verluste noch stieg. Militärische Kreise in Großbritannien und den Verei­

nigten Staaten äußerten wiederholt Bedenken gegen sie, und tatsächlich bot sie der deutschen Propaganda reichhaltige Ansatzpunkte. Dazu 

Penrose, E. F.: a.a.O., S. 228 i.; Snell, J. L.: Realpolitik, S. 119 l.; McNeill, W. H.: a.a.O., S. 270 f. 

38 Cardner, R. N.l a.a.O., S. 7. 

39 Snell, ], L.: a.a.O., S. 17. 

40 Ebendort, S. 14 ff. 
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es sich tatsächlich als möglich herausstellen würde, die erhoffte Koali t ion mit der Sowjetunion 

fortzusetzen, all das ließ sich vorerst nicht übersehen und trug doch bestimmenden Charakter 

für die zukünftige amerikanische Poli t ik in Deutschland und Europa. Ebenso gab es nicht mehr 

als grobe Anhaltspunkte für die innenpolit ische Lage des Reiches selbst nach seiner Niederlage. 

Eine Vielzahl polit ischer und wirtschaftlicher Momente ebenso wie das Ausmaß der Kriegszer­

störungen gehörten zu den nicht vorhersehbaren Best immungsgrößen. 

H inzu kam, daß in Washington von Anfang an Uneinigkeit über die zweckmäßigste Deutsch­

landpolitik herrschte. Das ganze Jah r 1942 kennzeichneten bereits Diskussionen um das Für 

und Wider einer Tei lung des Reiches in mehrere Einzelstaaten. Churchi l l könnte diesen jahr­

hundertealten Gedanken Roosevel t schon Ende 1941 nahegelegt h a b e n 4 1 , und der Präsident 

neigte ihm je länger, desto entschiedener zu, wobei der Einfluß des stellvertretenden Außenmi­

nisters Sumner Welles eine große Rol le spielte. Unte r seiner Leitung entwarf das State Depart­

ment ausführliche Teilungspläne, denen Außenminis ter Hul l widerstrebend und schließlich 

scharf verurteilend begegnete. Die aufflammenden Spannungen um die Deutschlandfrage ende­

ten mit dem Rücktr i t t W e l l e s ' 4 2 , aber der Gedanke an eine Teilung des Reiches gehörte damit 

keineswegs der Vergangenheit a n . 4 3 

D e r Vorgang muß Roosevel ts B l i ck für die Schwierigkeiten bei der Formulierung einer gemein­

samen alliierten Nachkriegspol i t ik einerseits, eines Konzepts zur amerikanischen Deutschland­

polit ik andererseits geschärft haben. In Washington befanden die Dinge sich noch im Fluß. Die 

Hal tung des Präsidenten selbst unterlag Verschiebungen, die von der Bereitschaft zu gewissen 

Konzess ionen an das deutsche V o l k in der Atlant ik-Charta zu strenger Unnachgiebigkeit führ­

ten. Uncondi t ional Surrender bildete eine der Stationen dieses Weges, der bei den Extremen des 

Morgenthauplanes endete, bevor er zu gemäßigten Bahnen zurückfand. 

All diese M o m e n t e gestatteten amerikanische Entscheidungen zur Deutschlandpolit ik noch 

nicht. U n d tatsächlich barg die zukünftige Entwicklung so große Unsicherheiten, die sich jeder 

Voraussage entzogen, daß in den Kriegsjahren verbindliche Deutschlandentscheidungen nicht 

durchführbar erschienen. Die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation und die Polit ik der 

Verzögerungen traten an deren Stelle. Sie ließ die Alliierten ungebunden, ersparte ihnen frühzei­

tige Deutschlandbeschlüsse, die sich später als wirklichkeitsfremd erweisen konnten, und 

räumte ihnen für die Zukunft Handlungsfreiheit im Deutschen Reich ein. 

Die Vertagung aller Deutschlandentscheidungen enthob alliierte Poli t iker jedoch noch nicht der 

Notwendigkei t vorausschauender Planungen. Die Forderung nach bedingungsloser Kapitula­

tion implizierte viel eher hohe alliierte Verantwort l ichkeiten in Deutschland und gab somit allen 

Anlaß zum En twur f umfassender Neuordnungen im Deutschen R e i c h . 4 4 D o c h über diese Frage 

entstanden in Washington tiefe Meinungsverschiedenheiten. Das Außenministerium und der 

Botschaf ter in L o n d o n J o h n G. Winant als amerikanischer Vertreter bei der Europäischen Bera­

tenden Versammlung ( E A C ) drangen während des Krieges unausgesetzt auf die Verabschie­

dung langfristiger und detaillierter amerikanischer Deutschlandplanungen und ihre Abst im­

mung mit britischen und sowjetischen Plänen in der E A C . 4 5 

A b e r Präsident Roosevel t , das Kriegsministerium und das Finanzministerium sprachen sich ge­

gen ein auf lange Sicht entworfenes und Einzelheiten berührendes Deutschlandprogramm aus, 

und das Gewich t der Autori tät stand auf ihrer S e i t e . 4 6 Für die Zwecke der Militärregierung in 

Deutschland genügte ihrer Auffassung nach eine allgemein gehaltene, kurzfristige Direktive an 

41 Mosely, Ph.: Dismemberment, S. 487 ff.; Snell, J. L.: Realpolitik, S. 119. 

42 Er vertrat seine Thesen später vor allem in seinem Werk „The Time for Decision", New York 1944. 

43 Eine Zusammenfassung der späteren Entwicklung des Teilungsgedankens findet sich bei Snell, ]. L.: a.a.O., Realpolitik, S. 183 ff.; aus­

führlicher bei Hammond, P. Y.: a.a.O., passim, und Deuerlein, c: a.a.O., passim. 

44 Snell, ] . L.: a.a.O., S. 19. 

45 Eine eindrucksvolle Schilderung der Standpunkte des Außenministeriums und Winants sowie der Schwierigkeiten in der E A C bringt Pen­

rose, E. F.: a.a.O., passim. 

46 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 66. Eine nähere Darstellung dieser Zusammenhänge sowie entsprechende Literaturhinweise finden sich unten 

S. 26 ff. 
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den Zonenkommandanten. Selbst deren Formulierung stellte Präsident Roosevel t noch im 

Herbst 1944 in F r a g e . 4 7 „ U n d so strichen die Monate dahin", klagte einer der Betroffenen in der 

amerikanischen Botschaft in London , „b i s der Friede drohte, ve r lo renzugehen" . 4 8 

So kamen weder die amerikanischen noch die interalliierten Deutschlandplanungen voran. 

Zwar akzeptierten die drei Außenminis ter im O k t o b e r 1943 auf den Vorschlag Edens hin das 

Prinzip gemeinsamer Verantwort l ichkeit im besetzten D e u t s c h l a n d . 4 9 Es war nicht mehr als lo­

gisch, daß die E A C in London daraufhin mit der Formul ierung einer gemeinsamen alliierten 

Deutschlandpolit ik beauftragt wurde. Aber in Wirkl ichkeit hat man beiderseits des Atlantiks 

„die Verpflichtung zum Aushandeln einer von den drei Mächten getragenen Besatzungspoli t ik 

beiseite g e s c h o b e n " . 5 0 

Wo interalliierte Deutschlandgespräche stattfanden, während der Kriegskonferenzen und in der 

E A C in London, da trugen sie unsystematischen Charakter und wurden von endlosen Verzöge­

rungen aufgehalten. Zwar einigte man sich in diesem Rahmen auf weitere Ziele, zu denen die 

Schaffung einer stabilen Friedensordnung nach der Uberwindung Hit lers , die Austilgung des 

Nationalsozialismus und des deutschen Militarismus, die wirtschaftliche und militärische Ent ­

waffnung des Gegners , Reparationsleistungen, eine Dezentralisierung oder Tei lung des Reiches 

und die Bestrafung der Kriegsverbrechen g e h ö r t e . 5 1 Aus den mit ungewöhnl icher Geduld von 

der amerikanischen Botschaft in London vorangetriebenen Beratungen in der E A C gingen der 

Entwurf einer Kapitulationsurkunde für Deutschland, ein A b k o m m e n über das alliierte K o n ­

trollsystem und das Protokol l über die Einteilung der Besatzungszonen h e r v o r . 5 2 

Jeder einzelne dieser Fortschri t te der Deutschlandplanungen kam unter den mühseligsten V o r ­

aussetzungen zustande, erlitt wegen des mangelnden Interesses oder gegenseitigen Mißtrauens 

der Alliierten die schwersten Rückschläge und verdeckte am Ende doch nur die Tatsache, daß 

eine gemeinsame alliierte Deutschlandpoli t ik nicht ex i s t i e r t e . 5 3 Miteinander unvereinbare D e ­

klamationen allgemeiner Kriegsziele und technische A b k o m m e n der E A C standen sich später in 

Potsdam beziehungslos gegenüber . 5 4 Spezifische und detaillierte Vereinbarungen über den In­

halt der Besatzungspolit ik, wie sie das State Department unter Hul l und Stettinius, amerikani­

sche Kreise in der E A C und zeitweise die Londoner Regierung anstrebten, fehlten h i n g e g e n . 5 5 

Damit aber war der Ausgangspunkt für die gemeinsame alliierte Deutschlandpoli t ik nicht ge­

geben. 

Dennoch glaubte Präsident Roosevel t zeitlebens fest an die Mögl ichkei t einer Zusammenarbei t 

mit Großbri tannien und der Sowjetunion im Nachkr iegsdeutsch land 5 6 und hielt beständig an 

der Formel von Casablanca und seiner Poli t ik der Verzögerungen fest. Zum Tei l mag das auf 

seine Erinnerung an Präsident Wilson zurückgehen, dessen Friedenspoli t ik an den frühzeitigen 

47 Mosely, P. £ . : Occupation, S. 596. 

48 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 229. 

49 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 332. 

50 Dorn, W, L.: a.a.O., S. 67. 

51 Zu der hier angedeuteten Problematik gibt es eine so umfangreiche Literatur, daß nur als Auswahl genannt werden können: Foreign Rela­

tions of the United States: The Conferences at Cairo and Tehran 1943, Washington 1961; The Conference at Quebec, 1944, Washington 

1972; The Conferencesat Malta and Yalta 1945; The Conference of Berlin 1945, Washington 1960; Snell,}. L.: a.a.O.; Derselbe: Realpoli­

tik; Hammond, P. Y.: a.a.O.; Feis, H.: a.a.O.; Derselbe: Potsdam; Marienfeld, W.: Konferenzen über Deutschland. Die alliierte 

Deutschlandplanung und -politik 1 9 4 1 - 1 9 4 9 , Hannover 1963; McNeill, W. H.: a .a.O.; Dorn, W. L.: a .a.O.; Mottmann, C: a .a.O.; 

Gottlieb, M.: a.a.O.; Woodward, L.: British Foreign Policy in the Second World War, London 1962. 

52 Uber die Arbeit der E A C unterrichten Mosely, P. £ . : a.a.O. ;Penrose, E.F.: a .a.O.; S. 229 ff.; Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 329 ff.; Meiss­

ner, B.: Die Vereinbarungen der Europäischen Beratenden Kommission über Deutschland von 1944/45, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 

B 46/1970, S. 3 {{.;Kowalski, H. G.: Die „European Advisory Commission" als Instrument alliierter Deutschlandplanung 1943-1945, in: 

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte Bd. 19, Stuttgart 1971, S. 261 ff.; als grundlegende Ubersicht auch Feis, H-: a.a.O., S. 358 ff.; eine ver­

mutlich abschließende Arbeit über die Frage der Besatzungszonen schrieb Sharp, T.: The Wartime Alliance and the Zonal Division of 

Germany, Oxford 1 9 7 x 

53 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 68 führt als Beispiel für diese Verhältnisse das Kommunique von Jalta an und bemerkt treffend, es könne vom kriti­

schen Historiker nicht ernst genommen werden mit seinem Anspruch, eine Vereinbarung über die gemeinsame alliierte Verantwortung im 

Nachkriegsdeutschland, über eine „gemeinsame Politik" und eine „koordinierte Verwaltung" durch den alliierten Kontrollrat erreicht zu 

haben. Schon für einerein militärische Besetzung Deutschlands war es völlig ungenügend, ganz abgesehen davon, daß es über die viel wich­

tigeren politischen Probleme kein Wort enthielt. Ebendort. 

54 Deuerlein, E.: Auslegung und Vollzug des Potsdamer Abkommens, in: Potsdam und die deutsche Frage, Köln 1970, S. 63 . 

55 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 64 ff. 
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Absprachen der Alliierten untereinander s che i t e r t e . 5 7 E in wesentliches Argument für die Politik 

der Verzögerungen entsprang überdies innenpolitischen Erwägungen. D e r Präsident rechnete 

mit einer möglichen Wiederkehr isolationistischer Tendenzen in den Vereinigten Staaten und 

legte das seinen außenpolitischen Vorstellungen zugrunde. 

, , Wer denkt, der Isolat ionismus sei tot , ist verrückt. Sobald der Krieg vorbei ist, könnte er stär­

ker denn je se in" , stellte er im Wahljahr 1944 f e s t . 5 8 U n d noch in Jalta hielt er eine zweijährige 

Stationierung amerikanischer Truppen in Europa für das äußerste dessen, was er mit Rücksicht 

auf den Kongreß und die öffentliche Meinung seines Landes vertreten k ö n n e . 5 9 Die Reste isola­

tionistischen Denkens standen einer Lösung des Deutschlandproblems im Wege, denn sie 

schlössen die Übernahme langfristiger amerikanischer Verantwort l ichkeiten in Europa aus. Das 

State Depar tment akzeptierte hingegen solche Verantwort l ichkeiten in seinen Deutschlandpla­

nungen, und der Präsident zweifelte deswegen nicht ohne Grund an dessen Fähigkeiten, den 

Tatsachen der amerikanischen Innenpoli t ik gerecht werden zu k ö n n e n . 6 0 

Ein letztes Mot iv für die Poli t ik der Verzögerungen ergab sich aus der Veranlagung des Präsi­

denten selbst. Er neigte dazu, „die Dinge warten und reifen zu lassen; improvisierendes, an 

konkreten Problemen ansetzendes Handeln lag ihm mehr als analytisches P l a n e n " . 6 1 Roosevelts 

Deutschlandpoli t ik ließ das häufig zutage treten. Im Herbs t 1944 antwortete er auf das Drängen 

Hul ls , endlich die Planungen in der Deutschlandfrage voranzutreiben, er halte Eile in dieser 

Sache nicht für erforderlich. „ E s widerstrebt mir, detaillierte Pläne für ein Land zu schmie­

den, das wir noch nicht besetzt hal ten", schrieb er an seinen Außenminister . „ I c h kann in 

diesem Augenbl ick noch nicht in jeder Hinsicht entscheiden, welche Art Deutschland wir 

e r s t r e b e n . " 6 2 

D e m britischen Nat iona lökonomen Lord Keynes vertraute Roosevel t bei einem Besuch in 

Washington im N o v e m b e r 1944 an, er werde „nach Kriegsende selbst Deutschland besuchen, 

um sich persönlich über die Verhältnisse, und insbesondere das Ausmaß der Kriegszerstörun­

gen zu orientieren, bevor er bindende Entscheidungen treffen w e r d e " . 6 3 Im Februar 1945 hob 

der amerikanische Botschafter in London , J o h n G. Winant , dem Präsidenten gegenüber eben­

falls vergeblich die dringende Notwendigkei t einer konstruktiven Deutschlandpolit ik hervor. 

Er gewann dabei den Eindruck, weniger mit einer feindseligen Haltung des Präsidenten gegen­

über Deutschland als mit der Schwierigkeit kämpfen zu müssen, dessen Aufmerksamkeit für das 

Problem zu w e c k e n . 6 4 

Das mag eine Folge von Erschöpfung und Krankheit gewesen sein und darauf zurückgehen, 

daß die Last der Kriegführung dem Präsidenten kaum jemals Zeit für Nachkriegsplanungen ließ. 

U n d doch war es typisch für Roosevel ts Einstellung. „ E s scheint, als habe es gewisse Zukunfts­

ereignisse gegeben, über die er im voraus ernsthaft zu überlegen zögerte, um sich lieber auf seine 

unvergleichliche Improvisat ionskunst zu verlassen, sobald die Zeit reif w a r . " 6 5 Schon im Früh­

jahr 1942 telegraphierte er an Churchi l l : „ I c h glaube, ich kann persönlich mit Stalin besser um­

gehen als Ihr Foreign Office oder mein State D e p a r t m e n t . " 6 6 Zudem erwartete der Präsident, er 

könne durch persönliche Kontak te und freimütige Diskussionen das Vertrauen Stalins gewin­

n e n . 6 7 A u f diesem Wege suchte Präsident Roosevel t auch die Deutschlandfrage, und zwar nicht 

vor dem Ende des Krieges zu l ö s e n 6 8 , um die inneren Verhältnisse des Reiches in seine Entschei-

57 Feis, H.: a.a.O., S. 110; McNeill, W. ff.: a.a.O., S. 270. 

58 Sberwood, R. E.: a .a .O., S. 827; Gelber, H. G.: a.a.O., S. 373. 

59 F R U S Yalta, S. 628 . 

60 Gelber, H. G.: a.a.O., S. 375 f. 

61 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 57. 

62 F R U S Yalta, S. 158 f. 

63 Memorandum of Conversation, 26. November 1944, RG 43, Records of the Yalta Conference, box 3. Vgl. unten S. 109 f. 

64 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 205. 

65 Ebendort. 

66 Gelber, H. G.: a.a.O., S. 375. 

67 McNeill, W. Fi.: a.a.O., S. 327. 

68 In der amerikanischen Botschaft in London scheint man sich dieser Tatsache nicht bewußt gewesen zu sein. Penrose, der als Berater Wi-

nants in Wirtschaftsfragen fungierte, stellte sich nach Kriegsende noch die ungläubige Frage, ob es sein könne, daß Roosevelt seine Außen­

politik im Rahmen persönlicher Treffen der Staatsoberhäupter zu betreiben vorzog. Penrose, E. F.: a.a.O., S. 263. 
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düngen mit einbeziehen zu können, ein Vorhaben, das noch die Ergebnisse der Potsdamer K o n ­

ferenz und die frühe amerikanische Besatzungspoli t ik maßgeblich beeinflußt hat. 

Es gehörte zu den natürlichen Konsequenzen der Verzögerungspoli t ik Roosevel t s , daß sich be­

züglich der Deutschlandfrage in Washington ein Vakuum bildete. Im März 1943 beauftragte er 

Außenminister Hull zwar, nach Rücksprache mit Kriegsminister St imson anglo-amerikanische 

Beratungen über die gemeinsame Deutschlandpoli t ik der ersten Nachkriegsmonate einzulei­

t e n . 6 9 Sonst aber widersprach Roosevel t amerikanischen Deutschlandplanungen eher, als daß er 

sie gefördert hätte. Eines seiner Memoranden ging darin im O k t o b e r 1944 soweit , mit der ersten 

Fassung der Direktive J C S 1067 alle bisher erarbeiteten Grundlagen der Deutschlandpoli t ik in 

Frage zu s t e l l en . 7 0 Die Arbeit der Europäischen Beratenden Kommiss ion in London kam damit 

zum Stillstand, um erst im April 1945 wieder anzulaufen, als es zu spät w a r . 7 1 

Hinter diesem Vorgang stand der Wille des Präsidenten, sich t rotz seiner Pol i t ik der Verzöge­

rungen die Entscheidungsfreiheit in der Deutschlandfrage nicht entgleiten zu lassen. „ W e n n es 

etwas gab, was Präsident Roosevel t und seine nächsten Berater unter allen Umständen verhin­

dern wollten, dann war es das Einschlagen eines Weges, auf dem unmerklich die polit ische In­

itiative an die Bri ten und die Russen übergehen w ü r d e . " 7 2 Schon aus diesem Grunde lag ihm 

nicht sonderlich am Erfolg der E A C , die, wie er seinem Außenminis ter gegenüber pointiert her­

vorhob, beratend tätig s e i 7 3 und sich in Deutschlandfragen nicht einmal auf zweiter, sondern auf 

dritter Ebene b e w e g e . 7 4 Hinzu kam, daß man im Washington der Kriegsjahre Großbr i tannien 

trotz aller Bereitschaft zur Zusammenarbe i t 7 5 mit einer gewissen Skepsis gegenüberstand, die 

auch Roosevelt teilte. Manche Regierungsinstanzen hegten tiefen Argwohn gegen sämtliche bri­

tischen Vorhaben, hinter denen sie ständig verborgene Absichten zu erkennen g l aub ten . 7 6 

All dies bewirkte, daß der Schwerpunkt amerikanischer Planungen und Entscheidungen zur 

Deutschlandfrage in Washington und nur hier verblieb. D i e Regierung war nicht bereit , sich 

diesbezüglich in ihrer Bewegungsfreiheit einschränken zu lassen, nicht einmal durch die interal­

liierten Kriegskonferenzen. Sie vermittelten der amerikanischen Poli t ik zwar manchen Impuls , 

bewogen sie wohl auch zu mancher unbedachten Konzess ion . Aber es blieb eine unbestreitbare 

Tatsache, daß auch hier „e ine wirkliche Anstrengung für eine gemeinsame alliierte Besatzungs­

politik vor dem Ende des Krieges nicht gemacht w u r d e " . 7 7 

Verlauf und Ergebnisse der Konferenz von Quebec im Herbs t 1944 beispielsweise oder der 

Konferenz von Jal ta lassen erkennen, daß es den amerikanischen Instanzen in erster Linie 

durchaus nicht um die Abst immung gemeinsamer Ziele einer alliierten Deutschlandpoli t ik 

g i n g . 7 8 Ihr Interesse konzentrierte sich vielmehr darauf, die eigenen Planungen im Rahmen der 

Konferenz als Basis der amerikanischen Deutschlandpoli t ik durchzusetzen, um damit jene der 

anderen Ministerien in Washington zu Fall zu bringen. A u f diese Weise bereitete das F inanzmi­

nisterium die Grundlagen der ersten Direktive J C S 1067 vom September 1944 in Q u e b e c , das 

Außenministerium die Basis seiner Gegendirektive vom März 1945 in Ja l ta vor . 

Aber die Entscheidungen über den Charakter der amerikanischen Besatzungspoli t ik fielen nicht 

auf internationalen Konferenzen, sondern in W a s h i n g t o n . 7 9 Dazu bedurfte es, wenn der Regie­

rung an einer sinnvollen Polit ik lag, vorbereitender Planungen, und ihnen fehlten aufgrund der 

69 Hull, C: The Memoirs of Cordell Hull, New York 1948, Bd. I I , S. 1284 f.; Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 315. 
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Haltung Roosevel ts die Bezugspunkte . Bis zum Herbs t 1943 galt, daß der Präsident weder über 

den allgemeinen Charakter noch die speziellen Zielsetzungen, weder über Verfahrensfragen 

noch die Dringlichkei t von Deutschlandplanungen bindende Weisungen gegeben h a t t e . 8 0 Es 

war bekannt , daß er generell zu einer Pol i t ik der Strenge neigte. D o c h schon bei der Frage nach 

einer Tei lung Deutschlands mangelte es an konsequenten Standpunkten Roosevel ts , und in j e ­

der weiteren Hins icht fehlten sie übe rhaup t . 8 1 

Nachdem das Zögern des Präsidenten bis in die letzten Kriegsmonate anhielt, konnte es picht 

ausbleiben, daß die Initiative in Deutschlandfragen auf die Ministerien überging. Sie verliehen 

den amerikanischen Planungen die maßgeblichen Impulse und setzten die Prämissen, indem sie 

von den im eigenen Hause vertretenen Anschauungen und Zielen anstelle der fehlenden Wei­

sungen des Präsidenten ausgingen. Die Ergebnisse reichten naturgemäß weit auseinander, je 

nach der planenden Instanz, ihren Zielsetzungen, dem O b j e k t sowie dem Zeitpunkt, zu dem die 

Arbei ten in Angriff genommen wurden. Hauptsächlich vier Ressorts führten sie in Washington 

durch. 

An erster Stelle fungierte das Außenminis ter ium unter Cordel l Hull , der von dem stellvertre­

tenden Außenminis ter Sumner Welles und dem Sonderberater Leo Pasvolsky unterstützt 

w u r d e . 8 2 N i ch t minder wichtige Aufgaben erfüllte das Finanzministerium unter Henry Mor ­

genthau j r . und seinem Mitarbei ter für internationale Wirtschaftsfragen, Harry Dexter W h i t e . 8 3 

An dritter Stelle kam das Kriegsministerium unter Henry L. St imson, seinem Staatssekretär 

J o h n J . M c C l o y sowie einer Abtei lung für zivile Angelegenheiten. Es beteiligte sich nur zö­

gernd und mit langen Unterbrechungen an Deutschlandplanungen, trug aber durch die Besat­

zungsstreitkräfte die administrative Verantwortung für das besetzte Reich und konnte dort den 

nachhaltigsten Einfluß ausüben . 8 4 Als vierte Instanz ist das Board of E c o n o m i c Warfare unter 

der Lei tung des Vizepräsidenten Hen ry A. Wallace zu nennen. Nachfolgeorganisation des B o ­

ard und einer Reihe weiterer Planungsgruppen wurde im Herbs t 1943 die Foreign Economic 

Administrat ion unter Leo T. Crowley . Sie spielte neben Außen- , Kriegs- und Finanzministe­

rium in den späteren Streitigkeiten um die amerikanische Deutschlandpoli t ik eine wechselhafte 

Ro l l e , war jedoch grundsätzlich an die politischen Weisungen des Außenministeriums gebun­

d e n . 8 5 

„ W a s hier betont werden so l l " und jedem Verständnis der amerikanischen Deutschlandplanun­

gen zugrunde liegen muß, „ i s t die Tatsache, daß die amerikanische Besatzungspolit ik auf dem 

Hintergrunde einer zwischen dem Außenminis ter ium, dem Kriegsministerium und dem F i ­

nanzministerium geführten Dre iecks -Deba t te formuliert w u r d e " 8 6 , wobei die Mitwirkung der 

Fore ign E c o n o m i c Administrat ion ( F E A ) 8 7 an diesem Prozeß nachzutragen i s t . 8 8 Hier , in den 

Auseinandersetzungen zwischen den Vertretern dieser Ressorts , und in ihrem mehr oder weni­

ger erfolgreichen Werben um das Einverständnis des Präsidenten, fielen die maßgeblichen Ent­

scheidungen über die amerikanische Deutschlandpoli t ik. 

Dabe i zeigte sich, daß die Gegensätze zwischen der gemäßigten und der konsequent harten 

Richtung unvereinbar nebeneinanders tanden. 8 9 Es wäre an Präsident Roosevel t gewesen, ange­

sichts dieser Lage eine Entscheidung für den einen oder anderen Weg oder für eine Kompromiß­

lösung zu fällen. A b e r er griff nur hin und wieder fördernd, meist jedoch korrigierend oder 

hemmend in die Meinungsverschiedenheiten ein, die sich nun in ihrer ganzen Brei te zwischen 

den vier Planungsbehörden entfalteten. 

80 Hammond, P. Y.: a .a .O., S. 314 ff., insbesondere 324. 

81 Ebendort. 

82 Snell, J. L.: a.a.O., S. 27 ff. 

83 Ebendort, S. 64 ff. 

84 Ebendon, S. 24 ff. 

85 Die Foreign Economic Administration wird hinfort unter ihrem in der Fachliteratur gebräuchlichen Namen F E A erwähnt. 

86 Dorn, W. L.: a .a .O., S. 69 

87 Zu den Funktionen der Foreign Economic Administration in der wirtschaftspolitischen Deutschlandplanung vgl. unten S. 78 ff., 137 ff. 

88 Vgl. dazu unten S. 96. 
89 Treue, W.: Die Demontagepolitik der Westmächte nachdem Zweiten Weltkrieg, Frankfurt a. M./Zürich 1967, S. 10 ff. Zu den beiden hier 

angesprochenen Richtungen vgl. oben S. 2 f. 
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Sie mühten sich bis in die Tage des deutschen Zusammenbruchs , der jeweils eigenen Besat­

zungspolitik die Oberhand zu verschaffen oder zu erhalten. Deutschlandverhandlungen in 

Washington standen im Zeichen der Strategie und Takt ik wechselnder Allianzen zwischen den 

Planungsbehörden 9 0 , eines ständigen Hin und H e r augenblicklicher Machtposi t ionen und prin­

zipieller Gegensätzlichkeiten über die Interpretation der seltenen Äußerungen Präsident R o o ­

sevelts. Seine wahren Absichten zu vertreten, nahm jedes Ressor t für sich in Anspruch, und ver­

teidigte die eigenen Standpunkte mit entsprechender Hartnäckigkei t . 

Ein unmäßig anschwellender S t rom stets neuer Akten und Papiere zur Deutschlandfrage beglei­

tete die niemals abreißenden Versuche der Ministerien, sich durchzusetzen. In immer neuen 

Vorschlägen und Gegenvorschlägen, Ergänzungen oder Streichungen, verdeckten U m w a n d ­

lungen und sinnentstellenden Neuformulierungen suchte man die Standpunkte der Gegenpartei 

behutsam verschleiert oder in aller Offenheit zu Fall zu b r i n g e n . 9 1 Man stritt um den Sinn und 

die Auslegungsmöglichkeiten einzelner Abschni t te , Paragraphen, Sätze oder Wör t e r und B u c h ­

staben, und es erwies sich doch nur die Unvereinbarkei t der gegensätzlichen Posi t ionen. 

Zwar gelang es interministeriellen Ausschüssen nach langem Bemühen , dem Präsidenten mit der 

Direktive J C S 1067 und den Reparat ionsdokumenten gemeinsame Vorschläge zur amerikani­

schen Deutschlandpoli t ik zu unterbreiten, die er akzep t i e r t e . 9 2 Sie lagen der amerikanischen B e ­

satzungspolitik im Nachkriegsdeutschland zugrunde. Aber die Widersprüche der starr beibe­

haltenen Auffassungen jedes einzelnen Ministeriums traten sich auch in diesen Papieren noch 

unvereinbar gegenüber. Welche Richtung die Besatzungspoli t ik tatsächlich einschlagen würde, 

blieb im wesentlichen einer späteren Auslegung der Dokumen te überlassen. Es ist unverkenn­

bar, daß sie noch keine endgültige Antwor t auf das Deutschlandproblem gaben, wohl auch gar 

nicht geben sollten: Präsident Roosevel ts Pol i t ik der Verzögerungen hatte sich in ihnen durch­

gesetzt. 

Die amerikanischen Deutschlandplanungen wurden von dem Gegensatz zwischen Här te und 

Mäßigung stark beeinflußt. Er zog sich quer durch die öffentliche Meinung und die Planungsin­

stanzen Wash ing tons 9 3 , wobei der Stellungnahme des einzelnen im wesentl ichen seine An­

schauungen über das Verhältnis zwischen Nationalsozialismus und Deutsch tum zugrunde­

lagen. Sie wurde von den vielschichtigsten Momenten beeinflußt, beispielsweise der ethnischen 

Herkunft oder Bindung, persönlichen Verhältnissen und Erfahrungen, dem Bildungsgrad, Par­

teizugehörigkeit oder, besonders in den Planungsbehörden selbst, der Loyali tät gegenüber R e s ­

sortleitern. 

Es ist vorgeschlagen worden, diesbezüglich mehrere Gruppierungen zu un te rsche iden . 9 4 D i e 

eine Richtung, sie gewann im Laufe der Zeit stark an Boden und gilt als herrschende Meinung in 

der anglo-amerikanischen Öffentl ichkeit der Kriegsjahre, leugnete einen Unterschied zwischen 

dem Nationalsozialismus und dem Charakter der deutschen Gesellschaft. Sie bejahte daher das 

„B i ld eines von jeher brutal-aggressiven, friedenstörenden und völkerbedrohenden Deutsch­

tums" mit seiner insgesamt moralisch verwerflichen A r t . 9 5 Aus dieser Grundeinstel lung der so ­

genannten Vansittartisten folgerte die Notwendigkei t einer unnachgiebig harten Deutschland­

politik. Sie mußte es sich zum Ziel setzen, die Völkergemeinschaft ein für allemal von der unab­

lässigen Bedrohung durch den deutschen Militarismus zu befreien. Exemplarische Bestrafung 

der Kriegsverbrecher, strengste Entnazifizierung und Umerziehung des deutschen Volkes , 

90 Die Literatur gehl bisher von der Feststellungeines dauernden Bündnisses zwischen Kriegs- und Finanzministerium aus. Es zeigte sich je­

doch, daß diese im Prinzip richtige Aussage ergänzungsbedürftig ist, weil zeitweise auch eine Zusammenarbeit zwischen dem Finanz- und 

dem Außenministerium sowie zwischen diesem und dem Kriegsministerium zustande kam. Vgl. beispielsweise unten S. 30 f. 

91 „Ich weiß nicht, was manches davon bedeuten soll", antwortete Roosevelt im Herbst 1944 schließlich auf eines der ausgefeilten Memoran­

den, mit denen Hull ihn auf seine Seite zu ziehen trachtete. F R U S Yalta, S. 159. 

92 Vgl. dazu unten S. 137 ff., 141 ff. 

93 Treue, V,: a.a.O., S. 13 ff. 

94 Die Darstellung beruht hier auf Dorn, W. L.: a.a.O., S. 63 f. Vgl. auch Wettig, C: a.a.O., S. 23 li.;Schwarz. H. F.: a.a.O., S. 92 ff.; Rit­

ter, G.: Europa und die deutsche Frage, München 1948; Derselbe: Staatskunst und Kriegshandwerk, München 1954; Snell, J. L.: a.a.O., 

S. 1 ff. 

95 Wettig, G.: a.a.O., S. 23. 
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jahrzehntelange Kont ro l len und vollständige militärische und wirtschaftliche Abrüstung, all das 

gehörte zum Programm der Vansittartisten, deren wichtigster Exponent in den Vereinigten 

Staaten Hen ry Morgenthau h i e ß . 9 6 

Die zweite Richtung stellte die „humanere , angelsächsischem Fortschri t tsoptimismus gemä­

ßere A n t w o r t " auf die deutsche Frage d a r . 9 7 Sie wußte, wenn auch sehr verschiedenartig, zwi­

schen Nationalsozial ismus und Deutsch tum zu unterscheiden und erkannte die Existenz unbe­

teiligter oder opposit ioneller St römungen im Dri t ten Reich an. Aus dieser Erkenntnis heraus 

lehnte sie die allgemeine und pauschale Verdammung des deutschen Volkes ab. Um die Kriegs­

verbrechen zu ahnden und den Nationalsozialismus auszutilgen, forderte sie statt dessen neben 

einer gründlichen Umerz iehung des Volkes zu einer demokratischen Gesellschaft gerichtliche 

Prozesse , in denen einzelne nach Maßgabe ihrer persönlichen Beteiligung und Verantwortlich­

keit zur Rechenschaft gezogen werden sollten. Die Anhänger der sogenannten Theor ie vom 

verbrecherischen Charakter des Nationalsozialismus (Out law T h e o r y ) , deren Auffassungen 

sich in den späteren Kriegsverbrecherprozessen niederschlugen, bildeten eine Untergruppe die­

ser Richtung, zu der Außenminis ter Stettinius und Kriegsminister Stimson gehör t en . 9 8 

Eine andere Untergruppe dieser Richtung, an ihrer Spitze Männer wie Franz Neumann, 

Günther Reimann, Haro ld Lasky und Max Lerner , vertrat neomarxist ische Standpunkte. Für 

sie war der Nationalsozial ismus „ein gegenrevolutionäres Phänomen, ein Produkt der sozialen 

Spannungen, wie sie die kapitalistische Gesellschaftsordnung mit sich brachte" , und ein Ergeb­

nis der speziellen Lage in D e u t s c h l a n d . 9 9 Die Lösung des Deutschlandproblems suchte die 

neomarxist ische Gruppe in einer Revolut ion, die mit einer Entmachtung der herrschenden 

Schichten soziale Umwälzungen und die Einführung demokratischer Prinzipien ermöglichen 

w e r d e . 1 0 0 

D e r Gegensatz zwischen den beiden Hauptrichtungen schlug sich unverkennbar in dem Leit­

motiv nieder, das den jeweiligen Deutschlandplanungen ihre Richtung verlieh.Morgenthau und 

die Vansittartisten betrachteten „Deutsch land als Kriminellen, der bestraft werden m u ß " , die 

gemäßigte Richtung, Vertreter der Out law-Theor ie und Neomarxis ten , sahen „Deutschland als 

P rob lem, das gelöst werden m u ß " . 1 0 1 

Zwischen diesen beiden Polen siedelte sich, einer Spannungsreihe vergleichbar, die unüber­

sehbare Vielzahl der im Laufe des Krieges zusammengetragenen Deutschlandvorschläge a n . 1 0 2 

D i e meisten von ihnen trennten „diese beiden Blickrichtungen nicht eindeutig. Eine kalte 

Analyse des Problems wird oftmals durch menschlich verständliche Bestrebungen verzerrt, sein 

Eigentum wiederzuerlangen. U n d die Konzentra t ion auf Rache wird oftmals durch kühle Er ­

wägungen über die praktischen Schwierigkeiten gründlicher Erbarmungslosigkeit abge­

s c h w ä c h t . " 1 0 3 

Kennzeichnend für die beiden Richtungen der Deutschlandplanungen waren auch ihre wirt­

schaftspolitischen Auf fa s sungen . 1 0 4 Sollte ein dritter Weltkrieg vermieden werden, so argumen­

tierten die Befürworter eines harten Friedens, dann mußte Deutschland die volkswirtschaftliche 

Basis für erneute Aggressionen um jeden Preis genommen, seine Wirtschaftsmacht für immer 

gebrochen, seine Produktionskapazität drastisch reduziert und das Reich , wie es Morgenthau 

forderte, in eine ackerbauende Nat ion zurückverwandelt werden. Die gemäßigte Deutschland­

poli t ik erkannte jedoch schwerwiegende Argumente gegen harte volkswirtschaftliche Eingriffe 

an. Sie hob weltwirtschaftliche Zusammenhänge sowie die ökonomischen Interdependenzen in 

96 Die Einstellung Morgenthaus zur Deutschlandfrage geht am klarsten aus seinem Buch hervor. Vgl. Morgenthau, H.: Germany is Our Pro­

blem, New York / London 1945. Eine treffende Zusammenfassung bei Treue, W.: a.a.O., S. 16 ff. 

97 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 93 . 

98 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 63. 

99 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 63 ; Wettig, C: a.a.O., S. 25 ; 

Woodward, L.: a.a.O., S. 466 f. 

100 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 63 . 

101 The Problem of Germany. A Survey of Opinion, Political Information Service No . 20, 11. August 1944, R G . 43, E A C papers , box 26. 

102 Einen guten Überblick bietet Snell, ]. a .a .O., S. 1 ff. 

103 The Problem of Germany, a.a.O., R G . 43, E A C papers, box 26. 

104 Vgl. dazu im einzelnen unten S. 43 ff., 88 ff. 
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Europa hervor und glaubte, auf die traditionell hohe deutsche Wirtschaftskraft nicht verzichten 

zu müssen, weil gewisse Kontrol lmethoden der Alliierten eine erneute deutsche Aufrüstung 

verhindern könnten. 

Die amerikanische Regierung und die Öffentl ichkeit schwankten zwischen den Parteien, doch 

setzte sich, je länger der Krieg dauerte, die Neigung zu einer ausgeprägten Verhärtung der 

Standpunkte durch, wie auch Meinungsumfragen b e w i e s e n . 1 0 5 Grundsätzl ich war man in den 

Vereinigten Staaten von Anfang an fest entschlossen, dem nationalsozialistischen Deutschland 

mit einer Poli t ik konsequenter Strenge zu begegnen. Die Spaltung in eine kompromiß los harte 

und in eine einer Mäßigung nicht unzugängliche Partei setzte erst dort ein, wo es um Prinzip und 

Ausmaß begrenzter Nachgiebigkei t in Deutschlandfragen um anderer poli t ischer oder wirt­

schaftlicher Rücksichten willen ging. Das Außenminis ter ium etwa bejahte unter Hinweis auf 

das ökonomische Allgemeinwohl eine gemäßigte Wirtschaftspolit ik im besetzten Deutschland. 

Das Finanzministerium brachten solche Einwände nicht von seiner konsequenten 

Sicherheits- und Deindustrialisierungsforderung ab, während Kriegsminister Stimson und sein 

Staatssekretär M c C l o y zwar persönlich von der Notwendigkei t einer Mäßigung überzeugt wa­

ren, den Standpunkt des Finanzministeriums aber aus anderen Erwägungen vorläufig tole­

r i e r t e n . 1 0 6 

Auch Präsident Roosevel t schwankte zwischen der Neigung zu harten polit ischen und wirt­

schaftlichen Maßnahmen in D e u t s c h l a n d 1 0 7 und der Einsicht in die Notwendigkei t einer Mäßi ­

gung, wobei es vorkam, daß er an ein und demselben Tage erst zugunsten der einen, dann zu­

gunsten der anderen Erwägung e i n t r a t . 1 0 8 „ E r befand sich in einem Di lemma, und es blieb ihm 

nichts anderes übrig, als jede definitive Entscheidung über die Deutschlandpoli t ik zu verta­

g e n . " 1 0 9 Roosevelt hegte keine Bedenken, auf die extremsten Vorschläge des Finanzminis te­

riums einzugehen, und teilte die im Kriege weitverbreitete Animosi tä t gegen das Deutsch­

t u m 1 1 0 , um dann wieder mit solcher Herzl ichkei t über das alte Deutschland zu sprechen, daß 

Kriegsminister Stimson zu der Auffassung gelangte, er teile mit ihm das Ziel einer Erneuerung 

des L a n d e s . 1 1 1 De r Präsident stand zwischen der harten und der gemäßigten Partei und blieb 

dem unablässigen Versuch ausgesetzt, endlich auf die eine oder andere Seite gezogen zu werden. 

Deswegen spielte er bis zu seinem Tode „ in deutschen Angelegenheiten eine Ro l l e , die ihm 

wohlvertraut war, jene eines listenreichen D r ü c k e b e r g e r s " . 1 1 2 

So tief der Gegensatz zwischen harter und gemäßigter Haltung, zwischen Vansittartisten, Ou t -

law-Theorie und Neomarxis ten reichte, er allein gab in der Frage nach der amerikanischen 

Deutschlandplanung nicht den Ausschlag. Maßgebl icher Rang für den Verlauf und die Ergeb­

nisse der Auseinandersetzungen in Washington kam vielmehr der Art und Weise zu, in der sich 

die beteiligten Ministerien auf eine gemeinsame Deutschlandpoli t ik einigten. Im Stadium der 

frühen Planungen schien es, als gäbe es diesbezüglich keinerlei Schwierigkeiten. Das Kriegsmi­

nisterium orientierte sich strikt an der Poli t ik des Außenminister iums und erkannte dessen Zu­

ständigkeit in politischen Fragen an, wie umgekehrt Außenminis ter Hul l die Kompetenzen des 

Kriegsministeriums und der Armee als vorläufiger Verwaltungsinstanzen besetzter Gebie te 

nicht in Zweifel z o g . 1 1 3 

Beide Ministerien vertraten gemäßigte Ansichten und waren sich über die meisten Ziele der ame­

rikanischen Deutschlandpoli t ik einig. Sie forderten die Entmilitarisierung Deutschlands und die 

Zerstörung seiner Rüstungsindustrie, Prozesse gegen Kriegsverbrecher und eine gründliche 

105 Vgl. dazu Snell, ]. L.: a.a.O., S. 9 ff. 

106 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 375; vgl. unten S. 27 ff. 

107 Vgl. jedoch Treue, W.: a.a.O., S. 14 f. 
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Entnazifizierung und Umerz iehung des deutschen Volkes , gemäßigte wirtschaftspolitische 

Eingriffe sowie Rest i tut ionen und Reparat ionen, die zum größten Teil der laufenden Produk­

tion en tnommen werden s o l l t e n . 1 1 4 E in Memorandum des Außenministeriums charakterisierte 

im September 1943 die Vorstel lungen zur Deutschlandfrage, als es sich gegen eine Teilung des 

Landes, für eine Dezentralisierung, das föderalistische Prinzip innerhalb des Reiches und eine 

demokratische Regierungsform aussprach. Dazu bedürfe es, so führte der Text aus, der wirt­

schaftlichen Erholung Deutschlands und eines erträglichen Lebensstandards sowie eines Frie­

dens, der ein Min imum an Bit terkei t hinterließ. Als Bedingung für die Verwirkl ichung all dieser 

Ziele nannte das Außenminis ter ium Einigkeit und eine gleichartige Poli t ik der Vereinigten Staa­

ten, der Sowjetunion und G r o ß b r i t a n n i e n s . 1 1 5 

Das Kriegsminister ium schloß sich diesen Auffassungen an, nicht nur, weil Außenminister Hull 

und Kriegsminister St imson in Deutschlandfragen nahezu übereinstimmende Ansichten vertra­

ten. Das Kriegsministerium betrachtete sich überdies als „ D i e n e r der Poli t ik, nicht aber als Poli­

t iker" , und lehnte es aus prinzipiellen Erwägungen ab, eigene politische Entscheidungen zu fäl­

len. Das gebot der Grundsatz strikter Trennung zwischen Poli t ik und Militär, den Stimson und 

M c C l o y hartnäckig verteidigten und der sich aus dem Postulat ergab, demokratische Ordnun­

gen vor den Gefahren des Militarismus zu s c h ü t z e n . 1 1 6 Das Kriegsministerium faßte Poli t ik als 

eine Materie auf, die seinem eigenen militärischen Bereich weit entfernt lag und in der das Militär 

strengste Zurückhal tung beachten m ü s s e . 1 1 7 

Er wünsche nicht , unterstrich Kriegsminister Stimson im April 1943 , daß die Armee auch nur 

das geringste mit Pol i t ik zu tun habe. N u r er selbst könne zu solchen Angelegenheiten Stellung 

beziehen, aber auch das nur als Kabinettsmitglied, nicht als Kr i egsmin i s t e r . 1 1 8 U n d die Aktivität 

der Abtei lung für zivile Angelegenheiten im P e n t a g o n 1 1 9 könne sich nur auf die Koordinierung 

und Ausführung einer von den maßgeblichen Gremien anderer Ministerien beschlossenen Poli­

tik erstrecken, niemals jedoch auf die Beeinflussung oder gar die Formulierung politischer Ent ­

s c h e i d u n g e n . 1 2 0 

D i e Verhältnisse bezüglich der Deutschlandfrage schienen geregelt zu sein. Aber der Sommer 

1944 brachte zwei Ereignisse, die den amerikanischen Planungen unerwartete Schwierigkeiten 

bereiteten. Das erste hing damit zusammen, daß General Eisenhower aufgrund seiner bisheri­

gen Direkt ive C C S 551 verpflichtet war, durch eine angemessene Lenkung die Funktionstüch­

tigkeit der deutschen Volkswirtschaft auf rechtzuerha l ten . 1 2 1 V o n dieser Pflicht bat er Ende Au­

gust 1944 entbunden zu werden, und das hatte gute G r ü n d e . 1 2 2 General Eisenhower wie auch 

die Washingtoner Planungsbehörden gelangten im Sommer 1944 zu der Einsicht , daß mit der 

Kapitulation des Reiches ein Zusammenbruch des deutschen Wirtschaftslebens kaum noch zu 

vermeiden sei. U n d damit war bisher nicht ernsthaft gerechnet worden. 

Es überstieg nun offensichtlich den Tätigkeitsbereich der Streitkräfte, einem Zusammenbruch 

der Volkswirtschaft von sich aus durch geeignete Eingriffe zu wehren. V o r allem aber beinhal­

tete die Frage, ob und in welchem Grade die deutsche Wirtschaft mit amerikanischer Unterstüt­

zung zu erhalten oder wiederaufzubauen sei, eine politische Entscheidung ersten Ranges, die 

weder E isenhower noch das Kriegsministerium treffen wollten oder konnten. U n d ebenso of­

fenbar wurde, daß ein Beschluß der zuständigen Gremien in Washington ohne jeden Zeitverlust 

getroffen werden mußte , um Eisenhower die erforderliche Direktive zu verschaffen. 

Gleichzeit ig trat das zweite unerwartete Ereignis des Sommers 1944 in Gestalt einer energischen 

Intervention des Finanzministers Hen ry Morgenthau zur Deutschlandfrage ein. In ihm melde-
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ten sich die Anhänger einer harten Deutschlandpoli t ik zu Wor t , um gegen eine Verwirkl ichung 

der gemäßigten Pläne des Außenministeriums zu Felde zu ziehen. Sie fanden in Morgenthau den 

geeigneten Verfechter extremer Deutschlandvorschläge, die zuvor schon in der F E A entworfen 

worden w a r e n . 1 2 3 

Es war dies nicht das erste Mal , daß Morgenthau sich in Angelegenheiten außerhalb seines Zu­

ständigkeitsbereiches einmischte. Er sah „e ine Hauptaufgabe darin, zu den verschiedensten 

Themen Ideen aufzuwerfen, die der Präsident ausprobieren und je nach Wunsch annehmen oder 

ablehnen k o n n t e " . 1 2 4 Eine jahrzehntelange Freundschaft und Nachbarschaft zwischen R o o s e ­

velt und Morgenthau schuf die notwendige Vertrauensbasis hierfür. Morgenthaus Fähigkei t zu 

selbstloser Begeisterung für eine gute Sache, Wei tb l ick und Urtei lsvermögen rechtfertigten sein 

Verhalten in anderen B e r e i c h e n . 1 2 5 

Was aber Deutschland anging, so reagierten er und sein Mitarbeiter Harry Dex te r Whi te als J u ­

den verständlicherweise scharf auf den deutschen Antisemitismus unter H i t l e r . 1 2 6 Auch brachte 

Morgenthau schon aus dem Elternhause eine harte persönliche Abneigung gegen Deutschland 

m i t 1 2 7 , und beides trübte sein Urtei lsvermögen in Deutschlandfragen bedenklich. D e r amerika­

nische Botschafter Winant hob zu Rech t hervor, man könne viele Angelegenheiten friedlich mit 

Morgenthau und White besprechen. Aber die grundlose Aggression und die furchtbaren Ver ­

brechen der Deutschen in den besetzten Gebieten hätten beide derart erregt, daß sie in Fragen 

der Nachkriegsplanungen keinem vernünftigen Argument mehr zugänglich s e i e n . 1 2 8 

Der Deutschlandplan, den Morgenthau und White in Washington vorlegten, fiel entsprechend 

a u s . 1 2 9 Er enthielt keine neuen Anregungen. Aber er faßte die radikalsten Aspekte früherer 

Deutschlandpläne in einem einzigen großen Komplex z u s a m m e n . 1 3 0 Er warf den umstrit tenen 

Teilungsgedanken erneut auf, als er neben bedeutenden Gebietsabtretungen im Os ten und W e ­

sten, der Saar, Südschlesiens und Ostpreußens, eine Gliederung des Reiches in einen süddeut­

schen und einen norddeutschen Staat forderte. Das Ruhrgebiet , das Rheinland und der N o r d -

Ostsee-Kanal sollten eine internationale Zone bilden. Deutschland sollte vollständig entwaff­

net, und seine gesamte Rüstungs- einschließlich aller Schlüsselindustrien, die militärische B e ­

deutung haben konnten, mußte zerstört oder demontiert werden. An dem von solchen Ent -

militarisierungsmaßnahmen verschonten Industriepotential setzte ein Demontageprogramm 

mit umfangreichen Abtransporten industrieller Anlagen zugunsten der alliierten Volkswir t ­

schaften ein. Hinzu kam ein scharfes Entnazif izierungsprogramm, das sämtlichen Mitgliedern 

der SS, der Gestapo und vergleichbarer Institutionen Zwangsarbeit außerhalb des Landes 

auferlegte. 

123 Vgl. dazu unten S. 79 ff. 

124 Gelber, H. G: a.a.O., S. 379. 

125 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 243. 

126 Snell, J. L.: a.a.O., S. 75 ff. schreibt über die Motive des Finanzministers: „ D e r Morgenthau-White-Plan ist oftmals dargelegt worden; 

seine Motivation muß jedoch noch überzeugend erläutert werden. Es ist möglich, daß sie niemals endgültig geklärt werden kann." 

Ähnlich Gelber, Fi. G.: a.a.O., S. 379: „Die Gründe für seine Einmischung auf dem besonderen Gebiet der Deutschlandplanung sind 

verschieden interpretiert worden. Da sowohl Morgenthau als auch sein Assistent Harry White Juden waren, lag es nahe, anzunehmen, 

daß sie beide die Greuel des Nazismus stärker als andere empfanden. Es ist auch gesagt worden, daß White ein russischer Agent gewesen 

sei und der Morgenthau-Plan eine russische Idee, die in die amerikanische Planung sozusagen unbemerkt hineingeschmuggelt wurde. 

Keine dieser Deutungen kann bewiesen werden, und beide sind auch letzten Endes unwichtig." 

127 Beides ist, wie Snell, J. L.: a.a.O., S. 77 zu Recht betont, noch keine Erklärung für den Charakter des Morgenthauplanes, denn „zu viele 

andere Juden ließen ein höheres Maß an Realismus oder Barmherzigkeit erkennen, als daß eine solche Interpretation ganz überzeugend 

wirken könnte". Einen Hinweis auf Morgenthaus persönliche Einstellung brachte der Umstand, daß er schon im Frühjahr 1943 in einer 
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128 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 248. 
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Besonderes Gewich t maß der Plan wirtschaftspolitischen Fragen bei. Als Grundsatz galt, daß 

die Militärregierung keinerlei fördernde Maßnahmen zugunsten der deutschen Volkswirtschaft 

einleiten durfte, sofern das nicht für die eigenen militärischen Zwecke notwendig war. Die 

Verantwortung für ihr wirtschaftliches Schicksal blieb der Bevölkerung selbst überlassen, 

doch wurde die Volkswirtschaft durch umfangreiche Demontagen über den Abbau der Rü-

stungs- und Schlüsselindustrien hinaus so weit geschwächt, daß sie sich nicht mehr erholen 

konnte . 

Die Industrie des Ruhrgebietes sollte einschließlich der Bergwerke ohne Ausnahme zerstört 

oder demontiert , ein Wiederaufbau nicht gestattet und die Einwohnerschaft veranlaßt werden, 

sich in anderen Gegenden möglichst weit verstreut niederzulassen. Schließlich sollte deutsches 

Eigentum an Industrieunternehmen in ausländische Hand übergehen, deutsches Auslandsgut­

haben beschlagnahmt und deutsche Zwangsarbeit außerhalb des Landes erbracht werden. Repa­

rationen aus der laufenden Produkt ion wurden nicht mehr verlangt, weil sie hohe deutsche Fer ­

tigungskapazitäten voraussetzten. An ihre Stelle traten Rest i tut ionen, Zwangsarbeit und D e ­

montagen zugunsten der alliierten L ä n d e r . 1 3 1 

N a c h der Vorlage des Morgenthauplanes waren die Forderungen der harten wie der gemäßigten 

Deutschlandplanungen in Washington dargelegt worden. Je tz t mußte sich zeigen, welche der 

jeweiligen Argumente bei der Formulierung der amerikanischen Besatzungspolit ik die O b e r ­

hand behielten. Anfänglich schien es, als habe der Präsident selbst endlich eine Entscheidung ge­

troffen. D e n n im Kabinet t und während der Konferenzen mit Churchi l l in Quebec ließ er im 

September 1944 so deutliche Sympathien für den Morgenthauplan erkennen, daß seine Regie­

rung einhellig der Auffassung war, er habe sich seinem Finanzminister angesch lossen . 1 3 2 Aber 

noch im gleichen Mona t distanzierte er sich wieder von ihm, und Morgenthau selbst begann, ei­

nen langsamen doch beständigen Rückzug anzu t r e t en . 1 3 3 

Die Lage des Sommers 1944 erforderte trotz Roosevel ts Poli t ik der Verzögerungen wenigstens 

eine vorläufige Stellungnahme der amerikanischen Regierung zur Deutschlandfrage. Sie konnte 

nach Lage der Dinge nur auf interministerieller Ebene herbeigeführt werden. Morgenthau 

drängte mit der ganzen ihm eigenen Energie auf die Verwirkl ichung seines Planes. Das Kriegs­

ministerium brauchte unverzüglich eine Direkt ive für Eisenhower . Den Sommer 1944 krönten 

überdies große militärische Erfolge der alliierten Truppen in Europa, man glaubte in Washing­

ton sogar an einen kurz bevorstehenden Zusammenbruch des Deutschen Reiches , und Kriegs­

minister St imson war außerordentl ich besorgt, die Armee werde ohne die angeforderten Wei­

sungen in Deutschland einmarschieren müssen. Morgenthau und M c C l o y als Stellvertreter 

St imsons ergriffen deshalb von nun an die Initiative. 

Es zeigte sich rasch, daß beide gemeinsame Sache machen und die Formulierung der amerikani­

schen Besatzungspoli t ik entgegen den Auffassungen des State Depar tment bestimmen wür­

den. 1 3 4 D e n n obgleich Kriegs- und Außenminis ter ium so nahe verwandte Standpunkte bezogen 

hatten, trennte sie doch ein Hauptstrei tpunkt, der t rotz ständigen Mühens beider Parteien nicht 

geklärt werden konnte . Er betraf ihre grundsätzlich verschiedenen Auffassungen über Charak­

ter, Dauer und Umfang der geplanten Mi l i t ä r reg ie rung 1 3 5 und „d ie Notwendigkei t einer echten 

alliierten Einigung über die D e u t s c h l a n d p o l i t i k " . 1 3 6 

Das State Depar tment ging von der gemeinsamen Verantwort l ichkei t der Großen . Dre i für 

Nachkriegsdeutschland aus. Es plante eine auf interalliierter Ebene fest vereinbarte Besatzungs­

polit ik, die Deutschland mittels gemeinsamer kurz- und langfristiger Maßnahmen, durch tief-

131 Der exakte Wortlaut des Morgenthauplanes in seinen verschiedenen Fassungen ist am leichtesten zugänglich in F R U S Quebec. 

132 Hammond, P. ¥.: a.a.O., S. 371 . 

133 Ebendort, S. 385. Zu diesen Vorgängen im einzelnen unten S. 102 ff., zu einem Endpunkt der Konzessionsbereitschaft Morgenthaus in 

Deutschlandfragen S. 158 f. 

134 Dorn.W. L.: a .a .O., S. 69 ff. 

135 Ebendort, S. 65 f. 

136 F R U S 1945, Bd . I I I , Washington 1968, S. 457. 
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greifende Lenkung und Kontrol le im Sinne demokratischer Ideale beeinflussen und schließlich 

seine Wiederaufnahme in den Kreis der Nat ionen ermöglichen sollte. Als unentbehrl iche V o r ­

aussetzung dafür mußten bis ins Detai l exakt formulierte und aufeinander abgestimmte Direkt i ­

ven der Besatzungsmächte erstellt werden. Um entsprechende interalliierte Vereinbarungen in 

der E A C mühte das Außenminister ium sich mit britischer Unters tützung bis zum Ende des 

Krieges. 

Es strebte dabei Absprachen an, die polit ische, wirtschaftliche und kulturelle Fragen auf kurze 

wie auf lange Sicht bis ins Detail regelten und die Besatzungsmächte dadurch auf einen von 

vornherein festliegenden Charakter sowie die strikte Einheit l ichkeit ihrer Militärregierung in 

ganz Deutschland verpflichteten. Das besatzungspolit ische Konzep t des Außenminis ter iums 

trug somit ein starkes Element zugunsten der Einheit des Reiches und seiner zentralen, einheitli­

chen Verwaltung in sich, wobei die administrative Tätigkeit der Zonenkommandanten von den 

gemeinsamen politischen und wirtschaftlichen Richtl inien abhängig war. 

Die Pläne des State Depar tment führten zu ebenso weitreichenden wie langfristigen amerikani­

schen Verantwortl ichkeiten in Deutschland, und diese zu übernehmen lehnte das Kriegsmini­

sterium mit aller Entschiedenheit ab. Es empfand nicht ohne Grund , „daß die Verwirkl ichung 

politischer Ziele auf längere Sicht einer Besatzungsarmee nicht zugemutet werden so l l te" , wäh­

rend das State Depar tment entschlossen schien, „ i h r die volle Last wesentlich poli t ischer Auf­

gaben aufzuladen und damit über die begrenzten administrativen Mögl ichkei ten einer Besa t ­

zungsarmee weit h inauszugehen" . 1 3 7 Den herkömmlichen Funkt ionen einer Armee entspre­

chend verstand das Kriegsministerium deren Aufgabe in Deutschland als eine kurzfristige, unter 

militärischen Gesichtspunkten durchgeführte Akt ion , die in etwa zwei Monaten Ruhe und 

Ordnung schuf, um die eigentliche Verwaltung des Landes danach einer zivilen H o c h k o m m i s ­

sion zu überlassen. 

Das Kriegsministerium dachte in den Kategorien einer begrenzten Verantwort l ichkei t für 

Deutschland (Limited Liabili ty T h e o r y ) . 1 3 8 Es wollte die Funkt ionen der Militärregierung auf 

ein Minimum grundlegender Pflichten beschränkt wissen, die in unmit telbarem Zusammen­

hang mit der Kriegführung standen und kurzfristig zu erfüllen waren. Aus diesem Verständnis 

der Dinge heraus hielt es unbeirrbar an der Forderung nach einem möglichst großen Handlungs­

und Entscheidungsspielraum für den Zonenkommandanten fest, wie es den Notwendigkei ten 

einer rein militärischen Akt ion e n t s p r a c h . 1 3 9 

Das traf sich zwar in bemerkenswert günstiger Weise mit Roosevel ts Pol i t ik der Verzögerun­

gen, weil bindende Deutschlandentscheidungen vertagt werden konnten, ging aber zu Lasten 

der Verpflichtung, frühzeitig eine gemeinsame Poli t ik der Großmäch te in London auszuhan­

d e l n . 1 4 0 Das Fehlen einheitlicher interalliierter Richtl inien und die Unabhängigkei t jedes Z o ­

nenkommandanten trugen ein nachhaltiges M o m e n t zugunsten separater Zonenverwaltungen 

in das besatzungspolitische Konzept des Kriegsministeriums, eine Tendenz zur Dezentral is ie­

rung und Teilung des Reiches . Sie führte geradewegs auf das spätere Schauspiel eines besetzten 

Deutschland hin, „das in vier hermetisch abgeschlossene Zonen geteilt war, deren Mil i tärgou­

verneure sich mit Argwohn b e o b a c h t e t e n " . 1 4 1 
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Den Gegensatz zwischen Kriegs- und Außenminis ter ium zu überbrücken hätte es langwieriger 

Verhandlungen bedurft, deren Erfolgsaussichten fraglich erschienen. Im September 1944 stand 

keine Zeit für sie zur Verfügung. Die Armee brauchte ihre Weisungen für Deutschland sofort, 

und deren unverzügliche Formulierung war dem Kriegsministerium wichtiger als die Frage nach 

ihrem polit ischen G e h a l t . 1 4 2 „ W a s M c C l o y unter diesen Umständen zu erreichen suchen muß­

te, war eine Direkt ive , die seinem Konzep t militärischer Notwendigkei ten und Verantwort l ich­

keiten entsprach", und weil Zeitmangel seinen Verhandlungsspielraum beschränkte, war er zu 

mancherlei Konzess ionen bereit , falls sich ein entsprechendes Dokumen t unverzüglich beschaf­

fen l i e ß . 1 4 3 

Es genügte für die begrenzten militärischen Aufgaben der Armee in Deutschland, das Kriegsmi­

nisterium dachte an nicht mehr als die Entwaffnung deutscher Truppen und Entnazifizierungs­

m a ß n a h m e n 1 4 4 , eine kurzfristige, allgemein gehaltene Direkt ive. Einen ebenfalls kurzfristigen 

Eingriff in Deutschland plante Morgenthau. Die amerikanischen Truppen sollten seinem Plan 

zufolge „nach relativ kurzer Ze i t " das Land ve r l a s sen 1 4 5 , und daraus ergab sich eine erste, we­

sentliche Gemeinsamkei t zwischen Finanz- und Kriegsministerium, auch wenn Stimson und 

M c C l o y Morgenthaus Deutschlandpoli t ik keineswegs billigten. Sogar Roosevelt würde eine 

kurzfristige Direkt ive gutheißen, hatte er doch früher schon das Außenministerium angewie­

sen, Planungen über „d ie ersten paar Monate nach Deutschlands Zusammenbruch" einzu­

l e i t e n . 1 4 6 

D e r Präsident, das Kriegs- und das Finanzministerium teilten nicht nur den Wunsch nach einer 

kurzfristigen, allgemein gehaltenen Direkt ive. Alle drei befürworteten zugleich das Prinzip be­

grenzter Verantwort l ichkei ten in Deutschland. Was Roosevel t betraf, so gehörte die Bemer­

kung, man müsse Deutschland sich selbst überlassen, zu seinen geflügelten, wenn auch 

nicht eben präzisen Wor ten . Morgenthau folgte der Auffassung des Präsidenten. Eines der 

wesentlichsten Merkmale seines Planes bestand darin, jegliche Verantwortung für Deutschland 

kategorisch a b z u l e h n e n . 1 4 7 U n d das Kriegsministerium verneinte mehr als strikt begrenzte 

Verantwort l ichkei ten ebenfalls, weil es das Militär nicht mit politischen Aufgaben betrauen 

w o l l t e . 1 4 8 

Ein drittes M o m e n t vervollständigte die Gemeinsamkei ten. Das Kriegsministerium forderte die 

Unabhängigkei t seines Zonenkommandanten und entsprach damit Roosevelts Polit ik der Ver­

zögerungen. D e m Außenminis ter ium verbot sein besatzungspolitisches Konzept , einem derar­

tigen Entscheidungsspielraum des Kommandanten zuzust immen. Aber Henry Morgenthau 

war bereit , auf die Forderung des Pentagon e i n z u g e h e n . 1 4 9 Er konnte damit im September 1944 

jene Allianz zwischen Kriegs- und Finanzminister ium begründen, die maßgeblichen Einfluß auf 

die Formul ierung der amerikanischen Besatzungspoli t ik a u s ü b t e . 1 5 0 
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Auf dieser Grundlage und den Prinzipien der Kurzfristigkeit , begrenzter Verantwort l ichkei ten 

und der Handlungsfreiheit des Zonenkommandanten entsprechend, setzten Kriegs- und F i ­

nanzministerium nun ohne jeden weiteren Zeitverlust die erste Fassung der Deutschlanddirek­

tive J C S 1067 durch, deren Eisenhower b e d u r f t e . 1 5 1 Mi t ihr gelangten allerdings starke E l e ­

mente des Morgenthauplanes zur Gel tung. Das Finanzminister ium hatte sie bei der Formul ie ­

rung der Direktive in einer Vielzahl einzelner Passagen verankert, und es behauptete sich dabei 

um so leichter, als das Kriegsministerium an seiner Illusion poli t ischer Neutrali tät festgehalten 

hatte und politische Entscheidungen auch weiterhin anderen Gremien ü b e r l i e ß . 1 5 2 U n d das Au­

ßenministerium allein konnte sich um so weniger G e h ö r verschaffen, als der Präsident anläßlich 

der eben stattfindenden Konferenz in Quebec ausgeprägte Neigungen für den Morgenthauplan 

erkennen l i e ß . 1 5 3 

So stand die Direktive im Zeichen der harten Deutschlandvorschläge des Finanzminis ter iums 

und verlieh einer grundlegenden Wende der amerikanischen Deutschlandpoli t ik Ausdruck. Sie 

löste sich im September 1944 abrupt von den gemäßigten Plänen des Außenminis ter iums, um 

von nun an den Charakter unnachgiebiger Här te anzunehmen. Das Bündnis zwischen Kriegs-

und Finanzministerium prägte bis über das Kriegsende hinaus die Grundlagen und die vorherr­

schenden Prinzipien der amerikanischen Deutschlandpoli t ik. 

Es bestimmte auch den Charakter aller Fassungen der Direkt ive J C S 1067 für den Zonenbe­

fehlshaber. Denn nachdem die erste Fassung vom September 1944 im Sinne der Ziele M c C l o y s 

und Morgenthaus einmal formuliert und vom Präsidenten akzeptiert worden war, zeigten alle 

späteren Revisionsversuche nur die Unmögl ichkei t , den eingeschlagenen Weg noch einmal zu 

ändern. „Al l e Einwände scheiterten an praktischen Erwägungen. D i e Armee brauchte polit i­

sche Weisungen, und diese reichten aus. In ihrer jetzigen F o r m besaßen sie die Zust immung des 

Präsidenten, des Außenministeriums, des Kriegsministeriums und des Finanzminister iums. Sie 

ändern zu wollen hieß, diese Einigkeit aufs Spiel zu se tzen" , wobei die möglichen Resultate er­

neuter Auseinandersetzungen über die Deutschlandfrage absolut ungewiß e r s c h i e n e n . 1 5 4 

Sogar das Außenministerium sah das schließlich ein. Im September 1944 akzeptierte es den 

Wortlaut der Direktive nur unter V o r b e h a l t 1 5 5 und setzte in der Folgezei t alles daran, ihn im 

Sinne der eigenen Auffassungen a b z u ä n d e r n . 1 5 6 Es wies unermüdlich und mit Rech t darauf hin, 

die Siegermächte könnten nicht gleichzeitig die Regierungsgewalt in Deutschland übernehmen 

und die Verantwortung für das Schicksal des Landes ablehnen. Außerdem bedürfe jedes P ro ­

gramm für Deutschland, wie immer es auch geartet sei, langfristiger Kontro l len sowie der V o l l ­

streckung durch alliierte Instanzen. Und das Interesse der Großmäch te richte sich auf eine stabi­

le, demokratische Regierung in Deutschland, nicht aber darauf, das Land durch eine Poli t ik der 

Tatenlosigkeit in das unkontroll ierbare Chaos allgemeinen Zusammenbruchs absinken zu 

l a s s e n . 1 5 7 

Es half alles nichts, auch dann nicht, als das Außenminis ter ium die schwerwiegenden Folgen der 

Direktive für die Einigkeit der Großen Drei hervorhob. Das Prinzip der Entscheidungsfreiheit 

des Zonenkommandanten gehe notwendig mit einer isolierten Verwaltung jeder einzelnen Zone 

für sich gepaart, kritisierte ein Memorandum am 16. März 1945 , und das müsse von den Sowjets 

und Briten als „prakt ische Ablehnung des Kontrol l ra tsübereinkommens und als Beweis dafür 

ausgelegt werden, daß die alliierte Einigkeit in der Frage der Deutschlandpoli t ik am Ende 

s e i " . 1 5 8 

Mit solchen Argumenten führte das Außenminister ium unter Hul l und nicht minder unter Stet-

tinius einen hartnäckigen Feldzug gegen die herrschenden Prinzipien der amerikanischen 

151 Die vollständigste Darstellung dieser oftmals untersuchten Zusammenhänge findet sich bei Hammond, P. Y.: a .a .O., S. 349 ff. Vgl. auch 
Dorn, W. L.: a.a.O., passim. 

152 Hammond, P. ¥.: a.a.O., S. 360. 

153 Vgl. zu diesen Vorgängen im einzelnen ebendort, S. 371 ff. 

154 Hammond, P. Y. : a.a.O., S. 403. 

155 Ebendort, S. 375 f. 

156 Vgl. dazu im einzelnen unten S. 102 ff, 129 ff. 
157 FRUS 1945, Bd. III, S. 412 ff. 

158 FRUS 1945, Bd. III, S. 457 f. 
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Deutschlandpoli t ik. Er trug ihm keinen durchschlagenden Erfolg e i n . 1 5 9 Zwar glaubte Stetti-

nius schon im D e z e m b e r 1944, Morgenthaus Einfluß gebrochen zu h a b e n . 1 6 0 De r Präsident ent­

schied mehrfach bewußt gegen seinen F i n a n z m i n i s t e r . 1 6 1 D ie „prakt ischen Schwierigkeiten 

gründlicher Erbarmungslos igkei t" , denen sich alle Vansittartisten ausgesetzt sahen, bewährten 

sich auch hier. 

Aber als das Außenminis ter ium mit seiner in Jalta sorgfältig vorbereiteten Gegendirektive am 

10. März 1945 seinem Standpunkt zur Deutschlandfrage endgültig die Oberhand verschaffen 

wollte, scheiterte es wiederum an der gemeinsamen Opposi t ion von Kriegs- und Finanzministe­

r i u m . 1 6 2 N o c h einmal ging es um die alten Streitfragen. D e r Kriegsminister wünsche, so um­

schrieb M c C l o y St imsons Auffassungen, daß der Zonenkommandant die Macht zu aktivem 

Handeln innehabe. Die Armee könne sich „diesen vagen Ideen über eine zentrale Verwaltung in 

B e r l i n " nicht a n p a s s e n . 1 6 3 Auch suchte das Kriegsministerium sich immer noch gewisser politi­

scher und wirtschaftlicher Entscheidungen in Deutschland zu e n t z i e h e n . 1 6 4 Und schließlich war 

es im März 1945 einfach zu spät, die amerikanischen Planungen den Zielen des Außenministe­

riums entsprechend u m z u a r b e i t e n . 1 6 5 

Ein letztes Mal hatte es sich als unmöglich erwiesen, die amerikanische Besatzungspolit ik durch 

eine Revision der Direkt ive J C S 1067 in positivere Bahnen zu lenken. Das Außenministerium 

akzeptierte sie deswegen nach dem Scheitern seiner Gegendirektive vom 10. März 1945 als ein­

zig möglichen K o m p r o m i ß zur amerikanischen Deutschlandpoli t ik. Immerhin war es, teilweise 

mit der entschiedenen Unters tützung M c C l o y s , gelungen, im Laufe der monatelangen Ausein­

andersetzungen und mehrerer Neufassungen Passagen in die Direktive aufzunehmen, die im 

Zusammenwirken mit dem Entscheidungsspielraum des Zonenkommandanten wesentliche 

Ansatzpunkte für eine gemäßigte Besatzungspoli t ik b o t e n . 1 6 6 

General C lay machte allerdings einen für das Außenminister ium unerwartet starken Gebrauch 

von ihnen. Denn seit dem Frühjahr 1945 hatte sich im Kriegsministerium und in der Militärre­

gierung Unbehagen über den peinlich negativen Charakter der Direktive ausgebre i te t . 1 6 7 Ent­

gegen den früheren Erwartungen zeigte sich in der Praxis des Besatzungsalltages, daß der Armee 

die ganze Last hoher Verantwort l ichkei ten für Deutschland zufiel. U n d die chaotischen Ver­

hältnisse im Reich erforderten nach der Ansicht des Kriegsministeriums und General Clays 

amerikanische Interventionen, die vor allem im volkswirtschaftlichen Bereich Entlastungen 

bringen k o n n t e n . 1 6 8 

Sie ließen sich in Washington nicht durchsetzen. Denn nun sperrte das Außenministerium sich 

gegen einschneidende Neuerungsversuche, hielt an dem früher so erbittert bekämpften Wor t ­

laut der Direkt ive fest und tat sich mit Morgenthau zusammen, um unerwünschte Abänderun­

gen durch das Kriegsministerium zu v e r e i t e l n . 1 6 9 D e n Grund für dieses ungewöhnliche Verhal­

ten nannte der Staatssekretär für Wirtschaftsfragen im State Depar tment , William L. Clayton, 

am 8. Mai 1 9 4 5 : Man war überzeugt, jeder Versuch zur Mäßigung der Deutschlandpolit ik 

werde unfehlbar zu erneutem Drängen des Finanzministeriums führen, die deutsche Industrie 

zu zerstören und Chaos in Deutschland um sich greifen zu l a s s e n . 1 7 0 

Als General Clay Anfang Mai 1945 die akuten Mangelerscheinungen in ganz Europa durch eine 

zeitlich begrenzte Wiederaufnahme der deutschen Produkt ion bekämpfen wollte, nannte das 

159 Vgl. dazu unten S. 106 ff., 131 ff. 

160 Vgl. dazu unten S. 113 f. 

161 Vgl. dazu unten S. 110 ff. 

162 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 73 ff. Vgl. auch unten S. 133 ff. 

163 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 419. 

164 Ebendort. Vgl. beispielsweise unten S. 133 f. 

165 Dorn, W. L.: a.a.O., S. 75 ff. 

166 Hammond, P. Y.: a.a.O., passim. Dazu gehörte auf wirtschaftspolitischem Gebiet vor allem die „disease and unrest"-Formel. Sie er­

mächtigte den Zonenkommandanten zu positiven Eingriffen in den volkswirtschaftlichen Prozeß, um Seuchen und Unruhen zu verhin­

dern, eine Passage, die zur Rechtfertigung eines weiten Bereiches fördernder Maßnahmen dienen konnte. Vgl. dazu unten S. 107; 138. 

167 Dorn, W. L.: a .a .O., S. 75; Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 426. 

168 Vgl. dazu unten S. 160. 

169 Vgl. dazu unten S. 140 ff. 

170 Clayton an Despres, 8. Mai 1945, RG 59, 740.00119 Control (Germany) 5-845. 
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Außenministerium sein Vorhaben daher „äußers t t ö r i c h t " . 1 7 1 Er möge sich lieber an seine D i ­

rektive halten, die einen Ausgleich zwischen den umstrit tenen Auffassungen innerhalb der ame­

rikanischen Regierung geschaffen habe. Sie beinhalte , ,die gegenwärtig einzig mögliche Basis für 

eine gemeinsame amerikanische Deutschlandpoli t ik auf kurze S i ch t " . Die alten Meinungsver­

schiedenheiten müßten sofort Wiederaufleben, befürchtete man im Außenminis ter ium, wenn 

die Direktive nicht von allen Beteiligten „als grundlegende Dok t r in wirklich akzeptiert 

w i r d " . 1 7 2 

So blieb es, dieses Mal durch das Zutun des Außenminis ter iums, endgültig bei dem vom F i ­

nanzministerium so nachhaltig beeinflußten Wort laut der Direkt ive . D i e Parteigänger einer har­

ten Deutschlandpolit ik hatten nicht vergebens auf Morgenthau gesetzt. Er blieb auch nach der 

Entlassung im Jul i 1945 bei seinen Uberzeugungen und verstand es, die öffentliche Meinung in 

den Vereinigten Staaten auf vielfache Weise für sie e inzunehmen. Darin lag einer der Gründe , 

weshalb es erst im Sommer 1947 zu einer letzten Revision der Direktive J C S 1067 kommen 

konnte. Sie gab dem Deutschlandplan Henry Morgenthaus seinen endgültigen A b s c h i e d . 1 7 3 

171 Ebendort. 

172 Ebendort. Vgl. auch unten S. 161 f. 

173 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 441 iL; Penrose, E. F.: a.a.O., S. 293 if. 

2. Die wirtschaftspolitischen Zusammenhänge 

Die Abkehr der Vereinigten Staaten vom Isolationismus beschränkte sich nicht auf die Pol i t ik . 

Wenn das Land als eine politische Führungsmacht Beziehungen zu allen Teilen der Erde eröff­

nete, so mußte das mit einer Vielzahl weiterer Bindungen wirtschaftlicher, sozialer oder kultu­

reller Natur gepaart gehen. Das galt wegen des natürlichen Reichtums der Vereinigten Staaten 

und der hohen amerikanischen Wirtschaftskraft besonders stark auf wirtschaftlichem Gebie t , 

und von ihm gingen tatsächlich maßgebliche Impulse zur Uberwindung des Isolationismus aus. 

Zugleich bot sich der Regierung in Washington hier ein weites Feld an, auf dem sich ihre polit i­

schen und wirtschaftlichen Ziele verhältnismäßig leicht in die Tat umsetzen ließen. Nich t b loß , 

daß man der Zust immung der amerikanischen Öffentl ichkeit gewiß sein konnte , da sie wirt­

schaftlichem Internationalismus aufgeschlossener gegenüberstand als poli t ischem Engagement . 

Die verstärkte Aufnahme internationaler Wirtschaftsbeziehungen kam vielmehr auch den Inter­

essen der amerikanischen Industrie entgegen. 

In der amerikanischen Regierung herrschten ganz entschiedene Vorstel lungen über Aufgaben 

und Ziele ihrer internationalen Wirtschaftspolitik. Sie wiesen eine starke Kontinui tät auf und 

befanden sich während des Krieges in einem steten Prozeß der Verfe inerung. 1 Un te r diesen U m ­

ständen lag es nahe, daß Wirtschaftsplanungen in den Vereinigten Staaten rascher gediehen als 

die politischen Vorberei tungen auf den Frieden und daß es über bloße Vorhaben hinaus sogar zu 

ersten konkreten Schritten in die Richtung der erstrebten Wirtschaftsordnung der Nachkr iegs­

epoche kam. Die Dinge gestalteten sich dabei nicht minder umwälzend als auf der polit ischen 

Ebene. Auch hier wandten sich die Vereinigten Staaten nach langen Jahren , die von wirtschaftli­

chem Isolationismus und Nationalismus gekennzeichnet worden waren, der weltweiten inter­

nationalen Kooperat ion z u . 2 Sie offenbarten dabei Pläne und Zielvorstellungen, die nichts we­

niger als eine Neuordnung der Wel t verfolgten. Die mit solchen Aufgaben betrauten Instanzen 

gingen zuzeiten höchst unterschiedliche, nicht selten einander entgegengesetzte Wege und lie­

ferten sich darum heftige Auseinandersetzungen. Aber so erbittert man sich auch bekämpfte, 

geschlossene Einigkeit herrschte in der Uberzeugung, daß die Lösung der Weltwirtschafts­

probleme eine tragende Säule der zukünftigen Friedensordnung verkörpern werde. Es war dies 

1 /Vetter, H. A.: a.a.O., S. 133. 
2 Czempiel, E. O.. a.a.O., S. 38 ff. 
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eine jener Lehren, die man in Washington aus den Fehlern des Versailler Friedens gezogen 

ha t t e . 3 

Problemen wirtschaftlicher Natur maß die amerikanische Nachkriegsplanung tatsächlich das 

höchste Gewich t z u . 4 Dabe i spielten lebhafte Erinnerungen an die wirtschaftliche N o t der D e ­

pressionsjahre und die folgenschweren Eingriffe zu ihrer Bekämpfung, an den Verfall der inter­

nationalen Wirtschaftsbeziehungen in den dreißiger Jahren , an die drückende Last des interna­

tionalen Schuldenproblems und der Reparationsfrage, an die Autarkiebestrebungen und den 

Wirtschaftskrieg eine große Rol l e . Viele dieser Mißstände lastete man den Versäumnissen des 

letzten Friedens an, der nach der herrschenden Meinung in den Vereinigten Staaten nicht bloß 

die wirtschaftliche Ordnung der Wel t aus den Angeln gehoben, sondern überdies dem Aufstieg 

totalitärer Mächte in Europa Vorschub geleistet hatte. Die amerikanische Politik erkannte in dem 

Frieden von Versailles, insbesondere in seinen wirtschaftspolitischen Abschnit ten, eine Haupt­

ursache für die polit ischen und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Welt , und es gehörte 

daher zu ihren Aufgaben, den Fehlern dieses Abkommens in Zukunft aus dem Wege zu gehen. 5 

Deswegen nahmen die wirtschaftspolitischen Vorberei tungen auf den Frieden in Washington 

breiten R a u m ein, und sie konzentr ier ten sich auf ein Zie l : die Rückkehr zum klassischen Multi­

lateralismus, wie er zur Zeit der Goldwährung geherrscht hatte. Darunter verstand die amerika­

nische Poli t ik einen weltweiten, unbegrenzten Güteraustausch auf der Basis allgemeiner 

Gle ichberecht igung . 6 R ü c k k e h r zum multilateralen Weltwirtschaftssystem bedeutete jedoch 

nicht ein Wiederaufleben herkömmlicher Freihandelstradi t ionen. 7 Wirtschaftstheoretisch ge­

sehen glichen sich beide zwar, so daß Vorzüge und Schwächen des einen auch für oder gegen das 

andere System eingebracht werden konnten. 

A b e r der Multilateralismus forderte nicht die prinzipielle Beseitigung aller Zölle und Handels­

grenzen, sondern nur deren Senkung auf ein vertretbares Maß bei Abschaffung aller diskrimi­

nierenden Prakt iken. Dadurch vermied er die Ext reme des ungehinderten Laisser-faire, wahrte 

jedoch den größten Vorte i l des Freihandelssystems, der in der Lenkung der internationalen G ü ­

terströme an den O r t ihres höchsten Nutzens bestand. Die amerikanischen Polit iker strebten 

vor allem die Einschränkung oder Beseit igung jener Handelshemmnisse an, die der Entfaltung 

des internationalen Güteraustausches in den dreißiger Jahren ungezählte Hindernisse entgegen­

stellten, die Zöl le und Abgaben höher und höher geschraubt, staatliche Eingriffe in den Wirt ­

schaftsablauf erfordert und schließlich die Entstehung nahezu autarker Volkswirtschaften her­

vorgerufen hatten. 

D e r wirtschaftliche Nationalismus hatte nach amerikanischer Auffassung den politischen Na­

tionalismus gefördert und ihm in Gestalt der wirtschaftlichen Kriegführung das Instrument in 

die Hand gespielt, dessen er zur Vorberei tung der militärischen Herrschaft in Europa bedurfte. 

Mi t dieser unglückseligen Vergangenheit mußte gebrochen und an ihrer Stelle ein Weltwirt­

schaftssystem auf der Basis allgemeiner Gleichberecht igung geschaffen werden, das sich als zu­

verlässiges Fundament für weltweite Prosperität und die Friedensordnung der Nachkriegsepo­

che bewähren konnte . D e r Wiederaufbau eines multilateralen Welthandelssystems wurde als 

Grundanliegen der amerikanischen Wirtschaftspolit ik bezeichnet , und sie war bereit, dessen 

3 Zu den weiteren Lehren und deren einseitiger Übersteigerung im Legalismus", „Universalismus" und „Ökonomismus" siehe Gardner, 

R. N.: a.a.O., S. 4 ff. Vgl. auch das Vorwort von Triffin, Robert, ebendort, S. X I I I ff. 

4 Von 26 größeren internationalen Konferenzen, die vom Juli 1940 bis April 1945 auf Seiten der Alliierten gehalten wurden, widmete sich die 

Hälfte ausschließlich wirtschaftlichen Themen, und die übrigen räumten solchen Problemen ebenfalls noch erhebliches Gewicht ein. 

Czempiel, E. O.: a.a.O., S. 35. 

5 Für die praktischen Planungsarbeiten bedeutete diese Forderung allerdings oft nicht mehr als eine rhetorische Beteuerung, die ständig her­

angezogen werden konnte, um die unterschiedlichsten Vorschläge und Maßnahmen zu rechtfertigen. 

6 Als Definition des Multilateralismus gilt ein Weltwirtschaftssystem auf der Grundlage ungehinderten Waren-, Dienstleistungs- und Kapi­

talverkehrs, allgemeiner Geltung des Prinzips der Meistbegünstigung, der Freizügigkeit im Personenverkehr und der Konvertibilität aller 

Währungen. 

Man kann den Begriff Multilateralismus treffender als Omnilateralismus bezeichnen. Vgl. Pütz, T.: Multilateralismus, in: Handwörter­

buch der Sozialwissenschaften, Bd. VI I , Stuttgart/Tübingen/Göttingen 1961, S. 467 ff. Zum Multilateralismusbegriff in Großbritannien 

und den Vereinigten Staaten vgl. Küng, E.: Zur angelsächsischen Diskussion über Multilateralismus und Vollbeschäftigung, Außenwirt­

schaft 2, Bern 1947. 

7 Czempiel, E. O.: a.a.O., S. 34; Gardner, R. N.t a.a.O., S. 13 ff. 
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Verwirklichung mit allen zu Gebo te stehenden Mitteln zu betreiben. „ E i n e solche Ballung an 

Macht und Idealismus für Wirtschaftsfragen besaß in der amerikanischen Geschichte keine 

Paral le le ." 8 

Hinter solchen entschiedenen Absichten stand die Tatsache, daß die amerikanische Friedens­

planung von einer übertriebenen Betonung wirtschaftspolitischer Probleme gekennzeichnet 

wurde, die politische Vorbereitungen nicht selten verdrängte. Man glaubte, durch die Schaffung 

möglichst günstiger Wirtschaftsverhältnisse in der Welt einen entscheidenden Anlaß für neue 

Kriege ausmerzen zu können, und übersah dabei leicht den Rang poli t ischer Momen te . D e r 

stellvertretende Außenminister Welles nannte als eine der sichersten Vorkehrungen gegen den 

Krieg die Gelegenheit zu gleichberechtigtem und uneingeschränktem Handel für alle V ö l k e r 

der E r d e . 9 

Ähnliche Auffassungen über die kritische Bedeutung wirtschaftlicher Verhältnisse für den zu­

künftigen Frieden teilten amerikanische Poli t iker durchweg, ob sie nun dem Außenminis te­

rium, dem Finanzministerium, dem Kriegsministerium oder der F E A angehörten. Zwar 

richtete sich das Interesse der einzelnen Planungsbehörden auf unterschiedliche Aspekte des 

multilateralen Systems, jenes des Außenminister iums beispielsweise auf die Handelspoli t ik , 

das des Finanzministeriums auf das Problem der Vollbeschäftigung. Aber dem Multilateralis­

mus als wirtschaftspolitischem Hauptziel hatte sich die amerikanische Regierung einmütig 

verschrieben. 

Außenminister Cordel l Hull glaubte allerdings in bemerkenswert hohem Maße an den Rang 

günstiger wirtschaftlicher Verhältnisse, und seine Überzeugungen gehörten seit seinem Amts ­

antritt zu den festen Vorstellungen der ganzen Regierung. „Unbeschränk te r Handel verbindet 

sich mit Frieden; hohe Zölle , Handelsschranken und unbilliger wirtschaftlicher Wet tbewerb 

mit Kr ieg" , hat er unermüdlich argumentiert und hervorgehoben, man besitze eine redliche 

Chance auf einen dauernden Frieden, wenn nur ein freierer Handelsverkehr und weniger D i s ­

kriminierung erreicht werden könne , so daß die Nat ionen sich nicht in tödlicher Eifersucht ge­

genüberstünden, ihr Lebensstandard überall steigen und jene wirtschaftliche Unzufriedenheit 

beseitigt werden könne , die den Krieg he rvorb r inge . 1 0 

In dieser Äußerung Hulls klang eines der Mot ive an, die der amerikanischen Entscheidung für 

den Multilateralismus zugrunde lagen. Sie ging von der Erkenntnis aus, daß weltweite Prosperi­

tät eine der wesentlichsten Stützen für den Frieden darstelle und deswegen zu den Vorausset­

zungen für die zukünftige Sicherheit der Vereinigten Staaten gehöre. Wirtschaftl iche N o t macht 

aggressiv, lautete ein Axiom der amerikanischen A u ß e n p o l i t i k . 1 1 Zumindest im State Depar t ­

ment trug man keine Bedenken, auch die Umkehrung dieses Satzes zu bejahen, und glaubte 

schon durch den ökonomischen Wohlstand aller Vö lke r allein den Frieden sichern zu können. 

Aus dieser Uberzeugung heraus bemühte sich Hull noch kurz vor Ausbruch des Krieges um ein 

deutsch-amerikanisches Handelsabkommen und meinte, der Aggression Hitlers damit die 

Spitze nehmen zu k ö n n e n . 1 2 

Ganz so weit reichten die Hoffnungen amerikanischer Pol i t iker außerhalb des State Depar tment 

auf günstige Wirtschaftsbedingungen als Mit tel zum Frieden nicht. Aber es wurde nirgends be­

stritten, daß die Problematik der internationalen Wirtschaftslage in den zwanziger und dreißiger 

Jahren zum Ausgangspunkt schwerwiegender polit ischer Verwicklungen geworden war und 

daß sie als eine der Ursachen für den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges zu gelten habe. Allein 

das lieferte der amerikanischen Nachkriegsplanung Grund genug, neue und erfolgversprechen­

dere Wege bei der Lösung der Weltwirtschaftsprobleme einzuschlagen. 

Ein weiterer Gesichtspunkt verdient im Zusammenhang mit der amerikanischen Entscheidung 

für den Multilateralismus Beachtung. Seit dem Ersten Weltkrieg schon entwickelten die Vere i -

8 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 12 f. 

9 Ebendort, S. 8. 
10 Hull, C.i a.a.O., Bd. I, S. 81 . 
11 Czempiel, E. O. : a.a.O., S. 38. 

12 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 9 f. 
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nigten Staaten einen zunehmenden Exporthandel für die Erzeugnisse ihrer Landwirtschaft und 

der industriellen Massenprodukt ion. Er hatte zwar unter den Verhältnissen der dreißiger Jahre 

stark gelitten, stellte aber dennoch eine bedeutende volkswirtschaftliche G r ö ß e dar und erfor­

derte aufnahmebereite internationale Märkte ebenso wie gesunde internationale Wirtschaftsbe-

dingungen, die eine entsprechende Nachfrage sicherstellten. Während des Zweiten Weltkrieges 

verschärfte sich diese Notwendigkei t als Folge der gestiegenen amerikanischen Wirtschafts­

macht und ihrer nahezu unbegrenzt angewachsenen Produktionskapazitäten. Wenn das Ame­

rika der Kriegsjahre überhaupt wirtschaftliche Besorgnis hegte, so jene um Beschäftigungsmög­

lichkeiten für diese Kapazitäten nach dem militärischen S i e g . 1 3 

D i e polit ischen Grundanschauungen der Vereinigten Staaten und ebenso ihre wirtschaftlichen 

Interessen gingen in die Richtung der internationalen Zusammenarbei t , nicht der Her r scha f t . 1 4 

Deswegen konnten die Zielvorstellungen der amerikanischen Wirtschaftspolitiker allein noch 

keine bindende Aussage über die Gestaltung der Nachkriegsepoche beinhalten. Sie mußten erst 

mit den zukünftigen Partnern abgestimmt werden, und unter diesen spielte Großbri tannien als 

traditionelles Welthandelszentrum und führende Wirtschaftsmacht eine entscheidende Rol le . 

Daher schälten sich die Ziele der alliierten Wirtschaftspolit ik, und mit ihnen die Gestalt der mul­

tilateralen Welt , erst in den anglo-amerikanischen Konferenzen und Verträgen der Jahre 1941 

und 1942 endgültig heraus. V o n hier aus übertrugen sich beide in einer Vielzahl weiterer Bünd­

nisse mit alliierten oder befreundeten Nat ionen auf die Wirtschaftsbeziehungen der Welt . 

Die Frage nach der wirtschaftspolitischen Ordnung der Nachkriegsepoche wurde zum ersten 

Male während der anglo-amerikanischen Verhandlungen über die Gestaltung des Leihe-

Pach t -Abkommens angeschnitten, ohne daß vorerst eine Regelung zustande gekommen wäre. 

Das im März 1941 verabschiedete Lend-Lease-Gese tz nannte als britische Gegenleistung für die 

aus den Vereinigten Staaten bezogene Unters tützung lediglich , i rgendeinen direkten oder indi­

rekten Nu tzen" , der dem Präsidenten zufriedenstellend erscheinen w e r d e . 1 5 Die Frage, was 

dieser nicht eben konkre te Wort laut eigentlich beinhalten solle, drängte sich naturgemäß auf. 

Anglo-amerikanische Beratungen darüber, die auf britischer Seite von dem großen National­

ö k o n o m e n J o h n Maynard Keynes geführt wurden, setzten mit dem Sommer 1941 ein, zogen 

sich aber bis zum Frühling des nächsten Jahres hin. 

Man wählte die vage Forme l des Lend-Lease-Gese tzes ursprünglich in der Absicht , einer hohen 

britischen Schuldenlast zugunsten Amerikas aus dem Wege zu g e h e n . 1 6 Denn Keynes hatte nach 

dem Ersten Weltkriege in bahnbrechenden Arbeiten die Problemat ik immenser Kriegsschul­

denforderungen und Reparationsleistungen für das internationale Wirtschaftsleben aufgedeckt, 

aber vergebens gegen diese „papiernen Fesse ln" gekämpft, deren Lösung eine unabdingbare 

Voraussetzung für gesunde Wirtschaftsverhältnisse s e i . 1 7 Erst die bis ins Unlösbare angestiege­

nen weltwirtschaftlichen Komplikat ionen der zwanziger und dreißiger Jahre hatten seine The ­

sen in beeindruckender Weise erhärtet und ihnen internationale Geltung verschafft. Angesichts 

der bitteren Erfahrungen nach dem Ersten Weltkrieg waren sich London und Washington einig 

in dem Entschluß , solchen Schwierigkeiten dieses Mal von vornherein auszuweichen. Die ge­

meinsame Wirtschaftspolit ik mußte schon in den Kriegsjahren so ausgestaltet werden, daß hohe 

13 Dabei entzogen sich die unabsehbar hohen Bedürfnisse kriegszerstörter Gebiete der amerikanischen Vorstellungskraft. Der Ankündigung 

wirtschaftlicher Nöte oder Engpässe im Europa der ersten Wiederaufbauphase trat man in Washington ungläubig und ohne das geringste 

Verständnis gegenüber. 

Noch im Herbst 1944 befürchtete man drohenden Überfluß viel eher als Knappheit, und es gab kaum Beamte, die eine Möglichkeit wirt­

schaftlichen Mangels auch nur in Erwägung ziehen wollten. Man ging darin so weit, auf dem Gebiet der Nahrungsmittelversorgung bei­

spielsweise jede ernsthafte Knappheit rundweg zu leugnen (Penrose, E. F.: a .a .O., S. 191 ff.). Auch die amerikanische Öffentlichkeit und 

die Geschäftswelt erwarteten nach Kriegsende die alsbaldige Rückkehr zur,,guten alten Zeit" und dachte an den Kauf neuer Konsumgüter, 

an Steuerermäßigungen und die Befreiung von obrigkeitlichen Eingriffen und Reglementierungen. McNeill, W. H.: a.a.O., S. 434 ff.; 

Czempiel, E. O.: a.a.O., S. 49. 
14 Czempiel, E. O.: a.a.O., S. 36 f. 

15 McNeill, W. Fi.: a .a .O., S. 139; Czempiel, E. O.: a .a.O.. S. 37. 

16 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 140. 
17 Keynes, /. M.: The Economic Consequences of the Peace, London 1919; Derselbe: Revision of the Treaty, London/New York 1922. 
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internationale Verpflichtungen gar nicht erst entstehen konnten. Dieses Ziel hat sowohl das 

Lend-Lease-Abkommen als auch frühe reparationspolitische Überlegungen maßgeblich beein­

f luß t . 1 8 

Tro tz ernsten Mühens gelangten die anglo-amerikanischen Verhandlungen vorerst zu keiner 

Übereinst immung. Die Absichten Washingtons konzentr ier ten sich nämlich bald darauf, als 

Gegenleistung für das Le ihe -Pach t -Abkommen britische Zugeständnisse bei der Verwirkl i ­

chung des Multilateralismus anzustreben, wobei unter dem Einfluß Außenminis ter Hulls allzu 

einseitiges Gewicht auf die Abschaffung diskriminierender Praktiken im internationalen Han­

del gelegt wurde. Das aber richtete sich gegen die britischen Handelspräferenzen im Empi re , 

und auf sie glaubte man in London um der wirtschaftlichen Gesundung des Landes nach dem 

Kriege willen nicht verzichten zu können. Während aus diesem Grunde eine Stockung in den 

Beratungen über das Lend-Lease -Abkommen eintrat, kam es in anderem Rahmen zu einer er­

sten Formulierung alliierter wirtschaftspolitischer Ziele. 

Seit dem 9. August 1941 führte die At lant ik-Konferenz Präsident Roosevel t und Premiermini­

ster Churchill in Neufundland z u s a m m e n . 1 9 Un te r Anspielung auf die Schwierigkeiten der 

Lend-Lease-Gespräche verlieh Sumner Welles dort schon am ersten Tage seiner Befürchtung 

Ausdruck, Großbri tannien werde unter dem Zwang der Kriegsfolgelasten zu einem System bi­

lateraler Wirtschaftsbeziehungen und Präferenzen zurückkehren. Demgegenüber bestand er für 

das Außenministerium mit einer aus Überzeugung geborenen Hartnäckigkei t darauf, G r o ß b r i ­

tannien solle nach dem Kriege die freiestmöglichen Wirtschaftsbeziehungen wiederherstellen, 

ohne jede Diskriminierung, ohne Devisenbewirtschaftung, ohne politisch motivierte Präferen­

zen oder all jene anderen Wirtschaftsbeschränkungen, die seiner Meinung nach für die gegen­

wärtige Katastrophe in der Welt offensichtlich die Verantwortung t r u g e n . 2 0 

Welles bestand mit allem Nachdruck auf dieser Forderung, und seine britischen Gesprächspart­

ner reagierten entgegenkommend. London vertrat wirtschaftspolitische Nachkriegspläne, die 

jenen Washingtons nahestanden, und innerhalb der Regierung neigte man einer multilateralen 

Friedensordnung durchaus zu. Im März 1941 hatte Lord Halifax, der britische Botschaf ter in 

den Vereinigten Staaten, gesagt, im wirtschaftlichen Bereich hänge tatsächlich alles von der 

Kooperat ion ab, weil die zukünftige Welt in vielen Hinsichten als ein einziges Ganzes begriffen 

werden müsse. Er fügte hinzu: „ W i r erkennen die dringende Notwendigkei t einer wirtschaft­

lichen Zusammenarbeit an und wir sind bereit, uns an Plänen für ihre weltweite Förderung zu 

be te i l igen . " 2 1 

Die Aufgeschlossenheit für den Multilateralismus wurde von der Öffentl ichkeit des Landes j e ­

doch nicht einhellig geteilt. Zwar blickte der britische Freihandel auf ehrwürdige Tradi t ionen 

zurück. Aber die öffentliche Meinung war sich einer Vielzahl engster Beziehungen und Ver ­

pflichtungen gerade wirtschaftlicher Natur mit großen Tei len der Wel t bewußt , die man der 

amerikanischen Wirtschaftspolit ik zuliebe nicht einfach aufgeben dürfe, nicht einmal aufgeben 

könne, weil die britische Zahlungsbilanz damit schwersten Belastungen ausgesetzt würde. 

Überdies wiesen manche Kri t iker erneuter Freihandelspraktiken auf die extremen wirtschaft­

lichen Ungleichgewichte der dreißiger Jahre hin, gegen deren schädliche Auswirkungen die 

britische Volkswirtschaft durch staatliche Eingriffe geschützt werden müsse. D a ß die Regierung 

solchen Argumenten ihre Berechtigung nicht absprach, bewiesen die Dauer und Intensität der 

anglo-amerikanischen Diskussionen über das Lend -Lease -Abkommen . 

In der Atlant ik-Konferenz aber ging es weniger um detaillierte Absprachen als um einen ersten 

Anstoß zugunsten alliierter Gemeinsamkei t , und daran trug Churchi l l eingedenk der besorgnis­

erregenden Lage in Europa das höchste Interesse. Als Präsident Roosevel t ihm noch am Abend 

18 McNei!, W. H.: a.a.O., S. 140. Vgl. unten S. 47. 
19 Dazu Churchill, W. S.: The Second World War: The Grand Alliance, Boston 1950, S. 433 ff.; Wilson, T. A.: The First Summit, Boston 

1969, S. 173 ff.; Wilcox, C: A Charter for World Trade, New York 1949; Feis, H.: a .a .O., S. 20 ff. 

20 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 42. 
21 Diebold, W., jr.: Economic War Aims: General Considerations; The Position as of April 1, 1941, a.a.O., S. 14. 
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des 9. August die Formulierung gewisser allgemeiner Prinzipien vorschlug, die ihren Zielen in 

der Nachkriegswelt Ausdruck verliehen, war ein maßgeblicher Schritt auf dem Wege zur an­

glo-amerikanischen Allianz und damit zur gemeinsamen Wirtschaftspolitik getan. 

Allerdings entsprach der britische En twur f der Atlant ik-Charta nur ausschnittweise dem Pro­

gramm des State Depar tment und insbesondere nicht jener handelspolitischen Forderung nach 

Abschaffung diskriminierender Praktiken, die Welles nun aufs neue für sein Ministerium vor­

trug. Falls die beiden Regierungen nicht übere inkommen würden, so hob er hervor, ihre ganze 

Mach t zugunsten der Wiederbelebung freier und unbeschränkter Handelsbeziehungen in der 

Nachkr iegsepoche einzusetzen, so könnten sie gleich die Fl inte ins Korn werfen und feststellen, 

daß eine der Hauptursachen für die augenblicklich tragische Situation in der Welt auch zukünf­

tig ungehindert fortwirken m ü s s e . 2 2 Aber die Bri ten machten im Hinbl ick auf ihre prekäre wirt­

schaftliche Lage dennoch Einwände, um die eben in Ot tawa aufs neue bekräftigten Handelsprä­

ferenzen zu erhalten. 

Sie stießen bei Präsident Roosevel t auf Einsicht . Er milderte die vom State Department vorge­

tragenen Wünsche ab, so daß der vierte Artikel der At lant ik-Charta die beiden Regierungen le­

diglich im Rahmen ihrer bestehenden Bindungen verpflichtete, darauf hinzuwirken, daß Sie­

gern wie Besiegten um ihrer wirtschaftlichen Prosperität willen Zugang und gleichberechtigte 

Tei lnahme am internationalen Handel und der Auswertung von Rohstoffen eingeräumt wurde. 

D e r fünfte, auf den Vorschlag des Kabinetts in London eingefügte Artikel führte die Zielsetzun­

gen der gemeinsamen Nachkriegswirtschaftspoli t ik weiter aus. Er suchte den höchstmöglichen 

Grad wirtschaftlichen Zusammenwirkens aller Nat ionen der Welt , um den Menschen bessere 

Arbeitsbedingungen, wirtschaftlichen Fortschr i t t und soziale Sicherheit zu gewährleisten. 

Dami t waren die Zielsetzungen der anglo-amerikanischen Wirtschaftspolitik für die Nach­

kriegsperiode zum ersten Male , wenn auch nur in groben Umrissen abgesteckt worden. Ihre 

zweite, wesentlich präzisere Fassung erhielten sie im Februar 1942 mit der Unterzeichnung des 

Mutual Aid Agreement . Es regelte die Gestal tung des Lend-Lease -Abkommens und kam erst 

nach langwierigen Beratungen zustande, denen die Atlant ik-Charta wesentliche Impulse ver­

l i e h . 2 3 Art ikel V I I des Mutual Aid Agreement umriß die bisher nicht näher definierte Gegenlei­

stung für die Bereitstellung amerikanischer Lend-Lease-Güter . Er hatte zuerst nicht mehr als 

einen Katalog amerikanischer Forderungen enthalten und war erst nach und nach über diese 

frühen Einseit igkeiten hinausgediehen. Zwar bot er dem State Depar tment endlich Gelegenheit , 

seinen wirtschaftspolitischen Zukunftsplänen für die Nachkriegszeit bindenden Charakter zu 

ve r l e ihen . 2 4 Aber gleichzeitig brachte er Rechte und Pflichten beider Vertragspartner in ein 

sorgfältig ausbalanciertes Gleichgewicht . 

Leistung und Gegenleistung, so lautete der Art ikel , dürften den Handel zwischen beiden Län­

dern in keiner Weise belasten, sondern müßten die bilateralen wie die multilateralen Wirt­

schaftsbeziehungen beider Nat ionen kräftigen. Um das zu erreichen, verpflichteten sich G r o ß ­

britannien und die Vereinigten Staaten im nationalen wie im internationalen Bereich zu aufein­

ander abgest immten Maßnahmen, um Produkt ion, Beschäftigung, Güteraustausch und Absatz 

und damit die materiellen Grundlagen der Freiheit und des Wohlergehens aller Völker zu för­

dern, Zöl le und andere Handelsschranken abzubauen und die Realisierung jener wirtschaftspo­

litischen Ziele anzustreben, die in der At lant ik-Char ta verbrieft worden w a r e n . 2 5 

D e r Wort laut des Artikels ließ die Einflüsse modernen wirtschaftstheoretischen Denkens er­

kennen, das die überlieferten Postulate der Freihandelstheorie erheblich mäßigte und abwandel­

t e . 2 6 An die Stelle des simplen Laisser-faire war unter dem Eindruck der Lehre Keynes ' ein mit­

einander verflochtenes System fördernder Maßnahmen zugunsten des Handels, der Beschäfti­

gung, der Konjunktur und einer entsprechenden monetären Poli t ik getreten. Wo das State D e -

22 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 45 ; Welles, S.: Where Are We Heading? London 1947, S. 6. 
23 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 11 ff. 

24 McNeill, W. Fl.: a.a.O., S. 139 ff. 
25 F R U S 1941, Bd. III, S. 1 ff. 

26 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 29 . 

36 



partment anfänglich zu einseitiges Gewicht auf die Freiheit des Handels und des internationalen 

Güteraustausches gelegt hatte, da wirkten amerikanische und britische Pol i t iker im Rahmen des 

Mutual Aid Agreement auf eine gleichgewichtige Berücksicht igung aller zusammenwirkenden 

Faktoren hin. Hier dokumentierte sich, daß J o h n Maynard Keynes am Zus tandekommen des 

Vertrages maßgeblich beteiligt war. 

Mit der Unterzeichnung des Mutual Aid Agreement am 2 3 . Februar 1942 stand das langfristige 

Wirtschaftsprogramm der alliierten Nachkriegspoli t ik fest. Es hatte den Charakter einer bin­

denden Vereinbarung zwischen den Vereinigten Staaten und Großbr i tannien angenommen, 

welche die rechtlichen Grundlagen für die Nachkriegswirtschaftspoli t ik schuf und, in einer 

Reihe späterer Verträge auf das Verhältnis zu anderen Alliierten übertragen, zur Ausgangsbasis 

des Multilateralismus wurde. A b k o m m e n nach dem Vorbi lde des Mutual Aid Agreement 

schlössen die Vereinigten Staaten im Juni 1942 zuerst mit der Sowjetunion, danach, bis Mitte 

1943, mit dreizehn weiteren Staaten a b . 2 7 Bei Kriegsende existierten 35 solcher Verträge, und 

sie alle verpflichteten zur Erleichterung des internationalen Handels , zur Ermäßigung von 

Zöllen und Aufhebung aller Diskriminierungen, die einem multilateralen Güteraustausch im 

Wege l agen . 2 8 

„ E s steht außer Zweifel" , schrieb das angesehene britische Wirtschaftsblatt „ E c o n o m i s t " , „d ie 

Politik der amerikanischen Regierung trägt revolutionären Charakter . Sie steht einem wahrhaft 

neuen Ansatz zur Ordnung der Welt gleich. Sie bedeutet den inspirierenden Versuch, die D e ­

mokratie unter den Verhältnissen des 2 0 . Jahrhunderts mit neuem Leben zu erfüllen und sie in 

die wirtschaftliche und soziale Sphäre e inzuführen . " 2 9 D a ß die amerikanische Wirtschaftspoli­

tik von Idealen getragen wurde, kann nicht bezweifelt werden. Ihr multilaterales System konnte 

und sollte durch ein nachhaltiges Ansteigen der internationalen Wirtschaftsbeziehungen allen 

beteiligten Nationen zum Vortei l gereichen. Wirtschaftstheoretische Überlegungen rechtferti­

gen diese Auffassung zumindest für Perioden wirtschaftlicher Expansion, wie sie nach Kriegs­

ende erwartet wurden, denn sie gewähren bei freien Güters t römen prinzipielle Gewinnmaxi -

mierung. 

Die Vereinigten Staaten strebten unter Wahrung des Prinzips allgemeiner Gleichberecht igung 

eine sinnvolle Entfaltung der Wirtschaftskraft und der ökonomischen Ressourcen des ganzen 

Erdkreises an. Allgemeine Prosperität und eine Blüte des Wirtschaftslebens sollten die Nach­

kriegsperiode kennzeichnen. Die Wirtschaftskraft möglichst aller Länder der Erde sollte sich in 

den Dienst des Menschen stellen, ihm allenthalben einen höheren Lebensstandard, bessere Ar ­

beitsbedingungen, eine gesicherte Güterversorgung ermöglichen. Weltweite Arbeitsteilung und 

internationaler Handel sollten den Ertrag des Produktionsprozesses sprunghaft steigen lassen. 

Zugleich aber würde die enge Verflechtung der nationalen Volkswirtschaften und der in ihnen 

ablaufenden Produktionsprozesse einen steilen Anstieg der gegenseitigen ökonomischen A b ­

hängigkeiten nach sich ziehen. Darin , so glaubten amerikanische Poli t iker , schuf man ein tra­

gendes Element zur Sicherung des zukünftigen Weltfriedens, und aus diesem Bl ickwinkel er­

kannte man den wirtschaftspolitischen Planungen in Washington eine Bedeutung zu, die weit 

über den ökonomischen Bereich hinauswuchs. 

Allerdings, Gedankengänge aus dem Bereich wirtschaftlichen Eigennutzens waren dem ameri­

kanischen Vorhaben auch nicht fremd. Es lag auf der Hand , daß die amerikanische Volkswir t ­

schaft von der multilateralen Ordnung selbst am meisten profitieren werde, daß ihrer Industrie 

riesige Märkte neu erschlossen, nahezu unerschöpfliche Absatzwege geebnet und Rohstoffquel­

len gesichert würden. Den Vereinigten Staaten selbst mußte aufgrund ihrer überragenden Wir t ­

schaftsmacht eine Führungsrolle innerhalb der neuen Friedensordnung zuwachsen, und eine 

unerhörte Ausdehnung ihres wirtschaftlichen Einflußbereiches gehörte zu deren offensicht­

lichen Konsequenzen. 

27 McNeill, VC. H.: a .a.O.. S. 141. 
28 McNeill, W. H.: a.a.O., S. 780 f. 
29 The Economist, Bd. C X L I I I , London 1942, S. 67. Zitiert nach Gardner, R. N.: a.a.O., S. 1. 
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Im Zuge der anglo-amerikanischen Wirtschaftsberatungen waren die Grundfragen der interna­

tionalen Wirtschafts- , Konjunktur - , Währungs- und Handelspoli t ik aufgeworfen worden, und 

man hatte es sich zur Pflicht gemacht, sie im Sinne der neuen, der multilateralen Nachkriegsord­

nung zu lösen. Die Entwicklung auf das erstrebte Ziel hin vollzog sich auf zwei verschiedenen 

Ebenen . 

Zum einen ergab sich aus den gemeinsamen Kriegszielen der Alliierten nahezu von selbst ein so 

hoher Grad wirtschaftlicher Koopera t ion , daß gewisse Züge des multilateralen Systems dabei 

schon zu Kriegszeiten vorweggenommen wurden. Militärische Notwendigkeiten zogen hohe 

Integration und gegenseitige Abhängigkeiten ökonomischen Charakters vor allem zwischen 

den Vereinigten Staaten und Großbr i tannien nach sich, seit dem Sommer 1940 zunächst aus der 

Abs t immung zwischen britischen Waffenkäufen und amerikanischen Fertigungsprogrammen, 

wenig später aus dem bald die ganze alliierte Wel t umfassenden System des Lend-Lease mit all 

seinen wirtschaftlichen und politischen Folgeerscheinungen. 

Die aus solchen Anlässen geschaffenen Verwaltungsbehörden erweiterten die Möglichkeiten 

gemeinsamer Wirtschaftsführung. So vereinigte man das anglo-amerikanische Beschaffungswe­

sen bald in einer einzigen Hand, um es mit der erwarteten Gütererzeugung in Einklang zu brin­

gen. Die ökonomischen Ressourcen beider Nat ionen suchte man in einen Pool einzubringen, 

die Ankäufe von Rohstoffen in aller Wel t wurden sorgfältig aufeinander abgestimmt, knappe 

Nachschubgüter aufgrund eines Quotensys tems und Uberschüsse nach Bedarf ver te i l t . 3 0 „ M a n 

kann fast sagen, daß die Funkt ion der traditionellen Landesgrenzen verlorenging: Rüstungsgü­

ter, Schiffstonnage und Rohstoffe wurden dem O r t ihres höchsten Nutzens zugeführt, ohne 

Rücksicht auf ihre nationale H e r k u n f t . " 3 1 

Diese Art gemeinsamen und gleichberechtigten Wirtschaftens stellte zunächst nur ein Instru­

ment der alliierten Kriegführung dar, das Analogon auf wirtschaftlichem Gebie t zu ihrer politi­

schen All ianz. D o c h über diese Kategorien wuchs die Bedeutung des Wirtschaftssystems bald 

hinaus. Wie Amerikaner und Bri ten hofften, durch eine Fortsetzung des politischen Bündnisses 

der G r o ß e n Dre i über das Kriegsende hinaus den zukünftigen Frieden in der Welt sichern zu 

können , so erblickte man in der Aufrechterhaltung der hohen Integration volkswirtschaftlicher 

Prozesse in der Nachkriegszei t bald auch ein Mit te l , der wirtschaftspolitischen Friedensord­

nung zum Durchbruch zu verhelfen. Als deren Basis und Ausgangspunkt die enge Verflechtung 

anglo-amerikanischer Wirtschaftsbereiche samt zugehöriger Institutionen über das Kriegsende 

hinaus einfach beizubehalten, war Regierungskreisen in Washington ein durchaus vertrauter 

G e d a n k e . 3 2 

N e b e n der Koopera t ion für die Zwecke der Kriegführung betrieb die amerikanische Polit ik eine 

Fülle einleitender Planungen und Maßnahmen, um ihrem Ideal einer multilateralen Nach­

kriegswirtschaftsordnung praktische Gestalt zu verleihen. Man kann diese sich vielfach über­

schneidenden Bemühungen der Ubers icht halber drei allgemeinen Bereichen zuordnen, deren 

erster die „ R e l i e f " - P r o b l e m e be t r i f f t . 3 3 Darunter fielen hauptsächlich Planungen für kurzfri­

stige Hilfsprojekte humanitärer Art , um der Bevölkerung kriegszerstörter Gebiete mit Nah­

rungsmitteln, Medikamenten und Konsumgüterl ieferungen Beistand zu leisten und die Voraus­

setzungen für ein erneutes Anlaufen des Produktionsprozesses zu schaffen. De r maßgebliche 

Impuls auf diesem Gebie t ging im Frühjahr 1943 von der Anregung Präsident Roosevelts aus, 

Beratungen der Vereinten Nat ionen über Ernährungsprobleme aufzunehmen. Die daraufhin 

nach H o t Springs einberufene Konferenz sowie die Gründung der United Nations Relief and 

Rehabil i tat ion Administrat ion ( U N R R A ) im Herbs t 1943 stellten erste Höhepunkte der Vorbe­

reitungen d a r . 3 4 D ie Alliierten konnten zu Rech t annehmen, in dieser Beziehung auf die Schwie­

rigkeiten der ersten Nachkriegsphase im befreiten Europa gerüstet zu s e i n . 3 5 

30 McNeill, W. H.: a.a.O., passim. 
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Der zweite Problemkreis befaßte sich mit langfristigen Maßnahmen der wirtschaftlichen Zu­

sammenarbeit und mit der Gründung von Organisat ionen, deren Aufgabe darin bestehen sollte, 

den Erfordernissen des multilateralen Wirtschaftslebens in Friedenszeiten zu dienen. Im Mit ­

telpunkt der Bemühungen standen hier Investi t ions- und Finanzfragen internationalen Charak­

ters, die Neuordnung des Weltwährungssystems, internationale Rohs tof fabkommen und Han­

delsprobleme. Was die letzteren betraf, so konnte trotz hochgespannter Erwartungen und 

grundsätzlich übereinstimmender Auffassungen der Experten vorerst keine alliierte Einigung 

erzielt werden. D e r International Trade Organisat ion war kein Erfolg beschieden, und auch die 

Bemühungen um weltweite Senkung der Zölle und Aufhebung von Handelsrestr ikt ionen verlie­

fen schleppend. Ein Herzs tück der multilateralen Nachkriegsordnung und das Zentrum der 

Wirtschaftspolitik des State Depar tment blieb damit schon im Planungsstadium weit hinter den 

Erfordernissen z u r ü c k . 3 6 Erst nach Kriegsende, im N o v e m b e r 1945 , gab die Publikat ion der 

„Proposais for Consideration by an International Conference on Trade and E m p l o y m e n t " zu 

erkennen, daß die anglo-amerikanische Poli t ik vorläufiges Einvernehmen erreicht hatte. Aus 

den Proposais ging später die Havanna-Charta , aus ihren handelspolit ischen Grundsätzen das 

General Agreement on Tariffs and Trade ( G A T T ) hervor. Dami t konnte die weltwirtschaftliche 

Desintegration, allerdings erst im Jahre 1948 , überwunden werden. 

Von Anfang an erfolgversprechend gestalteten sich dagegen die anglo-amerikanischen B e m ü ­

hungen um internationale Währungs- und Finanzfragen. Whi te und Keynes widmeten ihnen 

ihre ganze Aufmerksamkei t . 3 7 Beide legten im Frühjahr 1943 eigene Pläne vor, um die wirt­

schaftlichen und monetären Probleme der dreißiger Jahre zu beheben und nationalen Zahlungs­

bilanzschwierigkeiten in der Nachkriegsepoche multilateralen Handels und allgemeiner Vol lbe ­

schäftigung zu s t eue rn . 3 8 Ein Kompromiß zwischen dem Whi te- und dem Keynesplan, das 

„ J o i n t Statement by Experts on the Establishment of an International Moneta ry F u n d " gestat­

tete im April 1943 wesentliche Fortschri t te . Das galt auch, als Großbr i tannien überraschend 

schnell einem amerikanischen Vorschlag vom N o v e m b e r 1943 zust immte, eine internationale 

Bank für die Zwecke der multilateralen Weltwirtschaft zu gründen. Die Konferenz der Ver ­

einten Nationen in Bret ton Woods konnte daraufhin im Jul i 1944 den Internationalen Wäh­

rungsfonds und die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung ins Leben 

ru fen . 3 9 

Damit war man einer Lösung der Schwierigkeiten des internationalen Wirtschaftslebens im 

Sinne der multilateralen Zielsetzungen bedeutend näher gekommen. Aber einen praktisch wirk­

samen Erfolg konnte man wiederum erst auf lange Sicht verzeichnen. Denn sachliche Differen­

zen über die Auslegung des Vertrages von Bre t ton Woods verzögerten dessen Ratifizierung bis 

über das Kriegsende hinaus. Ohnehin waren alle kurzfristigen Aufgaben beider Inst i tut ionen, 

die sowohl Keynes als auch White eingeplant hatten, schon in den Vorverhandlungen gestrichen 

worden. Auch entsprachen die Mittel des Fonds nicht der G r ö ß e seiner Aufgaben, und die 

Weltbank nahm ihre Tätigkeit erst ein Jah r nach Kriegsende auf. Beide entwickelten sich einsei­

tig in die Richtung langfristiger Wirksamkei ten; sie bildeteten aus diesem Grunde auch kein ge­

eignetes wirtschaftspolitisches Instrument für die krit ische Phase der ersten Nachkriegszei t . 

Nachdem die währungspolitischen Vorbereitungen ganz auf den langfristigen Bereich, die R e ­

lief-Planungen ebenso ausschließlich auf kurze Sicht eingegrenzt worden waren, klaffte zwi­

schen beiden schon 1944, was man „sogar unter den optimistischsten Prämissen weite L ü c k e n " 

nennen m u ß t e . 4 0 Sie kennzeichneten den dritten Bereich amerikanischer Vorberei tungen auf die 

36 Vgl. dazu im einzelnen Penrose, iE. F.: a.a.O., S. 63 ff., 87 ff., 104 f.; Gardner, R. N.: a.a.O., S. 101 ff., 145 ff. 

37 Eine außerordentlich anschauliche Darstellung des persönlichen Verhältnisses zwischen Keynes und White und der Art ihrer Verhand­

lungsführung bringt Gardner, R. N.: a.a.O., S. I I I f. 

38 Zum Whiteplan im einzelnen ebendort, S. 71 ff., zum Keynesplan S. 77 ff. 

39 Vgl. dazu in vielen Einzelheiten Penrose, E.F.: a.a.O., S. 32 ff., 50 ff.; Gardner, R. Nu a.a.O., S. 71 ff., \W(i.;Czempiel, E. O.: a.a.O., 

S. 48 ff. 
40 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 168. 
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Nachkriegszei t , der mittelfristige Wiederaufbaumaßnahmen im weitesten Sinne betraf. Er um­

schloß nicht nur Pläne für den Neubau zerstörter Anlagen, sondern für alle Schwierigkeiten bei 

der Wiederbelebung volkswirtschaftlicher Prozesse in den vom Kriege heimgesuchten Ländern, 

für Anpassungs- und Reorganisationsaufgaben, die Lieferung erster Rohstoffzufuhren und die 

Beschaffung von Maschinen oder Finanzmit teln und K r e d i t e n . 4 1 Was all diese Probleme betraf, 

so gelangten die anglo-amerikanischen Planungen über erste zögernde Schritte nicht hinaus. 

„ D i e zunehmende Vertiefung in monetäre Probleme brachte die Gefahr mit sich, zu vergessen, 

daß keiner der diesbezüglichen Pläne funktionieren konnte , solange jene Schwierigkeiten nicht 

gelöst waren, die in der Ubergangszei t vom Krieg zum Frieden auftreten m u ß t e n . " 4 2 

Um ihnen zu begegnen, hatten Premierminister Churchil l und Präsident Roosevelt im Herbst 

1944 in Quebec zwar Einvernehmen über die Stufe II des Lend-Lease-Programmes erzielt, aber 

sie enthielt nur Absprachen über den Zeitraum bis zur Beendigung des Krieges mit Japan. W e ­

der die britische noch die amerikanische Poli t ik erkannte überhaupt eine Notwendigkei t , dar­

über hinaus auf die Lösung der komplizier ten mittelfristigen Probleme des europäischen Wie­

deraufbaues hinzuarbeiten. Erst mit dem Kriegsende sah man sich ihnen plötzlich gegenüber. 

Verwirrung und hastige Improvisat ion mußten jetzt an die Stelle einer ausgewogenen Wieder­

aufbaupolitik treten. Dies , verbunden mit der Ungunst polit ischer Momente , führte nicht nur 

zu einer Verzögerung des europäischen Wiederaufbaues, sondern gefährdete das Ziel der ameri­

kanischen Wirtschaftspolit ik selbst, die multilaterale Wel twi r t schaf t . 4 3 

Die Schwächen der amerikanischen Nachkriegswirtschaftspoli t ik traten hier zutage. Sie gingen 

auf die extrem unterschiedlichen Ergebnisse der vorbereitenden Planungen zurück, die in man­

chen Bereichen umwälzenden Fortschri t ten Bahn brachen, in anderen jedoch nicht den beschei­

densten Ansprüchen zu genügen vermochten. Die Ursachen dafür tragen vielschichtigen Cha­

rakter. Mögl ichkei ten und Grenzen der internationalen Poli t ik und Wirtschaft haben fördernde 

oder hemmende Einflüsse ausgeübt, innenpolit ische Gegebenhei ten Planungen auf manchen 

Gebieten stark begünstigt, auf anderen nahezu ausgeschlossen . 4 4 Aber zwei Momente , die Ver ­

hältnisse in Washington selbst betreffen, verdienen in diesem Zusammenhang besonders her­

vorgehoben zu werden. 

Das erste bestand in einer gewissen Unfähigkeit Außenminis ter Hulls und des State Depart­

ment , ihre großartigen Entwürfe zur Nachkriegswirtschaftsordnung in praktische Vorschläge 

umzumünzen und diese mit dem erforderlichen Nachdruck durchzusetzen. Hulls Tätigkeiten 

verrieten eher „e inen mangelnden Instinkt für die rauhe Wirkl ichkei t der internationalen Bezie­

hungen seiner T a g e " . 4 5 Insofern ließ er bemerkenswerte Ähnlichkeiten mit Präsident Wilson 

erkennen. J o h n Maynard Keynes berichtet von ihm, er habe in praktischen Dingen über nicht 

mehr als verschwommene und bruchstückhafte Ideen verfügt, weder Pläne noch Vorstellungen, 

noch konkre te Anregungen entwickeln k ö n n e n . 4 6 

Obgle ich Hul l sich oftmals als kluger Takt iker auszeichnete, litt er zugleich unter ähnlichen 

Schwächen wie Präsident Wi lson , und das übertrug sich auf seine Umgebung . Man schmiedete 

mit eiserner Energie bewundernswerte Pläne, ohne sich über deren praktische Ausgestaltung so 

recht im klaren zu sein und ohne deren Verwirkl ichung mit Konsequenz zu betreiben. Man ging 

von idealistischen Zielsetzungen eher als von politischen Möglichkei ten aus. Das State Depart­

ment der Kriegsjahre umwehte ein ständiger Hauch weltfremder Verschrobenhei t , so daß man 

seine Pläne allzu häufig mit leichter Hand überging. Präsident Roosevel t schenkte sein Ver­

trauen lieber anderen Instanzen, und das führte zu einer dauernden Hintansetzung des Außen­

ministeriums ebenso wie zu fortwährenden Einmischungen in seinen Amtsbereich. 

41 Dazu im einzelnen Penrose, E. F.: a .a .O., S. 168 ff., 185 ff. 

42 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 100. 

43 Dazu ausführlich Gardner, R. N.: a.a.O., S. 165 ff., 208 ff., 224 ff.; Penrose, E. F.: a.a.O., S. 200 ff., 310 ff., 329 ff. 

44 Ein hervorragendes Beispiel für das letztere ist die amerikanische Deutschlandpfanung seit dem Sommer 1944. Vgl. dazu unten S. 85 ff. 

45 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 5. 

46 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 5. 
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Organisatorische Schwierigkeiten standen zweckmäßigen Planungen im State Depar tment 

ebenfalls entgegen, und für seine praktische wirtschaftspolitische Arbei t lag manches im ar­

g e n . 4 7 Sie rangierte nach den Worten des im Kriege für sie verantwortl ichen Staatssekretärs 

Dean Acheson „un te r dem St r ich" , und wurde ständig „au f ihre brauchbaren, doch bescheide­

nen Aufgaben und Funk t ionen" e ingeschränkt . 4 8 Die politischen Abteilungen im Außenmini ­

sterium nahmen für sich absolute Prioritäten in Anspruch und ließen Argumente aus den Büros 

für Wirtschaftsfragen wenn überhaupt, so nur in zweiter Linie g e l t e n . 4 9 Was Deutschlandfragen 

betraf, so blieben diese Verhältnisse während der ganzen Amtszei t Hulls bestehen. Ers t unter 

Stettinius gelang es Ende 1944, wirtschaftliche gleichrangig neben polit ische Erwägungen des 

Deutschlandproblems zu s t e l l en . 5 0 

Als zweites Moment trugen diese organisatorischen Schwierigkeiten die Verantwortung für 

Mängel der amerikanischen Wirtschaftsplanungen, und sie traten nicht im Außenminis ter ium 

allein, sondern in allen zuständigen Instanzen Washingtons auf. Die Behörden gerieten in eine 

mit den Kriegsjahren zunehmende Isolation voneinander, ihre Tätigkeiten in eine fortschrei­

tende Zersplitterung, schlimmer noch, oft in ein Gegeneinander anstatt des Miteinanders. 

Neben dem Außenministerium, dem Kriegsministerium, dem Finanzminis ter ium und der F E A 

befaßten sich auch andere Instanzen mit wirtschaftspolitischen Planungen, so das Handelsmini­

sterium, das Arbeitsministerium, das Landwirtschaftsministerium, die Tar i f f Commiss ion und 

das Federal Reserve Board . Sie alle widmeten sich der Lösung verschiedenster Teilaspekte der 

drei Bereiche Relief, Wiederaufbau oder F inanz- und Währungspoli t ik, jedoch ausschließlich 

nach Maßgabe ihrer eigenen Zielsetzungen, die gelegentlich stark auseinandergehen konnten. 

Dabei bewirkte die hochgradige Unabhängigkei t aller Behörden der amerikanischen Exekut ive 

voneinander eine Tendenz zur Absonderung, die sich bei dem weitgehenden Fehlen intermini­

sterieller Ausschüsse rasch verstärkte. 

Planungen erfolgten allzu häufig aufgrund unterschiedlicher Prämissen, und ihre Ergebnisse 

mußten je länger, desto weiter auseinanderfallen. Ursache und Folge zugleich bildete die man­

gelhafte Koordinierung aller Arbeiten ebenso wie eine teils aus sachlichen, teils aus persönlichen 

Gründen erwachsende Absonderung der verantwortl ichen Beamten voneinander, eine künstli­

che Trennung und Verselbständigung aller Planungen, die sich aus poli t ischen, juristischen oder 

haushaltstechnischen Momenten ergab oder mit Rücks icht auf administrative Bequemlichkei ten 

und Kompetenzstreit igkeiten einfach beibehalten w u r d e . 5 1 

Was hohe Regierungskreise betraf, so pflegte der Wunsch nach Einst immigkei t aller Parteien 

bezüglich der Kriegsziele den Fortschr i t t wirtschaftspolitischer Planungen zu hemmen, sobald 

umstrittene Fragen diskutiert wurden. Einigkeit mußte wenigstens nach außen demonstriert 

werden und wurde ständig durch Kompromißlösungen gesucht, bei denen politische Erwägun­

gen allzuoft wirtschaftspolitische Einsichten verdrängten. Es müsse unumwunden zugegeben 

werden, berichtete ein Tei lnehmer an solchen Verhandlungen, daß in letzter Instanz die Auffas­

sung hoher Regierungsbeamter über politische Zweckmäßigkei ten , nicht aber wirtschaftspoliti­

sche Erkenntnis die Entscheidungen maßgeblich geprägt h a b e . 5 2 

Bei kostspieligen Projekten scheuten die Planungsbehörden in der Regel auch vor den mühseli­

gen Auseinandersetzungen mit dem Kongreß zurück und vertagten ihre Entscheidungen lieber. 

Denn manche Gruppierungen der Legislative begegneten den Nachkriegsplanungen mit zu­

nehmender Ablehnung, wobei sie den Trend der öffentlichen Meinung für sich ins Feld zu füh­

ren suchten. Tatsächlich war unverkennbar, daß die Öffentl ichkeit in den Vereinigten Staaten 

den wirtschaftspolitischen Plänen trotz des allgemeinen Wissens um ihre Notwendigkei t je län­

ger, desto entschiedener mit widerstrebendem Zögern entgegentrat. Das erforderte innenpolit i-

47 Anschauliche Beispiele dafür lieferte die Arbeit des Reparationsausschusses. Vgl. dazu unten S. 71 ff. 

48 Acheson, D.: Present at the Creation. My Years in the State Department, New York 1969, S. 36. 

49 Haley an Acheson, 17. Oktober 1944, R G . 59, 862.50/10-1744. 

50 Vgl. dazu unten S. 105 f. 

51 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 365. 

52 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 362. 
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sehe Rücks ichtnahmen und führte gegen Kriegsende dazu, daß „wei tbl ickende Nachkriegspla­

nungen Unters tützung im wesentlichen nur noch in Regierungskreisen f anden" . 5 3 

H i e r wie auf vielen anderen Gebieten erwies sich die Nachkriegsepoche für amerikanische Poli­

tiker als Zei t schwerer Enttäuschungen. Ihre Haltung war im Kriege von einem Optimismus be­

stimmt worden, der den internationalen Wirklichkeiten häufig nicht entsprach. Ihre Ideale ver­

dienen uneingeschränkte Anerkennung. Aber von deren Verkündigung bis zu ihrer praktischen 

Realisierung war ein langer, an Ernüchterungen reicher Weg zurückzulegen. Innen- und au­

ßenpoli t ische M o m e n t e schufen nämlich seit dem Ende des Krieges stets neue, unerwartete 

Hindernisse, die der Verwirkl ichung einer multilateralen Ordnung entgegentraten. 

Mi t dem Bündnis der G r o ß e n Dre i zerbrach einer der tragenden Pfeiler des multilateralen 

Weltwirtschaftssystems. Gleichzeit ig bröckel ten die Gemeinsamkeiten anglo-amerikanischen 

Wirtschaftens ab. Bisher kaum beachtete Unvol lkommenhei ten der Kriegswirtschaft führten zu 

kleinlichen Auseinandersetzungen und endlosen Debat ten , die wiederum eine allgemeine Ver­

härtung der Standpunkte und fast schon eine Verbit terung der öffentlichen Meinung in beiden 

Ländern nach sich zogen. Deren volkswirtschaftliche Entwicklung ging zudem weit auseinan­

der. D i e Vereinigten Staaten erlebten ein Anwachsen ihrer ökonomischen Macht , das in ihrer 

Geschichte ohne Beispiel dastand. In Großbr i tannien dagegen machten sich die bedrohlichen 

wirtschaftlichen Folgen des Krieges erst jetzt bemerkbar . Auf Gegenmaßnahmen aber war die 

anglo-amerikanische Wirtschaftspolit ik nicht vorbereitet , wie sie dem Problem des europä­

ischen Wiederaufbaues überhaupt plan- und ratlos gegenüberstand. 

In der ersten Nachkriegsphase wurde plötzlich offenbar, daß der Multilateralismus selbst und 

mit ihm sogar die erprobte wirtschaftliche Zusammenarbei t zwischen den Vereinigten Staaten 

und Großbr i tannien auf tönernen Füßen standen. „ E i n einziges Mißgeschick hätte das System 

zerschlagen und all jene multilateralen Pläne zerstören können, die von den beiden Regierungen 

unter so großen Mühen vorbereitet worden w a r e n . " 5 4 

Die Nachkr iegsepoche hatte den amerikanischen Erwartungen entsprechend den Übergang in 

die neue, harmonische Weltwirtschaftsordnung bringen sollen. Statt dessen entwickelte sie sich 

zu einer Zeit tiefer Unsicherhei t , die an den Grundfesten der amerikanischen Wirtschaftspolitik 

nagte. 

53 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 347 f. 

54 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 184. 
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Z W E I T E S K A P I T E L 

Die frühen Reparationspläne 
1941 bis August 1944 

1. Reparationspolitische Konzepte der Großmächte 

Die amerikanische Poli t ik verfolgte im Zweiten Weltkr ieg feststehende, im einzelnen ausge­

prägte wirtschaftspolitische Ziele, die eine Neuordnung der ökonomischen Verhältnisse und 

der Wirtschaftsbeziehungen in der Wel t herbeiführen sollten. Im Gegensatz zu den Vors te l ­

lungen Washingtons über die politischen Grundlagen der Nachkr iegsepoche , die sich mit 

Hoffnungen auf ein Fortbestehen der Kriegsbündnisse und auf die Verwirkl ichung der Einen 

Welt zufriedengeben mußten, kennzeichneten die Wirtschaftsplanungen so entschiedene Erfol ­

ge, daß bereits vor Kriegsende die ersten Schritte zur Realisierung der neuen Ordnung getan 

waren. 

Anfänglich stand auch die Deutschlandfrage ganz im Zeichen jener allgemeinen wirtschaftspoli­

tischen Zielsetzungen, die vor allen anderen das Außenminis ter ium mit der Konsequenz uner­

schütterlicher Überzeugung anstrebte. Sie steckten den Rahmen ab, innerhalb dessen sich die 

Alternativen zur Deutschlandfrage bewegen konnten. In Washington herrschte der Gedanke 

vor, man werde Deutschland - bei aller gebotenen Strenge im politischen und militärischen B e ­

reich - auf wirtschaftlichem Gebiet entgegenkommen und um der übergeordneten wirtschafts­

politischen Ziele der Vereinigten Staaten in der Nachkriegsepoche willen milde behandeln. 

Die Atlant ik-Charta wurde von diesem Geiste getragen. Präsident Roosevel t sprach bei den B e ­

ratungen über deren Wortlaut von der Wichtigkeit einer „Vers icherung gegenüber dem deut­

schen und italienischen Volke , daß die britische und die amerikanische Regierung ihnen nach 

dem Kriege günstige und gleichberechtigte Mögl ichkei ten wirtschaftlicher Natur anbieten 

m ö c h t e n " . 1 Premierminister Churchi l l versicherte Roosevel t seiner persönlichen Sympathien 

für solche Z ie l e . 2 

Daß es der britische Premier ernst meinte, bestätigte eine Rundfunksendung vom 2 4 . August 

1941 . Statt Deutschland wie nach dem Ersten Weltkrieg alle möglichen Beschränkungen aufzu­

erlegen, erklärte Churchi l l darin, sei man jetzt endgültig zu der Erkenntnis gelangt, daß „es 

nicht im Interesse der Welt oder unserer beiden Staaten liegen kann, irgendeine andere Nat ion in 

wirtschaftliche Bedrängnis zu bringen oder ihr die Mögl ichkei t zu verweigern, durch Industrie 

und Unternehmung sich und ihrem Volke einen angemessenen Lebensunterhal t zu verschaffen. 

Das beinhaltet tiefgreifende Veränderungen grundsätzlicher Natur , und alle Vö lke r sollten sich 

ihrer bewußt s e i n . " 3 

Schon im April 1941 hatte Vizepräsident Wallace entsprechenden amerikanischen Auffassungen 

mit den Worten Ausdruck verliehen, der nächste Friede müsse den besiegten Nat ionen die M ö g ­

lichkeit einräumen, ohne Beschränkung Rohstoffe zu kaufen und Fert igprodukte zu verkaufen, 

solange das friedlichen Zwecken diene. Man könne einer geschlagenen Na t ion nicht unmöglich 

hohe Wiedergutmachungen auferlegen, fuhr er fort, und ihr zugleich durch Zollschranken der 

Siegermächte den Expor t verbie ten. 4 

1 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 44. 

2 Ebendort. 

3 Wilson, T. A.: a.a.O., S. 257 ff.; Gardner, R. N.: a.a.O., S. 49 ; Report of the Interdepartmental Committee on Reparation and Economic 

Security, 31 . August 1943, RG 59, Pasvolsky file box 2. (Dieses Dokument wird im folgenden zitiert als Malkin Report.) 

4 Diebold, W., jr.: Economic War Aims, a.a.O., S. 9. 
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Außenminis ter Hul l sprach nach der Unterzeichnung der Atlant ik-Charta von einer „Erk l ä ­

rung grundlegender Prinzipien und fundamentaler Absichten mit weltweiter praktischer Gel­

t u n g " . 5 Es konnte nicht der geringste Zweifel daran bestehen, daß die ökonomischen Aspekte 

der Deutschlandfrage im Zeichen der allgemeinen wirtschaftspolitischen Zielsetzungen der an­

glo-amerikanischen Poli t ik gelöst werden sollten, daß sie sich ihnen anpassen und unterzuord­

nen hatten. Daran änderte auch die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation nichts. 

Amerikanische Deutschlandplanungen, sie lagen bis zum Sommer 1944 vorwiegend in der 

Hand des Außenminis ter iums, gingen wie selbstverständlich von der Voraussetzung aus, daß 

die deutsche Volkswirtschaft nach einer Ubergangsphase gleichberechtigt in die multilaterale 

Weltwirtschaft der Nachkriegsepoche aufgenommen werde . 6 Wirtschaftspolitische Vorschläge 

wurden sorgfältig auf dieses Ziel abgestimmt, und bei allen Überlegungen kehrte das Argument 

zurück, ob diese oder jene Maßnahme mit der erstrebten Wiedereingliederung des Reiches in 

eine „Wel twir tschaf t nach dem Muster der At lant ik-Char ta" vereinbar s e i . 7 

Daran hatte sich, als das State Depar tment seine wirtschaftspolitischen Deutschlandvorschläge 

im S o m m e r 1944 in ihrer abschließenden Formulierung einem interministeriellen Ausschuß, 

dem Execut ive Commi t t ee on E c o n o m i c Fore ign Pol icy ( E C E F P ) vor legte 8 , kaum etwas geän­

dert. Mi t Ausnahme des Finanzministeriums akzeptierten alle beteiligten Ressorts das D o k u ­

m e n t . 9 Es erwähnte vier wirtschaftspolitische Ziele, deren erstes die Forderung nach deutschen 

Reparationsleistungen war. Als weitere Ziele folgten die Kontrol le des deutschen Rüstungspo­

tentials und die Umstel lung der deutschen Produkt ion auf nicht-militärische Erzeugnisse, die 

Aufhebung der ökonomischen Vorherrschaft Deutschlands in Europa und schließlich eine 

grundlegende Umwandlung des deutschen Wirtschaftslebens, „d ie Deutschland in das von der 

At lant ik-Char ta erstrebte Weltwirtschaftssystem e ing l ieder t " . 1 0 

Um all diese Ziele verwirklichen zu können, bedürfe es einer lebensfähigen deutschen Volks­

wirtschaft, stellte der interministerielle Ausschuß fest und ging von der Erhaltung oder baldigen 

Wiederherstel lung „wenigstens des vorher best immten Min imums" deutschen Wirtschaftspo­

tentials a u s . 1 1 Weil es „den langfristigen Interessen der Vereinigten Staaten entspricht, daß 

Deutschland wirtschaftlich aufblüht", ohne daß die Volkswirtschaft wiederum militärischen 

Zielen dienen könnte , wurde die Herstellung von Rüstungsgütern verboten und die Demontage 

einzelner Industrieanlagen beschlossen. D e r größte Tei l aller deutschen Produktionsanlagen 

aber sollte erhalten und friedlichen Zwecken überstellt w e r d e n . 1 2 Denn es gehöre zu den vor­

rangigen Zielen der amerikanischen Poli t ik, bestätigte der interministerielle Ausschuß, daß 

Deutschland „ innerhalb angemessener Fris t einen festen Platz in der Weltwirtschaft findet und 

Gelegenheit erhält, einen friedlichen und konstruktiven Beitrag zur Entwicklung der Gemein­

schaft freier Nat ionen zu l e i s t e n " . 1 3 

Um „das fundamentale Ziel einer Anpassung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen 

Deutschlands an die Erfordernisse eines integrierten Weltwir tschaftssystems" zu realisieren, 

hatte die Besatzungsmacht neben anderem für Vollbeschäftigung in allen nicht-militärischen 

Wirtschaftszweigen Deutschlands zu sorgen, sobald Entwaffnung und Entnazifizierung das ir­

gend ges ta t te ten . 1 4 Auf längere Sicht wurden Deutschland Expor tmärkte zugesichert, um die 

wachsende volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Reiches auf solche Weise in den Dienst 

der multilateralen Weltordnung zu stellen. Beider Entwicklung sollte nach den Plänen des Au­

ßenministeriums wie des interministeriellen Ausschusses ineinandergreifen. Deswegen konnte 

5 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 49 . 

6 F R U S 1944, Bd. I, S. 279 . 

7 In den Unterlagen des Reparationsausschusses im State Department oder des Landesausschusses für Deutschland beispielsweise kehrt diese 

Formulierung ständig wieder. Vgl. zum ersteren etwa Reparation Memo 17, 22. März 1944, RG 59, N . F . 107; zum letzteren C A C 40a, 

April 1944, RG 59, N . F . 45 . 

8 Dazu im einzelnen unten S. 78 ff. 

9 F R U S 1944, Bd. I, S. 278 ff.; Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 342 ff. 

10 F R U S 1944, Bd. I, S. 280 . 

11 F R U S 1944, Bd. I, S. 2 8 1 . 

12 Ebendort, S. 284 f. 

13 Ebendort, S. 285 . 

14 Ebendort. 
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die amerikanische Deutschlandpoli t ik nicht ohne „internat ionalen For tschr i t t zur Verwirkl i ­

chung der Ziele der Atlant ik-Charta und des Artikels V I I des Mutual Aid Agreement" aus­

k o m m e n . 1 5 

Zwar räumten beide Instanzen ein, in der ersten Zeit nach der Waffenruhe könnten sich M a ß ­

nahmen als unumgänglich erweisen, die „ m i t einem multilateralen System nicht ganz vereinbar 

s i n d " . 1 6 Aber man drang darauf, sie zum frühestmöglichen Zeitpunkt rückgängig zu machen, 

um die langfristigen Ziele der amerikanischen Wirtschaftspolit ik nicht aus dem Auge zu verlie­

ren. Weil diese „insgesamt in die Zukunft b l ick t" , sollte die Besatzungsmacht neue Wege zur 

Verbesserung der Organisation des europäischen Wirtschaftslebens und zur Entwicklung inter­

nationaler Körperschaften im ökonomischen Bereich gehen, wobei es „ i m Interesse der Vere i ­

nigten Staaten liegt, daß Deutschland schließlich gleichberechtigt an solchen internationalen 

Wirtschaftsorganisationen teil h a t " . 1 7 

Die vom Außenministerium inspirierte Deutschlandpoli t ik blickte tatsächlich in eine von den 

Problemen und Realitäten der Kriegsjahre allerdings noch weit entfernte Zukunft . Seine hoch­

gesteckten Ziele bewogen es manchmal, die praktischen Schwierigkeiten innen- und außenpoli­

tischer Gegebenheiten zu übersehen, um sich lieber von naivem Opt imismus beflügeln zu las­

sen, dem der ungebrochene Fortschri t tsglaube anderer Instanzen noch zu Hilfe kam, wie sich 

bei den wirtschaftspolitischen Deutschlandplanungen zeigte. 

Denn das Kriegsministerium teilte die wirtschaftspolitischen Auffassungen des State Depar t ­

ment zur Deutschlandfrage, und das keineswegs nur aus Rücks ich t auf dessen Zuständigkeit . 

Vielmehr befürwortete Stimson schon in den dreißiger Jahren die Zielsetzungen Hul l s , und 

beide pflegten sich für die Neuordnung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen im Sinne 

des Außenministeriums einzusetzen. D e r Kriegsminister trat jedoch nicht mit so überspitzten 

Einseitigkeiten bezüglich der multilateralen Weltwirtschaft hervor wie Hul l . Er begriff 

Deutschland als wirtschaftlich notwendigen Bestandteil Europas und erkannte seinen Rang als 

Produzenten für die Güterversorgung der Wel t an. Deswegen sprach er sich eher aus der E r ­

kenntnis ökonomischer Interdependenzen als um multilateraler Ideallösungen willen für eine 

gemäßigte Besatzungspolit ik aus. 

Stimson hatte sich früh gegen den Vansittartismus gewandt und Roosevel t schon im D e z e m b e r 

1943 daraufhingewiesen, daß Handel und Industrie in Deutschland erhalten bleiben müßten, 

weil die Bevölkerung von der Landwirtschaft allein nicht ernährt werden k ö n n e . 1 8 Er teilte mit 

M c C l o y die Überzeugung, daß Deutschland nach dem Kriege wiederaufgebaut werden müsse, 

weshalb sich beide in drei Memoranden an den Präsidenten, die St imson im September 1944 

entwarf und M c C l o y im einzelnen ausarbeitete, auf eine maßvolle Deutschlandpoli t ik festleg­

ten, die auch für das Reparat ionsproblem ausschlaggebende Tragweite besitzen s o l l t e . 1 9 

Stimson und M c C l o y „gehör ten sicherlich zu den fähigsten und einsichtigsten Männern der 

ganzen Regierung Präsident Rooseve l t s" , und sie wußten ihren Standpunkt eindrucksvoll zu 

untermauern, wobei sie christliche und humanitäre, nicht weniger aber rationale Argumente 

und ein fundiertes Urtei l über wirtschaftspolitische Notwendigkei ten ins Feld führ t en . 2 0 Es 

charakterisierte Stimsons Auffassungen, daß er dem Morgenthauplan sofort mit der Bemerkung 

entgegentrat, die europäischen Alliierten bedürften nach den Zerstörungen des Krieges der E r ­

tragskraft jener Produktivmittel , die Morgenthau vernichten wolle. St imson nannte die R e s ­

sourcen Deutschlands „e ine natürliche und notwendige Kraft für die Leistungsfähigkeit Eu ro ­

pas" und bestand darauf, „s ie zum Wohle ganz Europas und besonders Großbr i t ann iens" zu 

e rha l ten . 2 1 

15 F R U S 1944, Bd. I, S. 286. Vgl. oben S. 34 ff. 

16 Ebendort, S. 287. 

17 Ebendort, S. 286 f. 

18 Stimson, H. L. I Btmdy, M.: a.a.O., S. 567. 

19 Hammond, P. Y.i a.a.O., S. 366, 370, 375; F R U S Quebec, S. 98 ff„ 1-23 ff.; Diary, S. 530 ff., 612 ff. 

20 Dom, W. L.: a.a.O., S. 75; vgl. im einzelnen unten S. 99 ff. 

21 Morgenthau Diary (Germany), US Senate, Committee on the Judiciary, Subcommittee to Investigate the Administration of the Internal 

Security Act and other Internal Security Laws, Washington 1967, S. 531. (Das Werk wird im folgenden zitiert als Diary.) Vgl. im einzelnen 

unten S. 99 f. 
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Reparat ionspoli t ik bildet ein Teilgebiet der Wirtschaftspolitik. U b e r die Aufgaben und Ziele der 

letzteren herrschten in der amerikanischen Außenpoli t ik des Zweiten Weltkrieges entschiedene 

und bis zum Sommer 1944 unangefochten gültige Auffassungen. Es stand außer Diskussion, 

daß auch die Reparationspoli t ik sich ihnen anzupassen hatte. Die Lösung der Reparationsfrage 

konnte nur innerhalb des Rahmens der freien, multilateralen Weltwirtschaftsordnung des 

kommenden Zeitalters gefunden werden und mußte einen positiven Beitrag zur amerikanischen 

Wirtschaftspolit ik in der Nachkriegswelt leisten. 

An sich hatten einseitige Transfers zu Lasten Deutschlands als künstliche Verzerrungen der 

freien Wirtschaftsbeziehungen keinen Platz mehr in der Nachkriegswelt . Eine Berechtigung 

fanden sie nur, wenn sie als Mit tel zur Realisierung der besseren Wirtschaftsordnung dienen 

konnten. Die Reparat ionspoli t ik mußte, wie Hul l dem Kriegsminister im August 1944 zu ver­

stehen gab, die langfristige amerikanische Wirtschaftspolitik natürlich ergänzen, so daß die re­

parationspolit ischen Vorschläge des Außenminister iums auf seine wirtschaftspolitischen An­

schauungen abgestimmt worden w a r e n . 2 2 

„ D a s beherrschende Prinzip im Hinbl ick auf Reparationen geht dahin", so schrieb das vom 

Execut ive Commi t t ee akzeptierte D o k u m e n t im August 1944 vor, „daß die Reparationspolitik 

sich den langfristigen Zielen dieser Regierung in Deutschland und in der ganzen Welt anpassen 

muß. Reparat ionen können nicht als Mit tel gelten, diese Ziele zu verwirklichen, aber die Folgen 

eines unbedachten Reparationsvorganges könnten ihnen die schwersten Hindernisse in den 

Weg legen. Das Reparat ionsprogramm muß so gestaltet werden, daß es den größten Beitrag zur 

Wiederherstellung der von den deutschen Angriffen geschädigten Länder gestattet, während es 

zugleich möglichen Nachteilen ausweicht oder sie auf ein Min imum he rabsenk t . " 2 3 

Wie die amerikanische Wirtschaftspolit ik, so sollte auch die Reparationspoli t ik in die Zukunft 

schauen, einem positiven For tschr i t t dienen, und insofern verfolgte sie gegenüber den Repara­

t ionsbest immungen von Versailles ein grundlegend neues Ziel . Es ergab sich aus den Erforder­

nissen der multilateralen Weltwirtschaftsordnung und dem Entschluß, Lehren aus den wirt­

schaftspolitischen Fehlern des vergangenen Friedens zu ziehen. Sie für sein Scheitern und für die 

anschließende weltweite Depression verantwortl ich zu machen, gehörte in Washington zu den 

unbestrit tenen Prämissen aller Nachkriegsplanungen. Entsprechendes Gewicht kam wirt­

schaftspolitischen Problemen zu, von deren sinnvoller Lösung, so glaubte man in der ameri­

kanischen Hauptstadt, die Sicherung des zukünftigen Friedens abhängen w e r d e . 2 4 

Aus diesem Verständnis der Dinge heraus lehnten die Führungsschichten in den Vereinigten 

Staaten den Reparationsgedanken während der ersten Kriegsjahre überhaupt ab. Auch die frü­

hen Nachkriegsplanungen in Washington berührten ihn nicht. Zu offensichtlich hatten sich 

seine verheerenden Folgen nach dem Ersten Weltkriege auf die Stabilität der internationalen 

Wirtschaftsbeziehungen ausgewirkt. Mi t dem zunehmenden Wissen um die Problematik einsei­

tiger Transfers für das marktwirtschaftliche System war auch die Neigung gewachsen, Repara­

t ionen als das Grundübel der weltweiten wirtschaftlichen Schwierigkeiten in den dreißiger Jah­

ren schlechthin zu bezeichnen. 

Es stand außer Zweifel, daß die Reparat ionen der deutschen Volkswirtschaft und von hier aus 

der europäischen Prosperität schweren Schaden zugefügt hatten. Die Probleme der Wechsel­

kurse und der internationalen Verschuldung waren durch die fehlerhafte Reparationspolit ik von 

Versailles ins Unerträgl iche gestiegen, der internationale Handel fehlgeleitet und durch unsin­

nige Beschränkungen eingeengt worden. Die bedrückenden Konsequenzen des Reparations­

vorganges waren in der ganzen Welt spürbar gewesen, und die Vereinigten Staaten als das 

Hauptgläubigerland hatten ein gerütteltes Maß davon zu tragen gehabt. 

Aus amerikanischer Sicht wäre es ungeschickt gewesen, erneuten Reparationsforderungen das 

W o r t zu reden und damit wiederum den Ausgangspunkt für erneute Schwierigkeiten zu schaf­

fen. Man befürchtete, damit nicht nur den gleichen Kreis verwickelter Probleme heraufzube-

22 F R U S 1944, Bd. I, S. 276 (. 

23 Ebendort, S. 282. 

24 Vgl. dazu oben S. 32 ff. 
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schwören wie in den zwanziger und dreißiger Jahren , sondern noch zusätzliche Erschwernisse 

in Kauf nehmen zu müssen, die sich beispielsweise aus den deutschen Vorkriegsschulden erga­

ben. Auch würden die Alliierten bedeutende Reparat ionen nur durch eine lang anhaltende B e ­

setzung und Kontrol le Deutschlands und einen so hohen deutschen Expor tüberschuß erzielen 

können, daß sich daraus unabsehbare Konsequenzen für den Welthandel ergeben mußten. R e ­

parationen, dahin gingen die einhelligen Auffassungen in Poli t ik und Wirtschaft des Amer ika 

der ersten Kriegsjahre, kamen nicht mehr in Frage. 

Die amerikanische Regierung hatte es sich ja zur Aufgabe gemacht, einer ähnlichen internatio­

nalen Verschuldung und schweren Rückzahlungslasten wie nach dem Ersten Weltkrieg aus dem 

Wege zu gehen. „ V o n Anfang an herrschte nicht nur der Wunsch , sondern sogar der feste En t ­

schluß, eine Wiederholung dieser Ereignisse zu vermeiden, die zum Ausbruch des Zweiten 

Weltkrieges beigetragen h a t t e n . " 2 5 Es war dies ein Leitgedanke, der auch für die Gestal tung des 

Lend-Lease-Programmes maßgeblichen Rang besaß und ihm als Mot iv mit zugrunde lag. Die 

langfristigen wirtschaftspolitischen Ziele der Vereinigten Staaten geboten, eine hohe internatio­

nale Verschuldung nicht wieder entstehen zu lassen, ihren Ursachen von Anfang an zu wehren, 

um ihren weltwirtschaftlich belastenden Konsequenzen auszuweichen. 

Auch politische Erwägungen sprachen gegen erneute Reparat ionen. Sie wurden nicht nur für die 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Depressionsjahre, sondern auch für jene Neigung zu E r ­

bitterung und Hoffnungslosigkeit verantwortlich gemacht, welche die Beziehungen der Völker 

untereinander vergiftet hatte. D ie erdrückende Reparationslast hatte unerwünschten politi­

schen Strömungen den Weg bereitet, zum Aufstieg der totalitären Kräfte in Europa geführt und 

so den Ausbruch eines neuen Weltkrieges begünstigt. Man dürfe die Tatsache nicht übersehen, 

stellte ein Memorandum des Außenministeriums in Washington im Februar 1944 fest, daß die 

Reparationsforderungen von Versailles eine Rachepsychose mit hervorgerufen hatten, die den 

nationalistischen, antidemokratischen Strömungen Auftrieb ve r l i ehen . 2 6 Reparat ionen wurden 

ein böses Vermächtnis des Ersten Weltkrieges genannt, das der Err ichtung einer stabilen politi­

schen Ordnung in Europa entgegenstand und den Ausbruch des jetzigen Krieges mitverursacht 

h a t t e . 2 7 

Solche Anschauungen zur Reparationsfrage fanden ihren Niederschlag auch in der Literatur, 

wobei „nahezu uneingeschränkte Opposi t ion gegen die Auferlegung von Reparat ionen nach 

Kriegsende h e r r s c h t e " . 2 8 Man wandte sich dem Problem stets mit wenigen Sätzen und unter all­

gemein kritischen Gesichtspunkten zu. So vertrat der frühere Präsident Herber t H o o v e r 1942 

die Ansicht, es könne Reparat ionen in Wirkl ichkeit nicht geben. Ein geschlagenes V o l k werde 

einfach nicht genug produzieren, um hohe Reparat ionen leisten zu können. D e r kommende 

Friede solle sich mit ein paar Milliarden Dol lar deutscher Leistungen für die Hinterbl iebenen 

begnügen und damit Schwierigkeiten aus dem Wege g e h e n . 2 9 

Der Wirtschaftswissenschaftler Alvin H. Hansen stellte noch im September 1942 fest, die Erfah­

rungen des letzten Krieges hätten zwingend erwiesen, daß Reparat ionen ein unmögliches und 

schädliches Vorhaben be inha l te ten . 3 0 D e r ehemalige Präsident des norwegischen Parlaments, 

C. I . H a m b r o , schrieb im gleichen Jahr , es herrsche Ubereins t immung unter jenen, die sich eine 

Meinung erlauben dürften, daß den totalitären Mächten nach Kriegsende keine Reparat ionen 

auferlegt werden so l l t en . 3 1 D e r Journalist James B. Res ton meinte: „ N i c h t s ist klarer nachweis­

bar als die Tatsache, daß die Reparationsabsichten der zwanziger Jahre die Wel t lediglich der 

jetzigen Katastrophe nähe rb rach ten . " 3 2 E . H. Car r glaubte, „n iemand wird die Torhe i t noch 

25 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 13. Vgl. oben S. 34 f. 

26 Reparation 17, 25. Februar 1944, RG 59, Notter file (im folgenden zitiert als N. F . ) box 107. 

27 Viner, ] . : German Reparations once more, in Foreign Affairs, Bd. 2 1 , No . 4, S. 659 ff., New York 1943. 

28 Robinson, N.: Indcrnmtication and Reparations, Jewish Aspects, From War to Peace Nr. 2, Institute of Jewish Affairs of the American Je -

wish Congress and world Jewish Congress, New York 1944, S. 210. 

29 Hoover, H. C, Gibson, H.: The Problem of Lasting Peace, New York 1942. 

30 Diebold, W., jr.: Economic War Aims, a.a.O., S. 6, Anm. 1. 

31 Robinson, N.: a.a.O., S. 211 . 

32 Reston, J. B.: Prelude to Victory, New York 1942, S. 46. 
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einmal begehen, immense Reparat ionskonten anzulegen, die in mehr als einer Generation ge­

tilgt werden m ü s s e n " . 3 3 Eine Vielzahl weiterer St immen äußerte sich im gleichen Sinne. 

Charakterist isch für diese Stellungnahmen der ersten Kriegsjahre fiel auch eine Denkschrift des 

N e w Y o r k e r Counci l on Foreign Relat ions vom April 1941 aus. In einer Untersuchung der wirt­

schaftspolitischen Kriegsziele alliierter Mächte hob es hervor: „Repara t ionen und andere Arten 

strafender Wirtschaftspolit ik sollten eindeutig aus der Nachkriegsregelung gestrichen werden. 

Welche Rol le sie auch immer bei dem Wunsch nach Rache oder innerhalb eines Systems zur 

Schwächung Deutschlands spielen mögen, diese Maßnahmen werden die Nachkriegswirt­

schaftsordnung in solcher Weise belasten, daß sie die Lösung aller weiteren Probleme ungeheuer 

erschweren, wenn nicht ganz unmöglich machen werden. Daher sollte in Verhandlungen mit 

einzelnen Regierungen keine Verpflichtung zu Reparationsleistungen eingegangen w e r d e n . " 3 4 

An der Ernsthaftigkeit dieser Äußerungen und an der Berechtigung ihrer Motive war nicht zu 

zweifeln. Auch die Regierung in Washington erkannte sie uneingeschränkt an. Sie hielt es wäh­

rend der ersten beiden Kriegsjahre nicht einmal für notwendig, die Reparationsfrage in ihre 

Planungen einzubeziehen. U n d dennoch begannen sich die Auffassungen im Laufe des 

Krieges und unter dem Eindruck der Kriegsereignisse zu verschieben. Die Feindseligkeiten 

in allen Teilen der Erde nahmen ein Ausmaß, die Art der Auseinandersetzungen eine Härte an, 

die allen überkommenen Vorstel lungen H o h n sprachen. Die Verluste an Menschenleben 

nahmen beständig zu. Ungeheure wirtschaftliche und kulturelle Werte fielen der Vernichtung 

anheim, und die H ö h e der Kriegsschäden überstieg bald alle Befürchtungen einer entsetzten 

Wel t . 

Angesichts solcher Zerstörungen lag die Frage nahe, ob und auf welche Art und Weise man den 

Schaden nach dem Ende der Feindseligkeiten werde beheben können. Es lag auf der Hand, daß 

ein rascher Wiederaufbau Europas nicht ohne bedeutende Hilfslieferungen von außen würde er­

folgen können . Schon im Hinbl ick auf ihre langfristigen wirtschaftspolitischen Ziele waren die 

Vereinigten Staaten durchaus bereit, solche Leistungen zu erbringen. Aber man begann sich 

doch zu fragen, ob die traditionell hervorragende deutsche Wirtschaftskraft nicht auch Sachlie­

ferungen zugunsten des Wiederaufbaues der alliierten Länder ermöglichen und ob Deutschland 

nicht einen Tei l der Last tragen könne . Denn wenn einseitige Sachleistungen der Vereinigten 

Staaten für den Wiederaufbau wirtschaftlich sinnvoll und für die Alliierten wünschenswert er­

schienen, so mußten es deutsche Reparationsleistungen in der F o r m von Sachgütern für den 

Wiederaufbau doch ebenfalls sein. 

N o c h ein zweites M o m e n t verlieh dem Reparationsgedanken Auftrieb. Deutschland hatte in 

den besetzten Gebie ten ein überaus ergiebiges System wirtschaftlicher Ausnutzung Europas für 

seine eigenen Zwecke verwirklicht , eine Ar t Reparat ion zugunsten Deutschlands, wie man 

e m p f a n d . 3 5 D ie deutsche Besatzungsmacht verstand es, nahezu den ganzen Umfang der wirt­

schaftlichen Ressourcen des europäischen Kont inents in ihre Dienste zu stellen. Auf allerhand 

Wegen , durch Kauf, Tausch, als Kriegsbeute oder durch Beschlagnahme gelangte alliiertes E i ­

gentum verschiedenster Art in deutschen Bes i tz , von industriellen Anlagen über Rohstoffe bis 

hin zu kulturellen Wer ten , und dieser P rozeß vollzog sich in solchen Größenordnungen, daß 

auf Rückgabe oder Ersatzleistungen seitens Deutschlands nach amerikanischer Meinung schon 

allein mit Rücks ich t auf das ökonomische Schicksal der geschädigten Staaten bestanden werden 

mußte . 

Es dauerte nicht lange, bis die europäischen Alliierten entsprechende Forderungen anmeldeten. 

Sie machten seit 1942 bereits einen festen Bestandteil ihrer erklärten Kriegsziele aus. Schon aus 

moralischen Gründen konnte Washington sich der Berechtigung von Forderungen schwerlich 

33 Carr, E. H.: Conditions of Peace, London 1942, S. 234. 

34 Diebolä, W., jr.: Economic War Aims: a.a.O. 

35 Daher liefen die frühesten Reparationsvorstellungen in den Vereinigten Staaten darauf hinaus, das von Deutschland entwickelte System 
einfach beizubehalten, wenn auch unter umgekehrten Vorzeichen, um den ganzen Prozeß in entgegengesetzter Richtung erneut ablaufen 
zu lassen. Vgl. C A C 14, RG 59, N . F . 45, 54. 
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entziehen, die Rückgabe oder Ersatz der unter deutscher Herrschaft abhanden gekommenen 

Werte verlangten. Sie waren zu offensichtlich begründet, als daß man sie ernsthaft hätte bestrei­

ten dürfen. Erkannte man aber das Prinzip der Resti tut ion an, so öffnete man zugleich dem R e ­

parationsgedanken Tür und T o r . 

Das Ausmaß der deutschen Restitutionsleistungen mußte ja weit über den Bereich der Heraus­

gabe identifizierbarer Ob jek te hinausgehen. In der überwiegenden Zahl aller Fälle würde En t ­

schädigung für Werte gefordert werden, deren Rest i tut ion wirtschaftlich nicht sinnvoll war, die 

bereits untergegangen oder aus anderen Gründen durch Resti tut ion nicht zu ersetzen waren. 

Hier mußten Reparationen an ihre Stelle treten. Die Begriffe erwiesen sich als so eng miteinan­

der verwandt, daß man sie nicht konsequent hätte auseinanderhalten können, und den Pol i t i ­

kern der geschädigten Länder lag auch kaum daran, sondern lediglich an dem Grundsatz der 

deutschen Leistungspflicht. 

Er wurde unter verschiedenen Titeln verfochten. Sowohl britische wie amerikanische Untersu­

chungen bestätigten 1942 die prinzipielle Bereitschaft alliierter Regierungen, deutsche Repara­

tionen zu verlangen, ohne daß im einzelnen Vorstel lungen über den Charakter der deutschen 

Lieferungen bestanden hä t t en . 3 6 V o n fünfzehn europäischen Nat ionen, deren Vertre ter im 

Council on Foreign Relations in N e w Y o r k bis März 1943 über die alliierten Kriegsziele zu 

Worte kamen, sprachen sich zehn gegen finanzielle Reparat ionen aus, aber acht forderten deut­

sche Transfers in der F o r m von Sachgütern und Dienstleistungen, wobei tschechoslowakische 

und niederländische Sprecher allerdings bezweifelten, auf diese Ar t bedeutende deutsche Liefe­

rungen erhalten zu können. Dagegen hielten nur noch die Vertreter Dänemarks , Belgiens und 

Italiens die Ansicht aufrecht, es könne oder dürfe keinerlei Reparat ionen nach Kriegsende 

g e b e n . 3 7 

An die Spitze der Reparationen fordernden europäischen Alliierten stellte sich bald die Sowjet­

union. Sie erlitt von allen Verbündeten des Zweiten Weltkrieges die schwersten Verluste und 

trug daher das höchste Interesse an deutschen Wiedergutmachungen. Überdies verfügte sie, im 

Gegensatz zu den freien Marktwirtschaften des Westens, durch ihre zentral geleitete Volkswir t ­

schaft über nahezu unbegrenzte Möglichkei ten, Reparationsleistungen großen Stils entgegen­

zunehmen, ohne unter den gefürchteten Anpassungsschwierigkeiten des inländischen Marktes 

zu leiden. Die sowjetischen Wiedergutmachungsforderungen wurden daher ohne alle H e m ­

mungen vorgetragen. Stalin wollte sie schon im September 1 9 4 1 , gleich nachdem Moskau der 

Atlantik-Charta zugestimmt hatte, im Rahmen bri t isch-sowjetischer Gespräche mit dem briti­

schen Unterhändler Lord Beaverbrook erörtern, doch der wich aus mit der Bemerkung, erst 

müsse der Krieg gewonnen w e r d e n . 3 8 U n d als der britische Außenminis ter Eden am 

16. Dezember 1941 Moskau besuchte, um die zukünftige Friedensordnung zu beraten, 

ging Stalin noch einmal auf die Reparationsfrage ein. Er forderte gleich bei der ersten Zusam­

menkunft die Wiedergutmachung von Sachschäden durch Deutschland, ohne sich jedoch näher 

zu e rk lä ren . 3 9 

In London und Washington fand die Bedeutung dieser Vorgänge wie anderer deutlicher H in ­

weise auf die sowjetischen Absichten keine Würdigung. D o c h im Januar 1942 stellte Außenmi­

nister Molo tow im Namen der sowjetischen Regierung Forderungen auf, die offensichtlich auf 

eine ähnlich strafende Reparationspoli t ik hinausliefen wie nach dem Ersten W e l t k r i e g . 4 0 A n ­

fang November 1942 verfügte ein sowjetischer Erlaß zudem die Gründung einer Staatskommis­

sion, die Resti tutionsansprüche gegen Deutschland feststellen und beweisen sollte. D e r Grund-

36 Wriston, H. M.: Reparations and Cooling off, Studies of American Interests in the War and the Peace, Political Series, No . P -B 50, Council 
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satz einer deutschen Wiedergutmachungspflicht war darin nochmals eindeutig festgehalten. 4 1 

Amerikanische Zeitungen berichteten daraufhin, die Sowjetunion werde Deutschland zwingen, 

„ jedes Stückchen Metall oder H o l z zu ersetzen, das zerstört w u r d e " . 4 2 

Sogar zurückhaltende Auslegungen der sowjetischen Intentionen mußten zu dem Schluß gelan­

gen, daß die Sowjetunion erste Schrit te in der Reparationsfrage bereits vollzogen hatte und sich 

zum Sprecher einer Gruppe europäischer Staaten aufwarf, die Reparationsforderungen anmel­

deten oder durchblicken ließen. Dami t gehörten deutsche Reparationen nach dem Ende des 

Zweiten Weltkrieges in den Bereich der politischen Wahrscheinlichkeiten. Blieben die Vereinig­

ten Staaten bei ihrer ablehnenden Haltung, so mußte ihnen die Initiative in der Reparationsfrage 

entgleiten und auf Moskau übergehen, eine Entwicklung, die im Hinbl ick auf die dem Problem 

innewohnenden Gefahren für die langfristige amerikanische Wirtschaftspolitik nicht erwünscht 

sein konnte . 

W e n n deutsche Wiedergutmachungen aus Rücksicht auf die Alliierten vielleicht nicht mehr zu 

umgehen waren, so durften amerikanische Poli t iker keine Mühe scheuen, mindestens die 

Schwächen des früheren Reparationsvorganges herauszustellen und sie durch rechtzeitige Ein­

flußnahme auf die Verbündeten zu umgehen. Dies , verbunden mit der Einsicht , daß es politisch 

untragbar erscheinen werde, Deutschland jene Werte zu überlassen, die ihm durch die Beset­

zung und wirtschaftliche Ausnutzung alliierter Länder zugeflossen waren, legte eine Überprü­

fung der bisher ablehnenden amerikanischen Einstellung zur Reparationsfrage nahe. 

Sie führte im Laufe des Jahres 1943 zu einem sich langsam vollziehenden Wandel. D ie Stimmen 

zugunsten mäßiger alliierter Reparationsforderungen mehrten sich nach und nach, auch wenn 

der frühere kritische Standpunkt weiterhin überzeugte Anhänger fand. Für Reparationen 

sprach sich neben anderen der Wirtschaftswissenschaftler J a c o b Viner aus, dessen eingehende 

Untersuchung im Sommer 1943 jedoch im Hinbl ick auf die alliierten Forderungen zu nach­

drücklicher Mäßigung riet, weil „das deutsche V o l k in nicht allzu langer Zeit als angesehenes 

Mitglied in den Kreis der Nationen aufgenommen werden m u ß " . 4 3 Andere Verfasser erkannten 

gewissen deutschen Reparationsleistungen eine Berechtigung als Mittel zu, Europa einschließ­

lich der ehemaligen Feindstaaten wiederaufzubauen und die industrielle Ausstattung einiger un­

terentwickelter Länder zu ve rbesse rn . 4 4 

Grundsätzl ich aber blieben die Auffassungen geteilt. Charakterist isch für die öffentliche Mei­

nung in Großbr i tannien und den Vereinigten Staaten fiel 1943 die Stellungnahme einer Kommis­

sion für Nachkriegsfragen an amerikanischen Universitäten aus. Es zeigten sich dort „scharfe 

Meinungsverschiedenheiten, ob Reparat ionen erwünscht und praktikabel sind. Eine beträchtli­

che Mehrhei t s t immte darin überein, daß prinzipiell und aus Gründen der Gerechtigkeit gegen­

über den Opfern des deutschen Angriffes Reparat ionen von Deutschland verlangt werden soll­

ten. Manche glaubten jedoch, daß Reparat ionen im Lichte früherer Erfahrungen, der Notwen­

digkeit einer raschen Erholung Europas und Deutschlands, im Interesse einer Beendigung deut­

scher Feindseligkeit und Erbit terung oder aus anderen Gründen vol lkommen abgeschafft oder 

wenigstens stark beschränkt werden s o l l t e n . " 4 5 

Im N o v e m b e r 1943 konnte die Zeitschrift „ E c o n o m i s t " feststellen: „ B i s vor kurzem gehörte es 

zu den allgemein anerkannten Auffassungen über die Nachkriegsregelung, daß sie keine Wie­

derauferstehung des Reparat ionsproblems mit sich bringen würde. Aber unglücklicherweise 

stellt es sich aufs neue, und es sind im wahrsten Sinne die Deutschen selbst, die es ins Leben ru-

41 Diebold, W.,jr.: a.a.O., S. 9. 

42 Robinson, N.: a.a.O., S. 218, Anm. 7. 

43 Viner, /..- a .a .O., S. 659 ff. 

44 Brailsford, H. N.: Making Germany Pay? Peace Aim Pamphlets, Nr. 23 , London 1944; Cole, G. D. H.: When The Fighting Stops, Natio­

nal Peace Council, Peace AimPamphlets, Nr. 18, London 1943; Stem-Rubarth, £ . ; Germany Defea ted-WhatThen? in:TheContempo-

rary Record, Mai 1943, S. 265 il.;Keith, K.: The Permanent Pacification of Germany, in: World Economics, Jul i /Oktober 1943; Goldin, 

G. B.: The Coming Peace Settlement with Germany, New York 1943. 

45 Robinson, N.: a .a .O., S. 229. 
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fen", weil es „ganz ausgeschlossen ist, den gewaltigen Umfang vorsatzlicher Eintreibungen der 

Nazis aus Ländern unter ihrer Herrschaft zu ü b e r s e h e n " . 4 6 

Ebenfalls im November 1943 bewogen die veränderten Ansichten zur Reparationsfrage das 

State Department , erstmals einer Untersuchung des Problems näherzutreten. Als Mot iv nannte 

ein Memorandum vom Januar 1944 die Gefahr einer unbedacht harten Reparat ionspoli t ik. Die 

Verbündeten könnten durch hohe Gesamtforderungen die wirtschaftliche und politische 

Grundlage einer beständigen Sicherheitsordnung in der Wel t aufs Spiel setzen, hieß es, 

und schwere wirtschaftliche oder politische Schäden sogar für die Empfängerländer anrichten. 

Es sei eine wesentliche Aufgabe der alliierten Staatskunst, einer solchen Entwicklung zu 

s teuern . 4 7 

Die allgemeinen wirtschaftspolitischen. Ziele Washingtons steckten den reparationspolitischen 

Alternativen von vornherein enge Grenzen. Sie forderten eine behutsame, auf Mäßigung be­

dachte Reparationspolit ik, die sich dem gleichgewichtigen Weltwirtschaftssystem nach M ö g ­

lichkeit anpaßte und den Fehlern der Vergangenheit auswich. Im Hinb l ick auf das ökonomische 

Allgemeinwohl verboten sich grundsätzlich alle Maßnahmen, die optimalen weltwirtschaftli­

chen Verhältnissen Abbruch tun konnten. Daher hatten sich reparationspolitische Wünsche 

dem angestrebten System ungehemmter Prosperität , multilateralen Warenaustausches und 

freier Wirtschaftsbeziehungen in der Nachkriegswelt unterzuordnen. Diese Ziele allein trugen 

maßgeblichen Charakter , und niemand konnte ernsthaft verlangen, eines von ihnen repara­

tionspolitischen Erwägungen preiszugeben. Vielmehr hatten die Reparat ionsprogramme sich 

der geplanten Nachkriegsordnung einzufügen und der Nachkriegswirtschaftspoli t ik in positi­

ver Weise zu dienen, indem sie beispielsweise den Wiederaufbau oder die internationale Ar ­

beitsteilung förderten. Eine neue, positiven Zielsetzungen dienende Reparat ionspoli t ik mußte 

geschaffen werden, sofern man überhaupt am Reparationsgedanken festhalten wollte. 

Das Amerika der ersten Kriegsjahre hätte lieber ganz auf ihn verzichtet. Charakterist isch für die 

Einstellung amerikanischer Poli t iker zur Reparationsfrage waren Äußerungen, die J o h n G. W i -

nant Anfang 1944 seinem Berater für Wirtschaftsfragen anvertraute. „ D e r Botschaf te r" , so be­

richtet Penrose, „er innerte sich genau an das Reparat ionsdurcheinander nach dem Ersten Wel t ­

krieg; er neigte dazu, Reparat ionen nach dem Zweiten Weltkrieg ganz zu vermeiden. Aber er 

akzeptierte mein Argument , daß von den Deutschen geplünderte Länder unausweichlich nach­

haltige Reparationsforderungen erheben würden und daß es ratsam sei, vernünftige Repara­

tionspläne auszuarbeiten und vorzulegen, um den übertriebenen und nicht durchführbaren 

Entwürfen zuvorzukommen, die Wortführer der kriegszerstörten Länder , insbesondere R u ß ­

land, befürworten k ö n n t e n . " 4 8 

Waren Reparationen schon unvermeidlich, so durften ihre nachteiligen Ausstrahlungen der 

Prosperität in der Wel t nur kurzfristige Hemmungen auferlegen. Je höhere Summen erwogen 

wurden und je länger deutsche Reparationsleistungen anhielten, desto eher mußte der Repara­

tionsvorgang zu einem dauernd störenden Fak to r in der Weltwirtschaft werden. Die einseitigen 

Transfers mußten wirtschaftliches Ungleichgewicht herbeiführen und sich auf vielen Gebie ten 

in Verzerrungen und schweren gesamtwirtschaftlichen Verlusten niederschlagen. Mit wachsen­

dem Umfang stellten sie eine ansteigende Gefahr für Konjunktur und Prosperität in der Wel t 

dar, ein künstliches und oftmals ärgerliches Hindernis für das amerikanische Ziel optimaler 

Wirtschaftsverhältnisse in der Nachkriegsepoche. Man wehrte diesen Nachtei len, indem man 

Höhe und Dauer der deutschen Reparationen ermäßigte. Die ökonomischen Voraussetzungen 

der zukünftigen Friedensordnung durften schweren, lang anhaltenden Belastungen nicht ausge­

setzt werden, und um ihrer Verwirkl ichung willen konnte es harte Reparationsforderungen 

nicht mehr geben. 

Allgemeine wirtschaftswissenschaftliche E rkenn tn i s se 4 9 , in Washington bemühte man sich ge-

46 Economist, 6. November 1943, zitiert nach Robinson, N.: a.a.O., S. 217. 

47 Report I of Subcommittee I I . , 1. Januar 1944, RG 59, N . F . 108. 

48 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 233. 

49 Sie beruhten vor allem auf den grundlegenden Arbeiten von John Maynard Keynes. 
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treu der Ankündigung des Vizepräsidenten Wallace um eine sorgfältige Würdigung ökonomi­

scher Gesetzmäßigkei ten und Zusammenhänge bei den Nachkriegsplanungen, legten ebenfalls 

eine gemäßigte Reparat ionspoli t ik nahe. Dabei spielte die Einsicht in die Abhängigkeiten der 

europäischen Volkswirtschaften voneinander eine große Rol le . Ihre ökonomischen Schicksale 

waren unlösbar miteinander verknüpft, so daß Wirtschaftskrisen in Deutschland den ganzen 

Kont inent erfassen mußten. 

Rücksichten auf die Alliierten und der Wil le zu wirtschaftspolitischer Vernunft machten es den 

Vereinigten Staaten aus diesem Bl ickwinkel fast schon zur Pflicht, die deutsche Volkswirtschaft 

zu erhalten. Langfristig mußte man sie jedenfalls fördern und die deutsche Industrie im Rahmen 

sicherheitspolitischer Erwägungen nach Kräften produzieren lassen, weil Deutschlands wirt­

schaftliche Prosperität ein entscheidendes M o m e n t für den erstrebten Wohlstand Europas dar­

stellte und weil dieser wiederum eine unerläßliche Voraussetzung für die Schaffung der multila­

teralen Weltwirtschaft bildete. Deutschland durfte keinesfalls die Möglichkei t genommen wer­

den, sich ihr nach einer Ubergangsphase als aufstrebende Industriemacht anzuschließen. Das 

verbriefte schon die At lant ik-Char ta . V o r allem aber erwartete man von der herkömmlich be­

deutenden deutschen Wirtschaft einen starken Impuls zugunsten der Prosperität in Europa und 

damit für die wirtschaftspolitischen Ziele Washingtons. Ihn dem Reparat ionszweck zu opfern 

konnte und wollte die amerikanische Poli t ik sich nicht leisten. 

D e n ersten und zugleich den sinnvollsten amerikanischen Reparationsplan des Zweiten Welt­

krieges brachte das Counci l on Foreign Relat ions in N e w Y o r k h e r v o r . 5 0 Das Counci l bemüht 

sich als private Forschungsorganisat ion seit dem Ersten Weltkrieg um eine vorausschauende 

Gestal tung der amerikanischen Außenpol i t ik . Im September 1939 war es mit der Erforschung 

langfristiger Kr iegs- und Nachkriegsplanungen beauftragt worden. Mittel der Rockefeller 

Foundat ion hatten das „ W a r and Peace Studies" genannte Projekt finanziell ermöglicht. Seit 

1940 widmeten sich daher einige Forschungsgruppen, denen stets führende Sachverständige des 

Landes angehörten, in vertraulichen Ber ichten für das Counci l und die Ministerien Washing­

tons solchen P r o b l e m e n . 5 1 

Finanz- und Wirtschaftsfragen diskutierte eine Gruppe unter Leitung der Wirtschaftswissen­

schaftler Alvin H. Hansen und J a c o b Viner . Als Forschungssekretär dieser Abteilung entschloß 

sich Wil l iam Diebo ld j r . Anfang 1943 , eine Untersuchung über die Frage deutscher Reparatio­

nen vorzulegen. Anlaß dazu gaben unterschiedliche Auffassungen in der Forschungsgruppe 

selbst, weil manche ihrer Mitglieder den bisherigen amerikanischen Vorstellungen gemäß eine 

Erör terung der Reparationsfrage für überflüssig hielten, während andere keinen Grund mehr 

sahen, sich weiterhin gegen Reparat ionen zu sträuben. 

Gewisse M o m e n t e begünstigten zudem , daß gerade im Counci l die ersten Schritte getan wur­

den. D i e ausschlaggebenden Impulse in der Reparationsfrage gingen zu dieser Zeit von Europa 

aus, und eine der N e w Y o r k e r Forschungsgruppen setzte sich mit den Kriegs- und Friedenszie­

len der Verbündeten auseinander. Auf diese Art wirkten die Einflüsse europäischen Denkens im 

Counci l rascher und nachhaltiger als anderwärts. Seit dem Frühjahr 1941 wurden dort immer 

wieder reparationspolit ische Probleme untersucht, wobei man stets zu der Erkenntnis gelangte, 

daß die Alliierten möglichst rasch eine grundsätzliche Lösung dieser Frage herbeiführen müß­

ten, um den Schäden unbedachter oder strafender Reparat ionsmaßnahmen zu w e h r e n , 5 2 

Die Untersuchung Diebolds vom Frühjahr 1943 verfolgte ebenfalls solche Ziele. Sie baute dazu 

auf den Grundlagen der langfristigen amerikanischen Wirtschaftspolitik und der Atlantik-
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Charta auf, suchte den Lehren aus dem Reparationsgeschehen nach Versailles gerecht zu werden 

und knüpfte an die Ergebnisse der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussionen an, die nach dem 

Ersten Weltkrieg stattgefunden h a t t e n . 5 3 Einen ersten Entwurf seines Memorandums legte D i e ­

bold im Januar 1943 zur Beratung vor. N o c h einmal trat der Widerstrei t der Meinungen über 

Reparationsprobleme zutage. Mi t Hansen faßten nämlich manche Diskussionstei lnehmer R e ­

parationen weiterhin als prinzipiell schädigenden Vorgang auf. Sie erblickten den Sinn aller B e ­

ratungen im Counci l darin, eine dementsprechende Erklärung auszuarbeiten, weshalb der Plan 

im Januar noch auf dem Grundsatz fußte, Reparat ionen seien - von gewissen Ausnahmen abge­

sehen - une rwünsch t . 5 4 

Zur Begründung wurde argumentiert, Deutschland werde durch Reparationsforderungen ge­

nötigt, seine Kapazitäten zu erweitern, eine ungewöhnlich leistungsfähige Schwerindustrie zu 

entwickeln und sich durch Reparationstransfers überdies noch Expor tmärkte zu sichern; die 

Gläubigerländer aber würden Märkte verlieren und sich der Gefahr einer durch Reparat ionen 

hervorgerufenen Depression aussetzen, ganz abgesehen davon, daß die Entgegennahme von 

Reparationsgütern nur in zentral geleiteten Volkswirtschaften möglich s e i . 5 5 D ie Entscheidung 

für Reparationen kam, von hier aus betrachtet, einer Entscheidung gegen die freie Marktwir t ­

schaft gleich, weil „vollendeter Kommunismus für die Annahme von Reparat ionen notwendig 

is t" , wie Hansen pointierend glaubte hervorheben zu m ü s s e n . 5 6 

Tro tz solch schwerwiegender Bedenken st immte die Mehrhei t der Forschungsgruppe im C o u n ­

cil dennoch für deutsche Reparat ionen, weil ohnehin außer Frage stehe, daß sie von den Alli ier­

ten beansprucht würden, und es nur noch darum gehen könne , ob die Vereinigten Staaten den 

Reparationsvorgang auf sinnvolle Eingriffe beschränken konnten oder nicht. Dar in erblickte 

man ein Hauptanliegen der amerikanischen Poli t ik. J a c o b Viner meinte sogar, jede für die wirt­

schaftliche Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie schädigende Maßnahme solle unterblei­

ben, während andere begrenzte Schädigungen durch Reparat ionen für tragbar hielten, sofern 

damit ein unmittelbarer Nutzen für alliierte Länder verbunden s e i . 5 7 

Streben nach Mäßigung verriet der Plan des Counci l auch seinem Grundkonzept nach, das in 

drei Sitzungen zwischen Januar und März 1943 aufgrund der Vorschläge Diebolds und zahlrei­

cher Anregungen der Forschungsgruppe Gestalt a n n a h m . 5 8 D i e Reparat ionsperiode sollte nach 

übereinstimmender Auffassung kurz gehalten und keine feste Reparat ionssumme genannt, 

vielmehr, so umrissen Diebold und später Viner ihre Auffassung, ein Mindestlebensstandard für 

Deutschland gewährt und alle übrigen Güte r und Dienstleistungen für Reparat ionszwecke be­

ansprucht w e r d e n . 5 9 Damit hatte der zukünftige Leitgedanke der anglo-amerikanischen Repa­

rationspolitik Eingang in die Planungen gefunden. Die späteren Meinungsverschiedenheiten 

über das Deutschlandproblem in Washington kreisten um diesen Punkt , nicht minder die alliier­

ten Reparationsdiskussionen anläßlich der Kriegskonferenzen, und sogar in Potsdam ging es 

noch einmal darum, ob Amerikaner und Briten dieses Grundanliegen ihrer Reparat ions- und 

Wirtschaftspolitik den Sowjets gegenüber würden durchsetzen können oder nicht. 

In mancher Hinsicht bewiesen die Diskussionstei lnehmer im Counci l erstaunlichen Real ismus. 

Sie unterstellten in ihren Gesprächen, daß die Haltung der Sowjetunion für die Entwicklung der 

Reparationsfrage im Zweiten Weltkrieg entscheidend sein w ü r d e . 6 0 Sie erwogen die Mögl ich­

keit, daß die Sowjetunion alles beschlagnahmen werde, dessen sie als Besatzungsmacht in 

Deutschland habhaft werden k ö n n e . 6 1 Man ging davon aus, daß sechzig bis achtzig Prozent der 
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deutschen Industriekapazitäten trotz aller Kriegseinwirkungen erhalten bleiben würden , 6 2 

sprach über Industr iebeschränkung und Produk t ionsve rbo te 6 3 und über den Plan, Deutschland 

nach Kriegsende in eine Ackerbau treibende Nat ion zu verwande ln . 6 4 Die Forschungsgruppe 

nahm damit Anfang 1943 schon die wesentlichen Momente des zukünftigen Geschehens vor­

weg, in einer Zeit, in der die amerikanische Regierung sogar den Gedanken an erneute Repara­

tionsforderungen noch weit von sich wies. 

Am 18. März lag das Memorandum zur Reparat ionspoli t ik in seiner abschließenden F o r m vor. 

Dami t war der erste amerikanische Reparationsplan des Zweiten Weltkrieges entstanden. Er 

legte den wirtschaftstheoretischen Ablauf des Reparat ionsprogrammes und die möglichen 

Grundprinzipien bei der Formulierung einer Reparationspoli t ik sowie ihre wahrscheinlichen 

Auswirkungen auf Schuldner- und Gläubigerländer dar. D e m stellte er die reparationspoliti­

schen Vorstel lungen der Alliierten sowie öffentlicher oder privater St immen in den Vereinigten 

Staaten gegenüber und gelangte durch deren Vergleich, durch Auslegung und Ergänzung unter 

wirtschaftswissenschaftlichen und polit ischen Gesichtspunkten zu prinzipiellen Empfehlungen 

über die zweckmäßigste Gestal tung einer amerikanischen Reparationspoli t ik. 

Das Counci l riet Amer ika keineswegs, Reparat ionen zu fordern. Es betrachtete die Vereinigten 

Staaten in dieser Frage als nahezu unbeteiligten Dri t ten , dessen Interesse sich jedoch um einer 

ungestörten Blüte wirtschaftlicher und poli t ischer Beziehungen in der Nachkriegswelt willen 

auf den Abschluß eines sinnvollen Repara t ionsabkommens r i ch t e t e . 6 5 Aber man war bereit, den 

ehemals von Deutschland besetzten Gebie ten das Recht auf Entschädigungen für Kriegsverluste 

einzuräumen, auch wenn man grundsätzlich bezweifelte, daß der von Reparationsgütern gestif­

tete Nutzen den von ihnen angerichteten volkswirtschaftlichen Schaden in den westlichen Indu­

strienationen übersteigen w e r d e . 6 6 

Da europäische V ö l k e r wahrscheinlich eine härtere Reparationspoli t ik anstreben werden, als 

praktikabel und wünschenswert sei, führte das Counci l aus, sollte der Anerkennung des Repa­

rationsgedankens durch die Vereinigten Staaten die Verpflichtung der Alliierten gegenüberste­

hen, ihre Reparat ionspoli t ik den Interessen der Allgemeinheit in der Nachkriegswelt unter­

z u o r d n e n . 6 7 E ine öffentliche Erklärung sollte alle beteiligten Länder möglichst bald auf gemein­

same Prinzipien eines von Vernunft best immten Reparat ionsprogramms festlegen, das, wie die 

Anregungen des Counci l selbst, mit dem langfristigen wirtschaftspolitischen Konzept der Ver­

einigten Staaten im Einklang stand. 

Die allgemeinen Voraussetzungen, unter denen die Forschungsgruppe arbeitete, ließen an der 

Verbindl ichkei t dieses Konzepts keinen Zweifel . Sie verstand Reparationen als eine Maßnahme 

zum Wiederaufbau alliierter Länder , als einen Teilbereich positiver wirtschaftspolitischer Akte 

zugunsten einer baldigen Prosperität , und zur Verwirkl ichung der erstrebten Ordnung in der 

N a c h k r i e g s w e l t . 6 8 Ar t und Umfang der deutschen Leistungen sollten sich ausschließlich nach 

dem Nutzen bemessen, welchen sie in den geschädigten Ländern bei der Behebung von Kriegs­

schäden und zu einer raschen wirtschaftlichen Erholung beitragen konnten, durften aber jene 

Grenzen nicht überschreiten, die für Deutschland unter vernünftigen Bedingungen angemessen 

e r sch i enen . 6 9 

Die Forschungsgruppe verkündete ohne Umschweife den Grundsatz , daß man Deutschland 

zwar poli t ischer und militärischer Här te unterwerfen, auf wirtschaftspolitischem Gebiet aber 
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mit Nachsicht behandeln m ü s s e . 7 0 D ie Schwächung der deutschen Mili tärmacht überließ man 

daher der Sicherheitspolitik und lehnte es ab, Reparat ionen für dieses Ziel einzusetzen. Sie durf­

ten überhaupt nur soweit erfolgen, als sie keine nachteiligen Auswirkungen in den alliierten 

Ländern hervorriefen oder den deutschen Lebensstandard in einem Grade absinken ließen, der 

solche Folgen verursachen k ö n n t e . 7 1 Da man um die wirtschaftlichen Interdependenzen Eu ro ­

pas wußte und allgemeiner Wohlstand das erklärte Ziel der amerikanischen Poli t ik in der Nach­

kriegswelt darstellte, konnte all das nur auf eine äußerste Beschränkung des Reparat ionsvor­

ganges in jeder Hinsicht hinauslaufen. 

Man hatte im Counci l bei der Abfassung des Reparationsplanes letztendlich eine Absicherung 

langfristiger Ziele der amerikanischen Wirtschaftspolit ik im Auge. Zu den Prämissen des Planes 

gehörte, daß Reparat ionen die Produktionskapazität der deutschen Industrie nicht beeinträch­

tigen dürften, da sie eine wichtige Rol le für die zukünftige Prosperität Europas und der Welt 

sp ie l e . 7 2 Für dieses Postulat sprachen nicht nur die wirtschaftspolitischen Ziele der Vereinigten 

Staaten, sondern auch kühler Rationalismus, denn ein produktives und friedliches Deutschland 

diene der Welt nach Auffassung Viners mit billigeren Waren und Dienstleistungen, als man sie 

sonst erhalten k ö n n e . 7 3 

Darin sah die Forschungsgruppe ein ausschlaggebendes Mot iv für alliierte Mäßigung in der R e ­

parationsfrage. Deutschland, so legte Viner dar, könne man mit einer Gans vergleichen, die an­

deren Ländern goldene Eier lege. Niemandem könne daran gelegen sein, sie u m z u b r i n g e n . 7 4 

Man dürfe Deutschland nicht mehr als seinen redlichen Anteil am Wiederaufbau anlasten, for­

derte das Memorandum Diebolds , wenn ihm die Entfaltung seiner ganzen wirtschaftlichen 

Möglichkeiten gestattet bleiben s o l l e 7 5 , und tatsächlich verlangte der Plan des Counc i l nicht 

mehr und nicht weniger als das. 

Er setzte sich, teilweise in der vorsichtigen F o r m von Kondit ionalsätzen, für sehr maßvolle R e ­

parationsleistungen Deutschlands in der F o r m von Gütern und Dienstleistungen zugunsten des 

europäischen Wiederaufbaues ein. Reparat ionen nach dem Zweiten Weltkr ieg sollten unter B e ­

rücksichtigung wirtschaftlicher Gesetzmäßigkei ten sowie vor dem Hintergrund polit ischen und 

ökonomischen Gemeininteresses erfolgen. Man dachte nicht mehr rückwärtsbl ickend in Kate­

gorien angerichteter Schäden und geschuldeter Reparat ionssummen, welche die Achsenmächte 

doch nicht würden zahlen können. Auch durfte der Reparationsvorgang nicht mehr der Aus­

übung politischen Druckes oder wirtschaftlicher Vergeltung d i e n e n . 7 6 Vie lmehr orientierte man 

sich an der Nützl ichkei t und Leistungsfähigkeit des ehemaligen Gegners für die Verwirkl ichung 

einer besseren Weltordnung der Zukunft, und in einem deutschen Beitrag zum Wiederaufbau 

erkannte die Forschungsgruppe den wahren Sinn der Reparat ionen. 

Der Wiederaufbauzweck bildete nicht nur das Mot iv , sondern zugleich die Grenze deutscher 

Lieferungen. N u r während er sich vollzog, und das beschränkte sich auf die ersten Nachkr iegs­

j a h r e 7 7 , bestand in Europa zusätzlicher Bedarf an Gütern und Dienstleistungen aus den Repara­

tionsverpflichtungen. Nur in dieser Periode erwartete die Forschungsgruppe allgemeines ö k o ­

nomisches Ungleichgewicht und staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsleben, welche die A b ­

wicklung des Reparationsvorganges erleichterten, und nur in dieser Zeit sollte er nach ihren 

Vorstellungen e r fo lgen . 7 8 Die herannahende Vollendung des Wiederaufbaues würde ihn jedoch 

seines Sinnes berauben, denn einem auflebenden Produkt ionsprozeß in den alliierten Volks ­

wirtschaften und dem Ziel freier, internationaler Wirtschaftsbeziehungen mußte er je länger, 
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desto mehr im Wege s t e h e n . 7 9 D e r For tschr i t t des europäischen Wiederaufbaues bestimmte die 

Dauer der deutschen Reparat ionen, weshalb sich das Counci l nicht auf eine zeitliche Begren­

zung festlegte. Man war jedoch der Ansicht , zehn Jahre dürften keinesfalls überschritten 

w e r d e n . 8 0 

Polit ische Rücksichten sprachen ebenfalls für einen möglichst kurzen Reparationszeitraum, 

auch wenn die Forschungsgruppe sie nicht nannte. Im Hinbl ick auf die politische und wirt­

schaftliche Fr iedensordnung der Zukunft rechnete man in absehbarer Zeit mit der Wiederein­

gliederung Deutschlands in den Kreis gleichberechtigter Nat ionen. Bis dahin mußte das Repara­

t ionsprogramm abgewickelt sein. Auch hingen die Zukunftsaussichten einer demokratischen 

Regierung in Deutschland naturgemäß mit von einer frühzeitigen Beendigung des Reparations­

vorganges a b . 8 1 

In vielen Bere ichen des Planes wurde offenbar, welche Lehren das Counci l aus dem Versagen 

des Repara t ionsabkommens von Versailles gezogen hatte. Es verzichtete grundsätzlich auf mo­

netäre Abgaben zugunsten ausschließlicher Güter - und Dienstleistungen für den Wiederaufbau 

Europas . Die Forschungsgruppe bestritt nicht, daß zwischen beiden letztendlich kein Unter ­

schied bes t and 8 2 , doch glaubte sie, daß Reparat ionen in Sachform weniger Transfer- und 

Bewertungsschwierigkeiten sowie geringere internationale Finanzprobleme mit sich bringen 

w ü r d e n . 8 3 

Die Art und Weise dieser Stel lungnahme für Sachleistungen blieb charakteristisch für die alli­

ierte Reparat ionspoli t ik des Zweiten Weltkrieges. Sie lehnte nach den Erfahrungen der zwanzi­

ger Jahre intuitiv und einhellig finanzielle Transfers ab. Offenbar glaubte man vielerorts, damit 

schon der Problemat ik hoher deutscher Leistungen entgangen zu sein, denn eine nähere Unter ­

suchung der V o r - und Nachtei le einzelner Reparationsarten hielt keines der alliierten Länder 

später noch für angebracht. 

D e r Plan Diebolds sah vor, daß die Gläubigerländer durch eine der Reparat ionskommission 

vorzulegende Liste Art und Umfang der erwünschten Sachlieferungen selbst best immten, wo­

nach die Kommiss ion mit Rücks ich t auf die Kapazitäten und den Lebensstandard Deutschlands 

beschloß, ob und in welcher H ö h e die angeforderten Leistungen erbracht werden konnten. 

D e n Empfängerländern wurde die spätere Annahme dieser spezifischen Güter zur Pflicht ge­

macht und damit eine Klippe des Versailler Repara t ionsabkommens umschifft, dessen Erfüllung 

nach Ansicht der Forschungsgruppe zu einem guten Tei l an den abwehrenden Zollschranken 

der Alliierten gescheitert w a r . 8 4 

D e r größte Vortei l dieses Systems lag darin, daß es wirtschaftliche Rationalität in das 

Reparat ionsgeschehen trug. Die Gläubiger würden nur bestellen, was ihnen den höch­

sten Nutzen versprach, das Schuldnerland nur zu Leistungen herangezogen werden, 

die es nach Maßgabe seiner Ressourcen unter angemessenem Aufwand erbringen konnte. 

Beide M o m e n t e würden, und darüber schwieg das Memorandum der Forschungsgruppe 

sich aus, obgleich J a c o b Viner hierin einen entscheidenden Beitrag zur Lösung des Repa-

rat ionsproblemes s a h 8 5 , wiederum stark dämpfende Wirkungen auf die Höhe der alliierten 

Reparationsforderungen ausüben. 

D e n n manchen Staaten k o m m e der abstrakte Gedanke , Reparationsleistungen erhalten zu kön­

nen, viel anziehender vor , als das Reparat ionsgeschehen wirklich sei, stellte Viner fest. Wenn sie 

vorher die Konsequenzen einer Annahme einseitiger Transfers übersehen könnten, müsse ihr 

Eifern nach hohen Reparat ionen bald nachlassen, da es in den freien Marktwirtschaften keine 

leichte Aufnahme ungewöhnlich großer Güters t röme über das natürliche Maß hinaus geben 
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k ö n n e . 8 6 De r Rückgrif f auf eine zentrale Planwirtschaft sei dann unvermeidlich und die zu er­

wartenden Schwierigkeiten so groß, daß die Forschungsgruppe meinte, allein mit der Annah­

meverpflichtung bestellter Reparationsgüter sei aus wirtschaftlicher Sicht genügend Vorkeh r für 

eine sinnvolle Beschränkung in der Reparationsfrage getroffen w o r d e n . 8 7 

Die deutschen Reparationsgüter konnten nach den Vorschlägen Diebolds allen Bere ichen der 

laufenden Produktion entstammen. Im Counci l dachte man unter anderem an Schiffe und E i ­

senbahnmaterial, Stahl oder chemische E r z e u g n i s s e . 8 8 Auch Reparat ionen durch Arbeitslei­

stungen fanden E r w ä h n u n g . 8 9 Falls sie beansprucht würden, sollten sie nach Auffassung des 

Council in deutschen Fabriken geleistet werden, etwa in der F o r m kostenloser Weiterverarbei­

tung alliierter Rohstoffe und durch Reexpor t von Halbfertigerzeugnissen. Das Counc i l vermied 

dadurch die vielschichtige Problemat ik eines deutschen Arbeitsheeres im Ausland. 

Eine Reparat ionssumme wurde aus mehreren Gründen nicht genannt. D e r Plan betonte die aus­

schließliche Bindung des Reparationsvorganges an den Wiederaufbau, und suchte eine Verb in­

dung zwischen Reparat ionen und Berechnungen angerichteter Kriegsschäden zu vermeiden. 

Deutschland sollte allein nach Maßgabe seiner tatsächlichen Leistungsfähigkeit belastet werden, 

spezifische Anforderungen der Gläubigerländer für den Wiederaufbau zu erfüllen, nicht aber in 

H ö h e einer aus wirtschaftsfremden Momenten errechneten Schadens las t . 9 0 

Dabei hatte die Reparat ionskommission durch einen Vergleich der von den Gläubigerländern 

angeforderten Gütermengen mit den vorhandenen deutschen Ressourcen die H ö h e der laufen­

den Reparationsverpflichtungen festzulegen, womit sie zugleich über das Niveau des deutschen 

Lebensstandards entschied. Aus praktischen Gründen wollte das Counc i l der Reparat ions­

kommission in diesem Zusammenhang die Bes t immung einer oberen Grenze der deutschen 

Verpflichtungen überlassen, doch erwog man auch eine am deutschen Produkt ionsvolumen und 

verfügbaren Rohs tof f orientierte F o r m e l . 9 1 E in letzter Grund sprach für den Verz icht auf eine 

Gesamtsumme. Deutschlands Zahlungsfähigkeit hing entscheidend vom Umfang der erlittenen 

Kriegszerstörungen ab, und diese konnten frühestens mit dem Eintri t t der Waffenruhe beurteilt 

werden. Alle vorherigen Schätzungen gehörten dagegen nach Überzeugung der Forschungs­

gruppe weitgehend dem Reich der Spekulation an. 

De r Reparationsplan des Counci l on Foreign Relations zeugte von volkswirtschaftl ichem Sach­

verstand und polit ischem Weitbl ick. Er bot der amerikanischen Reparat ionspoli t ik bedeutende 

Ansatzpunkte, die mehr Beachtung verdient hätten, auch wenn sie die Antwor t auf manche 

Einzelfrage schuldig bleiben mußten. Im Frühjahr 1943 konnte es zunächst nur um die Grund­

lagen einer konstruktiven Reparationspoli t ik gehen, und auch die Forschungsgruppe war sich 

bewußt, kein magisches Rezept zur Behebung aller Probleme des Reparationsvorganges gebo­

ten zu h a b e n . 9 2 

Allerdings, schon bei Vollendung des Planes konnte mit Rech t bezweifelt werden, ob er sich ge­

genüber den Alliierten politisch noch würde durchsetzen lassen, doch mußte sich dieser E in­

wand eher gegen den Charakter der amerikanischen Wirtschaftspolit ik als gegen die Anregun­

gen Diebolds richten. Im Counci l wußte man um diese Schwierigkeit und forderte deswegen die 

unverzügliche Einberufung einer interalliierten Konferenz zur Verabschiedung einer gemein­

samen Reparationspolit ik, solange noch Zeit s e i . 9 3 Auch die mit weitreichenden Kompetenzen 

auszustattende Reparat ionskommission sollte möglichst bald zusammentreten, um die vorbe­

reitenden Planungen aufzunehmen. 9 4 

Kurz nach seiner Vollendung ging der Reparationsplan Diebolds dem Außenminis ter ium in 
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Washington zu, wo er auf wenig fruchtbaren Boden fiel. Eine positivere Reakt ion war ange­

sichts des Umstandes , daß Hull als der ausgeprägteste Exponent einer möglichst freizügigen 

multilateralen Wirtschaftsordnung galt, kaum zu erwarten. Überdies hatte die weitverbreitete 

amerikanische Abneigung gegen erneute Reparationsforderungen im Außenministerium zahl­

reiche Anhänger gefunden und wurde dort mit großem Nachdruck verteidigt. 

D ie Zeit für Reparationsplanungen des State Depar tment reifte erst im Herbs t 1943 unter dem 

Eindruck brit ischer Anregungen heran. Im März dieses Jahres hatte Präsident Roosevel t seinen 

Außenminis ter beauftragt, einen Gedankenaustausch mit Großbri tannien über die frühe Nach­

kriegspolitik in Deutschland e inzu le i ten . 9 5 Diese Gespräche hielten den ganzen Sommer des 

Jahres 1943 an und bezogen sich auf breite Gebie te der Deutschlandfrage. Aber es dauerte bis 

zum Herbs t , ehe das Reparat ionsproblem diskutiert wurde, denn man wartete den Bericht eines 

interministeriellen Forschungsausschusses in L o n d o n ab, der seit November 1942 unter Sir Wil­

liam Malkin einen detaillierten Reparationsplan nach den Vorschlägen des Nat ionalökonomen 

J o h n Maynard Keynes formulierte. Die Ergebnisse wurden in Washington mit Spannung 

erwartet, als Keynes den Malkin Repor t Ende September 1943 einem Kreise amerikanischer 

Poli t iker vorlegte, dem Staatssekretär Dean Acheson , der zukünftige Botschafter in Moskau 

Avereil Harr iman, Hulls Berater für wirtschaftspolitische Fragen Leo Pasvolsky, James 

C. D u n n und andere zugehö r t en . 9 6 

D e r Malkin Repor t und der Reparationsplan des Counci l on Foreign Relat ions waren gleichzei­

tig, aber gänzlich unabhängig voneinander en t s tanden . 9 7 D o c h es zeigte sich, als Keynes seine 

einführende Ansprache im State Depar tment hielt, daß beide in allen maßgeblichen Punkten zu 

den gleichen Ergebnissen gelangt waren und daher ein verblüffendes Maß an Ubereinst immung 

aufwiesen. Beide argumentierten auf der Grundlage der Atlant ik-Charta und der Erkenntnis , 

daß eine gesunde deutsche Volkswirtschaft zu den unerläßlichen Voraussetzungen für die er­

wünschte Prosperität Europas gehöre. Beide fühlten sich den Gesetzen nat ionalökonomischer 

Zusammenhänge sowie der Notwendigkei t wirtschaftlicher Vernunft bei der Gestaltung ihres 

Reparat ionsprogrammes verpflichtet. Beide lehnten schwerwiegende Eingriffe in die deut­

sche Volkswirtschaft ab und entschieden sich für kurzfristige, leichte Reparationsverpflichtun­

gen in der F o r m von Sachgütern oder Arbeitsleistungen, nicht aber in Gestalt monetärer 

Transfers. 

Die britische Reparat ionspoli t ik ging von dem Gedanken aus, daß man von Deutschland nur 

verlangen könne , was zu liefern es tatsächlich imstande s e i . 9 8 Unmit te lbar nach Kriegsende 

konnten das nur bestehende Vermögenswerte oder Erzeugnisse der laufenden Produktion, das 

hieß Sachwerte , jedoch keine finanziellen Mittel sein, auf deren Abgabe der Malkin Repor t in 

anderem Zusammenhang zurückkam. Er nannte begrenzte Demontagen von Werkzeugma­

schinen, Fabr ik- und Bergwerksanlagen als mögliche Reparat ions le is tungen 9 9 , daneben die A b ­

gabe landwirtschaftlicher Maschinen, Transportmit tel wie Schiffe und Eisenbahnen, überschüs­

sige Rohstoffvorräte , Brennstoffe und Ho lz l i e f e rungen 1 0 0 , jedoch keine sonstigen Abgaben 

heimischer Rohstoffe , wie etwa Kohle , um den normalen Exporthandel Deutschlands und sei­

ner Konkurrenten auf dem Wel tmarkt nicht zu s t ö r e n . 1 0 1 

D e r Malkin Repor t und das Counci l beschränkten Reparat ionen auf den Zeitraum des europä­

ischen Wiederaufbaus und forderten daher sofortige Lieferungen nach Kriegsende, um einen 

möglichst hohen Nutzen bei verhältnismäßig geringen Schwierigkeiten in der praktischen 

Durchführung zu gewährleisten. Beide verzichteten auf eine Berechnung deutscher Gesamtver-
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pflichtungen und überließen deren Best immung einer Reparat ionskommiss ion, die unter Wür­

digung der deutschen Leistungskraft und des Lebensstandards entschied, bis zu welchem Grade 

deutsche Beiträge zum Wiederaufbau wirtschaftlich sinnvoll erschienen. D e r Malkin Repor t 

rechnete in einer überschlägigen Kalkulat ion unter Vorbehal ten mit deutschen Reparat ionen in 

Höhe von einer Milliarde P f u n d . 1 0 2 

Mit Recht fügte er hinzu, die Schwierigkeiten, „e ine Größenordnung oder einen Gesamtbetrag 

dessen festzulegen, was sich unter den wechselnden Bedingungen der Zukunft vermutlich als 

praktikabel und angebracht herausstellen wird, sind rasch als unlösbar zu erkennen. Um eine 

bestimmte Summe zu rechtfertigen, müßten wir so viele Hypothesen als gegeben annehmen, 

daß unsere Schlußfolgerung letztendlich wertlos i s t . " Zwar rechnete London mit einer beachtli­

chen deutschen Leistungsfähigkeit. Wie hoch sie aber tatsächlich sein werde, könne vorher nicht 

mit Best immtheit gesagt werden, „ e s sei denn, wir kennen den Ansporn für die Industrie und 

den friedlichen Fortschri t t , der von den Einzelheiten des Friedensvertrages abhängen wird; oder 

wir wissen, welche Märkte Deutschland eröffnet werden und wie expansiv die internationale 

Wirtschaft sich der Natur der Wirtschaftsordnung entsprechend zeigen wird, die wir in der 

Nachkriegswelt s c h a f f e n " . 1 0 3 

Die Bri ten gelangten zu der Schlußfolgerung, es sei zwecklos und töricht zugleich, spezifische 

Summen nennen zu wollen. In Anbetracht der Erfahrungen von Versailles schlugen sie statt des­

sen eine internationale Absprache auf der Grundlage prozentualer Beteil igungen vor, etwa in 

der Art und Weise , daß „Rußlands Anteil 50 oder 60 oder 70 Prozent des Ganzen betragen soll­

te; unser eigener 15 oder 25 oder 30 P r o z e n t " . 1 0 4 Weil die Nennung einer zuverlässigen Repara­

tionssumme aus den verschiedensten Gründen nicht möglich war, mußte eine elastische Formel 

an ihre Stelle treten, „d ie sich automatisch den Tatsachen der Zukunft anpaßt, sobald sie ans T a ­

geslicht k o m m e n " . 1 0 5 

Der Malkin Repor t führte hier jene Argumente an, die ausschlaggebenden Charakter für die an­

glo-amerikanische Reparationspolit ik seit Jalta gewinnen und das Reparat ionsgeschehen in den 

westlichen Zonen Deutschlands best immen sollten. Während der Kr imkonferenz und der R e ­

parationsgespräche von Moskau, im Rahmen der Potsdamer Konferenz und bei vielen späteren 

Gelegenheiten versuchte die Sowjetunion ohne Unter laß , ihre Alliierten auf eine best immte R e ­

parationssumme festzulegen, und diese wiesen ebenso unermüdlich auf die Gründe hin, die ei­

nem solchen Schritt entgegenstanden. 

Hinzu kam ein zweites Moment . Die Sowjetunion bestand nicht nur auf vorher in best immter 

Höhe festgelegten, sondern auch auf möglichst umfangreichen Leistungen Deutschlands. Prin­

zipiell waren sich die drei Großmächte darin einig, den höchstmöglichen Reparat ionsbetrag zu 

fordern. Auch der Malkin Repor t strebte das a n . 1 0 6 Aber in London wie in N e w Y o r k erkannte 

man allgemeine politische und wirtschaftliche Momente an, die zu reparationspolit ischer Mäß i ­

gung z w a n g e n . 1 0 7 Das waren nicht nur Rücksichten auf den Lebensstandard der Bevölkerung, 

auf eine sinkende deutsche Leistungsfähigkeit, die aus best immten Produkt ionsverboten ent­

stehen würde, oder auf die Folgen der Kriegszerstörungen in Deutschland, „al l die unmeßbaren 

Trümmer an Kraft und Hoffnungen vieler Jahre , die dem alles vernichtenden Krieg und der 

endgültigen Niederlage" zum Opfer fallen m u ß t e n . 1 0 8 

Die Notwendigkeit einer nur mäßigen Reparationsbelastung ergab sich nach Auffassung der 

Kommission zugleich „aus der allgemeinen, vernünftigen Dok t r in , daß Deutschland Zahlun­

gen im Ausland nur durch erhöhte Expor te leisten kann und daß es dementsprechend Expor tgü­

ter nur verkaufen kann, wenn die Zahlungen auf maßvolle H ö h e n beschränkt werden, jene des 
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Zahlungsbilanzüberschusses n ä m l i c h " . 1 0 9 Verlange man dagegen höhere Leistungen, so müsse 

der deutsche Expor t durch Preisnachlässe künstlich gesteigert, und damit mehr Schaden auf 

dem Weltmarkt angerichtet werden, als Nutzen aus den wachsenden Transfers erzielt werden 

k ö n n e . 1 1 0 

N o c h ein letztes M o m e n t führte der Malkin Repor t zugunsten reparationspolitischer Mäßigung 

an, und dieses berührte ebenfalls einen späteren Hauptstrei tpunkt zwischen den Alliierten. 

Nach Kriegsende, so hieß es, muß vor allem anderen ein gewisses Minimum an Importgütern 

aus den Erträgnissen Deutschlands gezahlt w e r d e n . 1 1 1 Dieses , ,first charge principle" - hier sei 

vorgeschlagen, es das Prinzip der Vorrangigkeit zu nennen - besagte, daß die E inkommen aus 

deutschen Expor ten in erster Linie zur Finanzierung lebensnotwendiger Importe herangezogen 

werden s o l l t e n . 1 1 2 Erst danach, an zweiter Stelle also, konnten aus den noch verfügbaren Über ­

schüssen Reparat ionen bestritten werden. 

Das war eine volkswirtschaftliche Notwendigkei t . D e n n führte man die Einkünfte aus deut­

schen Expor ten erstrangig dem Reparat ionszweck zu, wie die sowjetische Delegation in Pots­

dam beständig fordern s o l l t e 1 1 3 , so entzog man dem Lande jene ausländischen Zahlungsmittel, 

die notwendige Importe zur Sicherung des Lebensstandards, des Rohstoffnachschubes, der Er ­

satzinvestitionen und, im Falle Deutschlands, die Produkt ion von Reparationsgütern ermög­

lichten. E in Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft war unter solchen Bedingungen 

nur noch eine Frage der Zeit . 

D ie einzige Alternative zum Prinzip der Vorrangigkei t führte der Malkin Repor t an. Die deut­

schen Mindest importe „müß ten aus Krediten gezahlt werden, die wir und andere e i n r ä u m e n -

was bedeuten würde, daß in Wirkl ichkei t wir (und andere) statt Deutschland Reparationen zah­

len, ein Vorgang, für den es einen Präzedenzfall gibt, dessen Wiederholung wir bei dieser Gele­

genheit aber unter allen Umständen ausweichen s o l l t e n " . 1 1 4 N o c h einmal nahm der Malkin R e ­

port hier ein grundlegendes Element der späteren anglo-amerikanischen Reparationspolitik 

vorweg. D e n n als der amerikanische Außenminis ter Byrnes seinem sowjetischen Kollegen M o -

lo tow am 2 3 . Ju l i 1945 in Potsdam den Reparationsplan auf zonaler Basis vorschlug, flocht er die 

Bemerkung ein, „daß die Vereinigten Staaten nicht beabsichtigten, Geld zur Finanzierung der 

Impor te nach Deutschland auszugeben, um damit die Erfahrungen nach dem letzten Kriege zu 

wiederholen, als in Wirkl ichkei t Mit tel der Vereinigten Staaten herangezogen wurden, um R e ­

parationen an andere zu z a h l e n " . 1 1 5 

Die Stichhaltigkeit der anglo-amerikanischen Auffassungen konnte in Potsdam nicht bezweifelt 

werden - selbst M o l o t o w drückte sein volles Verständnis für diesen Gesichtspunkt a u s 1 1 6 - , 

wenn man die Existenzberecht igung wenigstens einer deutschen Mindestvolkswirtschaft bejah­

te. Aber darin wichen die sowjetischen Vorhaben von jenen ihrer westlichen Verbündeten ent­

scheidend ab. 

Bemerkenswer t am Malkin Repor t war schließlich, daß er deutsche Arbeitsleistungen eine 

„wertvol le F o r m von Repara t ionen" nannte und ein bis zu drei Mill ionen Mann starkes deut­

sches Arbei terheer aus der Gestapo, der SS , Mitgliedern der Nationalsozialistischen Partei und 

der Wehrmach t aufstellen woll te, das drei Jahre lang Dienstleistungen vornehmlich beim Wie­

deraufbau des Auslandes erbringen s o l l t e . 1 1 7 In London glaubte man an die psychologischen 

Vortei le solcher Arbeitsdienste, erwähnte in diesem Zusammenhang eine wünschenswerte 

Umerz iehung der Betroffenen und erhob auch keine ökonomischen Bedenken gegen s i e . 1 1 8 Das 
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Counci l dagegen hatte soziale Probleme herausgestellt. O h n e Arbeit als Reparat ionsform direkt 

abzulehnen, bezweifelte man doch ihren wirtschaftlichen Nutzen und wollte sie, wenn über­

haupt, eher als unentgeltliche Dienstleistungen in deutschen Produktionsstät ten verwirkli­

c h e n . 1 1 9 Präsident Roosevel t aber folgte den Gedankengängen des Malkin Repor t . Anfang O k ­

tober 1943 schloß er sich der Forderung nach deutschen Arbeitsleistungen an und führte damit 

eine Entscheidung herbei, die amerikanischen Planungsinstanzen viel Kopfzerbrechen berei­

tete, ehe sie im Frühjahr 1945 rückgängig gemacht werden k o n n t e . 1 2 0 

Auseinandergehende Ansichten vertraten die beiden Reparationspläne auch in der Sicherheits­

frage. Das Counci l hatte reparations- und sicherheitspolitische Erwägungen strikt auseinander­

gehalten. D e r Malkin Repor t betonte dagegen, ein entmilitarisiertes Deutschland werde dau­

ernden wirtschaftlichen Vortei l daraus ziehen, daß es keine Streitmacht zu unterhalten brauche, 

und schlug nach Abschluß der Reparationsperiode eine zeitlich nicht begrenzte finanzielle A b ­

gabe aus dem deutschen Expor tüberschuß zugunsten internationaler Sicherhei tsmaßnahmen 

v o r . 1 2 1 In Washington ist man dieser Anregung nicht gefolgt. Es war dies ein Problem, welches 

nach dem damaligen Stand der Dinge über den Rahmen des Reparat ionsgedankens hinausging, 

die Reparationspolit ik der beiden Pläne auch nicht beeinflußte. 

Abgesehen von diesen Punkten bestanden keine Unterschiede zwischen dem brit ischen und 

dem amerikanischen Reparationsplan. Das war kein Zufall. Denn Großbr i tannien und die Ver ­

einigten Staaten strebten, wie bereits dargelegt werden konnte , die gleichen wirtschaftspoliti­

schen Ziele an und hatten sich über den Charakter der Weltwirtschaftsordnung in der Nach­

kriegsepoche bereits geeinigt. Daß auf dieser Grundlage in London und in N e w Y o r k unabhän­

gig voneinander zwei Reparationspläne entstehen konnten, die nahezu identisch ausfielen, ver­

mag das Ausmaß anglo-amerikanischer Einigkeit auf wirtschaftspolitischem Gebie t anschaulich 

darzulegen. 

Auch der Malkin Repor t führte die Atlant ik-Charta als Ausgangsbasis der britischen Repara­

tionsplanung a n 1 2 2 , ebenso wie die Erklärungen des Premierministers vom 2 4 . August 1 9 4 1 1 2 3 

und eine Bemerkung Außenminister Edens vom Jul i 1 9 4 1 , es gehöre nicht zu den britischen A b ­

sichten, Deutschlands wirtschaftlichen Zusammenbruch herbeizuführen, denn „e in hungern­

des und zugrunde gerichtetes Deutschland in der Mit te Europas würde uns alle mitvergiften, die 

wir seine Nachbarn sind. Das ist keine Sentimentalität, sondern gesunder Menschenver­

s t a n d . " 1 2 4 

Der Malkin Repor t folgerte aus all diesen Interpretationen der At lant ik-Char ta , daß „s ie sehr 

sicher Maßnahmen wie eine vol lkommene Deindustrialisierung Deutschlands ausschließen, 

ebenso wie jede Beeinträchtigung seines Wirtschaftslebens, die nicht vernünftigerweise ange­

bracht erscheint, um solche Reparationsleistungen zu erhalten, die es erbringen kann, oder si­

cherzustellen, daß es nicht wieder in der Lage ist, den Frieden in Europa zu s t ö r e n " . 1 2 5 Eingrif­

fe, die den Lebensstandard der deutschen Bevölkerung übermäßig senken oder die Beschäft i ­

gungsverhältnisse beeinträchtigen könnten, wurden als nicht vereinbar mit der At lant ik-Char ta 

abge l ehn t . 1 2 6 

An dieser Stelle fiel, in einem Halbsatz nur, wiederum eine Äußerung, die maßgeblich auf spä­

tere reparationspolitische Entscheidungen einwirkte. Es wäre, so hieß es, „offenkundig unge­

recht, sicherzustellen, daß der Lebensstandard in Deutschland auf höherem Niveau als in jenen 

Ländern gehalten wird, die es überfallen h a t " . 1 2 7 Dami t wurde eine quantitativ nicht gerade 
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konkrete Defini t ion eingeführt, die der Reparationspoli t ik aller drei Großmächte später zu­

grunde lag. Das Counc i l hatte sich ein halbes Jah r früher noch unbest immter ausgedrückt und 

von einem deutschen Lebensstandard gesprochen, der weder politische noch wirtschaftliche 

Probleme für die übrige Wel t aufwerfen d ü r f e . 1 2 8 

In Ja l ta sollte Präsident Roosevel t die Forderung erheben, der Lebensstandard Deutschlands 

dürfe jenen der Sowjetunion nicht übersteigen, woraufhin der sowjetische Reparationssachver­

ständige Maisky bemerkte , er dürfe nicht höher liegen als jener Mi t t e l eu ropas . 1 2 9 Entsprechend 

wurde ein durchschnit t l icher Standard europäischer Länder dem Potsdamer A b k o m m e n zu­

grunde g e l e g t 1 3 0 , eine wenig umstrit tene Forme l , die in ihrer Unbest immthei t Raum für die un­

terschiedlichste Auslegung gab, wie die Verhandlungen des interalliierten Industriebeschrän­

kungsausschusses in Berl in später eindrucksvoll b e w i e s e n . 1 3 1 

D e r Malkin Repor t hinterließ in Washington tiefen Eindruck. Er stellte die Pläne des Counci l on 

Foreign Relat ions zwar nicht in den Schatten. Aber das Counci l widmete sich, und dies lag teils 

in der Natur seiner Aufgaben, teils in dem Charakter der amerikanischen Nachkriegsplanungen 

begründet, nur den Prinzipien einer zukünftigen Reparationspoli t ik. D e r Malkin Repor t um­

faßte dagegen ein vollständiges, bis in die Einzelheiten durchdachtes Reparat ionsprogramm, das 

selbst auf Nebenfragen begründete Antwor ten gab. Er bestach durch ein ungewöhnliches Maß 

logischer Abrundung, und weil er die gleichen Gedankengänge wie das Counci l vertrat, diese 

aber bis ins Detai l verfeinerte, bot er den ersten Planungen einer offiziellen amerikanischen R e ­

parationspolit ik im Außenminis ter ium die geeignetere Grundlage. D e r Reparationsplan des 

Counc i l blieb dabei ohnehin berücksichtigt . 

D ie sowjetischen Reparationsvorstellungen traten erstmals im O k t o b e r 1943 aus Anlaß der 

Moskauer Außenminis terkonferenz z u t a g e . 1 3 2 Schon dort zeichneten sich jene prinzipiellen 

Schwierigkeiten und Meinungsverschiedenheiten zwischen den Großmächten ab, die das Pro­

blem bis in die Nachkriegsjahre hinein belasteten und schließlich das Scheitern der alliierten Re ­

parationspolit ik mit sich brachten. 

Obgle ich der Ans toß zur Erör terung der Frage von der amerikanischen Delegation ausging, war 

gerade sie doch kaum auf eine solche Diskussion vorbereitet . Denn als Lord Keynes Ende Sep­

tember den Malkin Repor t in Washington vorlegte, zeigte sich plötzlich, daß man ihm so gut 

wie nichts entgegenzusetzen hatte. Dieser Umstand zog in den wenigen verbliebenen Tagen vor 

der Moskauer Konferenz fieberhafte reparationspolitische Überlegungen in der amerikanischen 

Hauptstadt nach sich. Ein internes Memorandum an Außenminister Hul l warf schon einen Tag 

nach den Beratungen mit Keynes das ungelöste Problem der amerikanischen Reparationspolitik 

auf und fragte, wann und bis zu welchem Grade die Vereinigten Staaten Deutschlands erneuten 

Aufstieg zu einer prosperierenden Wel tmacht w ü n s c h t e n . 1 3 3 Wenige Tage später wurden B e ­

denken im Außenminis ter ium laut, ob man das Reparat ionsproblem nicht selbst eingehend 

hätte untersuchen müssen, bevor man sich auf einen Gedankenaustausch mit den Alliierten 

e i n l i e ß 1 3 4 

Um die Dinge einer prinzipiellen Klärung zu unterziehen, schnitt Außenminister Hull die R e ­

parationsfrage am 5. O k t o b e r 1943 während eines Gespräches mit Roosevel t im Weißen Haus 

zur Vorbere i tung der Moskauer Konferenz an. D i e Entscheidung des Präsidenten ließ nicht auf 

sich warten: Er teilte Hul l mit , Deutschland werde Reparat ionen in der F o r m von Sachlieferun­

gen und Dienstleistungen erbringen m ü s s e n . 1 3 5 Das war keineswegs im Sinne des Außenmini-
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sters. Anfang September war ein Briefwechsel zwischen ihm und dem Präsidenten über 

Deutschland- und Reparationsfragen entstanden, nachdem Roosevel t seine Stellungnahme zu 

einem in der „ N e w Y o r k T i m e s " abgedruckten Vorschlag einholt hatte, deutsche Soldaten nach 

Kriegsende zu Wiederaufbauarbeiten in die zerstörten Länder Europas zu s e n d e n . 1 3 6 D e r G e ­

danke an deutsche Arbeitsleistungen als Reparat ionen war nicht neu. Er hatte schon in Versailles 

eine Rol le gespielt und führte sich in Anlehnung daran in die reparationspolitische Diskussion 

des Zweiten Weltkrieges e i n . 1 3 7 

Hull antwortete dem Präsidenten mit einem ausführlichen Memorandum, das Zwangsarbeit als 

Reparationsleistung aus den verschiedensten wirtschaftlichen, polit ischen und sozialen Grün­

den a b l e h n t e . 1 3 8 Andere Momente aber bewogen den Präsidenten, gegen den Ra t Hulls zu ent­

scheiden. Denn am 14. September waren die Außenminis ter Belgiens, der Tschechos lowakei , 

Griechenlands, Frankreichs, Luxemburgs , der Niederlande, Norwegens , Polens und Jugosla­

wiens in London übereingekommen, von Deutschland nach Kriegsende Wiedergutmachungen 

in der F o r m von Sachgütern und Dienstleistungen zu f o r d e r n . 1 3 9 Schon seit 1941 war bekannt , 

daß die Sowjetunion deutsche Reparationen beanspruchen würde. Im Herbs t 1943 stellte sich 

heraus, daß Moskau auch einige Mill ionen deutscher Arbeitskräfte zum Wiederaufbau sowjeti­

scher Städte und Fabriken heranzuziehen p l a n t e . 1 4 0 

Als nun sogar Großbri tannien im Malkin Repor t deutsche Reparat ionen durch Sachleistungen 

und Arbeitsdienste vorsah, stand Washington dem Drängen der Verbündeten allein gegenüber. 

Blieben die Vereinigten Staaten bei ihrer Ablehnung des Reparat ionsgedankens, so konnten sich 

daraus Belastungen des Verhältnisses zur Sowjetunion ergeben, das zu dieser Zeit wegen des 

Ausbleibens einer zweiten Front in Europa ohnehin Spannungen unterlag. So nutzte Präsident 

Roosevelt die bevorstehende Außenministerkonferenz in Moskau lieber dazu, den Alliierten als 

erster das Prinzip deutscher Reparationsverpflichtungen vorzuschlagen und der Sowjetunion 

dadurch einen jener Beweise amerikanischer Freundschaft und Kompromißberei tschaf t entge­

genzubringen, durch die er Stalins Vertrauen zu gewinnen hoffte. D e m State Depar tment blieb 

das Nachsehen. Die allgemeine Uberzeugung der alliierten Nat ionen, so konstatierte es, zwang 

die Vereinigten Staaten zum Nachgeben in der Reparationsfrage, weil sie Mißtrauen und Ver ­

stimmungen unter den Verbündeten vermeiden w o l l t e n . 1 4 1 

Aus all diesen Erwägungen schlug ein Dokumen t für die Moskauer Konferenz , das Außen- und 

Kriegsministerium gemeinsam entwarfen und dem Präsidenten zur Billigung unterbreiteten, die 

grundsätzliche Anerkennung des Reparationsgedankens v o r . 1 4 2 Hul l überreichte es M o l o t o w 

noch vor Konferenzbeginn und hatte nach dessen Reakt ionen allen Grund zu der Annahme, auf 

erfreute Zust immung gestoßen zu s e i n . 1 4 3 Aus den wenigen Zeilen des Papieres ging die ameri­

kanische Tendenz zur Beschränkung des Reparationsvorganges allerdings schon hervor, denn 

es sprach nur von einer Wiedergutmachung des materiellen Schadens, und mehr als eine grund­

sätzliche Verpflichtung dazu wollte man nicht d i sku t i e r en . 1 4 4 

Hull versäumte auch nicht, den Sowjets gegenüber zu betonen, daß Reparationsleistungen nur 

in solcher H ö h e erbracht werden müßten, als das mit Fortschri t ten zugunsten der polit ischen 
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und wirtschaftlichen Ordnung der Nachkriegswelt vereinbar s e i . 1 4 5 Er sprach von einer demo­

kratischen Regierung in Deutschland, von freien Wahlen und einem erträglichen Lebensstan­

d a r d . 1 4 6 Art , H ö h e und Verteilung der deutschen Transfers blieben ungenannt. Eine Repara­

t ionskommiss ion, der zunächst nur Vertreter der drei Großmäch te angehörten, hatte darüber 

zu befinden. 

Während einer Nachmittagssi tzung des Moskauer Außenministertreffens kam es am 25 . O k t o ­

ber 1943 auf dieser Grundlage zu einem ersten Gedankenaustausch der drei Großmächte über 

die Repara t ions f rage . 1 4 7 Sogleich wurden sowjetische Bedenken laut. Mo lo tow erkundigte sich 

eingehend nach dem Charakter des Papiers und betonte , die Sowjetunion sehe darin zwar ein 

umfassendes Programm für die Deutschlandpoli t ik, doch trüge es minimalen, nicht aber maxi­

malen Charakter . Sein Land habe das Hauptaugenmerk auf andere Probleme gerichtet und sei 

daher in der Deutschlandplanung noch weit zurück. Außenminis ter Eden schlug daraufhin vor, 

die Reparationsfrage an die in London neu zu gründende European Advisory Commiss ion 

( E A C ) zu verweisen. D e m schloß sich die amerikanische Seite unter Hinweis auf die Komplexi­

tät des Problems an. Ein eigener Reparationsausschuß, der unter der Londoner Kommission die 

Arbei t aufnehmen solle, könne sich des amerikanischen Dokumentes a n n e h m e n . 1 4 8 

So schien die Reparationsfrage, zusammen mit den übrigen Deutschlandvorschlägen Hulls , an 

die E A C verwiesen worden zu sein. Ebenfalls am 2 5 . O k t o b e r unterbreitete die amerikanische 

Delegation der Konferenz jedoch vier weitere, zusammengehörige Dokumen te . Eines befaßte 

sich mit der internationalen Beteil igung am Wiederaufbau der Sowjetunion, das zweite mit der 

gemeinsamen Wirtschaftshilfe für alliierte Staaten, das dritte mit der internationalen wirtschaft­

lichen Zusammenarbei t , und das vierte schlug allgemeine reparationspolitische Grundsätze zur 

Annahme v o r . 1 4 9 Das war im Hinbl ick auf den Stand der amerikanischen Reparationsplanungen 

ein überraschender Schrit t , dem außerordentliche Motive zugrunde liegen mußten. Denn man­

gels entsprechender Vorberei tungen war die amerikanische Delegation ohne genaue repara­

t ionspoli t ische Absichten nach Moskau gereist, und ihre Neigung, alle weiteren Entscheidun­

gen in dieser Sache angesichts der Äußerungen Molo tows zu vertagen, lag auf der Hand. 

Ihre unerwartete Initiative ging darauf zurück, daß sich die Amerikaner in Moskau zum ersten 

Male der ganzen Här te sowjetischer Reparat ionsabsichten gegenüber sahen. So zurückhaltend 

die offizielle Stellungnahme Molo tows in der Reparationsfrage ausgefallen war, andere sowjeti­

sche St immen ließen an Offenheit nichts zu wünschen übrig. An ihrer Spitze stand ein in die so­

wjetischen Tageszeitungen übernommener Artikel des Wirtschaftswissenschaftlers und Mit­

gliedes der Akademie der Wissenschaften Eugen Varga, der zur Eröffnung des Außenminister­

treffens eine massive Wiedergutmachung materiellen wie personellen Schadens durch Deutsch­

land und seine Satelliten verlangte, die erlittenen Verluste auf 800 bis 1000 Milliarden Goldrubel 

schätzte und den überwiegenden Tei l der Reparat ionen für die Sowjetunion in Anspruch 

n a h m . 1 5 0 

D i e Reparat ionen mußten durch Demontage und Abtransport von Industrieanlagen und Ver­

kehrsmitteln aller Ar t , durch die Abgabe von Schiffen, Eisenbahnmaterial , Automobi len , durch 

Abtretung landwirtschaftlicher Produktionsgüter , Saatgut und Viehbestände, durch Rohstoff­

lieferungen, Koh le und Metal le , durch Beschlagnahme persönlichen Vermögens und Dienstlei­

stungen eines deutschen Arbeitsheeres auf unbest immte Zeit erbracht werden. Diese letzte F o r ­

derung präzisierte Varga später, als er von zehn Mill ionen deutschen Arbeitern sprach, die auf 
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zehn Jahre verpflichtet werden sollten, sowjetische Eisenbahnen, Brücken , Städte und Fabr iken 

zu e r b a u e n . 1 5 1 

Der größte Teil der deutschen Leistungen wurde aus laufender Produkt ion erwartet, wobei an 

Zahlungen in H ö h e von 15 Milliarden Reichsmark oder 7,5 Milliarden Goldrubel jährlich ge­

dacht war. Sie würden sich über Jahrzehnte hinstrecken müssen, bis die deutsche Bevölkerung 

auf den Lebensstandard der Überfallenen Nat ionen herabgedrückt war. D o c h gab es für den 

Umfang der deutschen Reparationen grundsätzlich nur eine Mindestgrenze, die sich nach der 

politischen Forderung best immte, Deutschland dürfe in Zukunft keinen höheren Lebensstan­

dard mehr erreichen als die ehemals von ihm besetzten Gebie te . Das Ausmaß der Demontagen 

wurde nur durch Vargas Forderung begrenzt, es müsse genügend Produktionskapazität in 

Deutschland verbleiben, um die laufenden Reparationszahlungen zu ermöglichen. 

Solche Pläne gaben das Reich einem unabwendbaren volkswirtschaftlichen Niedergang preis, 

denn es konnte kein Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Forderungen Vargas bestehen. In der 

amerikanischen Botschaft zu Moskau wußte man, daß er nicht den eigenen, sondern den vor­

herrschenden Auffassungen der sowjetischen Regierung Ausdruck v e r l i e h . 1 5 2 D ie amerikani­

schen Polit iker waren auf solche grundlegenden wirtschaftspolitischen Schwierigkeiten nicht 

gefaßt, doch mußten sie den sowjetischen Reparationsplänen begegnen und zumindest versu­

chen, die Konferenz zur Annahme bindender Reparationsprinzipien auf der Grundlage des 

multilateralen Weltwirtschaftssystems zu bewegen. Schon im vergangenen Sommer hatten die 

rätselhaften Widersprüche der sowjetischen Deutschlandpoli t ik bei den westlichen Alliierten 

unwilligen Verdacht geweckt, und die Ankündigungen Vargas riefen erneute Verwirrung und 

Skepsis hervor. 

Philip Mosely , damals Experte für sowjetische Angelegenheiten im State Depar tment , und ein 

anderes Mitglied der amerikanischen Delegation traf daher die Aufgabe, der Konferenz inner­

halb kürzester Frist jenes amerikanische Reparat ionsprogramm vorzulegen, gegen das sich 

Washington seit Jahren gesträubt hatte und dessen rechtzeitige Formulierung daher unterblie­

ben w a r . 1 5 3 Das State Department besaß allerdings nichts, woran es sich in diesem Augenbl ick 

hätte orientieren können. 

Aber die reparationspolitische Untersuchung des Counci l on Fore ign Relat ions lag in Moskau 

vor. Das Memorandum Diebolds bot seinen wirtschaftspolitischen Grundlagen wie seinen re­

parationspolitischen Forderungen nach eine tragbare Basis für amerikanische Gegenvorschläge 

in M o s k a u . 1 5 4 Philip Mosely konnte sie daher zum Ausgangspunkt einer amerikanischen Stel­

lungnahme gegen das sowjetische Reparationsverlangen machen. Er übernahm die Zusammen­

fassung der Vorschläge des Counci l bei der Formulierung des amerikanischen Gegenvorschla­

ges nahezu wörtl ich, ergänzt lediglich durch eine Klausel, welche die Reparationserträge nach 

Maßgabe des erlittenen Schadens, nicht aber nach dem Verhältnis zwischen Kriegsschäden und 

Volksvermögen auf die Gläubigerländer verteilte, wie Varga es vorgesehen hatte, um der Sowjet­

union höhere Ansprüche sichern zu k ö n n e n . 1 5 5 

Die sowjetische Reparationspoli t ik zwang die Vereinigten Staaten hier wie später in Jal ta weit 

über die selbstgesteckten Grenzen hinaus. N u r Wochen zuvor galt selbst das Prinzip deutscher 

Reparationen in Washington noch als umstritten. Je tz t entschied sich Außenminis ter Hul l in­

nerhalb weniger Tage zugunsten eines fest umrissenen Reparationsplanes und suchte ihn oben­

drein noch zum Gegenstand internationaler Vereinbarungen zu machen. Die Vorlage des 

Council on Foreign Relations eignete sich dafür allerdings vorzüglich. Sie stand im Einklang mit 

den Zielen der amerikanischen Wirtschaftspolit ik, ergab sich nahezu aus ihnen, und daher 

konnte Hull sie ohne weiteres zu seiner eigenen machen. 
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So forderte nun die amerikanische Regierung, was zuvor das Counci l für gut und richtig befun­

den hatte: Maßvol le , beschränkte deutsche Reparat ionen in einer kurzfristigen Periode des eu­

ropäischen Wiederaufbaues. Monetäre Transfers wurden ein andermal zugunsten ausschließli­

cher Sach- und Dienstleistungen abgelehnt. Das Dokumen t erinnerte nachdrücklich daran, daß 

wirtschaftspolitische Überlegungen der H ö h e deutscher Reparat ionssummen Grenzen zogen 

und daß die Reparationspoli t ik jedenfalls kein geeignetes Mittel darstelle, Deutschlands Mili­

tärmacht unter Kontro l le zu b r i n g e n . 1 5 6 

Es trat offen zutage, daß die Vereinigten Staaten nicht bereit waren, ihre langfristigen wirt­

schaftspolitischen Ziele um sowjetischer Reparationsforderungen willen hintanzustellen. Auch 

Ansatzpunkte für eine Kompromiß lösung flocht die amerikanische Delegation an keiner Stelle 

ihres Gegenvorschlages ein. Das von Mosely am 2 5 . O k t o b e r vollendete und der Konferenz zu­

sammen mit den anderen wirtschaftspolitischen Vorschlägen sogleich unterbreitete Dokument 

stellte in nahezu allen Passagen einen vollendeten Gegensatz zu Vargas Reparationsplan d a r . 1 5 7 

Die Außenminis ter wandten sich ihm erst gegen Schluß der Verhandlungen, am 2 9 . Ok tobe r , 

zu. Hul l stellte das Reparat ionsproblem sogleich in den Rahmen wirtschaftspolitischer Maß­

nahmen für den Wiederaufbau. Er erinnere sich lebhaft an die unzureichenden wirtschaftspoliti­

schen Vorberei tungen auf die Konferenz in Versailles, meinte er, und die immensen ökonomi­

schen Verluste, welche die Welt als Folge davon zu tragen hatte. Dieses Mal wolle er dafür Sorge 

tragen, daß die Planungen rechtzeitig einsetzten. Die Reparationsfrage könne von den Proble­

men der internationalen Zusammenarbei t und des gegenseitigen Beistandes im ökonomischen 

Bereich nicht getrennt werden. Ein steigender Lebensstandard sei für die Völker der Welt 

nur durch eine sorgfältige Lösung dieser miteinander verflochtenen Probleme zu verwirk­

l i c h e n . 1 5 8 

Die sachliche Stichhaltigkeit dieser Bemerkung stand außer Zweifel, und sie umriß gleichzeitig 

in wenigen Wor ten grundlegende Momente der amerikanischen Außenpoli t ik . Aber der So­

wjetunion jener Tage war an sachlichen Zusammenhängen in der Reparat ions- und Wirtschafts­

polit ik gegenüber Deutschland wenig gelegen. Man erwehrte sich eines lebensbedrohenden 

Feindes , und der leidenschaftliche polit ische Wil le , diesen ein für allemal unschädlich zu ma­

chen, setzte sich auch in der Reparationsfrage über rationale Argumente ebenso entschlossen 

hinweg wie über die wirtschaftspolitischen Zukunftsvisionen der Verbündeten, deren aus kapi­

talistischen Interessen geborenem Denken man ohnehin Skepsis entgegenbringen m u ß t e . 1 5 9 

Militärische und poli t ische Rücksichten geboten jedoch, mit solchen Ansichten vorläufig zu­

rückzuhalten. Daher antwortete M o l o t o w vorsichtig, als Hull sich nach den britischen und so­

wjetischen Auffassungen über die allgemeinen Prinzipien zur amerikanischen Wirtschafts- und 

Reparat ionspoli t ik erkundigte und die Frage anschloß, wann die sowjetische Regierung Art und 

H ö h e der für den Wiederaufbau erforderlichen Hilfslieferungen abschätzen k ö n n e . 1 6 0 

M o l o t o w unterstrich in seiner Antwor t zunächst sein Einverständnis mit den Grundzügen der 

drei wirtschaftspolitischen Dokumen te . Bezüglich des Reparationspapieres hingegen, so fuhr er 

fort, könne die Sowjetunion ihre Zurückhaltung nicht verbergen. Hull suchte in ihn zu dringen 

mit der Feststellung, man dürfe nicht einem abermaligen Mißerfolg wie jenem der Versailler 

Konferenz den W e g bereiten, indem man Entscheidungen über lebenswichtige Wirtschaftsfra­

gen auf die Zeit nach dem Waffenstillstand verschiebe. 

M o l o t o w stellte daraufhin einige Fragen über die geplante Reparat ionskommission und fügte 

h i n z u 1 6 1 , es gebe vom Standpunkt der sowjetischen Regierung gewisse Bedenken gegen den ein-
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leitenden Abschnit t des amerikanischen D o k u m e n t e s . 1 6 2 Dieser zog den Reparat ionsvorgang 

für die Zwecke des europäischen Wiederaufbaues und zur Schaffung einer Friedensordnung in 

der Nachkriegswelt heran. Er forderte deutsche Leistungen, jedoch nur soweit , als anderen N a ­

tionen daraus kein wirtschaftlicher Nachtei l entstehe oder Deutschlands Industriepotential 

und Lebensstandard in einer Weise beeinträchtigt werde, die ernste wirtschaftliche und poli­

tische Komplikat ionen verursachen könnte . Er glaube, so faßte M o l o t o w seine Einwände gegen 

diesen Paragraphen zusammen, es sei nicht klug, an die Gründung einer Repara t ionskommis­

sion zu gehen, bevor er nicht klarer formuliert und übereinst immend angenommen worden 

s e i . 1 6 3 

Für Großbri tannien beeilte sich daraufhin Außenminis ter Eden, M o l o t o w entgegenzuhalten, 

daß seine Regierung den amerikanischen Vorschlägen grundsätzlich zust imme, auch wenn die 

darin angeschnittenen Probleme eingehender Untersuchungen bedürften. D o c h es half nichts. 

Der sowjetische Außenminis ter beharrte auf dem Standpunkt, die drei Großmäch te sollten die 

Anregungen Hulls weiteren Studien unterziehen, bevor eine alliierte Repara t ionskommiss ion 

gegründet w e r d e . 1 6 4 Hul l bemerkte jetzt , daß er nicht weiterkam, und gab sich mit dem Hin ­

weis zufrieden, das Dokumen t habe wenig mehr als einen vorläufigen U m r i ß dargestellt, der 

den Alliierten die amerikanischen Vorstellungen zur Reparationsfrage darlegen s o l l t e . 1 6 5 

Die Vereinigten Staaten hatten ihre erste reparationspolitische Niederlage erlitten. D o c h man 

nahm es nicht weiter schwer. Die Meinungsverschiedenheiten beschränkten sich nach Uberzeu­

gung der amerikanischen Delegation auf die Reparationsfrage, und für diesen Teilbereich würde 

sich eine Lösung finden lassen. Immerhin hatte das Außenminister ium seine eigenen repara­

tionspolitischen Planungen noch nicht einmal aufgenommen. Zudem hatte man auf anderen 

wirtschaftspolitischen Gebieten Übereinst immung erzielt, und die reparationspolitischen Dif­

ferenzen schienen nicht schwerwiegend genug, um die alliierte Einigkeit aufs Spiel zu setzen. So 

schloß die Konferenz nach dem Zeugnis Hulls in einer Atmosphäre voller Freundschaft und 

Herzl ichkeit . Die amerikanische Presse feierte sie als einen überwältigenden Erfolg, und in der 

allgemeinen Euphorie gingen die reparationspolitischen Mißklänge u n t e r . 1 6 6 

Auch Harriman glaubte an den Erfolg der Moskauer Außenminis terkonferenz. In einem Te le ­

gramm an den Präsidenten nannte er die sowjetische Deutschlandpoli t ik grundsätzlich befriedi­

g e n d . 1 6 7 Wenn es in dieser Beziehung überhaupt sowjetisch-amerikanische Differenzen geben 

könne, so fügte er hinzu, müßten sie einer augenblicklich härteren Poli t ik Moskaus , vor allem 

bezüglich der H ö h e deutscher Reparationsverpflichtungen, entspringen. In dieser Hins icht be­

ruhten die sowjetischen Planungen auf dem Grundsatz, der Lebensstandard Deutschlands solle 

jenen der Sowjetunion zukünftig nicht mehr übersteigen. D o c h ernsthafte Schwierigkeiten er­

wartete Harriman deswegen n i c h t 1 6 8 , und Washington reagierte daher gelassen auf die repara­

tionspolitischen Differenzen der Außenminister . 

Es mangelte in der Folgezeit nicht an Hinweisen auf die Natur der sowjetischen Wirtschafts­

und Reparationsplanungen für Deutschland. V o r dem Hintergrund der Ankündigungen Eugen 

Vargas und nach Molo tows entschiedener Ablehnung der amerikanischen Reparat ionsprinzi­

pien schimmerte der Charakter der sowjetischen Reparat ionsvorhaben bereits gegen Ende des 

Jahres 1943 durch. 
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2. Erste reparationspolitische Versuche im State Department 

Keine der Großmäch te konnte seit der Moskauer Außenministerkonferenz noch die tiefe Kluft 

zwischen der anglo-amerikanischen und der sowjetischen Reparationsplanung leugnen. Der 

fundamentale Gegensatz zwischen beiden Standpunkten war überdeutlich zutage getreten, und 

hinter ihnen tat sich die ganze Problemat ik entgegengesetzter Auffassungen über die politische 

und wirtschaftliche Zukunft Deutschlands in Europa und in der Welt auf. Es hätte von nun an 

der ernstesten und umfassendsten interalliierten Deutschlandgespräche bedurft, um durch eine 

prinzipielle Verständigung über das zukünftige Schicksal des Reiches auch der Lösung von Tei l ­

problemen wie der Reparationsfrage näherzukommen. 

A b e r das Verhältnis der Großmäch te zueinander und die politischen und militärischen Erfor­

dernisse des gemeinsamen Krieges gegen Hit ler gestatteten das nicht. Die Allianz der Großen 

Dre i durfte keinen zusätzlichen Belastungen, schon gar nicht Meinungsverschiedenheiten aus­

gesetzt werden, wie Deutschlandfragen sie offensichtlich verursachen mußten. Erst sollte der 

Krieg gewonnen werden. Bis dahin mußten alle strittigen Punkte vertagt, mußte allen mögli­

chen Schwierigkeiten ausgewichen werden, wobei die gemeinsame Forderung nach bedin­

gungsloser Kapitulation und die Pol i t ik der Verzögerungen den Anschein alliierter Einigkeit 

wahren halfen. 

Bemerkenswer t ist j edoch , daß im State Depar tment auch bei internen Planungen kein ernsthaf­

ter Versuch unternommen wurde, einem Interessenausgleich mit der Sowjetunion näherzu­

kommen , und auch in Moskau hat man es offenbar so gehalten. Beide Parteien beharrten auf ih­

ren Standpunkten, als habe es keine Differenzen gegeben und als existiere die Notwendigkeit ei­

ner alliierten Einigung über Deutschlandfragen nicht, obgleich sie doch in dem von der Mos­

kauer Außenminis terkonferenz akzeptierten Prinzip gemeinsamer Verantwortl ichkeit in 

Deutschland enthalten w a r . 1 6 9 

Aber weder die sowjetische noch die amerikanische Poli t ik ließ in der Folgezeit erkennen, daß 

sie zu einer Verständigung bereit sei. Im Gegentei l . Stalin räumte nur Wochen später während 

der Konferenz in Teheran jeden Zweifel an seiner Entschlossenheit aus, „Deutschland völlig 

zerstört , und niemals wieder als Bedrohung für den Frieden in der Wel t zu s e h e n " . 1 7 0 Er machte 

sich die Ziele der Reparationspoli t ik Vargas zu eigen, als er die Verpflichtung der Alliierten 

ständig betonte , Deutschland in Zukunft der Schwäche und Armut preiszugeben, Bemerkun­

gen über die Notwendigkei t eines deutschen Wiederaufbaues schroff unterbrach und leugnete, 

daß ein volkswirtschaftlich gesundes Deutschland um der Prosperität Europas willen erforder­

lich s e i . 1 7 1 

Als Roosevel t von der Begrenzung der Kapazitäten deutscher Rüstungsbetriebe sprach, wollte 

Stalin sogar die Uhrenherstel lung und ähnliche Unternehmen mit einbeziehen, denn die „ E r ­

fahrung hat gelehrt, daß solche Industriezweige leicht zur Rüstungsproduktion herangezogen 

werden k ö n n e n " . 1 7 2 Es war dies „die erste Forderung auf hoher Ebene , Deutschland zu 

deindustrialisieren, selbstsicher von Stalin nur W o c h e n nach Hulls Andeutungen in Moskau 

vorgetragen, daß die Vereinigten Staaten eine solche Maßnahme a b l e h n t e n " . 1 7 3 

Ebenso konsequent wie die Sowjetunion hielten die Vereinigten Staaten an ihren Standpunkten 

fest. Das zeigte sich, als nach der Rückkeh r Hulls im State Depar tment ein Ausschuß gegründet 

wurde, um die amerikanischen Reparationsplanungen zu durchdenken. Er machte keinen Ver­

such, neue Wege zu gehen, eine mögliche Ausgangsbasis für die gemeinsame alliierte Repara­

tionspolit ik zu schaffen, sondern orientierte sich ausschließlich an den Moskauer Gegenvor­

schlägen Hulls . Zur Begründung wurde angeführt, überhöhte Reparationsforderungen müßten 

die polit ische und wirtschaftliche Stabilität Europas und der Welt aufs Spiel setzen und die lang-
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fristigen Ziele der amerikanischen Poli t ik ge fäh rden . 1 7 4 D e r Ausschuß suchte vielmehr nach 

„Gegengewichten zu extremen Vors te l lungen" , wie es h i e ß 1 7 5 , und sah Aufgaben wie Ziele der 

Reparationspolitik Washingtons darin, den Gefahren hoher deutscher Transfers zu wehren und 

sie in den Nutzen der Allgemeinheit zu s t e l l e n . 1 7 6 

So blieben diametral gegensätzliche wirtschaftspolitische Vorstel lungen und Probleme ungelöst 

im Räume stehen. Alliierte Poli t iker nahmen sie nicht zur Kenntnis . D ie Kluft zwischen O s t 

und West konnte sich jedoch nur noch vertiefen, sobald mit der Niederwerfung des Gegners der 

Zwang zur Einigkeit fortfiel. Wenigstens außerhalb des State Depar tment ist deswegen in den 

Vereinigten Staaten nach einer Möglichkei t gesucht worden, einen K o m p r o m i ß zwischen den 

amerikanischen und den sowjetischen Reparationsplanungen auszuarbeiten. Das E r g e b n i s 1 7 7 

der von dem Wirtschaftswissenschaftler Howard S. Ellis im Auftrage des Board of Governors 

des Federal Reserve Board vorgenommenen Untersuchung bewies allerdings, daß Washington 

und London den sowjetischen Ansprüchen selbst dann schwerlich hätten entsprechen können, 

wenn sie um deren Realisierung willen auf Grundforderungen der eigenen Wirtschaftspolit ik 

verzichteten. 

Um maximale Reparationen zu erzielen, versuchte Ellis dem Leitgedanken des sowjetischen 

Planes nachzukommen und den deutschen Lebensstandard unter jenen der Sowjetunion zu 

senken. Die Unhaltbarkei t dieses Vorhabens zeigte sich rasch an den ernstesten wirtschaftlichen 

Komplikat ionen für Europa und den größten volkswirtschaftlichen Anpassungsschwie­

rigkeiten innerhalb Deutschlands. D e r deutsche Realkonsum nach Kriegsende hätte für die 

weitere Zukunft um die Hälfte seiner durchschnitt l ichen H ö h e zwischen 1925 und 1934 ge­

drückt werden müssen, und der volkswirtschaftliche Verfall Deutschlands wäre damit besiegelt 

gewesen. 

Weil das nicht tragbar erschien, versuchte Ellis den sowjetischen Plänen mindestens nahezu­

kommen, auch wenn er die Vorstellungen Moskaus über die H ö h e des zukünftigen deutschen 

Lebensstandards als wirklichkeitsfremd fallenließ. Er plädierte einerseits für den Erhalt der 

deutschen Wirtschaft und eine Verbindung zwischen Reparat ionen und Wiederaufbau und 

glaubte andererseits durch eine rigorose Kontro l le und Verwaltung Deutschlands Reparat ions­

leistungen herbeiführen zu können, die sich etwa in H ö h e der deutschen Rüstungsausgaben vor 

dem Kriege bewegten, wie es dem Reparationsplan Vargas entsprach. 

Dabei orientierte Ellis sich an der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands zwischen 1932 

und 1938 . Er unterstellte, daß die Verluste des Zweiten Weltkrieges die deutsche Volkswir t ­

schaft in den Stand während des Depressionsjahres 1932 zurückversetzten und daß es abermals 

fünf Jahre dauern werde, bis der Entwicklungsstand von 1938 wieder erreicht sei. Während die­

ser Zeit wirtschaftlicher Erholung hatte Deutschland seinerzeit ein steigendes Volkse inkommen 

und zunehmende Rüstungsausgaben aufgewiesen. Dieser Vorgang sollte nach El l is ' Plänen im 

Deutschland der Nachkriegszeit, noch einmal stattfinden, wobei die ehemals militärischen 

Zwecken zufließenden Summen deutsche Reparationsleistungen ermöglichten und eine an­

schließende Reparationsperiode von abermals fünf Jahren deutsche Lieferungen in H ö h e seiner 

Rüstungsausgaben von 1938 vorsah. Dementsprechend rechnete Ellis in der ersten Hälfte der 

Reparationsperiode insgesamt mit etwa 50 Milliarden R e i c h s m a r k 1 7 8 , in ihrer zweiten Hälfte 

mit 25 Milliarden Reichsmark jährlich, wie es den deutschen Rüstungsausgaben von 1938 ent­

sprach. 

Diese Maximalsumme von 175 Milliarden Reichsmark in zehn Jahren mußte um der verschie­

densten Rücksichten willen den politischen und wirtschaftlichen Realitäten Nachkr iegs­

deutschlands angepaßt werden. Auf zwanzig Prozent der Summe verzichtete Ellis zugunsten 
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des deutschen Lebensstandards, der langsam über das Niveau der dreißiger Jahre ansteigen soll­

te, um den Reparat ionsvorgang für die deutsche Bevölkerung und Regierung erträglich zu ge­

stalten. Ein weiteres Viertel der Maximalsumme wurde gestrichen, um den mannigfaltigen 

Schwierigkeiten bei der Eintreibung so hoher deutscher Leistungen Rechnung zu tragen und In­

vestitionen in der deutschen Volkswirtschaft zu gewährleisten, die wiederum eine steigende Lei ­

stungskraft für Reparat ionszwecke nach sich zogen. Die Einleitung des Reparationsvorganges 

erforderte überdies eine stufenweise Zunahme, sein Ende eine graduelle Abnahme der Leistun­

gen, um dem marktwirtschaftlichen Prozeß Anpassungen zu ermöglichen. 

A u f diese Weise ermäßigten sich die Reparat ionen beträchtlich. Dennoch erreichten sie, von 1,5 

Milliarden Reichsmark im ersten Jah r ansteigend, nach fünf Jahren zusammen 34 Milliarden 

Reichsmark und am Ende der Reparationsperiode insgesamt 120 Milliarden Reichsmark, eine 

Summe, die jener des Londoner Ult imatums vom Mai 1921 nahezu entsprach. Ellis glaubte sie 

dennoch mit dem Hinweis rechtfertigen zu können, das deutsche Realeinkommen sei inzwi­

schen um 50 Prozent gestiegen, und die Volkswirtschaft sei darauf abgestimmt, hohe öffentliche 

Lasten zu tragen. Um seinen Plan volkswirtschaftlich realistisch zu gestalten, sah Ellis nach dem 

Waffenstillstand eine zweijährige Periode des Wiederaufbaues und der Rückkehr zu geordneten 

Verhältnissen in Deutschland vor. Ers t im dritten Jah r setzten bescheidene, allerdings rasch an­

steigende Reparationsleistungen ein. 

Das entsprach den praktischen Notwendigkei ten , und dennoch scheiterte der Plan vornehmlich 

an dieser Klausel. Den europäischen Alliierten, und insbesondere der Sowjetunion, in den er­

sten beiden Nachkriegs jähren einen Rückgr i f f auf deutsche Ressourcen verweigern zu wollen, 

mußte unter allen Umständen politisch irreal bleiben. Gerade diese Periode mußte im Zeichen 

der polit ischen Gegensätze zu den Achsenmächten und schwerer wirtschaftlicher Mangeler­

scheinungen in Europa stehen. Um höherer Reparat ionen willen unter solchen Vorzeichen ei­

nen sofortigen Wiederaufbau des deutschen Wirtschaftspotentials nach Kriegsende zu unter­

stellen, und das womögl ich noch aufgrund alliierter Hi l f s l ie fe rungen 1 7 9 , bewies Wirklichkeits­

ferne. 

Weitere Einwände gegen den Plan Ell is ' kamen hinzu. Er hätte der alliierten Kontrol le Deutsch­

lands in einem Ausmaß und einer Intensität bedurft, die westliche Regierungen auf ein Jahr­

zehnt hinaus nicht rechtfertigen konnten. Präsident Roosevel t glaubte, amerikanische Truppen 

höchstens zwei Jahre lang in Europa stationieren zu können, weil die öffentliche Meinung und 

die amerikanische Neigung zum Isolationismus eine längere Periode nicht tolerieren würden. 

Einseitige Transfers in den von der Sowjetunion geforderten Größenordnungen bedingten zu­

dem, wie Ellis feststellte, dirigistische Eingriffe in den marktwirtschaftlichen Prozeß aller betei­

ligten Länder und kamen aufgrund des von Moskau genannten Verteilungsschlüssels doch 

hauptsächlich der sowjetischen Volkswirtschaft zugute. Das mußte die verschiedensten, nicht 

zuletzt innenpolit ische Widerstände in den Gläubigerlärxlern hervorrufen, denen Befürchtun­

gen von Industrie und Arbeitnehmerorganisat ionen vor der Konkur renz deutscher Repara­

tionsgüter, Minderung der inländischen Aufträge und Arbeitslosigkeit gefährliche Schärfe ver­

leihen würden. 

Überdies trug El l is ' Plan den Zielen der langfristigen amerikanischen Wirtschaftspolitik kaum 

Rechnung. Statt beispielsweise dem Wiederaufbau derers ten Nachkriegsjahre zu dienen, muß­

ten deutsche Leistungen in der Zeit des dringendsten Bedarfes und ihres höchsten Nutzens aus­

bleiben. Ers t verspätet, in einer Periode zunehmender Normalisierung des internationalen 

Wirtschaftslebens, begannen sie künstliche Verzerrungen in den Ablauf des Produktionspro­

zesses und des Handels zu tragen, die den multilateralen Güteraustausch auf ein Jahrzehnt als 

Quel le andauernder Depressionsgefahren belasteten. 

D e r Plan des Federal Reserve Board wurde vom Außenminister ium noch im Monat seiner Ent ­

stehung zu den Akten g e l e g t . 1 8 0 Aber er hatte gezeigt, daß der Verhandlungsspielraum der west-
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liehen Volkswirtschaften in der Reparationsfrage gering blieb und die entscheidenden Zuge­

ständnisse an die Sowjetunion ausschloß. Das freie Spiel des marktwirtschaftl ichen Prozesses 

vertrug einseitige Transfers zu Lasten Deutschlands nur im Rahmen einer äußerst behutsamen 

und maßvollen Reparationspoli t ik. 

Das Außenministerium hielt währenddessen seinen Glauben an die Mögl ichkei t einer gemein­

samen alliierten Reparationspoli t ik auf der Grundlage wirtschaftspolitischer Vernunft und 

weltweiter Gleichberechtigung aller Nat ionen unbeirrt aufrecht. Schließlich hatte auch die 

Sowjetunion den Prinzipien der Atlant ik-Charta zugestimmt, und sie lagen dem Moskauer D o ­

kument Hulls zugrunde. 

Der Kreis möglicher reparationspolitischer Alternativen zu Hulls Vorschlägen blieb daher ge­

ring. Er mußte sich auf Teilaspekte, etwa die H ö h e der Leistungen oder die Dauer des Repara­

tionsvorganges beziehen. Mit solchen Fragen befaßte sich der Reparat ionsausschuß im State 

Department seit dem 3 0 . November 1943 unter dem Vorsi tz des Leiters der Abtei lung für mo­

netäre Angelegenheiten, Paul T. El lsworth. Man rechnete mit baldigen Arbeitsergebnissen, und 

dazu bestand Anlaß genug, weil der Ausschuß neben den Unterlagen des Federal Reserve Board 

den Reparationsplan Diebolds , den Malkin Repor t und das Moskauer D o k u m e n t zugrunde le­

gen konnte. 

Alle Beratungen im Außenminister ium hielten sich strikt an die langfristigen wirtschaftpoliti­

schen Ziele der Vereinigten Staaten. Die At lant ik-Char ta , so umriß ein Memorandum die Ar ­

beitsgrundlagen des Reparationsausschusses, bilde den entscheidenden Orient ierungspunkt 

und die Sicherung des Friedens das oberste Ziel der amerikanischen Repa ra t i onspo l i t i k . 1 8 1 Man 

sprach von der Eingliederung Deutschlands in die aufblühende Weltwirtschaft der Nach­

k r i egsepoche 1 8 2 , von der absoluten Notwendigkei t , volkswirtschaftl iche Katastrophen in 

Deutschland zu un t e rb inden 1 8 3 , und dem Erfordernis, extreme Reparat ionsansprüche zu 

dämpfen 1 8 4 und der Zahlungsfähigkeit Deutschlands anzupas sen . 1 8 5 Auch hielt man den W i e ­

deraufbau der deutschen Industrie sowohl im Hinbl ick auf eine hohe Leistungsfähigkeit für R e ­

parationszwecke als auch auf das Ziel stabiler wirtschaftlicher Verhältnisse im Reich für wün­

schenswer t . 1 8 6 

Ein Arbeitspapier nannte es Ende Januar 1944 unerläßliche Prämissen, daß Deutschland als we­

sentlicher Bestandteil der europäischen Wirtschaft anerkannt werde, daß Reparat ionen Indu­

strie und Handel Deutschlands in die Richtung eines wirtschaftlichen Gleichgewichtes leiten 

müßten, daß dem deutschen Lebensstandard ein langsames Ansteigen auf das Vorkriegsniveau 

und darüber hinaus erlaubt werder? solle und daß die internationale polit ische Hal tung gegen­

über Deutschland darauf gerichtet sein müsse, das Land nach Aufhebung aller Beschränkungen 

durch das Reparat ionsprogramm gleichberechtigt in den Kreis der übrigen Nat ionen aufzu­

n e h m e n . 1 8 7 

D e m standen vereinzelt Dokumente wie jenes gegenüber, das die Untersuchung der Auswir­

kungen eines harten Friedens, besonders einer Tei lung und Deindustrialisierung Deutschlands, 

auf die Reparationsfrage anregte und den Ausschuß mit bemerkenswertem Realismus auf F o r ­

derungen der Friedens- und Sicherheitspolit ik hinwies, die Deutschlands Zahlungsfähigkeit für 

Reparationszwecke beeinträchtigen m u ß t e n . 1 8 8 Dazu zählte man nicht nur territoriale Verluste 

und von ihnen verursachte Einwanderungsbewegungen in das deutsche Restgebiet , sondern 

auch die Verwaltung Deutschlands durch eine Besatzungsmacht . D i e grundlegenden wirt­

schaftspolitischen Ziele einer Militärregierung, so hieß es, stünden einem Reparat ionspro-
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gramm diametral entgegen. Sie müsse in erster Linie danach streben, dem besetzten Land einen 

möglichst hohen Grad an Autarkie zu verschaffen, um aus seinen Ressourcen die Bedürfnisse 

der Zivilbevölkerung, den eigenen militärischen Nachschub und möglicherweise noch die B e ­

satzungskosten bestreiten zu k ö n n e n . 1 8 9 

Man kam mit solchen Bemerkungen den tatsächlichen späteren Verhältnissen erstaunlich nahe. 

D e r Reparat ionsausschuß versäumte es allerdings, sie auszuwerten. Er sah seine Aufgabe einzig 

und allein in der Formulierung eines Reparationsplanes, der sich mit den übergeordneten Zielen 

der amerikanischen Nachkriegspoli t ik vereinbaren ließ. Daher argumentierte er nicht unvor­

e ingenommen, sondern verfolgte entschieden nur eine Blickrichtung, ein konkretes Ziel, das 

ihn veranlaßte, nicht direkt auf dieses zuführende Gesichtspunkte als nicht der Sache dienlich 

zur Seite zu schieben. Auch löste er sich selten von den vorgegebenen D e n k m o d e l l e n . 1 9 0 

So entwickelten sich die Dinge unbefriedigend, und die Arbeitsergebnisse blieben weit hinter 

jenen früherer Untersuchungen zurück. Die Unfähigkeit des Außenministeriums, seine hoch­

gesteckten Ziele in praktisch realisierbare Planungen umzumünzen, trat zutage. Bis zum Jahres­

ende hatte der Ausschuß nicht viel mehr als die Erkenntnis gewonnen, daß die Reparationspe­

riode zehn, fünfzehn oder höchstens zwanzig Jahre dauern und die Reparationssumme etwa 

fünfzehn Prozent des laufenden deutschen Volkse inkommens ausmachen k ö n n e . 1 9 1 Man rech­

nete mit jährlichen Erträgen von 1,5 bis 3 Milliarden D o l l a r 1 9 2 , Zahlen, die von der Finanzabtei­

lung des State Depar tment ziemlich phantastisch genannt w u r d e n . 1 9 3 

An einigen Stellen bemühte der Ausschuß sich, vielleicht mit Rücksicht auf die Sowjetunion, um 

eine härtere amerikanische Reparat ionspoli t ik. Das kam beispielsweise in seinen Bestrebungen 

zum Ausdruck, den deutschen Lebensstandard um höherer Reparationen willen stets niedriger 

anzusetzen. Zu Anfang des Jahres 1944 glaubte man noch, „e in bescheidener Anstieg des deut­

schen Lebensstandards sei wünschenswert" , auch wenn dieser aus Gerechtigkeitsgründen lang­

samer erfolgen solle als in den ehemals besetzten L ä n d e r n . 1 9 4 

Es stellte eine fühlbare Einschränkung dar, als man Ende März das gesamte Volkse inkommen 

nach Abzug der Mittel für einen „er t rägl ichen" Lebensstandard dem Reparat ionskonto zufüh­

ren w o l l t e . 1 9 5 E in steigender Lebensstandard in Deutschland erschien dem Ausschuß jetzt nicht 

länger tragbar, vielmehr sollte er unter jenem der ehemals besetzten Länder gehalten w e r d e n . 1 9 6 

Das letzte W o r t fiel jedoch erst Ende April , als von einem minimalen Lebensstandard in 

Deutschland gesprochen wurde, eine Formel , die Aufnahme in den Abschlußbericht des Aus­

schusses zur kurzfristigen Reparationspoli t ik f a n d . 1 9 7 

Meist aber standen seine Bemühungen um härtere Reparat ionsmaßnahmen auf tönernen Füßen, 

weil es ihm an Einsicht in die Details der reparationspolitischen Zusammenhänge fehlte. So hatte 

der Plan des Counci l on Foreign Relat ions eine möglichst kurze Reparationsperiode vorge­

schlagen. Auch der Malkin Repor t hielt es für unangebracht, fünf Jahre zu überschreiten. Im 

Außenminis ter ium glaubte man indessen, aus dem Stegreif zehn bis zwanzig Jahre ansetzen zu 

dürfen, und mußte diese Entscheidung später revidieren. 

In L o n d o n hatte man nach sorgfältigen Berechnungen eine Summe von etwa 4 Milliarden Dollar 

als das äußerste dessen erkannt, was an deutschen Leistungen realisiert werden könne. Dagegen 

unterstellte der Ausschuß in Washington ohne das geringste Zögern Reparationssummen, 

die jene des Malkin Repor t bis zum»Fünfzehnfachen überstiegen, um erst nach monatelangen 
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Auseinandersetzungen alle Angaben über die H ö h e der Reparat ionssumme wieder zu strei­

c h e n . 1 9 8 

Die Konsequenzen solcher unbedachten Neuerungen schlugen sich in den Akten des Ausschus­

ses bald durch ein wirres Nebeneinander einzelner Vorschrif ten nieder, in denen die noch erhal­

tenen Spuren der Systematik früherer Studien endgültig verlorenzugehen d r o h t e n . 1 9 9 Es be­

stand kein Zweifel mehr daran, daß der Ausschuß sich weiter von einer Lösung des Problems 

entfernte als je zuvor. Offenbar hatte er die Schwierigkeiten der Frage unterschätzt, als er die 

früheren Reparationspläne mit allzu rascher Kri t ik bedachte, ohne jetzt Alternativen bieten zu 

können. Die in spürbar höheren Tönen verteidigten Standpunkte der einzelnen Ausschußmit ­

glieder klafften in den Konferenzen je länger, desto weiter auseinander. Persönliche Differenzen 

flackerten auf, und die Sitzungen erschöpften sich bald in kaum verhüllten Auseinandersetzun­

gen um die verschiedensten Reparationsfragen. Es gelang dem Vorsi tzenden nur unter Mühen, 

Kompromißformeln zu finden, auf die man sich einigen konnte . Ihre unbest immten Aussagen 

wiesen alle Nachtei le solcher Not lösungen auf und boten kaum die geforderte Grundlage einer 

sinnvollen amerikanischen Reparationspolit ik. N ich t zu Unrecht wurde dem Ausschuß später 

vorgeworfen, seine Pläne könnten jedermann alles mögliche b e d e u t e n . 2 0 0 

Wollte man das Di lemma des Reparationsausschusses im State Depar tment noch beheben, so tat 

eine Rückkehr zu den Ausgangspunkten seiner Arbeiten not . Am Anfang hatten zwei auseinan­

dergehende Möglichkeiten gestanden: die Reparationspoli t ik des Malkin Repor t und des Planes 

Diebolds einerseits, die sich beide aus dem Charakter der langfristigen anglo-amerikanischen 

Wirtschaftspolitik ergaben, und der Vorschlag des Federal Reserve Board andererseits, der die­

ser entgegenstand, um den sowjetischen Forderungen entsprechen zu können. Beide legte der 

Ausschuß seinen weiteren Beratungen alternativ zugrunde. Aber nur einer bo t sich als Weg aus 

den Schwierigkeiten der letzten Monate an, und das Außenminister ium schlug ihn seit dem F e ­

bruar 1944 stets entschlossener ein: der Verzicht auf eigene reparationspolitische Konzep te und 

die Formulierung der amerikanischen Reparationspoli t ik auf der Grundlage des britischen Mal­

kin Repor t . D ie wirtschaftspolitischen Nachkriegsplanungen Washingtons und Londons 

stimmten, wie sich hier eindrucksvoll zeigte, in einer solchen Weise überein, daß Teil lösungen 

untereinander austauschbar waren. 

Grundsätzlich, so betonte Ellsworth als Vorsi tzender des Reparationsausschusses bei der V o r ­

lage seines Schlußberichtes, unterschied sich die Reparationspoli t ik des State Depar tment t rotz 

gewisser Abweichungen vom Malkin Repor t nicht von den britischen Repa ra t ionsp länen . 2 0 1 

Tatsächlich verhalf erst der Malkin Repor t der Arbei t des Reparationsausschusses in Washing­

ton vom Februar 1944 an zu jener Grundlage, die er sich selbst nicht hatte schaffen können. 

Plötzlich verfügte man im State Department doch über Einbl ick in die Probleme des Repara­

tionsvorganges und debattierte aufgrund sachgerechter Argumente . Nun erst entdeckte man die 

Unzulänglichkeiten der eigenen Arbeit und empfand sie im Lichte der neuen Erkenntnisse als 

derart unbefriedigend, daß die folgenden Beratungen doch noch tragbare Kompromisse zuwege 

brachten, um die schwersten Versäumnisse der letzten Monate aufzuheben. 

So stieß der Ausschuß erst jetzt auf die Frage, ob und in welchem Umfange Reparat ionen aus 

Demontagen oder der laufenden Produktion bestritten werden sollten. D e n ersteren trat man im 

Hinbl ick auf die langfristige amerikanische Wirtschaftspolit ik kritisch entgegen. Daher konzen­

trierten sich die Überlegungen auf die laufende Gütererzeugung, deren Volumen offensichtlich 

vom Ausmaß der Kriegszerstörungen in Deutschland abhing. Dieses erhob man zum Angel­

punkt aller weiteren Überlegungen und unterschied fortan mehrere Zerstörungsgrade, aus de­

nen „sich die logische Reparationspolit ik von selbst e r g i b t " . 2 0 2 
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Im Vordergrund standen hauptsächlich zwei Alternativen, deren erste, im Reparationsausschuß 

Fall A genannt, auf den Grundlagen des von Ellis für das Federal Reserve Board erstellten Planes 

beruhte. Er ging von schweren Zerstörungen der deutschen Produktionsanlagen aus. Eine R e ­

parationspolit ik, die sofortige Lieferungen beabsichtigte, mußte sich in diesem Fall als gegen­

standslos erweisen, da keine nennenswerten Leistungen aufgebracht werden konnten. Im Inter­

esse möglichst hoher Reparat ionen mußte während der ersten Nachkriegsjahre vielmehr ein 

Wiederaufbau deutscher Industrieanlagen bis zu jenem Maß erfolgen, das verspätet einsetzende, 

einem raschen Höhepunk t zustrebende Leistungen großen Stils ermöglichte. Man erwartete aus 

laufender Produkt ion Reparat ionen von hohem Wer t , deren Nutzen für den Wiederaufbau Eu­

ropas allerdings weit hinter jenem zurückbl ieb, den geringere Gütermengen in den Jahren des 

dringendsten Bedarfes sofort nach Kriegsende erbracht hätten. Auch aus diesem Grunde hat 

man den Plan des Federal Reserve Board fallengelassen. 

Die Alternative B ging von den Annahmen des Malkin Repor t aus. Hier gestatteten leichtere 

Kriegsschäden eine Reparat ionspoli t ik, die nach Kriegsende den sofortigen Beginn deutscher 

Sachlieferungen vorsah und damit einen optimalen Beitrag zur Förderung der europäischen 

Wirtschaft in den Zeiten des dringendsten Bedarfes leistete. Das gesamte deutsche Volksein­

kommen sollte in den ersten fünf bis sechs Jahren nach Abzug der Kosten für Ersatzinvesti­

t ionen, minimale öffentliche Aufwendungen und einen erträglichen Lebensstandard dem R e ­

parat ionszweck verfallen. Dennoch war logisch, daß die geschwächte deutsche Wirtschaft so­

fort nach Kriegsende erheblich geringere Gütermengen würde liefern können als zu einem 

späteren Zei tpunkt . Das aber wurde nach Auffassung des Ausschusses mehr als ausgeglichen 

durch den hohen Nutzen , der zusätzlichen Reparationsgütern in der wirtschaftlich schwierigen 

Wiederaufbauphase der ersten Nachkriegsjahre zukam. Nach fünf bis sechs Jahren sollten 

die Reparat ionen zurückgehen, und mit dem allmählichen Abbau der künstlichen Hemmnisse 

des Reparationsvorganges für die Entfaltung der deutschen Wirtschaft würde sich diese ohne 

Ubergangsschwierigkeiten in den weltweiten Güteraustausch der Nachkriegsepoche ein­

gliedern lassen. 

Ein dritter Fall sah Kompromißlösungen vor, die den Ausschuß jedoch nur am Rande beschäf­

tigt haben. Auch die Beratungen über den ersten Fall stellten in Wirkl ichkei t bald keine ernsthaft 

erwogene Alternative mehr dar, denn bereits im März fiel in einer der Konferenzen die Bemer ­

kung, der Plan des Federal Reserve Board müsse aufgegeben w e r d e n . 2 0 3 Dabei nahm man, im 

Vergleich zu der von Ellis genannten Maximalsumme, erhebliche Einbußen am Gesamtertrag 

der Reparat ionen bewußt in Kauf. Ende des Monats hielt ein Memorandum fest, der Ausschuß 

gebe frühen Lieferungen den Vorzug gegenüber hohen Repa ra t i ons summen . 2 0 4 

D e r Fall B versprach als Grundlage der amerikanischen Reparationspoli t ik bedeutende Vorteile. 

Er schuf die Voraussetzungen zu einer sofortigen und maximalen Verwendung deutscher Res­

sourcen für den unverzüglichen Wiederaufbau alliierter Länder und begünstigte damit die Ver­

wirklichung einer multilateralen Weltwirtschaft . Er sah die Reparat ionen zur Zeit des dringend­

sten Bedarfes wie der geringsten Transferschwierigkeiten vor. Er wies die kürzeste Laufzeit und 

damit kein allzu großes Hemmnis für die Entfaltung des freien, multilateralen Welthandels auf. 

Er forderte die geringere Reparat ionssumme und legte der Entfaltung einer prosperierenden 

deutschen Nachkriegswirtschaft keine schweren Hemmnisse in den Weg. Allerdings mußten 

die sofort einsetzenden Reparat ionen den Wiederaufbau Deutschlands gegenüber den alliierten 

Ländern verzögern, doch konnte sich das durchaus als politisch wünschenswert erweisen. Den 

Anregungen des Federal Reserve Board gegenüber vermied er zudem das schwierige Moment 

eines deutschen Wiederaufbaues in der allerersten Nachkriegszeit sowie die Erinnerung an die 

Reparat ionssumme des Londoner Ul t imatums. 

So schien alles für die Annahme des Falles B zu sprechen. D i e Frage war nur, ob sofortige Repa-
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rationen aus laufender Produkt ion in ausreichender Menge anfallen konnten oder nicht , wobei 

die H ö h e der deutschen Gesamtverpflichtung naturgemäß eine wesentliche Rol le spielte. U n ­

günstige Momente konnten durchaus eine Entwicklung einleiten, die im Falle B ungewollt einen 

Ausgangspunkt für den Abbau deutscher Industrieanlagen zu Reparat ionszwecken schuf. Falls 

das deutsche Produktionsvolumen keine ausreichenden Transfers gestattete, mußte zwangsläu­

fig in stärkerem Maße auf Demontagen industrieller Anlagen zurückgegriffen werden, als den 

langfristigen, auf die Eingliederung eines wirtschaftlich erstarkten Deutschland in das multilate­

rale Weltwirtschaftssystem der Nachkriegszeit gerichteten Zielen der amerikanischen Poli t ik 

zuträglich sein konnte . 

De r Ausschuß hat keine Antwor t auf die Frage gegeben, ob und bis zu welchem Grade Repara­

tionen durch eine Demontage bestehender Produktionsanlagen^eleis tet werden könnten. Ver ­

mutlich sollten konsumgütererzeugende Betr iebe demontiert werden, meinte er lediglich, weil 

sie nicht direkt dem Wiederaufbau dienten. Ext reme Ubergriffe auf deutsche Kapitalanlagen, so 

hieß es, sollten vermieden w e r d e n . 2 0 5 D ie empfohlene Reparationspoli t ik bestehe darin, sagte 

der Vorsitzende El lsworth, innerhalb der ersten fünf Jahre möglichst hohe Leistungen aus lau­

fender Produktion bei begrenzten Demontagen zu verwirklichen. Danach würden erhebliche 

Abtransporte von Kapitalgütern nicht mehr e r f o l g e n . 2 0 6 

Das konnte alles mögliche heißen. Aber der Ausschuß ließ es dabei bewenden, seine Besorgnis 

über die gesamtwirtschaftlichen Verluste einer Demontagepol i t ik auszudrücken. D e r angerich­

tete Schaden müsse für die deutsche Volkswirtschaft ungleich höher sein als jeder den Empfän­

gerländern zuwachsende Nutzen, stellte er f e s t . 2 0 7 Man sprach von der Gefahr wahlloser Plün­

derungen 2 0 8 , stellte krasse Widersprüche zwischen den Sicherheitsinteressen der Alliierten und 

einer Demontagepoli t ik fest und hielt es für unwahrscheinlich, daß die Gläubigerländer ihre 

goldene Gans umbringen würden, ganz abgesehen davon, daß sie später nur veraltete, abge­

nutzte Produktionsanlagen b e s ä ß e n . 2 0 9 Aber das blieben rhetorische Beteuerungen, aus denen 

man keine Konsequenzen zog. 

In engem Zusammenhang mit Fragen nach der Art deutscher Transfers standen jene nach der 

Höhe der Reparat ionssumme. Sie gestalteten sich deswegen schwierig, weil Schätzungen der 

zukünftigen Leistungsfähigkeit Deutschlands kaum möglich waren. Um eine feststehende R e ­

parationssumme zu errechnen, werde man so viele hypothetische Annahmen unterstellen müs­

sen, daß die Endergebnisse keinen Wer t besäßen, hatte der Malkin Repor t festgestellt und von 

der Nennung verbindlicher Schätzungen a b g e s e h e n . 2 1 0 Dabei , so fanden viele Mitglieder des 

Reparationsausschusses im State Department , hätte man es bewenden lassen können, wobei 

eine mathematische Formel den Alliierten unter Berücksicht igung gewisser deutscher Mindest­

bedürfnisse einen Prozentsatz des Volkse inkommens für Reparat ionszwecke s i c h e r t e . 2 1 1 

Aber während der Beratungen zeigte sich, daß im Ausschuß hin und wieder Reparat ionssum­

men unterstellt wurden, die kaum noch mit den langfristigen wirtschaftspolitischen Zielen des 

Außenministeriums vereinbar waren. D e r von Keynes im September 1943 genannte Betrag, 

etwa 4 Milliarden Dol lar , galt als indiskutabel niedrig. Man erwähnte anfangs eine Summe unter 

10 Milliarden D o l l a r 2 1 2 , setzte aber bald andere Größenordnungen voraus. Ende Januar 1944 

wurden beiläufig 30 bis 50 Milliarden Dol la r e r w ä h n t . 2 1 3 Ebenfalls ohne nähere Begründung 

sprach man Anfang Februar von 20 bis 25 Milliarden D o l l a r . 2 1 4 
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Die offenbar weit auseinandergehenden Ansichten stellte ein Memorandum im März 1944 auf 

eine zahlenmäßige Basis . Es ging wiederum von zwei Alternativen aus, denen im Falle A die 

Prämissen des amerikanischen Sachverständigen Ellis zugrunde lagen. Er unterstellte ein deut­

sches Volkse inkommen von 50 Milliarden Mark im ersten Nachkriegsjahr und eine jährliche 

Zuwachsrate von 10 Milliarden Mark , so daß nach fünf bis sechs Jahren ein Volkse inkommen 

von 110 Milliarden Mark erreicht sei. Im Hinbl ick auf die hohen deutschen Rüstungsausgaben 

nach dem Ersten Weltkr ieg glaubte Ell is , dem Volkse inkommen zunächst 10, dann 15 und 

schließlich 20 Prozent für Reparat ionszwecke entnehmen und in einem Zeitraum von gut zehn 

Jahren 120 Milliarden Mark erzielen zu können. Das Memorandum wandelte dieses Beispiel nur 

geringfügig ab, indem es mit einem Zeitraum von zwölf Jahren und ungünstigeren äußeren U m ­

ständen rechnete, so daß 80 bis 120 Milliarden Mark zu erwarten w a r e n . 2 1 5 

Fall B kam wieder den britischen Auffassungen nahe. Er ging von einem fünfjährigen Repara­

t ionszeitraum und sofort nach Kriegsende in maximaler H ö h e einsetzenden deutschen Leistun­

gen aus. Deutschland würde zu dieser Zeit noch unter den Kriegsfolgen zu leiden haben. Eine 

Phase ersten Wiederaufbaues, die dem Programm Ell is ' zugrunde lag, war nicht vorgesehen, so 

daß die Reparat ionssumme hinter jener des Falles A zurückbleiben mußte . Dennoch nannte das 

Memorandum weit höhere Beträge als der Malkin Repor t . D i e erste Jahresrate entsprach im 

Falle B nahezu den britischen Gesamtforderungen. Im ganzen setzte es 50 Milliarden Mark an, 

etwa das Dreifache der im Malkin Repor t genannten S u m m e n . 2 1 6 Das aber galt nur, falls die un­

günstigen Verhältnisse des Falles B vorherrschten. An sich ging es unter Einbeziehung aller ab­

schätzbaren M o m e n t e davon aus, daß ein Gesamtbetrag über 100 Milliarden Reichsmark ange­

messen e r s c h e i n e . 2 1 7 

Dagegen erhoben sich im Ausschuß allerdings starke Bedenken. V o r allem schien es aus vielerlei 

polit ischen Erwägungen untragbar, wenn im Falle A eine Reparat ionssumme genannt wurde, 

die mit jener des Londone r Ult imatums von 1921 nahezu übereinst immte. Es wurde darauf 

verwiesen, daß der Malkin Repor t nur 4 Milliarden Dol lar als Gesamtverpflichtung genannt 

habe. Die amerikanische Forderung müsse wenigstens halbiert werden, argumentierte die 

Mehrhei t im Ausschuß, da es politisch und wirtschaftlich unerwünscht sei, schwere Repara­

tionslasten gegen Deutschland zu v e r h ä n g e n . 2 1 8 

In Anbetracht dieses Einwandes kam man nach langen Debat ten überein, alle Berechnungen ei­

ner Reparat ionssumme ersatzlos zu streichen. Das Ergebnis wochenlanger Anstrengungen um 

dieses P rob lem war allerdings kaum der Mühe wert. Denn schon der Malkin Repor t hatte be­

tont , „d ie Schwierigkeiten bei der Bes t immung von Größenordnungen oder Reparationssum­

men, die sich unter den wechselnden Bedingungen der Zukunft als realistisch und angebracht 

erweisen könnten, sind rasch als unlösbar zu e r k e n n e n " . 2 1 9 

Die endgültige Formulierung seiner Empfehlungen erarbeitete der Ausschuß im Rahmen eines 

abschließenden Ber ichtes , der seit dem 11 . Mai beraten w u r d e . 2 2 0 Er nahm im Laufe des Monats 

das Fo rma t eines umfangreichen, fünfteiligen Gutachtens an, das sämtliche Ergebnisse, auch 

jene, die inzwischen überhol t waren, nebeneinander enthielt. Alle Unvol lkommenhei ten der 

vergangenen Arbei t und alle Irrwege, die der Ausschuß verfolgt hatte, fanden hier neben allen 

konstruktiven Vorschlägen ihren ebenso vollständigen wie wahllosen Niederschlag, wobei die 

Formul ierung so allgemein gehalten worden war, daß ihr im Endeffekt nicht mehr als ein Mini­

mum an konkreten Aussagen innewohnte . Dennoch fand der Schlußbericht die Zust immung al­

ler übergeordneten Instanzen des Außenministeriums und konnte im Juni 1944 unverändert an 

das Executive Commi t t ee on E c o n o m i c Foreign Pol icy ( E C E F P ) übergehen, um auf intermini­

sterieller Ebene mit den Planungen anderer Ressorts abgestimmt zu w e r d e n . 2 2 1 
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N u r ein Problem war im Außenminis ter ium noch umstritten und sollte es in Washington bis an 

das Ende des Krieges bleiben: deutsche Reparat ionen durch Arbeitsleistungen. D e r Repara­

tionsausschuß trat ihnen, der früheren Stellungnahme Außenminis ter Hulls vom September 

1943 entsprechend, skeptisch gegenüber. Er hob den Zwangscharakter eines nicht pauschal und 

ohne weiteres begründeten Eingriffes in die menschliche Freiheit nachdrücklich hervor. Das in 

den Vereinigten Staaten aus historischer Erfahrung belastete W o r t Sklavenarbeit drängte sich bei 

dieser F o r m deutscher Reparat ionen auf, die „tradit ionelle amerikanische Oppos i t ion gegen 

Zwangsarbeit" klang in den Beratungen an, und der Ausschuß legte unmißverständlich dar, er 

würde Zwangsarbeit von sich aus niemals erwägen, doch glaube man, die Sowjetunion werde 

darauf b e s t e h e n . 2 2 2 

Daher trat ein am 4. April verabschiedetes Papier keineswegs für Reparat ionen durch Dienst lei­

stungen ein, sondern begnügte sich mit dem Hinweis , daß sie um eines möglichst hohen deut­

schen Beitrages zum europäischen Wiederaufbau willen gerechtfertigt erscheinen k ö n n t e n . 2 2 3 

Die Arbeitskräfte sollten nach dem Vorbi ld des Malkin Repor t den „fanatischsten Naz i -E l e ­

menten" entstammen, vorzugsweise der SS , der SA und der Ges tapo , jedoch nicht den übrigen 

Bevölkerungsgruppen, und drei bis vier Jahre dienen. Gewisse soziale Mindestanforderungen 

mußten dennoch erfüllt werden. Die Reparat ionskommission und internationale Organisat io­

nen sollten dieses Reparat ionsprogramm in allen beteiligten Ländern überwachen und für Ar ­

beits- und Lebensbedingungen Sorge tragen, die möglichst den im Lande vorherrschenden U m ­

ständen entsprachen. 

Manche Ausschußmitglieder bezweifelten stark, daß sich diese Forderungen verwirklichen lie­

ßen, und hielten sie in Anbetracht sowjetischer Praktiken für utopisch. Bemerkenswer te Abnei ­

gungen gegen die Sowjetunion flackerten an dieser Stelle auf. Ein Ausschußmitgl ied meinte so­

gar, es gehe hier in Wirkl ichkeit um die Frage, ob man zur Verhinderung unbegrenzter Arbei ts ­

leistungen als Reparat ionen mit der Sowjetunion einen Krieg führen m ü s s e . 2 2 4 Die Anwesenden 

stimmten mit ihm zumindest darin überein, daß die Vereinigten Staaten das gesamte Repara­

tionsprogramm außer Kraft setzen müßten, falls den sozialen Mindestanforderungen von der 

Sowjetunion nicht Genüge getan werde. 

Ein Landesausschuß für Deutschlandfragen im State Depar tment erhob jedoch Einspruch gegen 

diese B e s t i m m u n g e n . 2 2 5 Er wollte ein Arbeitsheer von etwa drei Mil l ionen Mann zusammen­

stellen und hielt eine Begrenzung ihrer Arbeitsverpflichtungen auf drei bis vier J ah re für einen 

ernsten Fehler, weil sie die Rückkehr einer großen Zahl „intransigenter , durch harte Dienste im 

Feindesland verbitterter Männe r " in ein Deutschland nach sich ziehe, welches eben dem Wandel 

zur Demokrat ie unterliege. D e r Ausschuß hielt es für besser, diese Kreise durch lebenslängliche 

Reparationsverpflichtungen ins Ausland zu verbannen, wobei ein Pochen auf menschenwür­

dige Arbeitsbedingungen sich als hypothetisch erweisen müsse. Vielmehr sollten die Betroffe­

nen „e inem System von Konzentrat ionslagern" unterworfen sein, „wie sie es ihren eigenen O p ­

fern zugemutet h a t t e n " . 2 2 6 

Der Anlaß für die Verhärtung reparationspolitischer Vorschläge trat in dieser Passage unver­

blümt zutage. D e r entschiedene Einspruch des Landesausschusses bewirkte immerhin, daß alle 

Best immungen über Reparat ionen durch Arbeitsleistungen zur Ergänzung an den Reparat ions­

ausschuß zurückverwiesen w u r d e n . 2 2 7 Dieser begann nun erneute Untersuchungen zur Frage 

der Arbeitsdienste e inzu le i t en 2 2 8 , doch fielen keine weiteren Entscheidungen mehr. D e n n im 

Executive Commit tee meldete das Arbeitsministerium ebenfalls Bedenken gegen Reparat ionen 
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in der F o r m von Dienstleistungen an, und die Vorschläge des State Department wurden darauf­

hin nur noch als Hypothesen bezeichnet , die weiterer Untersuchungen bedür f t en . 2 2 9 Das Pro­

blem blieb vorläufig ungelöst. 

3. Vorläufer des Morgenthauplanes: Das Executive Committee 

Das Execut ive Commi t t ee on E c o n o m i c Foreign Policy ( E C E F P ) war im April 1944 auf eine 

schriftliche Anregung Präsident Roosevel ts hin entstanden. Obgleich er die grundsätzliche Ver­

antwortl ichkeit des Außenministeriums für internationale Angelegenheiten nicht bestritt, hob 

er hervor, internationale Wirtschaftsfragen gingen die Arbeitsbereiche mancher anderer Mini­

sterien ebenfalls a n . 2 3 0 Das Executive Commi t t ee übernahm daher die Pflicht, ihre Planungen 

auf interministerieller Ebene miteinander abzust immen. Ihm gehörten Vertreter der Ministerien 

für Äußeres , für F inanzen, für Landwirtschaft , für Handel und für Arbei t sowie die Tariff 

Commiss ion und die Foreign E c o n o m i c Administrat ion ( F E A ) , nicht aber das Kriegsministe­

rium an. Den Vors i tz führte der Staatssekretär im Außenminister ium, Dean Acheson. 

Am 2 9 . und 3 0 . Jun i 1944 erläuterte Ellsworth dem Ausschuß seinen Bericht zur Reparations­

poli t ik. Kri t ische Stellungnahmen der folgenden Sitzungen stammten hauptsächlich von dem 

Vertreter des Arbeitsminister iums, A. F. Hinr ichs , sowie von dem stellvertretenden Leiter der 

Foreign E c o n o m i c Administrat ion, Lauchlin C u r r i e . 2 3 1 Currie bemängelte die schwammige, 

inhaltsleere F o r m des Reparat ionsberichtes , der „alles mögliche heißen k ö n n e " . 2 3 2 Tatsächlich 

ließ der Umfang des Dokumentes es schon in den ersten Beratungen für seinen Zweck als unge­

eignet erscheinen. 

Die Verhandlungen beschränkten sich daher zunächst auf zwei Sitzungen am 5. und 7. J u l i . 2 3 3 

Wiederum stand dabei die Frage nach der Summe der deutschen Verpflichtungen an erster Stel­

le, doch griff man nicht noch einmal auf jene Berechnungen zurück, mit denen der Reparations­

ausschuß Schiffbruch erlitten hatte. Curr ie regte vielmehr an, man solle auf die Nennung einer 

Gesamtsumme verzichten und die ganze deutsche Produkt ion dem Reparat ionszweck zufüh­

ren, soweit sie nicht für die Aufrechterhaltung eines minimalen deutschen Lebensstandards 

erforderlich s e i . 2 3 4 

Dami t fand er Zust immung, doch gingen die Meinungen darüber auseinander, ob man Deutsch­

land den Wiederaufbau und die Erweiterung seiner Industrieanlagen erlauben solle oder nicht. 

F ü r das erstere sprach die Forderung nach maximalen Reparat ionen und eine baldige Aufnahme 

Deutschlands in die multilaterale Weltwirtschaft , doch glaubte Currie auch mit den vorhande­

nen, nicht wiederaufgebauten Anlagen durch eine entsprechend rigorose Wirtschaftsverwal­

tung Deutschlands eine maximale Produkt ion erreichen zu können. Sie würde bedeutende R e ­

parationen gestatten, trotz eines deutschen Lebensstandards, der nach Ansicht des Ausschusses 

jenen der umliegenden Länder wie Polen oder der Sowjetunion stets übersteigen müsse, wollte 

man nicht „ U n r u h e n riskieren, die einer Verwirkl ichung des primären Zieles entgegenstehen 

könnten , Deutschland in die Weltwirtschaft a u f z u n e h m e n " . 2 3 5 

So blieb eine Antwor t auf die Frage, ob Wiederaufbaumaßnahmen in Deutschland wünschens­

wert erschienen oder nicht, Anfang Jul i noch aus. Erst als die Beratungen einige Wochen später 
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erneut aufgenommen wurden, zeigte sich, daß die F E A diesbezüglich ganz entschiedene Auf­

fassungen vertrat. 

Das galt noch in einem anderen Punkt . Curr ie hatte vorgeschlagen, die Reparat ionsperiode 

möglichst kurz zu halten und fünf Jahre nicht überschreiten zu lassen. Sein Mot iv lautete A n ­

fang Ju l i , ein größerer Zeitraum werde Frieden und Demokra t ie in Deutschland gefährden. Das 

Executive Commit tee war auch dieses Mal geteilter Meinung und erwog allerhand M o m e n t e , 

die für oder gegen Curries Vorschlag sprachen. Aber man nahm ihn schließlich an, nachdem 

Currie darauf verwiesen hatte, daß die Vereinigten Staaten der allgemeinen Hoffnung auf eine 

kurze Reparationsperiode entsprechen sollten und man einem längeren Zeitraum in den Ver ­

handlungen mit alliierten Ländern immer noch zust immen könne . 

Wiederum trat erst bei den erneuten Beratungen im Executive Commi t t ee Ende des Monats zu­

tage, worauf Currie abzielte: Je kürzer der Reparat ionszeitraum, desto eher mußte auf D e m o n ­

tagen zurückgegriffen werden, um den hohen Forderungen der Alliierten zu entsprechen. U n d 

das lag in der Absicht der F E A , die, wie sich herausstellen sollte, aus grundsätzlichen Erwägun­

gen maximale Demontagen dem Transfers aus der laufenden Gütererzeugung vorzog. 

Das war Anfang Jul i noch nicht erkennbar. Vielmehr befürwortete das Execut ive Commi t t ee 

eine kurze Reparationsperiode, weil sie mit den wirtschaftspolitischen Planungen des Außen­

ministeriums harmonisierte. D e r Reparationsplan des Execut ive Commi t t ee betonte , daß ein­

seitige Transfers ein künstliches Hemmnis in den internationalen Handel trugen. „ J e länger es 

aufrechterhalten wird, desto weiter muß die Aufnahme eines geregelten multilateralen Handels 

und die erwünschte Eingliederung Deutschlands in das Weltwirtschaftssystem hinausgescho­

ben werden", so hieß e s 2 3 6 , und eine Wartezeit von mehr als fünf Jahren zur Verwirkl ichung 

dieses Zieles empfand man als unangeb rach t . 2 3 7 

Obgleich Currie die Verabschiedung des Reparat ionsdokumentes im Execut ive Commi t t ee 

durch weitere Einwände hinauszuzögern suchte, leitete der Ausschuß bereits am zweiten Ver ­

handlungstage Schritte zu einer raschen Erledigung ein, weil Außenminis ter Hul l in London auf 

baldige interalliierte Reparationsgespräche d r ä n g t e . 2 3 8 Man entschied sich, aus den wesentli­

chen Passagen des Hauptberichtes, seinem zusammenfassenden Teil und den beschlossenen E r ­

gänzungen vom Außenminister ium ein neues Dokumen t entwerfen zu lassen, das dem Aus­

schuß am 2 1 . Juli v o r l a g . 2 3 9 

D o c h inzwischen hatten sich in der Foreign E c o n o m i c Administrat ion wirtschaftspolitische 

Vorstellungen durchgesetzt, die umwälzende Konsequenzen für die Gestaltung der amerikani­

schen Reparationspolit ik nach sich zogen. Schon seit der Vorlage der allgemeinen wirtschafts­

politischen Deutschlandempfehlungen des State Depar tment im Frühsommer 1944 hatte 

Lauchlin Currie Unzufriedenheit über deren gemäßigten Charakter erkennen lassen und durch 

seine anhaltende Kri t ik härtere Maßnahmen durchzusetzen v e r s u c h t . 2 4 0 Das gleiche Ziel ver­

folgte er während der Reparationsdiskussion im Executive Commi t t ee , weshalb er auf den 

22 . Juni eine Konferenz seiner Mitarbeiter anberaumte, um nach möglichen Alternativen zur 

Reparations- und Wirtschaftspolitik des State Depar tment zu suchen. Als Diskussionsgrund­

lage entwarf der Wirtschaftswissenschaftler James W. Angell im Auftrage Curries zwei M e m o ­

randen, welche den Einwänden der F E A Rechnung trugen und im Lichte harter wirtschaftspoli­

tischer Vorstellungen auf das Reparat ionsproblem e i n g i n g e n . 2 4 1 
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Angell forcierte eine konstruktive Reparationspoli t ik, die dem europäischen Wiederaufbau die­

nen, Ersatzansprüche der Gläubigerländer befriedigen und das wirtschaftliche Gleichgewicht 

Europas wiederherstellen sollte, das sich während des Krieges einseitig zum Nachteil der Alli­

ierten verschoben habe. Deutschland sollte nur für kurze Zeit, jedoch schwer belastet werden. 

Während der Reparat ionsperiode durfte es keinerlei ökonomischen Vortei l aus der Abwicklung 

des Reparat ionsprozesses ziehen, etwa durch hohe Auslandsaufträge. Auch sollte es keinen hö­

heren Lebensstandard als die von ihm angegriffenen Länder erreichen, wobei der deutsche Stan­

dard in anderem Zusammenhang als „ m i t gesundheitlichen Erfordernissen und den Verhältnis­

sen in befreiten Gebie ten übereinstimmendes M i n i m u m " definiert w u r d e . 2 4 2 Es entspreche 

nicht den wirtschaftspolitischen Zielen der amerikanischen Regierung, so hieß es in dem Ent­

wurf Angells, „d ie deutsche Volkswirtschaft auf Kosten anderer Länder oder in einer Art 

und Weise wiederaufzubauen oder zu erhalten, die Deutschlands Kriegspotential erweitern 

k ö n n t e " . 2 4 3 

Das traf den wunden Punkt der Reparationspoli t ik des Außenminister iums. Die F E A lehnte 

den Gedanken an einen deutschen Wiederaufbau entschieden ab, auch wenn er sich nur in mi­

nimalen Grenzen bewegte und um maximaler Reparationen willen geschah. Als Folge davon 

verzichtete sie weitgehend auf Reparat ionen aus laufender Produkt ion und forderte statt dessen 

Leistungen aus vorhandenen Anlagen, wobei sie die wirtschaftlichen Kapazitäten Deutschlands 

durch Demontage und Beschlagnahme von Rohstoffen bis auf jenes Maß zu reduzieren suchte, 

das noch eben die Sicherung eines Exis tenzminimums für die deutsche Bevölkerung ermöglich­

t e . 2 4 4 Allerdings galt das nur für die Reparationsperiode. Später sollten alle wirtschaftlichen B e ­

schränkungen fallen. Dar in sah Angell wesentliche Milderungen einer Reparationspolit ik vor, 

die im übrigen den Stempel wirtschaftspolitischer Här te trug. 

D e n Auffassungen der Mehrhei t in der F E A genügte sie t rotzdem nicht. D ie Konferenz vom 

2 2 . Jun i brachte im B ü r o Curries Ansichten zutage, die weit über das Programm Angells hin­

a u s g i n g e n . 2 4 5 Es gehörte noch zu den gemäßigten Vorschlägen, wenn angeregt wurde, Investi­

t ionen und Reinvest i t ionen in Deutschland während der Reparationsperiode zu unterbinden 

und die Kapitalbildung ins Ausland zu leiten oder das Exis tenzminimum zwecks Erhöhung der 

Reparationsleistungen so stark wie irgend möglich zu d r ü c k e n . 2 4 6 

Es gab weit extremere Pläne. Man forderte die Abtrennung des Rheinlandes, des Ruhrgebietes 

und der Saar von Deutschland, um sie internationaler Verwaltung zu unterstellen. Man ver­

langte die Demontage aller eventuell zu militärischen Zwecken verwendbaren Industriezweige 

in Deutschland und schuf so die vom Außenminister ium stets betont gemiedene Verbindung der 

Reparat ionspoli t ik mit dem S iche rhe i t sdenken . 2 4 7 Reparat ionen verstanden sich hier als vom Si­

cherheitsbedürfnis diktierte Entwaffnungsmaßnahmen, die unter vollendeter Mißachtung des 

primär wirtschaftlichen Charakters des Reparationsvorganges allein an dem Maßstabe harter 

poli t ischer Uberzeugungen gemessen wurden. 

Die F E A , ausgerechnet eine mit der Untersuchung von Wirtschaftsfragen befaßte Institution, 

hatte in der Deutschlandpoli t ik den Boden zu ökonomischen Bezügen unter den Füßen verlo­

ren, wie sich in der Konferenz des 2 2 . Jun i erwies. Man sprach von der Notwendigkeit einer 

Zerstörung der deutschen Industrie, und in diesem Zusammenhang wurde, da jegliche Industrie 

in gewisser Hins ich t ein mögliches Kriegspotential verkörpere, erstmals amtlich der Vorschlag 

erwogen, „ t o de-industrialize Germany and to hold her to the development of an agricultural 

e c o n o m y " . 2 4 8 
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Das Programm der Anhänger einer harten Deutschlandpoli t ik lag damit vor. Aber es dauerte 

nahezu ein Vierteljahr, bis es, von Henry Morgenthau auf höchster Ebene vorgetragen, die 

Krise der amerikanischen Deutschlandplanungen heraufbeschwor. Lauchlin Currie und die 

Foreign Economic Administration besaßen weder den politischen Einfluß noch die Entschei­

dungsbefugnis, welche ihnen erlaubt hätte, die extremen Ziele des 2 2 . Juni konsequent zu ver­

folgen. Sie blieben an die politischen Weisungen des Außenministeriums gebunden. 

Hinzu kam, daß die F E A im Gegensatz zu den Ministerien selten geschlossen einen Standpunkt 

vertrat. Vielmehr bezogen ihre Abteilungen häufig Posi t ionen, die miteinander in Widerspruch 

standen und eine Quel le fortwährender Auseinandersetzungen bildeten. Das war auch nach der 

Konferenz vom 2 2 . Juni der Fall , und zu den Gegnern extremer wirtschaftspolitischer Deutsch­

landpläne gehörte James Angell . Er ließ die meisten Forderungen der Konferenzte i lnehmer bei 

der Überarbeitung seiner Vorlage wenige Tage später als wirklichkeitsfremd f a l l e n . 2 4 9 Dafür 

nahm er eine Passage auf, der zufolge dauernde Beschränkungen der deutschen Wirtschaft als 

Strafmaßnahme oder aus sicherheitspolitischen Erwägungen abgelehnt wurden. „ E i n e andau­

ernde Unterdrückung von mehr als 60 Mill ionen fortschrit t l icher Menschen" würde sich be­

stenfalls als teurer Spaß erweisen, schrieb er, ganz abgesehen davon, daß die Siegermächte zu 

solchen Beschränkungen vermutlich nicht bereit sein w ü r d e n . 2 5 0 

Die übrigen reparationspolitischen Vorschläge Angells blieben bis auf einige weitere Milderun­

gen unverändert. Er schloß Abgaben aus laufender Produkt ion aufs neue in den Kreis möglicher 

Reparationsgüter ein und unterstellte dadurch, zusammen mit der Forderung nach Lieferung 

von Kohle , Eisen und anderen Rohstoffen, den Bestand gewisser Mindestkapazitäten in 

Deutschland. Zugleich hob er nach dem Vorbi ld der wirtschaftspolitischen Planungen des Au­

ßenministeriums „die Umstel lung statt der Demontage industrieller Anlagen, die jetzt R ü ­

stungszwecken dienen, jedoch einen Beitrag zur Wiederaufrichtung einer Friedenswirtschaft 

leisten könnten" , als reparationspolitisches Prinzip hervor und führte als Beispiel einer solchen 

Umwandlung zu friedlichen Zwecken die Stahlindustrie und die chemische Industrie Deutsch­

lands a n . 2 5 1 

Diese reparationspolitischen Vorstellungen stießen in einer auf Curries Initiative abermals über­

arbeiteten, jedoch nicht wesentlich veränderten F a s s u n g 2 5 2 am 2 1 . Jul i im Execut ive Commi t t ee 

auf das neue Reparat ionsdokument des A u ß e n m i n i s t e r i u m s . 2 5 3 

Erstmals traten damit extreme wirtschaftspolitische Forderungen den gemäßigten Deutsch­

landplanungen des State Department gegenüber, doch kam es aufgrund der weisungsgebunde­

nen Stellung der F E A noch nicht zur maßgeblichen Auseinandersetzung. Beide Papiere bildeten 

in den nächsten Wochen zwar den Gegenstand langwieriger Verhandlungen zwischen dem Au­

ßenministerium und der F E A , aber „ jede Konferenz brachte entschiedene Fortschri t te auf ei­

nen Ausgleich der Meinungsverschiedenheiten h in" , und die Gespräche verliefen in einer „ver ­

söhnlichen und konstruktiven A t m o s p h ä r e " . 2 5 4 Sie führten über mehrere Zwischenergebnisse 

und K o m p r o m i ß f o r m e l n 2 5 5 abermals zu einem neuen Repa ra t i onsdokumen t 2 5 6 , das dem E x e ­

cutive Commit tee am 4. August zur nochmaligen Ergänzung und endgültigen Verabschiedung 

v o r l a g . 2 5 7 

Trotz einer äußerlich stark veränderten F o r m wich dieses D o k u m e n t nicht grundlegend von 

seinen Vorläufern im Außenminister ium ab. Nach wie vor waren mit dem Kriegsende einset-
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zende, kurzfristige Reparat ionen, vorwiegend in der F o r m von Güter - und Dienstleistungen 

geplant, die der Industrie Deutschlands keine umfangreichen, dauernden Benachteiligungen 

auferlegten und seine spätere Eingliederung in die multilaterale Weltwirtschaft sowie die Ein­

führung demokrat ischer Insti tutionen gestatteten. Insoweit hatten sich die bisherigen Auffas­

sungen des Außenminister iums durchgesetzt und darüber hinaus eine wichtige Bestätigung er­

fahren. D o c h auch die Poli t ik der F E A hinterließ ihre unverkennbaren Spuren. 

Es begann damit, daß der Wiederaufbau nicht mehr als tragendes Element des Reparationsvor­

ganges anerkannt wurde. Sein Sinn bestand nach Auffassung der F E A vielmehr darin, ein von 

deutscher Vorherrschaft befreites europäisches Wirtschaftsleben zu e r m ö g l i c h e n 2 5 8 , eine For ­

mel, der das Außenminis ter ium anfänglich seine Zust immung verweigert hatte. Man einigte sich 

jedoch dadurch, daß dem Reparat ionsdokument die allgemeinen politischen und wirtschaftli­

chen Ziele der amerikanischen Nachkriegspoli t ik vorangestellt wurden, deren neueste Fassung 

allerdings auch die Tilgung der wirtschaftlichen Herrschaft Deutschlands in Europa forderte. 

D e r Wiederaufbaugedanke als Mot iv , das der Reparationsidee während des Zweiten Weltkrie­

ges in den Vereinigten Staaten zum Durchbruch verholfen hatte, trat von jetzt an in den Hinter­

grund. 

Das neue Ziel der Reparationspoli t ik, eine Verlagerung der wirtschaftlichen Schwergewichte in 

Europa zu bewirken, mußte dem Demontagegedanken Auftrieb verleihen. Die F E A ging darin 

konsequent vor, als sie forderte, Reparationen sollten in erster Linie durch den Transfer vor­

handener Fabrikanlagen, technischer Ausrüstungen und Rohmaterial ien erbracht werden, wäh­

rend Lieferungen aus laufender Produkt ion nur noch mit Einschränkungen akzeptiert wurden. 

U b e r das unvermeidliche Minimum hinaus sollten deutsche Produktionsstätten weder neu aus­

gerüstet noch wiederaufgebaut werden und Investitionen dem Ausland zugute kommen, um 

dessen spätere Unabhängigkei t von deutschen Expor ten zu gewähr le i s t en . 2 5 9 

Das aber konnte den wirtschaftspolitischen Zielen der amerikanischen Nachkriegsplanungen 

nicht entsprechen, die eine Wiedereingliederung der deutschen Volkswirtschaft in den multila­

teralen Welthandel als notwendig vorsahen. Das Außenminister ium widersetzte sich den For ­

derungen der F E A , diese hielt ebenso nachdrücklich an ihnen fest, und das Ergebnis war ein 

langatmiger K o m p r o m i ß . Er nannte vorhandene Lagerbestände und industrielle Ausrüstungen 

an erster Stelle der Reparationsliste, um wenig später hervorzuheben, der Hauptteil des gesam­

ten Reparat ionsaufkommens müsse t rotzdem der laufenden Produkt ion entstammen, da Trans­

fers bestehender Anlagen wesentlich geringere Reparationsleistungen bedingen würden als sol­

che aus der laufenden G ü t e r e r z e u g u n g . 2 6 0 

Das war ein Gedanke , der die Fragwürdigkeit aller Demontagemaßnahmen enthüllte. Sie konn­

ten grundsätzlich nicht in Anspruch nehmen, dem Wiedergutmachungsziel zu dienen, weil sie 

im Vergleich zu Abgaben aus der laufenden Gütererzeugung hohe gesamtwirtschaftliche Verlu­

ste für Schuldner- wie Gläubigerländer mit sich brachten. Diesen Einwand hatte das Außenmi­

nisterium erhoben und hinzugefügt, gerade durch eine zu Reparat ionszwecken laufende Pro­

duktion an Investit ionsgütern werde Deutschland einer Verschiebung des ökonomischen 

Schwergewichtes in die Hand arbeiten, weil dadurch neue Industrien anderwärts in Europa 

aufgebaut werden könnten. Deutschland würden am Ende der Reparationsperiode nur ver­

altete, großenteils verbrauchte Industrieanlagen bleiben, während die als Reparationsgüter 

exportierten modernen Erzeugnisse seinen Nachbarn einen zusätzlichen Wettbewerbsvorteil 

b o t e n . 2 6 1 

Aber das fand keinen rechten Anklang. Schon aus Sicherheitserwägungen, und weil mit soforti­

gen Kapitalgüterlieferungen dem europäischen Wiederaufbau am meisten gedient sei, wollte 

man im Execut ive Commit tee auf Demontagen zumindest in gewissen Grenzen nicht verzich-
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ten. Aber sie sollten, so drängte Hinrichs im N a m e n des Arbeitsminister iums, auf die ersten 

Nachkriegsjahre beschränkt bleiben, weil sie zu späterer Zeit die Eingliederung Deutschlands in 

die Weltwirtschaft behindern k ö n n t e n . 2 6 2 

Die anschließende Passage des Reparat ionsdokumentes zeugt ebenfalls von einem K o m p r o m i ß 

mit Currie, dieses Mal in der Frage nach Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der deutschen 

Industrie. Man kam überein, möglichst ohne sie auszukommen und sie jedenfalls auf ein Mini ­

mum zu b e s c h r ä n k e n . 2 6 3 Aber das Außenminister ium legte Wer t auf die Feststellung, im Falle 

schwerer Zerstörungen müßten Wiederaufbaumaßnahmen schon zur Sicherung von Repara­

tionslieferungen im gewissen Umfange dennoch erfolgen, eine Forderung, die vom Arbei tsmi­

nisterium unterstützt wurde. Auch wollte das Executive Commi t t ee Deutschland knappe Kapi­

talgüter in begrenzter Menge zur Verfügung stellen, um die deutsche Produkt ion in Gang brin­

gen zu k ö n n e n . 2 6 4 

Die H ö h e des deutschen Lebensstandards stellte einen jener Punkte dar, an welchem die F E A 

ihre Auffassungen im Executive Commit tee vergeblich durchzusetzen suchte. Zwar beinhaltete 

es ein Zugeständnis an die F E A , wenn im neuen Reparat ionsdokument ausschließlich von 

jenem minimalen deutschen Lebensstandard die Rede war, welchen der Reparationsausschuß 

nur unmittelbar nach dem Waffenstillstand verwirklicht sehen w o l l t e . 2 6 5 Aber man sprach 

lediglich vom Minimum des vorgeschriebenen Lebensstandards, und weil dieser an keiner 

Stelle definiert worden war, blieb späteren Auslegungen dieser Passage der weiteste Spielraum 

überlassen. 

In anderen Hinsichten geriet die endgültige Fassung des Reparat ionsdokumentes ebenfalls 

kaum nach dem Willen Lauchlin Curries. So kam es weder seinem Wunsche nach, Reparat ionen 

durch Arbeitsleistungen anzuregen, noch sah es die unbegrenzte Entschädigung alliierter Län­

der für deutsche Besatzungslasten vor, wie der F E A - E n t w u r f gefordert h a t t e . 2 6 6 H ie r wie in al­

len grundlegenden Fragen setzte sich meist die Poli t ik des Außenminister iums durch, das nur 

dort Zugeständnisse an Currie machte, wo seine langfristigen wirtschaftspolitischen Planungen 

nicht gefährdet erschienen. Seine Poli t ik erfuhr im Rahmen der Formul ierung des neuen Repa­

rationsdokumentes eher eine Verfeinerung, eine wesentliche Straffung und Festigung, ohne ei­

nem grundlegenden Wandel ausgesetzt zu werden. In mancher Hinsicht klärte erst die Ausein­

andersetzung mit Currie verschwommene Vorstellungen und führte Entscheidungen herbei, 

denen der Reparationsausschuß sich lieber entzogen hätte. 

So blieben die wirtschaftspolitischen Anschauungen des State Depar tment in der Reparat ions­

frage vorerst maßgeblich. Das vom Executive Commit tee verabschiedete D o k u m e n t paßte in 

den Rahmen der erstrebten multilateralen Weltwirtschaftsordnung des Nachkriegszeital ters. 

„ E s war ein gemäßigter und vernünftiger Be r i ch t " , der dem Charakter aller bisherigen Deutsch­

landplanungen entsprach, auch wenn manche Unvol lkommenhei t in ihm zutage t r a t . 2 6 7 Ob bei­

spielsweise ein Programm erfolgversprechend genannt werden konnte , das sofort nach Kriegs­

ende vom geschlagenen Gegner „e ine sehr ansehnliche Repara t ionssumme" vorwiegend aus der 

laufenden Gütererzeugung verlangte, hätte im Sommer 1944 schon mit Recht bezweifelt werden 

müssen. Den Problemen der Gläubigerländer trug man lediglich durch die einfache Klausel 

Rechnung, das Reparat ionsprogramm beschränke sich nach Art und Umfang auf jene Güte r 

und Dienstleistungen, die zu akzeptieren sie in der Lage und gewillt s e i e n . 2 6 8 Das aber stellte 

keine allgemeingültige Lösung der Schwierigkeiten des* Reparationsvorganges für die alliierten 

Länder dar. 
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D o c h niemand fühlte sich berufen, solchen Problemen noch auf den Grund zu gehen, und darin 

zeigte sich ein bedenklicher Wandel der reparationspolitischen Diskussion. Sie hielt sich im 

Sommer 1944 nicht mehr an die Grenzen wirtschaftstheoretischer und wirtschaftspolitischer 

Zusammenhänge. Ihnen trug die Willensbildung von dieser Zeit an kaum noch Rechnung. Man 

orientierte sich in zunehmendem Grade an politischen Erwägungen, und Abänderungen des 

Reparat ionsprogrammes trugen je länger, desto mehr den Charakter politischer Kompromiß lö ­

sungen, bei deren Formul ierung ökonomischer Realismus kaum noch eine Rol le spielen konnte. 

Das Maß aller Dinge bildeten immer seltener die sinnvolle Einbet tung des Reparationsvorgan­

ges in das weltwirtschaftliche System und ein möglichst umfassender Nutzen zur Wiedergutma­

chung von Kriegsschäden. Reparationsplanungen wurden immer deutlicher Mittel zu politi­

schen Zwecken . 

Tro tzdem fand das neue Reparat ionsdokument im Executive Commit tee bei der abschließenden 

Aussprache am 4. August 1944 allgemeine Z u s t i m m u n g . 2 6 9 Es gab jedoch eine Ausnahme: Im 

Auftrage des Finanzministeriums teilte ein Vertre ter Harry Dexter Whites mit, er könne zwar 

keinerlei Einwände gegen die wirtschafts- und reparationspolitischen Dokumente vorbringen, 

sei aber ebensowenig in der Lage, ihnen zuzust immen. Das Finanzministerium müsse sich eine 

Stellungnahme v o r b e h a l t e n . 2 7 0 

H e n r y Morgenthaus Eingriff in die Deutschlandplanung kündigte sich an. 
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D R I T T E S K A P I T E L 

Morgenthaus Sicherheitspolitik und die Reparationsfrage 

August bis Dezember 1944 

1. Der Morgenthauplan, Wende der amerikanischen Deutschlandpolitik 

Bis zum August 1944 standen die wirtschafts- und reparationspolitischen Planungen Washing­

tons im Zeichen der gemäßigten Deutschlandpoli t ik. Um einer besseren Zukunft willen und mit 

Rücksicht auf das erstrebte multilaterale Weltwirtschaftssystem der Nachkr iegsepoche hatten 

die Vereinigten Staaten den Plan gefaßt, dem niedergerungenen Gegner wirtschaftspolitische 

Nachsicht zu gewähren. Das Ziel weltweiter Prosperität und einer nachhaltigen Wirtschafts­

blüte in Europa machte wegen der ökonomischen Interdependenzen ein volkswirtschaftlich ge­

sundes Reich im Herzen des Kontinents notwendig. Die Lehren des vergangenen Friedens, E in­

sicht in die wirtschaftswissenschaftlichen Zusammenhänge und der entschlossene Wille zu wirt­

schaftspolitischer Vernunft hatten ein übriges getan, die amerikanischen Planungen in maßvolle 

Bahnen zu lenken. 

Seit langer Zeit gab es jedoch innen- wie außenpolit ische Momen te , die solchen Zielsetzungen 

kraß ablehnend gegenübertraten. Auf außenpolit ischer Ebene st immten nur die britischen Wir t ­

schaftsplanungen für Deutschland mit jenen Washingtons überein. Im Verhältnis zu den ande­

ren alliierten Nationen aber bestanden grundlegende Meinungsverschiedenheiten über das zu­

künftige Schicksal Deutschlands, die nur durch Roosevelts Pol i t ik der Verzögerungen und die 

Forderung nach bedingungsloser Kapitulation verdeckt worden waren, sich im Laufe der mili­

tärischen Auseinandersetzungen aber eher vert ieften. 1 D ie europäischen Alliierten hatten sich 

schon während der ersten Kriegsjahre in einer Weise zur Deutschlandfrage geäußert, die den 

sowjetischen Standpunkten nahekam, und die hohen Kriegsschäden hatten ihren Forderungen 

in späterer Zeit starken Nachdruck ver l iehen. 2 

Auch regte sich in den Vereinigten Staaten selbst eine zunehmende Feindseligkeit der öffentli­

chen Meinung gegenüber Deutschland, die ihren Niederschlag in den Ergebnissen der Mei ­

nungsumfragen hinterließ. Im Februar 1944 drückten sich bereits 81 Prozent der Befragten für 

eine bedingungslose Kapitulation Deutschlands aus . 3 Im Juni des gleichen Jahres meinten 60 

Prozent der Bevölkerung, Deutschland werde nach seiner Niederlage unverzüglich einen neuen 

Krieg vorberei ten . 4 Um ihn zu vermeiden, wollten 73 Prozent der Befragten Anfang August 

1944, als das interministerielle Executive Commit tee in Washington eben die wirtschafts- und 

reparationspolitischen Vorschläge des Außenministeriums akzeptierte, Deutschland nach dem 

Kriege in eine Nat ion dritten Ranges verwandeln. 5 

Auch in der amerikanischen Regierung faßten solche Neigungen F u ß , nicht nur in Verwaltungs­

instanzen wie der F E A . Vielmehr gingen vom Präsidenten selbst starke Tendenzen zur Verhär­

tung der amerikanischen Deutschlandpoli t ik aus. Roosevel t befürwortete von Anfang an eine 

Politik der Strenge gegenüber dem nationalsozialistischen Deu t sch land . 6 Das entsprang teil­

weise seiner moralischen Abneigung gegen Hit ler und das Naz i -Reg ime und andererseits seiner 

1 Einen guten Uberblick gibt Holborn, L.: War and Peace Aims of the United Nations, 2 Bde., Boston 1943/1948 passim. 

2 Ebendort. 
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Uberzeugung, daß Deutschland aus dem Ersten Weltkriege nichts gelernt habe, weil seine Nie­

derlage nicht energisch genug herausgestellt worden s e i . 7 

Diese Anschauungen verdichteten sich in den Kriegsjahren. Schon die Ankündigung der Forde­

rung nach bedingungsloser Kapitulation hatte Anfang 1943 zu erkennen gegeben, daß Roosevelt 

sich von seiner anfänglichen Deutschlandpoli t ik auf der Basis der Atlant ik-Charta entfernte. 

Auch die Forme l „Uncond i t iona l Surrender" legte er mit dem Andauern des Krieges je länger, 

desto schärfer aus. Als Hul l ihm im März 1944 konkrete Waffenstillstandsbedingungen für Sa­

tellitenstaaten des Reiches vorschlug, antwortete Roosevel t mit einem erneuten Hinweis auf das 

großzügige Entgegenkommen des Generals Grant beim Appomat tox Cour t H o u s e 8 und fügte 

hinzu: „ D a s ist der Geist , den ich im Ausland verwirklicht sehen möchte - aber das gilt nicht für 

Deutschland. Deutschland versteht nur eine Sp rache" 9 , und das war nach Roosevelts sich ver­

stärkender Uberzeugung jene konsequenter Här te . 

Er konnte sich je länger, desto weniger gemäßigten Deutschlandplanungen anschließen. Sie 

weckten in ihm den Eindruck, „als solle Deutschland ebenso wie die Niederlande oder Belgien 

wiederhergestellt und das deutsche V o l k so rasch wie möglich in die Vorkriegslage zurückver­

setzt w e r d e n " . 1 0 Roosevel t kritisierte im August 1944, es gebe in Washington und London eine 

Gedankenrichtung, die der deutschen Bevölkerung ebenso zu Hilfe kommen wolle wie die ame­

rikanische Regierung ihren eigenen Bürgern im Jahre 1933. „ Z u viele Leute hier und in Eng­

land glauben, das deutsche V o l k sei als Ganzes nicht für die Ereignisse verantwortlich - nur 

einige Naz i -Führe r seien verantwortl ich. Das beruht unglücklicherweise nicht auf Tatsachen. 

D e m ganzen deutschen V o l k muß gezeigt werden, daß die gesamte Nation in eine gesetzes­

widrige Verschwörung gegen die Anstandsformen der modernen Zivilisation verwickelt wor­

den i s t . " 1 1 

Die Kri t ik an Deutschlandplanungen auf der Grundlage einer multilateralen Weltwirt­

schaftsordnung war unüberhörbar . Um dem vermeintlich tiefverwurzelten Militarismus der 

Deutschen zu steuern, beabsichtigte der Präsident, ihre Niederlage dieses Mal fühlbar herauszu­

stellen: „ D i e Tatsache, daß sie eine geschlagene Nat ion sind, kollektiv und individuell, muß 

ihnen so nachhaltig eingeprägt werden, daß sie zögern werden, einen neuen Krieg zu begin­

n e n . " 1 2 Wie die Vansittartisten, so glaubte auch er, nicht auf friedliche Kräfte innerhalb des 

deutschen Volkes vertrauen zu dürfen. Seine Gedankengänge kreisten deswegen häufig um 

das Prob lem, wie man Deutschland mit einiger Sicherheit an zukunrtigen Aggressionen hindern 

werde, und er neigte dabei stets entschiedener hart restriktiven Eingriffen im Sinne der Van­

sittartisten z u . 1 3 

All diese M o m e n t e hatten eine stete Verschiebung der grundlegenden Tatbestände hinsichtlich 

amerikanischer Deutschlandentscheidungen mit sich gebracht. Ihr konkreter Niederschlag ließ 

allerdings noch auf sich warten, als der amerikanische Finanzminister Henry Morgenthau j r . am 

6. August 1944 in Begleitung seines Assistenten Harry Dexter Whi te zu Verhandlungen über 

monetäre Probleme nach L o n d o n flog. Die langen Stunden dieser Reise nutzte Whi te , um eine 

maßgebliche Wende durch den Eingriff des Finanzministers in die amerikanischen Deutsch­

landplanungen anzubahnen. Er war darauf wohl vorbereitet, kannte Morgenthaus von harten 

Uberzeugungen geprägtes Deutschlandbild und glaubte, dessen Reakt ion auf den Charakter der 

bisherigen Planungen und mit ihr die kommenden Ereignisse voraussehen zu k ö n n e n . 1 4 

White verfügte über genaue Kenntnisse um den Stand der wirtschaftspolitischen Deutschland­

planungen, und er befaßte sich mit der Reparationsfrage, seit das Außenministerium Ende 1943 
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8 Vgl. dazu oben S. 14 und Anm. 29 . 

9 feis, H.: a .a .O., S. 352 ff. 

10 Hammond, P. Y.: a .a .O., S. 355. 

11 Ebendort. 

12 Ebendort. 

13 Snell, J. L.: a.a.O., S. 30 ff. 

14 Diary, S. 462; B/um, J. M.: From the Morgenthau Diaries, Years of War, 1941-1945, Boston 1967, S. 332 ff.; Wettig, G,: a.a.O., S. 44 ff. 
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seine diesbezüglichen Untersuchungen eingeleitet h a t t e . 1 5 Ihr Ergebnis konnte ein aufmerksa­

mer Beobachter der langfristigen amerikanischen Wirtschaftspoli t ik unter Außenminis ter Hul l 

fast schon vorwegnehmen, doch hatte es für Whi te gegolten, zunächst die Entwicklung der 

Dinge abzuwarten. Erst als das Außenminister ium sein D o k u m e n t über die wirtschaftspoliti­

schen Deutschlandvorschläge 1 6 zusammen mit dem Schlußbericht des Reparationsausschusses 

im Executive Commit tee unterbreitete, ergaben sich für ihn Ansatzpunkte , eine Wende der 

Planungen einzuleiten. 

Beide Papiere gingen von so gemäßigten politischen und wirtschaftlichen Grundsätzen aus, daß 

White sie als überzeugter Verfechter harter Friedensbedingungen für Deutschland unter gar 

keinen Umständen billigen konnte . Sicher ist auch, daß er von den Einwänden der F E A gegen 

die Politik des Außenministeriums und von deren extremen Deutschlandplänen des 2 2 . Jun i un­

terrichtet worden ist, wohl durch Lauchlin Currie und Frank C o e , die beide der F E A angehör­

ten und mit White befreundet waren. Zudem erreichten White vertrauliche Nachr ichten aus der 

amerikanischen Botschaft in London , die von ebenso gemäßigten Auffassungen wie im State 

Department zu berichten w u ß t e n . 1 7 Es sei erstaunlich, so schrieben seine Vertrauensleute, mit 

welchem Maß an Ubereinst immung alle Beteil igten, ob es sich nun um britische oder amerikani­

sche Instanzen, um die E A C , um das Hauptquart ier der amerikanischen Truppen, um den G e ­

heimdienst oder Militärbehörden handele, von der Voraussetzung ausgingen, daß ein baldiger 

Wiederaufbau der deutschen Industrie zur Versorgung zerstörter Gebie te Europas lebensnot­

wendig s e i . 1 8 

An sich hätte das Finanzministerium schon in den Konferenzen des Executive Commi t t ee zur 

Wirtschafts- und Reparationspoli t ik des Außenministeriums Stellung beziehen müssen. Seine 

Vertreter fielen dort während der Beratungen durch Einsilbigkeit auf, denn Whi te fand erst nach 

Abschluß der Konferenz von Bret ton Woods Ende Jul i 1944 Gelegenheit , sich mit den Ar­

beitsergebnissen des Executive Commit tee vertraut zu machen. Sie bewogen ihn, Morgenthaus 

Intervention ohne weiteres Zögern herbeizuführen . 1 9 Unmit te lbaren Anlaß dazu gab ihm ein 

am 3 1 . Juli datiertes Reparat ionsdokument des Außenmin i s t e r iums . 2 0 Er legte es Morgenthau 

auf dem Fluge nach London vor und machte es damit zum Ausgangspunkt aller kommenden 

Auseinandersetzungen um den Charakter der amerikanischen Deutsch landpol i t ik . 2 1 

Morgenthau las es mit steigendem Interesse, dann zweifelnd, und schließlich mit heftigem W i ­

derspruch, in dem White ihn durch seinen einseitigen Kommenta r zu den kritischen Punkten 

der Reparationspolitik des Außenministeriums bes t ä rk t e . 2 2 D e r Plan, auf Jahre hinaus Repara­

tionen aus laufender Produktion zu fordern, so sagte er, müsse Deutschland wiederum zum in­

dustriellen Herzen Europas machen. Erstens werde man die deutschen Industrieanlagen wie­

deraufbauen müssen, um derartige Lieferungen überhaupt zu ermöglichen, und zweitens würde 

Europa nach Beendigung der Reparationsperiode in wirtschaftliche Abhängigkei t von Deutsch­

land geraten sein, während das Reich einen beträchtlichen Grad wirtschaftlicher Unabhängig­

keit erreicht haben w e r d e . 2 3 

Es konnte nicht fehlgehen. Morgenthau ließ seiner scharfen Mißbil l igung über die geplante R e ­

parationspolitik freien Lauf, weil sie, wie er sich ausdrückte, das entscheidende Problem nicht 

gelöst habe. Es bestehe darin, Umstände zu schaffen, die Deutschland an einer dritten Gewal t ­

herrschaft über Europa h inder ten . 2 4 

15 Diary, S. 369. 

16 F R U S 1944, Bd. I, S. 278 ff. 

17 Diary, S. 398 f. 

18 Ebendort, Snell, ]. L.: a.a.O., S. 67. 

19 Diary, S. 462. 

20 Ebendort, S. 403 ff., 679 ff. Vgl. dazu oben S. 81 . 

21 Ebendort, S. 462. 

22 Blum, J. M.: a.a.O., S. 334; Gelber, H.: a.a.O., S. 380. 

23 Blum, J. M.: a.a.O., S. 334. 

24 So Morgenthaus eigene Schilderung. Morgenthau, H.: Our Policy Towards Germany, in: New York Post, 24 . , 29. November 1947. 
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Hier klangen entscheidende Einwände gegen den maßvollen Charakter aller bisherigen 

Deutschlandplanungen an, und sie mußten bei Präsident Roosevel t ebenso wie in breiten 

Schichten der amerikanischen Bevölkerung Zust immung finden. In der öffentlichen Meinung 

des Landes rückte das Bild eines von unheilbarem Aggressionstrieb befallenen Deutschtums im 

Laufe des Krieges stets weiter in den V o r d e r g r u n d . 2 5 Dami t gewann die Frage nach der zukünf­

tigen Sicherheit vor einer ständigen schweren Bedrohung des Weltfriedens durch den deutschen 

Militarismus ebenso an Boden , um schließlich bestimmenden Einfluß auf die Deutschlandvor­

stellungen der amerikanischen Öffentl ichkeit und mancher Regierungskreise auszuüben. D e r 

stets bewußteren und drängenderen Suche nach umfangreichen Sicherheitsvorkehrungen gegen 

ein triebhaft angriffslüsternes Deutschtum aber mußten die wirtschaftspolitischen Planungen 

des Außenminister iums wie reiner H o h n erscheinen. Denn sie gaben Deutschland die Mittel für 

seine unausbleiblichen Kriegszüge erneut in die Hand, eben nachdem die Alliierten seiner unter 

den größten Opfern He r r geworden waren. 

Die ganze, auf den Zielsetzungen einer multilateralen Weltwirtschaft beruhende Deutschland­

polit ik konnte , vom Bl ickwinkel der Notwendigkei t strengster Sicherheitsvorkehrungen aus 

betrachtet , nichts anderes als eine Ket te denkbar unangebrachter und gefährlicher Schritte zur 

deutschen Wiederaufrüstung darstellen, eine direkte Förderung des deutschen Aggressionstrie­

bes, die der Vorberei tung eines dritten Weltkrieges diente. Auf besonders scharfe Ablehnung 

mußten hohe deutsche Reparat ionen aus laufender Produkt ion stoßen, denn unter dem Vor ­

wand der Erfüllung seiner Reparationsverpflichtungen konnte Deutschland seine industriellen 

Kapazitäten erhalten, sie mit alliierter Billigung sogar ausbauen und auf einen Höchststand 

technischer Leistungsfähigkeit bringen. 

Nichts aber schien den Vansittartisten unheilvoller, keine Maßnahme geeigneter, erneute 

Kriegsgefahren heraufzubeschwören. Die Erhaltung deutscher Produktionsanlagen kam aus ih­

rer Sicht einer Förderung des deutschen Rüstungspotentials gleich; die Eingliederung der deut­

schen Volkswirtschaft in weltweite Handelsbeziehungen konnte nur ein Mittel zur abermaligen 

Herrschaft des deutschen Militarismus über die Ressourcen des europäischen Kontinents , jede 

wie immer geartete Nachsicht gegenüber Deutschland eine verderbenbringende Torhei t sein, 

die sich auf das bitterste rächen mußte . 

Weil Morgenthau und die Vansittartisten grundsätzlich nicht an das andere, ein friedliches 

Deutsch tum zu glauben vermochten, identifizierten sie es mit prinzipiell unausrottbaren Nei­

gungen zu Aggression und Herrschsucht , zu Gewissenlosigkeit , automatischem Gehorsam und 

S a d i s m u s . 2 6 Sie meinten, im Nationalsozialismus nur eine Spielart allgemeiner deutscher Veran­

lagungen zu bekämpfen, die sich in einem jahrhundertelangen Prozeß stets deutlicher herausge­

prägt h a t t e n . 2 7 Deutschtum stellte eine Verkörperung des Bösen dar, gegen dessen ständig lau­

ernde Bereitschaft zu neuen militärischen Ubergriffen die Welt sich ein für allemal zu schützen 

gezwungen wa r . , ,De r Sieg mußte darum total, die Bestrafung unnachsichtig und die Wehrlos-

machung der Bösewichte endgültig s e i n . " 2 8 

Sicherheit gegenüber der ständigen Bedrohung durch eine verbrecherische deutsche Angriffs­

lust zu schaffen, stellte das maßgebliche Ziel des amerikanischen Finanzministers wie aller Van­

sittartisten dar. Es war dies das beherrschende, das allein ausschlaggebende Ziel, dem sich jede 

andere polit ische Erwägung ohne Einschränkungen unterzuordnen hatte, von wirtschaftlichen 

oder wirtschaftspolitischen Zielsetzungen ganz zu schweigen. 

Morgenthau wußte durchaus, daß sein Plan die alliierte Welt hohe ökonomische Opfer kosten 

werde. Um Roosevel ts Billigung seiner Vorschläge zu e r langen 2 9 , behauptete er zwar ständig, 

sein Plan könne die wirtschaftliche Zukunft Großbri tanniens sichern, und überdies sei es ein 

25 Vgl. dazu oben S. 21 f. 

26 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 92 f.; Wenig, C: a.a.O., S. 23 ff. 

27 Dom, W, L.: a.a.O., S. 64. 

28 Schwarz, H. P.: a.a.O., S. 92. 

29 Stimson, H. L. I Bundy, M.: On Active Service in Peace and War, New York 1947, S. 580. 
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Trugschluß, zu glauben, Europa brauche eine gesunde deutsche Vo lkswi r t scha f t . 3 0 A b e r inner­

halb des Finanzministeriums sprach er schon Anfang September 1944 davon, „daß wir auch 

weiterhin Opfer bringen müssen", und fügte h inzu: „ I c h glaube, der amerikanische 

Geschäftsmann wird einen etwas kleineren Markt erwarten müssen. Er kann nicht auf den 

deutschen Markt hoffen, ebensowenig wie die Engländer. Vielleicht wird unser Exportgeschäft 

um diesen Ertrag beschnitten werden, aber das ist ein sehr bescheidener Preis für Sicher­

h e i t . " 3 1 

V o m Blickwinkel des Finanzministeriums wie der Parteigänger harter Friedensbedingungen aus 

gesehen, rechtfertigte der Sicherheitszweck nicht b loß wirtschaftliche Opfer , sondern nahezu 

jedes Mittel . Morgenthau hat sich nicht gescheut, der amerikanischen Regierung selbst 

menschenunwürdige Vorschläge zu un te rbre i t en . 3 2 D i e einzige Mögl ichkei t , einen dritten 

Weltkrieg zu vermeiden, so führte er zur Begründung seiner Gedankengänge an, bestehe in der 

totalen Unfähigkeit Deutschlands, jemals wieder einen Krieg zu füh ren . 3 3 Seine einzige Hoff­

nung für die Zukunft beruhe darauf, das wirtschaftliche Rückgrat des Landes brechen zu kön­

nen. Man werde deutsche Industrien zerstören und das Reich in ein Acker land verwandeln müs­

sen, um es so lange wie möglich an erneuten Aggressionen zu h inde rn . 3 4 

Die vollständige Entmilitarisierung des Reiches in jeder Hinsicht und die Verkrüppelung seiner 

volkswirtschaftlichen Kräfte galten Morgenthau als ein Ziel, das seinen Wer t in sich selbst besaß 

und nicht von anderen politischen oder wirtschaftlichen Interessen beeinträchtigt werden durf­

t e . 3 5 Deutschland war nicht konstellationsbedingt, sondern bedingungslos gefähr l ich . 3 6 D ie 

Vansittartisten durften keine Möglichkei t auslassen, es zu schwächen, auch wenn das auf Kos ten 

der Alliierten, zu Lasten ihrer wirtschaftlichen Interessen in Deutschland, ihres internationalen 

Handels und der Prosperität in der Welt ging. Die Zielsetzungen der multilateralen Weltwir t ­

schaftsordnung verblaßten gegen ihr Sicherheitsstreben. An den Grenzen des Deutschen Re i ­

ches verloren Morgenthaus multilaterale Zukunftspläne alle Gült igkeit . 

Nichts kennzeichnet den schroffen Gegensatz zwischen den wirtschaftspolitischen Zielen des 

Finanzministeriums in beziehungsweise außerhalb Deutschlands eindrucksvoller als die Tatsa­

che, daß White die Intervention Morgenthaus nur Tage nach seiner Rückkeh r aus Bre t ton 

Woods herbeiführte, wo beide gemeinsam die bedeutendsten Fortschri t te zugunsten des multi­

lateralen Weltwirtschaftssystems erzielt hatten. Das Finanzminister ium strich überdeutlich 

heraus, daß Deutschland keinen Anteil an ihm haben werde, daß es außerhalb der multilateralen 

Ordnung stand, deren Gesetze und Regeln in der Deutschlandpoli t ik nicht zur Anwendung 

kommen durften. 

Dabei teilten Morgenthau und White die überspitzten Auffassungen amerikanischer Regie­

rungskreise über die kritische Bedeutung möglichst günstiger Weltwirtschaftsverhältnisse in der 

Nachkriegsepoche durchaus . 3 7 Beide standen im Mittelpunkt der internationalen Planungen 

und Vorbereitungen auf das multilaterale System und förderten es auf jede erdenkliche Art , so 

daß ihnen neben Keynes das Hauptverdienst um die Fortschri t te auf diesem Gebie t z u k a m . 3 8 

Die Erfolge der Konferenz von Bret ton W o o d s , die Gründung des Internationalen Wäh­

rungsfonds und der Weltbank gingen in hohem Maße auf die Tatkraft Morgenthaus und 

Whites z u r ü c k . 3 9 De r letztere glaubte nach seinen eigenen Wor ten daran, daß das Scheitern 

30 Vgl. Diary, S. 597 ff. 

31 Ebendort, S. 492. 

32 Das zeigte sich beispielsweise, als Morgenthau seinen Plan, Deutschland in eine ackerbauende Nation zu verwandeln, im August 1944 

Kreisen der amerikanischen Botschaft in London vortrug. Als Penrose ihm entgegenhielt, das sei schon wegen des Verhältnisses zwischen 

Bevölkerung und Ackerland ausgeschlossen, antwortete Morgenthau, „daß die überschüssige Bevölkerung in Nordafrika abgeladen wer­

den sollte". Penrose, E. F.: a.a.O., S. 248. 

33 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 245. 

34 Ebendort. 

35 Wenig, C: a.a.O., S. 25 f. 

36 Ebendort. 

37 Vgl. dazu oben S. 32 ff. 

38 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 244. 

39 Ebendort. 
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„eines hohen Grades wirtschaftlicher Zusammenarbei t zwischen den führenden Nationen 

im kommenden Jahrzehnt unausbleiblich zu einem Wirtschaftskrieg führen muß, der nur ein 

Vorspiel und den Anlaß zu militärischen Auseinandersetzungen noch größeren Umfanges 

bilden w i r d " . 4 0 

Auch Morgenthau setzte sich entschieden für ein multilaterales Weltwirtschaftssystem ein. 

N o c h in Bre t ton Woods forderte er vor den Delegierten, der internationale Güteraustausch 

müsse nach dem Kriege drastisch gesteigert, die Arbeitslosigkeit in der Wel t mit allen Mitteln 

bekämpft werden. „ I c h betrachte es als A x i o m " , sagte Morgenthau, „daß nach Kriegsende kein 

V o l k , und daher auch keine vom Volke gewählte Regierung, noch einmal anhaltende und weit­

verbreitete Arbeitslosigkeit dulden w i r d " . 4 1 Nach den Plänen des amerikanischen Finanzmini­

sters sollte die Wel tbank deswegen langfristige Kredithilfen zu günstigen Bedingungen gewäh­

ren, an die Morgenthau grundsätzlich keine politischen Bedingungen geknüpft sehen wollte. 

„ D e r Gedanke war, daß jene Länder mit ihrem finanziellen Bedarf zu einer Weltbank oder ei­

nem Weltfonds k o m m e n könnten, ohne ihre politische Seele zu verkaufen", stellte er bei der 

Vorlage des B r e t t o n - W o o d s - A b k o m m e n s im Kongreß heraus. „ D a s ist meine Auffassung von 

Bre t ton W o o d s . Dies sollen Finanzinsti tut ionen sein, die von Finanzleuten, Finanzexperten be­

trieben werden, und die finanziellen Anforderungen eines Landes sollen ganz unabhängig von 

polit ischen Zusammenhängen behandelt w e r d e n . " 4 2 

All das aber galt nicht für Deutschland. In dieser Hinsicht war Morgenthau von Vernunft getra­

genen Erwägungen nicht zugänglich, wie der amerikanische Gesandte in London schon im Au­

gust 1944 kons ta t i e r t e . 4 3 Bezügl ich des Deutschlandproblems machten White und Morgenthau 

sich alle jene Argumente zu eigen, die von den verschiedensten Seiten zugunsten unversöhnli­

cher Friedensbedingungen hervorgebracht worden waren, und verknüpften sie unter vollende­

ter Mißachtung ihrer eigenen multilateralen Zielsetzungen zu einer Polit ik erbarmungsloser 

H ä r t e . 4 4 D i e Vansittartisten gewannen in Morgenthau einen denkbar geeigneten Fürsprecher, 

den Exponenten ihrer Gedankengänge, der weitreichendsten Einfluß auf die Spitze der ameri­

kanischen Verwaltungshierarchie, das Kabinet t , den Präsidenten und das öffentliche Leben in 

den Vereinigten Staaten auszuüben vermochte , wobei sogar Roosevel t sich dem unablässigen 

Drängen seines Finanzministers nur mühsam entziehen konnte. 

Obgle ich die ersten Zeitungsberichte dem Morgenthauplan kritisch begegneten 4 5 , übten von 

nun an die ständig erneuerten Warnungen vor der deutschen Gefahr, vor dem verbrecherischen 

Charakter des deutschen Volkes und der Unheilbarkei t seiner heimtückischen Angriffslust tie­

fen Einfluß auf die Hal tung der Öffentl ichkeit gegenüber dem Deutschtum aus. „Jedermann, 

der sich um halbwegs tolerante Standpunkte gegenüber Deutschland bemühte, war verdächtig", 

berichtete später ein mit Deutschlandplanungen vertrauter Beamter , und ein anderer fügte hin­

zu: „ D a s erste P rob lem, mit dem wir versuchen mußten fertig zu werden, war, überspitzt ge­

sagt, ein ignoranter Haß gegen D e u t s c h l a n d . " 4 6 

Den Anschauungen der Vansittartisten entsprechend stand der Morgenthauplan im Zeichen der 

Sicherheitspoli t ik, und sein Ti te l „ P r o g r a m m zur Verhütung eines dritten von Deutschland be­

gonnenen Wel tk r ieges" ließ an dieser Zielsetzung keinen Z w e i f e l . 4 7 Um ihr nachzukommen, 

entstanden mehrere Fassungen des Planes mit zum Teil voneinander abweichenden Vorschlä­

gen, die erste kurz nach der Rückkeh r Morgenthaus aus L o n d o n . 4 8 Am 2 3 . August beauftragte 

40 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 8. 

41 Snell, j . L.: a.a.O., S. 64. 

42 Gardner, R. N.: a.a.O., S. 11. 

43 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 248. 

44 Vgl. oben S. 24 ff. 

45 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 378. 

46 Snell, J. L.: a.a.O., S. 13. 

47 Feis.M.: a.a.O., S. 366 f., Anm. 39 ; Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 353 ff. 

48 Ebendort. Zu ausführlichen Literaturhinweisen vgl. oben S. 25, Anm. 129. 
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er White , zusammen mit den Rechtsanwälten J o h n Pehle und Ansei L u x f o r d 4 9 aufgrund spezifi­

scher Weisungen die Gegenvorschläge des Finanzministeriums zur Deutschlandpoli t ik auszu­

arbe i ten . 5 0 Morgenthau selbst hatte an deren Formulierung zunächst keinen dauernden persön­

lichen Anteil , denn er verbrachte die folgenden Tage auf seinem Sommers i tz in F i s h k i l l . 5 1 

So spiegelten die am 1. September dorthin übersandten Papiere, die erste Fassung des Morgen­

thauplanes, Ziele und Vorstellungen des Ministers ebenso wie Whites und seiner Arbeitsge­

meinschaft wider. Was Morgenthau an ihr auszusetzen hatte, betraf weniger die Substanz der 

angestrebten Poli t ik als mehr die Tendenzen zu unnachsichtiger Här te , welche anläßlich einer 

Konferenz im Finanzministerium am 4. September auf seinen Wunsch Verschärfungen bis ins 

Extrem erfuhren. 5 2 Hier erst machte Morgenthau sich die Pläne seiner Mitarbei ter vollends zu 

e igen . 5 3 Hier zeigte er sich als richtungweisende Figur im Kampf um die Deutschlandpoli t ik 

und fällte aus eigenstem Antr ieb Urtei le , denen selbst Whi te nur zögernd folgte, weil er in ihnen 

nach seinen eigenen Worten „erbarmungslose E n t s c h e i d u n g e n " 5 4 um einen „furchtbaren 

P r e i s " 5 5 erkannte. 

Die späteren Fassungen des Morgenthauplanes wichen in mancher Hinsicht von dem ursprüng­

lichen Entwurf Whites ab, aber das berührte nicht den reparationspolitischen Tei l . Diesbezüg­

lich vertraten Morgenthau und White festliegende, im wesentlichen schon während des Besu­

ches in Großbri tannien ausgeprägte Standpunkte, die bis auf geringfügige Verschiebungen auch 

in späterer Zeit keinen Abänderungen un te r lagen . 5 6 

Reparationen im herkömmlichen Sinne spielten für Morgenthau und White keine R o l l e . 5 7 An 

einer Wiedergutmachung angerichteter Kriegsschäden mittels deutscher Transfers lag ihnen 

nichts. Sie leugneten die Notwendigkei t umfassender Hilfs- und Wiederaufbaumaßnahmen in 

Europa keineswegs und suchten ihr im Zuge der Vorberei tungen auf die multilaterale Nach ­

kriegsordnung allenthalben zu entsprechen. Aber deutsche Lieferungen aus der laufenden 

Produktion galten ihnen nicht als angebrachtes Mit te l , dem Wiederaufbaubedürfnis in Europa 

zu entsprechen. Denn sie setzten eine deutsche Leistungsfähigkeit voraus, die das Sicherheits­

streben der Vansittartisten unter keinen Umständen zuließ. 

Aus diesem Grunde stießen solche deutschen Reparat ionen im Zweiten Weltkrieg auf die ent­

schiedene und endgültige Ablehnung des Finanzministeriums wie der meisten Parteigänger ei­

nes harten Friedens. Ihren Zielsetzungen entsprechend kamen Reparat ionen nur in Frage, wenn 

sie als Instrument der Deindustrialisierungspolitik dienen k o n n t e n . 5 8 D e r Reparationsanspruch 

durfte einzig und allein Mittel der Sicherheitsbestrebungen sein und die F o r m umfangreicher 

Demontagen zur Vernichtung deutschen Wirtschaftspotentials annehmen. D i e Reparat ionspo­

litik der Vansittartisten richtete sich deswegen ständig auf das negative Ziel einer Austilgung 

volkswirtschaftlicher Kräfte in Deutschland. 

Das positive Ziel, eine möglichst umfassende Wiedergutmachung und ein hoher deutscher B e i ­

trag zum europäischen Wiederaufbau, trat dagegen so vollständig in den Hintergrund, daß es 

kaum Erwähnung fand und sich gewissermaßen bloß als Nebenwirkung sicherheitspolit ischer 

Demontagemaßnahmen ergab. Im Morgenthauplan war der Reparationsvorgang seines her-

49 Pehle kamen, obgleich er ihn selbst mit entworfen hatte, schon wenige Tage nach Vollendung des Morgenthauplanes Bedenken gegen des­

sen einseitig negativen Charakter. Am 12. September schrieb er an White: ,, Wir haben ein sorgfältig entwickeltes Programm zusammenge­

stellt, das deutsche Volk niederzuhalten - Deutschland politisch und wirtschaftlich zu einer zweit- oder drittklassigen Macht werden zu las­

sen." Damir, ein Volk in Bitterkeit und wirtschaftliche Hoffnungslosigkeit gestoßen zu haben, könne es jedoch nicht getan sein. Er schlug 

daher Maßnahmen vor. die langfristig auf eine vorsichtige wirtschaftliche und politische Erholung Deutschlands hinausliefen, doch fielen 

sie im Finanzministerium auf unfruchtbaren Boden. Diary, S. 617 ff. Auch Luxford erhob Einwände gegen den Plan. Blum,]. M.: a .a .O., 

S. 345. 
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kömmlichen Sinnes beraubt, der Reparationsgedanke verfälscht und seine Berechtigung frag­

würdig geworden. Das Finanzministerium war sich dieser Schwäche bewußt, weshalb der Mor ­

genthauplan den Begriff Reparat ionen durch das Wor t Resti tutionen e r se t z t e . 5 9 

Das Finanzminister ium begründete seine Deutschland- und Reparationspolit ik in erläuternden 

D o k u m e n t e n 6 0 , die auf Geheiß Morgenthaus von dem Arbeitskreis Whites zusammengestellt 

wurden in der Absicht , Entscheidungen Präsident Roosevelts im Kabinet t Anfang September 

1944 zu bee inf lussen . 6 1 Es waren in der drängenden Ei le sich überstürzender Ereignisse hastig 

zusammengeschusterte Entwürfe , die aus dem Stegreif innerhalb eines einzigen Tages entstan­

den, wie Morgenthau selbst z u g a b . 6 2 

Darin trug das Finanzminister ium die wohlbekannten Argumente der Vansittartisten zur 

Rechtfert igung des Morgenthauplanes noch einmal vor. „ D a s Nazi -Regime ist im Grunde ein 

Höhepunk t des unveränderlichen deutschen Aggressionstr iebes", hieß es, „n ich t der Aus­

wuchs einer im übrigen gesunden Gesellschaft, sondern ein organisches Produkt des deutschen 

polit ischen L e b e n s . " Das Regime habe „die passive deutsche Nat ion in beispielloser Art ver­

führt und in eine organisierte und entmenschte Mili tärmaschine verwandelt", so daß es „auf 

lange Zeit hinaus ein gewagtes Spiel mit dem Schicksal der Zivilisation selbst darstellen würde, 

sich auf eine unbewiesene deutsche Fähigkeit zu geistiger Erneuerung zu ver lassen" . 6 3 

Aus diesem Grunde wurde der zwangsweise Abbau industrieller Kapazitäten im Reich mittels 

Demontagen gefordert, bis Deutschland „ke ine größere wirtschaftliche, militärische und politi­

sche Macht mehr da r s t e l l t " . 6 4 Reparat ionen aus der laufenden Gütererzeugung wurden durch 

„Res t i tu t ionen" ersetzt, die allein sicherheitspolitischen Motiven entsprangen. Neben Gebiets­

abtretungen, der Beschlagnahme deutscher Auslandsguthaben und Dienstleistungen eines deut­

schen Arbeiterheeres umfaßten sie den Transfer ganzer Fabrikanlagen, Maschinen und Appara­

te, technischer Ausrüstungen, deutscher Rohstoffvorräte und Verkehrsmittel einschließlich der 

Schiffe und E i s e n b a h n e n . 6 5 D e m Ausmaß solcher Demontagen war zumindest im Ruhrgebiet 

keine Grenze gesetzt, und das Finanzminister ium rechnete damit, alle dortigen Betriebe samt 

ihrer Anlagen ins Ausland zu schaffen, soweit das möglich w a r . 6 6 

Zugleich behauptete es, aus der Deindustrialisierung des Ruhrgebietes leite sich „ein willkom­

mener Beitrag zur Prosperität der Kohle-Industr ie mehrerer alliierter Na t ionen" a b . 6 7 Daß 

Großbr i tannien von der Vernichtung des deutschen Konkurrenten in jeder Hinsicht profitieren 

würde, sein Expor t schlagartig steigen, seine Devisenreserven emporschnellen, wirtschaftliche 

und soziale Schwierigkeiten überwunden und die politische Stabilität gesichert würden, gab das 

Finanzminis ter ium als selbstverständlich v o r 6 8 , und Morgenthau stieß gerade mit dieser B e ­

hauptung anfänglich auf die überzeugte Zust immung R o o s e v e l t s . 6 9 Uberhaupt glaubte das F i ­

nanzministerium feststellen zu dürfen, es sei „e in Trugschluß, daß Europa ein gesundes, indu­

strialisiertes Deutschland b r a u c h t " . 7 0 D e r deutsche Expor t erreiche im Vergleich zu jenem der 

alliierten Volkswirtschaften unbedeutende Größenordnungen, so daß „die Deutschlandpolitik 

ohne Rücks ich t auf die wirtschaftlichen Folgen für den Rest Europas entschieden werden 

s o l l t e " . 7 1 

In der Reparationsfrage begründete das Finanzministerium seinen Standpunkt mit der Parole: 

„Repara t ionen bedeuten ein mächtiges D e u t s c h l a n d " . 7 2 Wenn man von Deutschland laufende 
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Reparationen erwartet, so führte die Arbeitsgemeinschaft Whites dazu aus, setze das ein sofor­

tiges Wiederaufbauprogramm zugunsten der deutschen Volkswirtschaft voraus. Man werde 

Deutschland ebensoviel, wenn nicht sogar mehr Unters tützung gewähren müssen als den be­

freundeten Nat ionen, ihm Transport- und Nahrungsmit tel , Rohstoffe und Maschinen liefern 

müssen. Als Folge davon werde das Reich am Ende der Reparat ionsperiode über eine noch lei­

stungsfähigere Wirtschaft gebieten als in den dreißiger Jahren und seine ökonomischen Macht ­

mittel zu politischer Herrschaft ausnu tzen . 7 3 

Weitere Argumente des Finanzministeriums gegen Reparat ionen aus laufender Produkt ion be­

tonten, es sei kaum möglich, die Bevölkerung der alliierten Länder und der Vereinigten Staaten 

von der Notwendigkei t eines sofortigen Wiederaufbauprogramms in Deutschland zu überzeu­

gen; Reparationslieferungen müßten den alliierten Exporthandel schwer beeinträchtigen; sie 

versprächen nicht mehr Erfolg als der Dawesplan und der Youngplan nach dem Ersten Wel t ­

k r i e g e . 7 4 

Es war dies alles ein Durcheinander von Wahrhei ten, Halbwahrhei ten und unzutreffenden B e ­

hauptungen. Die wirtschaftswissenschaftliche Fragwürdigkeit der aufgestellten Kausalketten 

ließe sich überdies rasch nachweisen. Aber auf sie kam es nicht einmal an. D e m Finanzminis te­

rium lag ausschließlich daran, sein Vernichtungsprogramm durchzusetzen, und dafür genügte 

seine dem ersten Anschein nach zutreffende Argumentat ion. D i e vereinfachenden Thesen des 

Morgenthauplanes boten rasche Lösungen für ein Prob lem, dem man sonst ratlos ausgesetzt 

blieb, wenn man den multilateralen Planungen der ersten Kriegsjahre nicht folgen woll te . Ü b e r ­

dies kam Morgenthau den seit langem anwachsenden amerikanischen Neigungen zu härteren 

Friedensbedingungen für Deutschland entgegen, und diese M o m e n t e besaßen entschieden mehr 

Gewicht als die Frage nach der Stichhaltigkeit seiner Gedankengänge. 

Er selbst nahm es mit ihr nicht allzu ernst. Als Whi te Anfang September 1944 bemerkte , der 

Deindustrialisierungsplan für das Ruhrgebiet sei übertrieben worden, entgegnete Morgenthau, 

das sei durchaus in O r d n u n g . 7 5 U n d als er dem Präsidenten seine Behauptung unterbreitete, E u ­

ropa brauche gar kein industrialisiertes Deutschland, st immte dieser zu mit den Wor t en : „ A l l e 

Wirtschaftswissenschaftler widersprechen dem, aber ich bin damit e invers tanden ." 7 6 Es be­

durfte nicht mehr als der Behauptung des Finanzminister iums, ein „wirtschaft l ich mächtiges 

Deutschland stellt ipso facto eine militärische Bedrohung der Weltsicherheit dar", um seinen 

Demontageabsichten über das ganze wirtschaftspolitische Konzep t der Vereinigten Staaten 

hinweg Geltung zu verschaffen, weil der Präsident und große Teile der Bevölkerung den Van­

sittartisten ohnehin Glauben zu schenken geneigt w a r e n . 7 7 

Es steht außer Frage, daß der Morgenthauplan nicht geeignet war, jene Sicherheit gegenüber 

Deutschland zu bewirken, die zu schaffen er versprach und die er sich als oberstes Ziel gesetzt 

hatte. Tatsächlich stand er den Sicherheitsinteressen der Alliierten ebenso kraß wie ihren polit i­

schen und ökonomischen Belangen entgegen. Es sei nicht möglich, hatte die britische Zeitschrift 

„ E c o n o m i s t " bereits im Mai 1944 erklärt, „d ie wirtschaftlichen Konsequenzen einer fehlerhaf­

ten Reparationspolit ik von ihren langfristigen polit ischen Folgen zu trennen. Eine Nat ion von 

siebzig Mill ionen Menschen, denen ihre Existenzbasis genommen worden ist, wird schwerlich 

zu politischer Stabilität f i n d e n . " 7 8 

Der amerikanische Kriegsminister St imson fällte im September 1944 in einem Memorandum für 

den Präsidenten das gleiche Urtei l . D ie Vorschläge Morgenthaus würden mit Sicherheit zers tö­

ren, was die Vereinigten Staaten auf dem Schlachtfeld eben zu erringen hofften: Frieden und so­

ziale, wirtschaftliche und politische Stabilität in der Welt . D e r Morgenthauplan sei „geeignet , 
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durch Verbit terung und Leiden einen neuen Krieg herbeizuführen, nicht aber, einen neuen 

Krieg für die Deutschen unerwünscht oder tatsächlich unmöglich zu machen. Es liegt nicht im 

Bere ich des Mögl ichen , ein V o l k von siebzig Mil l ionen, das sich viele Jahre lang in Kunst und 

Wissenschaft auszeichnete und durch seine Leistungsfähigkeit und Energie zu den höchstindu­

strialisierten in Europa gehört, mit Gewalt zu zwingen, seine ganze frühere Lebensweise aufzu­

geben, um auf das Niveau von Kleinbauern herabgedrückt zu w e r d e n . " 7 9 Er verfehlte seine 

Wirkung auf Roosevel t nicht, als er hinzufügte: „ I h r e m Wesen nach sind die drastischen politi­

schen und wirtschaftlichen Vorschläge des Finanzministeriums ein offenes Bekenntnis des Zu­

sammenbruches aller Hoffnungen auf eine sinnvolle wirtschaftliche und politische Lösung der 

Ursachen des K r i e g e s . " 8 0 

Dami t waren die Vorschläge des Finanzministeriums treffend charakterisiert. V o m Standpunkt 

der gemäßigten Deutschlandplanungen aus betrachtet verkörperte der Morgenthauplan das 

Ende aller polit ischen und wirtschaftlichen Vernunft , aller Lehren aus der Vergangenheit, aller 

guten Vorsä tze , aus den mangelhaften Best immungen von Versailles zu lernen, das Ende aller 

Versuche, trotz der Hi tze des Kampfes einen kühlen K o p f zu bewahren, den Verstand sprechen 

zu lassen, und nichts weniger als eine „Katas t rophe für die wirtschaftspolitische Deutschland­

planung" der Vereinigten S t a a t e n . 8 1 U n d er schloß Deutschlands Eingliederung in das System 

multilateraler Wirtschaftsbeziehungen der Zukunft, das richtungweisende Ziel aller bisherigen 

Überlegungen, aus. Das Reich sollte zur Terra incognita auf der Weltkarte des Multilateralismus 

werden. Dami t entwickelte es sich erst zum „ D i l e m m a Deutschland" . Denn es hatte, ebenso 

wie Japan, im Drehpunkt eines Systems von Handel und Geldverkehr mit den umliegenden Na­

tionen gestanden und einen so wichtigen Teil des internationalen Wirtschaftssystems gebildet, 

daß die multilaterale Wel t der Zukunft nicht an seinen Grenzen haltmachen konnte, ohne sich 

selbst in Frage zu stellen. So schuf die Pol i t ik des Finanzministeriums die größten Schwierigkei­

ten nicht nur in der Deutschlandfrage, sondern auch für die multilaterale Friedensordnung der 

Nachkriegswel t , und gefährdete damit Grundlagen und Zielsetzungen der langfristigen ameri­

kanischen Wirtschaftspolit ik schlechthin. 

Aus diesem Verständnis der Dinge heraus nahm die gemäßigte Partei, zunächst in erster Linie 

vertreten durch das State Depar tment , einen hartnäckigen Kampf gegen den Morgenthauplan 

auf. Er verlief anfangs überaus enttäuschend. Selbst Keynes , von dessen Einfluß die amerikani­

sche Botschaft in L o n d o n sich eine bedeutende Initiative zugunsten gemäßigter Planungen im 

Sinne des Multilateralismus versprach, hielt ihn für verloren. A u f eine von Penrose geäußerte 

Bit te um Intervention in der Reparationsfrage reagierte er im Winter 1944 „n ich t nur teilnahms­

los, sondern widernatürlich. Seine Haltung war defätistisch, und während er zugab, daß ein 

Durcheinander herrsche, drückte er sich so aus, als sei das Durcheinander hoffnungslos, und als 

könne man nichts dagegen u n t e r n e h m e n . " 8 2 

In Wirkl ichkei t trachtete Präsident Roosevel t jedoch schon im September 1944 danach, sich 

vorsichtig von Morgenthau und dem Vansittartismus zu lösen. Es gab untrügliche Anzeichen 

genug, daß er sich von ihnen d is tanz ier te . 8 3 Im O k t o b e r 1944 sprach er in N e w Y o r k von der , 

Notwendigkei t , Deutschland zu entmilitarisieren, fuhr dann jedoch fo r t : , , Aber ich wäre bis auf 

den Grund meiner religiösen und polit ischen Uberzeugung unaufrichtig, wenn ich jemals die 

Hoffnung - und sogar den Glauben - preisgeben würde, daß in jedem Volke ohne Ausnahme ein 

Inst inkt für die Wahrhei t , eine Neigung zur Gerechtigkei t und eine Begeisterung für den Fr ie­

den lebt - auch wenn sie wie im Falle Deutschlands unter einem grausamen Regime verborgen 

liegen. W i r bringen keine Anklage gegen das deutsche Vo lk als solches vor, weil wir nicht glau­

ben können , daß G o t t ein Menschengeschlecht zu ewiger Verdammnis bestimmt h a t . " 8 4 
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Das widersprach fundamentalen Uberzeugungen der Vansittartisten und stellte ihre Deutsch­

landpolitik prinzipiell in Frage. Eine Wende des Präsidenten zeichnete sich unleugbar ab, nahm 

im Dezember 1944 sogar Gestalt an, als Roosevel t „ i n seiner vielleicht wichtigsten Erklärung 

des Krieges zur wirtschaftspolitischen Deu tsch landp lanung" 8 5 die Absicht erkennen l ieß, eine 

wirtschaftliche Erholung des Reiches nach Kriegsende zuzu lassen . 8 6 Aber dieser Plan blieb ge­

heim. Der Präsident teilte ihn nur dem Außenminister ium auf vertraulicher Basis mit , weshalb 

Morgenthau gegenüber nie rechter Gebrauch davon gemacht werden konnte und sich die Aus­

einandersetzungen um die amerikanische Deutschlandpoli t ik um so ungehinderter zwischen 

drei Ministerien und der Foreign E c o n o m i c Administrat ion ent fa l te ten . 8 7 

Das Finanzministerium hatte im Morgenthauplan Posi t ionen zur Deutschlandfrage bezogen, an 

denen festzuhalten es unbedingt entschlossen war. Dar in präsentierte es sich am Vorabend der 

Auseinandersetzungen Anfang September in einmütiger Geschlossenhei t . Morgenthau selbst 

befaßte sich mit allen Deutschlandentscheidungen, verfolgte die Entwicklung mit dem größten 

Interesse und zögerte nicht, seinen Anschauungen auf höchster Ebene mit allen Mit teln G e h ö r 

zu verschaffen. Ihm standen Mitarbeiter zur Seite, deren beeindruckende Loyal i tä t über innere 

Gegensätze hinweghalf und Morgenthau die Grundlage für sein entschlossenes Auftreten 

s chu f . 8 8 Das galt insbesondere für Whi te . Die Dinge waren ihm längst aus der Hand geglitten 

und unerwarteten Wendungen unterworfen. Sie gingen inzwischen weit über die von ihm beab­

sichtigten Grenzen hinaus, wobei ihm die wirtschaftspolitischen Fragwürdigkeiten des M o r ­

genthauplanes nicht verborgen b l i e b e n . 8 9 

D e m Finanzministerium stand ein Außenminister ium gegenüber, das nicht minder als dieses 

über entschiedene wirtschaftspolitische Vorstel lungen verfügen konnte und seine multilateralen 

Weltwirtschaftspläne ebensowenig preiszugeben gedachte wie das Finanzminis ter ium den 

Morgenthauplan. Aber sie wurden nicht immer auf der gleichen Ebene und mit ungleich gerin­

gerer Konsequenz verfochten als im Falle Morgenthaus. Hull rückte gerade in den kritischen 

Auseinandersetzungen um die Gestaltung der Deutschlandpoli t ik im September 1944 zeitweilig 

so stark von den wirtschaftspolitischen Uberzeugungen ab, die er seit mehr als einem Jahrzehnt 

vertreten hatte, daß er allgemeine Verwunderung über seine Mot ive und zögernde Unsicherhei­

ten in den Stellungnahmen des Außenministeriums hervorrief. Zudem war der bereits krän­

kelnde Hull oft nicht persönlich bei Verhandlungen um den Morgenthauplan anwesend, und 

seine Mitarbeiter allein konnten sich gegenüber dem höheren Rang des Finanzministers nicht 

immer behaupten. 

N o c h eine dritte Seite ergriff seit August 1944 Partei in Fragen der Deutschlandplanung, jedoch 

nicht aus freien Stücken wie das Finanzminister ium, sondern unter dem Zwang unerwünschter 

Verhältnisse. Das Kriegsministerium hatte es aus prinzipiellen Erwägungen bisher abgelehnt, 

politjsche Entscheidungen zu fällen, und sich diesbezüglich strengste Zurückhal tung aufer­

l e g t . 9 0 Im August 1944 aber brauchte General Eisenhower unverzüglich Weisungen bezüglich 

der amerikanischen Poli t ik im Falle eines Zusammenbruches der deutschen Volkswirtschaft , 

und das warf grundlegende politische Fragen auf, die einer sofortigen Klärung bedur f ten . 9 1 

Überdies zwang der Morgenthauplan das Kriegsministerium zu einer Intervention, denn wenn 

er sich durchsetzte, machte er die Armee zum ausführenden Instrument einer Pol i t ik , deren 

unverantwortlichen Charakter Kriegsminister St imson und sein Staatssekretär M c C l o y auf den 

ersten Bl ick erfaßten. 
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Den drei Ministerien gegenüber war die F E A als Verwaltungsbehörde, die an politische Richtl i­

nien des State Depar tment gebunden bl ieb, bei den Auseinandersetzungen um die Deutschland­

frage benachteiligt. Aber sie besaß mehr in Wirtschaftsfragen geschultes Personal und bessere 

Informationsquellen über die deutsche Volkswirtschaft als alle anderen Behörden Washingtons, 

so daß man ihr das Gewich t einer Autori tät auf diesem Gebie t einräumte. Hinzu kam, daß sie ih­

ren Einfluß geschickt zu mehren wußte, vor allem durch häufiges Zusammenwirken mit dem 

Finanzminis ter ium. Die Vansittartisten gewannen seit dem Sommer 1944 in der F E A die Obe r ­

hand. Sie gehörten nicht nur zu den Init iatoren, sondern auch zu den eifrigsten Förderern des 

Morgenthauplanes. D e r Finanzminister seinerseits fand in ihnen wertvolle Verbündete, auf die 

er sich um so mehr verlassen konnte , je deutlicher ihre Neigung zu harten Eingriffen in das deut­

sche Wirtschaftsleben an den Tag trat. 

2. Die Deutschlandberatungen des Kabinettsausschusses und der Konferenz von 
Quebec 

Schon am 2 5 . August, wenige Tage nach der Rückkeh r Henry Morgenthaus aus London, hatte 

Kriegsminister Stimson den Präsidenten zur Gründung eines Kabinettsausschusses b e w o g e n . 9 2 

In diesem Kreise , dem neben Roosevel t der Außenminister , der Finanzminister und der 

Kriegsminister angehörten, sollte eine Lösung der umstrittenen Deutschlandfrage herbeige­

führt w e r d e n . 9 3 Roosevel t beauftragte seinen vertrauten Freund und Ratgeber Harry L. H o p ­

kins, dem Prob lem im Kabinettsausschuß seine ungeteilte Aufmerksamkeit zu widmen, und un­

ter seiner Leitung fanden am 2. und 3. September die ersten Vorbesprechungen im Weißen Haus 

s t a t t . 9 4 Har ry Dex te r Whi te präsentierte schon zu ihrer Eröffnung die am 1. September vollen­

dete Fassung des Morgen thauplanes 9 5 , welche dem Finanzminister zu diesem Zeitpunkt in 

Fishkil l eben erst vorliegen konnte . 

D e r ganze Vormit tag verging mit den anschließenden Erläuterungen Whi tes , deren Tenor die 

Här te des vorgelegten Programms noch übertraf. Er forderte unter anderem, es dürfe keinerlei 

Handel zwischen den Teilstaaten und der internationalisierten Ruhrzone geben, noch dürfe 

deren Produktivität in irgendeiner Weise Restdeutschland zugute k o m m e n . 9 6 Den Sinn 

dieser Maßnahme erörterte ein am 4. September abgeschlossener Reparationsplan der Foreign 

E c o n o m i c Administrat ion. D i e formelle polit ische Teilung Deutschlands, so führte er aus, 

müsse durch langjährige Handelshemmnisse zwischen den neuen Teilstaaten besiegelt werden, 

um die traditionellen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Landesteilen zu 

z e r s t ö r e n . 9 7 

Angesichts der ausführlichen Darlegungen Whites erhielten die Sprecher des Außenministe­

riums, der stellvertretende Di rek to r des Büros für europäische Angelegenheiten H. Freeman 

Matthews und James W. Riddleberger, erst nachmittags Gelegenheit , ein von dem letzteren 

ausgearbeitetes Memorandum vorzulegen, das bereits Kenntnis des Morgenthauplanes verriet 

und seine Nachtei le daher kritisch beleuchten konnte , obgleich es bereits am Tage vor der B e ­

kanntgabe des Planes durch White entworfen worden w a r . 9 8 

92 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 355. 

93 Die beste Darstellung findet sich bei Hammond, P. Y.: a.a. .O., S. 360 ff., 365 ff. 

94 Zum Ablauf der folgenden Ereignisse siehe F R U S Quebec 1944, Editorial note, S. 90 f. Eine zusammenfassende Darstellung findet sich bei 

Feis, H.: a.a.O., S. 365 ff. Vgl. auch Blum, }. M.: a .a .O., S. 359 ff. 

95 F R U S Quebec 1944, S. 86 ff.; Editorial note, S. 90 f.; Diary, S. 463 ff. 

96 Developments in the Formulation of American Policy for Postwar Treatment of Germany, RG 59, 740.00119 Control (Germany)/9-l 544. 

97 Gold an Coe , 4. September 1944, W N R C : RG 169, E. 205, box 1078. Daß White und die Foreign Economic Administration nahezu auf 

den Tag genau in diesem wie in einer Reihe anderer Punkte die gleichen Forderungen erhoben, läßt den bedeutenden Einfluß der früher in 

der F E A entwickelten Pläne auf die Formulierung der Deutschlandpolitik des Finanzministeriums erkennen. 

98 F R U S Quebec 1944, S. 81 ff.; Diary, S. 479 ff. 

96 



Darin behauptete Riddleberger, das Außenminister ium habe im Zusammenhang mit Instruk­

tionen für die E A C „einige Vorschläge von den Mil i tärbehörden" erhalten, die offenbar „e ine 

Demontage oder Zerstörung aller für die Produkt ion von Kriegsmaterial verwendbaren deut­

schen Industrien" e r w o g e n . " Solche Pläne müßten jedoch abgelehnt werden, da sie gegen die 

bisherigen wirtschaftspolitischen Grundsätze der Deutschlandplanungen verstießen und zudem 

Reparationsleistungen unterbinden könnten. Als eines mehrerer wichtiger Probleme, die drin­

gend politischer Entschlüsse bedürften, führte Riddleberger daher die Reparationsfrage an. Sie 

hänge eng mit einer Entscheidung über die H ö h e des deutschen Lebensstandards und das Aus­

maß von Demontagen oder Abbruchmaßnahmen zusammen, die aus Sicherheitserwägungen 

oder um des Reparat ionszweckes willen durchgeführt werden sollten. 

Dem ließ Riddleberger eine ganze Reihe weiterer Einwände folgen, die in Wirkl ichkei t nicht auf 

das „ Abwrack-Programm" irgendwelcher ungenannter militärischer Stellen, wie er sich aus­

drückte, sondern auf den Morgenthauplan gemünzt waren. D e r Vorschlag weitreichender Ver ­

nichtungen oder Demontagen der deutschen Industrie, so hieß es beispielsweise, müsse tiefgrei­

fende Umstellungen in ganz Europa nach sich ziehen und die Oppos i t ion der dortigen Staaten 

wachrufen, weil Deutschland ein wichtiger Lieferant von Rohstoffen und industriellen Fert ig­

produkten sei, die Europa als Ganzem zugute kämen. Überdies sei Deutschland auf Nahrungs­

mitteleinfuhren angewiesen, so daß „ein Plan, Deutschland vorwiegend landwirtschaftlichen 

Charakter zu verleihen", die Liquidation oder Emigrat ion einiger Mil l ionen deutscher Bürger 

nach sich ziehen k ö n n t e . 1 0 0 

Diese Argumente verfehlten, und darin lag der springende Punkt , nicht ihre Wirkung auf die 

Vertreter des Kriegsministeriums, Staatssekretär J o h n J . M c C l o y und General Hilldring von 

der Civil Affairs Division. Beide hoben die Schwierigkeiten hervor, in welche die Armee durch 

einen Plan wie jenen des Finanzministeriums gestürzt werden m ü s s e . 1 0 1 Man neigte entschieden 

den Plänen des Außenministeriums zu, auch was die in diesem Zusammenhang angeschnittene 

Formulierung einer Direktive zur Deutschlandpoli t ik für General Eisenhower betraf. Weil ihre 

Verabschiedung drängte, trachtete M c C l o y nach raschen Entscheidungen und schlug daher ei­

nen Ausweg vor, der den drohenden Konfl ikt im Kabinettsausschuß verhindern und einen vor­

läufigen Stand äußerlicher Übereinst immung in Deutschlandfragen herbeiführen sollte. Seiner 

Anregung folgend beauftragte man Riddleberger mit dem En twur f eines weiteren Memoran­

dums. Es sollte alle zwischen den Ministerien unbestrit tenen Punkte enthalten, wenn möglich 

im Kabinettsausschuß von allen drei Seiten unterzeichnet und dem Präsidenten als gemein­

schaftliche Empfehlung zur Deutschlandpoli t ik unterbreitet w e r d e n . 1 0 2 

Riddleberger tat sein möglichstes. Was die Reparationsfrage betraf, so hatten die Konferenztei l ­

nehmer sie etwas großzügig zu den unbestrittenen Punkten gezählt. Das aber galt nur, solange 

man von dem grundsätzlichen Anspruch auf deutsche Leistungen sprach, wobei das F inanzmi­

nisterium lieber den Begriff Resti tutionen verwendet gesehen hätte. Aber das Prinzip konnte 

man, trotz der tiefen Meinungsverschiedenheiten in allen übrigen P u n k t e n 1 0 3 , für die Zwecke 

des Kabinettsausschusses auf einen allgemein akzeptablen Nenner bringen. 

Die Vereinigten Staaten, so formulierte Riddleberger in dem für den Kabinettsausschuß entwor­

fenen D o k u m e n t 1 0 4 , hätten kein direktes Interesse an deutschen Reparat ionen und daher eben­

sowenig Anlaß, die deutsche Volkswirtschaft um fortlaufender Reparationsleistungen willen 

neu aufzubauen. Das war geschickt ausgedrückt und beinhaltete nur scheinbar ein Zugeständnis 
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an Morgenthau, denn das Außenminis ter ium hatte Reparat ionen stets nur zugunsten der Alli­

ierten und aus indirektem Interesse an einer wirtschaftspolitisch tragbaren Poli t ik, nicht aber 

um direkter amerikanischer Ansprüche willen gefordert. Mit Bezug auf die Wünsche Großbr i ­

tanniens, der Sowjetunion und anderer Alliierter, so fuhr Riddleberger fort, solle die amerikani­

sche Regierung jedoch noch keine reparationspolitischen Schritte unternehmen, sondern die 

Stellungnahme der Verbündeten abwarten. 

Dami t schloß sich das Außenminis ter ium in der Reparationsfrage Roosevelts Neigung zur Poli­

tik der Verzögerungen an. Aber noch ein anderes M o m e n t lag dem Entschluß des Außenmini­

steriums zugrunde, auf die Ansichten der Alliierten zu verweisen. Man wußte ja, daß die eigene 

reparationspolitische Konzept ion mit jener der Briten nahezu übereinstimmte, eine Tatsache, 

welche auch für andere von Morgenthau angegriffene Standpunkte des Außenministeriums galt, 

so daß es sich zu ihrer Verteidigung allenthalben auf die notwendige Berücksichtigung der Poli­

tik alliierter Regierungen berief. 

Auch in der Reparationsfrage konnte das Außenminister ium damit rechnen, daß seine eigenen 

Forderungen in kaum veränderter Fassung von britischer Seite in Washington erneut vorgetra­

gen oder bei interalliierten Reparationsverhandlungen in London geltend gemacht werden muß­

ten. In diesem Augenbl ick würde sich der entscheidende Ansatzpunkt gegen Morgenthaus 

Wirtschafts- und Reparationspoli t ik bieten. So verstand sich das momentane Nachgeben des 

Außenminister iums in der Reparationsfrage keineswegs als Aufgeben. 

D i e anschließenden Sitzungen des Kabinettsausschusses brachten die erhoffte Annäherung zwi­

schen den beteiligten Ministerien nicht , wohl aber weitreichenden Einbl ick in ihre grundsätzli­

chen Auffassungen zu Deutsch landf ragen . 1 0 5 Ein keineswegs entschlossener Präsident sah sich 

zur Zielscheibe unablässiger Versuche der Parteien gemacht, ihre Ansicht zur Deutschlandpoli­

tik auf allen möglichen Wegen und mit allen Mitteln durchzusetzen. Er beugte sich schließlich 

nicht ungerne dem energischen Drängen St imsons, Entscheidungen zu vertagen. Finanzmini­

ster Morgenthau trug seine Thesen mit ungewöhnlichem Nachdruck und einer Zielstrebigkeit 

ohnegleichen vor , wobei bald erkennbar wurde, daß sie im Kern auf eine noch härtere Politik 

abzielten als die von ihm eingereichten Dokumen te . 

Zu Morgenthaus Erleichterung spielte Außenminis ter Hull eine zwiespältige Rol le . Zunächst, 

und das kam absolut unerwartet , gab er die seit seinem Amtsantrit t mit so viel Zähigkeit vertei­

digten wirtschaftspolitischen Prinzipien und damit die von langer Hand vorbereitete Nach­

kriegswirtschaftspolitik preis. St imson hatte den Eindruck, er sei so bitter gegen die Deutschen 

gesinnt wie Morgenthau selbst, so daß beide die Ruhr und die Saar vollständig zerstören und zu 

einer zweitrangigen Agrarlandschaft machen woll ten, ohne Rücksicht darauf, was das für 

Deutschland und das W o h l des gesamten europäischen Kontinents bedeuten m ü s s e . 1 0 6 Andere 

beteiligte Kreise des Außenminister iums reagierten auf die Vorgänge im Kabinettsausschuß mit 

äußerster Zurückhaltung, doch wurden sie in der aus zweiter Hand informierten Umgebung 

Pasvolskys als „Kurzsch luß höchsten Ranges für das Executive Commit tee und das Außenmi­

nis ter ium" b e z e i c h n e t . 1 0 7 

Die Mot ive für Hulls anfängliche Reakt ion auf den Morgenthauplan erscheinen ungeklärt. 

D o c h an eben jenem 5. September , der die Meinungsverschiedenheiten im Kabinettsausschuß 

hervorbrechen l ieß, telegraphierte Hull an Winant , er möge die Initiative zu Reparationsgesprä­

chen den Alliierten überlassen. Das bedeute aber keineswegs eine Meinungsänderung des Au-
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ßenministeriums in der S a c h e . 1 0 8 Winant möge sich in allen Hins ichten an frühere Weisungen 

halten, und diese setzten das bisherige wirtschaftspolitische Konzep t einschließlich Reparat io­

nen aus laufender Produkt ion v o r a u s . 1 0 9 

In den Diskussionen des Kabinettsausschusses selbst, der am 5 . , 6. und 9. September zusam­

mentrat, spielte die Reparationsfrage wiederholt eine R o l l e 1 1 0 , während der ersten Sitzung auf­

grund des Memorandums R idd l ebe rge r s 1 1 1 , das als Tagesordnung diente. Nach dem Zeugnis 

Stimsons, der diese Konferenz als die schwierigste und unerfreulichste seit Jahren empfand, 

einigten sich Hopkins , Hul l , Morgenthau und er selbst darauf, daß man Reparat ionen zwar 

grundsätzlich fordern werde, nicht aber zugunsten der Vereinigten S t a a t e n . 1 1 2 Roosevel t hob 

später mehrfach hervor, daß er diese Ansicht t e i l e . 1 1 3 Darin schlug sich die Formulierung 

Riddlebergers nieder, der ein direktes amerikanisches Interesse an deutschen Leistungen ver­

neinte. De r Verzicht Washingtons auf Reparat ionen wurde jedoch nicht schriftlich formuliert 

und war in späteren Monaten durchaus umstritten. 

Die deprimierenden Ergebnisse dieser ersten Sitzung des Kabinettsausschusses - M c C l o y be­

richtete, er habe Stimson noch nie so niedergeschlagen m i t e r l e b t 1 1 4 - veranlaßten den Kriegsmi­

nister zu einem ersten Memorandum an den P r ä s i d e n t e n . 1 1 5 Dar in vermied er eine direkte Stel­

lungnahme zur Reparationspolit ik. Aber seine Auffassung, daß die Ausbeutung der natürlichen 

Bodenschätze Deutschlands und die Ertragskraft seiner Volkswirtschaft auch in Zukunft nicht 

zu leugnende Voraussetzungen für die Prosperität Europas bilden mußten, implizierte ein repa­

rationspolitisches Konzept , das den Demontageabsichten Morgenthaus diametral entgegen­

s t a n d . 1 1 6 

Er könne, so schrieb Stimson am 5. September, im Hinbl ick auf die heutige wirtschaftliche Si­

tuation in der Welt den Vorschlag nicht ernst nehmen, das Zentrum eines der höchstindustriali­

sierten Kontinente in einen Schutthaufen zu verwandeln. Angesichts der gewaltigen Vernich­

tungen dieses Krieges bestehe offensichtlich noch stärkeres Bedürfnis nach den Erträgnissen des 

Produktionsprozesses als je zuvor, so daß eine Zerstörung der deutschen Kapazitäten die euro­

päischen Alliierten schwer treffen müsse. Auch k o m m e einem raschen Aufbau hohe Bedeutung 

zu, wenn man gefährliche Entwicklungen in Europa zu umgehen hoffe. Stimson stritt nicht ab, 

daß Deutschland seinen wirtschaftlichen Reichtum mißbraucht habe. Aber er suchte der Gefahr 

einer Wiederholung dieses Vorganges nicht durch Zerstörung, sondern durch ein Kont ro l l sy­

stem, eine Treuhänderschaft oder auch die Internationalisierung der deutschen Industriegebiete 

an Ruhr und Saar zu s t e u e r n . 1 1 7 

Ein zweites Memorandum, das Stimson dem in Anwesenhei t Roosevel ts tagenden Kabinet ts­

ausschuß am 9. September vorlegte, machte vollends deutlich, welche reparationspolitischen 

Konsequenzen sich aus seinem Standpunkt e r g a b e n . 1 1 8 Nich t nur, daß St imson noch einmal un­

terstrich, er widersetze sich unwiderruflich dem Vorhaben Morgenthaus , in ganz Deutschland 

die Rüstungs- und andere Schlüsselindustrien zu demontieren oder zu zerstören und das Ruhr ­

gebiet zu deindustrialisieren. Er bestand im Gegensatz zu Morgenthau auf der Forderung, die 

Produktionskapazitäten der Ruhr zu erhalten und in den Dienst ganz Europas zu stellen, mögli­

cherweise unter internationaler Treuhänderschaft. In Deutschland sollten nur solche Anlagen 

demontiert oder zerstört werden, die ausschließlich militärischen Zwecken dienten. Bei allen 

anderen Produktionsstätten galt hingegen der wirtschaftspolitische Grundsatz einer Umste l -
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lung und Anpassung, der die Wiederaufrüstung ausschloß, Deutschlands Volkswirtschaft von 

E i n - und Ausfuhren abhängig machte und in den weltwirtschaftlichen Güteraustausch ein­

g l i ede r t e . 1 1 9 

Das aber bedeutete die Entscheidung des Kriegsministeriums zugunsten einer Erhaltung der 

deutschen Wirtschaft und dementsprechend für Reparat ionen, die zum überwiegenden Teil der 

laufenden Produkt ion en tnommen werden mußten. Die wirtschaftspolitischen Anschauungen 

St imsons schlössen Deindustrialisierungsmaßnahmen aus, und bei der inzwischen vom Kabi­

nettsausschuß akzeptierten Verpflichtung Deutschlands zu Reparationen konnten diese in der 

Hauptsache nur der zukünftigen Gütererzeugung entstammen. 

Es war das reparationspolitische Konzep t des Außenmin i s t e r iums 1 2 0 , dem Stimson hier das 

W o r t redete, bis hin zu den Unklarhei ten über die zentrale Frage, ob und in welchem Umfang 

deutsche Produktionskapazitäten zu Reparat ionszwecken wiederhergestellt werden sollten 

oder nicht. Hat te das Executive Commi t t ee beschlossen, Wiederaufbaumaßnahmen weitge­

hend einzuschränken, so meinte St imson, es solle kein Versuch gemacht werden, deutsche Fa­

briken instand zu setzen, bis eine alliierte Einwill igung zu solchen Maßnahmen v o r l i e g e . 1 2 1 Au­

ßen- und Kriegsministerium vertraten in Fragen der Wirtschafts- und Reparationspolit ik noch 

immer nahezu übereinst immende Auffassungen. Auch Morgenthau war sich dessen bewußt. Im 

Finanzminis ter ium berichtete er, St imson wolle die industrielle Produkt ion des Ruhrgebietes zu 

Reparat ionszwecken und für die Güterversorgung Europas aufrechterha l ten . 1 2 2 

A b e r der Finanzminis ter gab sich angesichts der Gemeinsamkei ten zwischen den Standpunkten 

des Außen- und des Kriegsministeriums noch keineswegs geschlagen. Bisher waren lediglich die 

Grenzen abgesteckt worden, mit einer Leidenschaft allerdings, die einen Kompromiß schon fast 

ausgeschlossen erscheinen ließ. Die gegensätzlichen Anschauungen über Deutschland und über 

die Zukunft des deutschen Volkes spalteten auch den Kabinettsausschuß in zwei unüberbrück­

bar voneinander getrennte Lager. 

Mit te September 1944 führte die zweite Konferenz von Quebec Premierminister Churchil l und 

Präsident Roosevel t zu Gesprächen über gemeinsame Probleme der Deutschlandplanungen in 

Kanada zusammen. Auf Verlangen des Präsidenten trug Finanzminister Morgenthau am 

13. September seine Thesen in diesem Rahmen dem britischen Gesprächspartner vor und stieß 

dabei, ganz im Gegensatz zu seinen Erwartungen, auf brüske A b l e h n u n g . 1 2 3 Churchil l über­

häufte ihn mit einer Flut gnadenloser Kr i t ik . „ I c h habe ihn niemals aufgebrachter und gereizter 

miterlebt als an jenem A b e n d " , gestand Morgenthau s p ä t e r . 1 2 4 

N u r zögernd beauftragte Churchil l seinen Berater Lord Cherwell , sich mit den Gedankengän­

gen des Morgenthauplanes vertraut zu machen, um unter Berücksichtigung der amerikanischen 

Vorschläge ein Memorandum zu entwerfen, das zum Ausgangspunkt einer gemeinsamen an­

glo-amerikanischen Deutschlandpoli t ik werden sollte. D e r Entwurf dieses Memorandums, den 

Cherwel l den beiden Staatsoberhäuptern am nächsten Tage zur Unterzeichnung vorlegte, wich 

allerdings scharf von den Anregungen des amerikanischen Finanzministers a b . 1 2 5 

Cherwel l sprach zwar von den beabsichtigten Demontagen der Rüstungsindustrie, im gleichen 

Atemzug aber von der Wiederaufbauerlaubnis für manche Industriezweige, vom deutschen 

Außenhandel und einem Lebensstandard, der jenen im nationalsozialistischen Deutschland 

zweifelsohne übersteigen müsse. Auch unterstellte er, daß sich die in Deutschland aus Sicher­

heitsgründen notwendigen Produkt ionsverbote nur auf die Erzeugung von Stahl sowie gewisse 
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chemische und elektrotechnische Artikel beschränkten, eine Formulierung, die aus dem M o r ­

genthauplan unter gar keinen Umständen herausgelesen werden k o n n t e . 1 2 6 

Diese Wende überraschte Morgenthau so , daß er nicht gleich r e a g i e r t e . 1 2 7 Erst als er am näch­

sten Tage, dem 15. September, mit Lord Cherwell zusammentraf, erwachte sein Widerstand. 

Der britische Entwurf gehe in die falsche Richtung, und zwar gleich zwei Schrit te nach rück­

wärts, betonte er. Churchil l könne zu viel tiefergreifenden Entscheidungen gegen Deutschland 

veranlaßt werden, als es der von Cherwel l verfaßte Tex t v o r s e h e . 1 2 8 

Morgenthau bestand darauf, die Angelegenheit am Nachmit tag mit Churchi l l und Roosevel t er­

neut zu besprechen, um eine Überarbeitung des Wortlautes durchzusetzen. Tatsächlich beauf­

tragten ihn beide mit der Niederschrift einer zweiten Fassung. Aber das Memorandum, welches 

Morgenthau anschließend entwarf, lehnte der britische Premierminister ohne Begründung ab. 

Seine Motive waren unschwer zu erkennen. Das Papier sah unter anderem vor, daß der Sowjet­

union wie jeder anderen alliierten Nat ion im Saargebiet sowie an der Ruhr , also auch in der briti­

schen Zone , Demontage nach eigenem Befinden erlaubt sein müsse und daß dies nur Tei l eines 

Programmes darstellen solle, welches Deutschland in einen Agrarstaat umzuwandeln beabsich­

t i g e . 1 2 9 

So diktierte Churchil l das dritte, anschließend von beiden Seiten unterzeichnete Memorandum 

über die Deutschlandbeschlüsse selbst und verwendete dabei die Formulierungen Morgenthaus 

ebenso wie eine Ergänzung R o o s e v e l t s . 1 3 0 Dennoch erteilte er dem Morgenthauplan eine vor­

sichtige A b s a g e . 1 3 1 Er beschränkte die Deindustrialisierung schon mit dem ersten Satz auf die 

Gebiete an der Ruhr und der Saar und bezog sich danach nur auf deren metallurgische, chemi­

sche und elektrotechnische Industrie. Churchi l l erkannte das Rech t der Alliierten an, zur Behe ­

bung ihrer Kriegsschäden deutsche Fabriken zu demontieren. Aber als er anflocht, die betroffe­

nen Industriezweige an Ruhr und Saar müßten daher notwendigerweise ihre Tätigkeiten einstel­

len, wiederholte er seine Begrenzungsvorschläge aller Demontagemaßnahmen auf diese Geb ie ­

te. U n d schließlich stellten die in Quebec beschlossenen Demontagen nach dem Wort laut seines 

Memorandums nicht Tei l eines Programmes zur Deindustrialisierung Deutschlands, wie M o r ­

genthau formuliert hatte, sondern dieses Programm selbst d a r . 1 3 2 

Der Unterschied fiel zunächst nicht auf. Morgenthau kehrte nach Washington zurück in dem 

Glauben, den höchsten Erfolg seiner Laufbahn errungen zu haben, eine Überzeugung, an die er 

sich später eisern klammerte, als Rechtsanwälte des Finanzministeriums berechtigte Zweifel an 

seiner Auslegung des Dokumentes von Quebec geltend zu machen begannen. Aber nicht nur 

Morgenthau, sondern auch das Außen- und das Kriegsministerium waren der Ansicht , daß 

Roosevelt sich in Quebec zugunsten der Deutschlandpoli t ik des Finanzministers entschieden 

habe. Hull bewog das erst jetzt zu einer Wendung gegen den Morgenthauplan. Plötzl ich be­

merkte er, welchen Schaden die Deindustrialisierung Deutschlands für die Entfaltung der freien 

Welthandelswirtschaft und die Wirtschaftsordnung der Nachkriegszeit mit sich bringen mußte, 

und kehrte zu den ursprünglichen Plänen seines Ministeriums zurück. 
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Stimson sandte, als er Kenntnis von den Vorgängen in Quebec erhielt, ein letztes Memorandum 

an Roosevel t , um seine Einwände gegen den Morgenthauplan mit großem Nachdruck zu unter­

s t r e i c h e n . 1 3 3 Das wiederum von M c C l o y formulierte Schreiben bewies festere Uberzeugungen 

des Kriegsministeriums in Fragen der Deutschlandpoli t ik als je zuvor. Obgle ich Stimson in er­

ster Linie humanitäre Beweggründe ins Feld führte, mangelte es doch keineswegs an nüchternen 

Motiven, die zu den besten Argumenten für die Wirtschaftspolit ik des Außenministeriums ge­

hörten. Wohls tand in einem Teil der Wel t schaffe Wohlhabenhei t auch in anderen Gegenden, so 

betonte das Memorandum, Armut hingegen müsse auch anderwärts Verarmung hervorrufen. 

Die vollständige Beseit igung eines Konkurrenten , der immer zugleich ein guter Kunde sei, habe 

selten die zufriedenstellende Lösung eines wirtschaftlichen Problems nach sich gezogen. D e r 

Morgenthauplan appelliere an kurzsichtige Begierden der Siegermächte und leugne alles, was 

die amerikanische Wirtschaftspoli t ik und Außenminis ter Hull seit 1933 zu erreichen versucht 

habe. Es fehlte weder der Hinweis auf die At lant ik-Char ta noch die Feststellung, das Finanzmi­

nisterium wolle Mil l ionen Menschen ihrer darin verbrieften Rechte b e r a u b e n . 1 3 4 

Gerade das letztere aber stellte nach Quebec nicht mehr unbedingt ein stichhaltiges Argument 

dar. Die wirtschaftspolitische Bedeutung des von Churchil l und Roosevel t dort unterzeichneten 

Dokumentes beruhte darin, daß beide ihre 1941 aller Wel t gegenüber besiegelten Zusagen für 

Deutschland nun wieder einzuschränken, wenn nicht ganz außer Kraft zu setzen suchten. Tro tz 

aller Eingrenzungen, die Churchi l l in das Papier aufnahm, konnte doch kein Zweifel daran be­

stehen, daß Demontage und Produkt ionsverbote , etwa in der Eisen- und Stahlindustrie des 

Ruhrgebietes , an den Lebensnerv der deutschen Volkswirtschaft gingen. 

Deutschlands wirtschaftliche Zukunft befand sich seit Quebec in der Schwebe. Der Morgen­

thauplan stellte eine schwere Bedrohung dar, auch wenn die letzte Entscheidungsbefugnis über 

das Schicksal der Industrie an der Ruhr von nun an in britischer Hand lag, seit die Konferenz 

Großbr i tannien den nordwestl ichen Tei l Deutschlands als britische Zone überlassen hatte. Im­

merhin war die Zurückhaltung Churchil ls gegenüber Morgenthau unbestreitbar, und überdies 

akzeptierte das Kabinet t in L o n d o n die Beschlüsse von Quebec nicht. Viel mußte in Zukunft 

davon abhängen, welche Auslegung das D o k u m e n t von Quebec in Washington erfahren würde, 

und ob Roosevel t tatsächlich an seiner ganzen möglichen Tragweite festzuhalten entschlossen 

blieb. 

Anlaß zu berechtigtem Zweifel an Roosevel ts Plänen gab es bald genug. Am 27 . September rief 

der Präsident St imson an und antwortete ihm auf sein letztes Memorandum, er versuche kei­

neswegs, Deutschland in einen Agrarstaat zu verwandeln. Wenige Tage später zeigte er sich in 

einem Gespräch mit dem Kriegsminister verblüfft über die Aussage des Dokumentes von Que ­

bec und verstand nicht , wie er es je hatte unterzeichnen k ö n n e n . 1 3 5 

Stimson teilte diese Wor t e des Präsidenten Außenminis ter Hul l mit, der inzwischen Schritte zu­

gunsten seiner herkömmlichen Poli t ik einleitete. Am 2 5 . September fragte er Roosevelt , ob das 

Außenminis ter ium sich in London und Moskau nach den Auffassungen der Alliierten über die 

Zukunft der deutschen Industrie erkundigen solle. Man verfüge über keinerlei Anhaltspunkte 

dafür, daß „die britische Regierung eine totale Vernichtung der deutschen Industrieanlagen an 

der R u h r und der Saar b e f ü r w o r t e t " . 1 3 6 Es zeigte sich wenig später, daß man im Außenministe­

rium auch Gespräche über die Reparationsfrage im Sinne hatte, die im Gedankenaustausch mit 

den Botschaften in London und Moskau seit April 1944 dauernd erwogen, aber niemals reali­

siert worden w a r e n . 1 3 7 
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Der Präsident lehnte Hulls Vorschläge am 2 9 . September ab, weil er keinen Erfolg von solchen 

Gesprächen erwarte, wie er schrieb, schon gar nicht im Rahmen der E A C , die sich in diesem 

Falle nicht einmal auf zweiter, sondern auf dritter Ebene b e w e g e . 1 3 8 A b e r gewisse, in dem glei­

chen Schreiben Roosevelts enthaltene Passagen zum Nachtei le des Morgenthauplanes klangen 

für das Außenministerium ermutigend. D e r Präsident führte überdies Erwägungen an, die Auf­

schluß über seine wirtschafts- und reparationspolitischen Anschauungen zu geben vermochten. 

Offenbar glaubte er, ein Wiedererstarken der deutschen Konkurrenzfähigkei t müsse ernsthafte 

wirtschaftliche Nachteile für Großbr i tannien bringen. „ I c h kann mich einfach nicht mit dem 

Gedanken abfinden", schrieb er, „das britische Weltreich dem wirtschaftlichen Untergang 

preiszugeben, während Deutschland eine potentielle Rüstungsindustrie aufbaut, um in zwanzig 

Jahren einen neuen Krieg vom Zaune zu b r e c h e n . " 1 3 9 

Nahezu der gleichen Meinung hatte er schon Anfang September gegenüber Robe r t D. Murphy , 

dem kürzlich ernannten politischen Berater General Eisenhowers in Deutschlandfragen, Aus­

druck v e r l i e h e n . 1 4 0 Das britische Weltreich sei am Ende , so glaubte er, und die Vereinigten Staa­

ten treffe die Aufgabe, sein Auseinanderbrechen zu verhindern. Deshalb müsse Großbr i tannien 

ebenso wie die Sowjetunion von deutschem Vermögen profitieren. Washington sei an Repara­

tionen nicht interessiert, sagte der Präsident zu Murphy , aber den Alliierten müßten deutsche 

Industrieanlagen und Dienstleistungen zugute k o m m e n . 1 4 1 

Im Außenministerium fühlte man Genugtuung über das Schreiben Roosevel ts vom 2 9 . Septem­

ber, trotz seines negativen Bescheides zu Hulls V o r s c h l ä g e n . 1 4 2 Denn es ließ an mehreren Stel­

len erkennen, daß der Präsident sich von Morgenthau zu distanzieren bestrebt war. Am gleichen 

Tage, dem 2 9 . September, hatte jedoch auch Hul l an den Präsidenten geschrieben. In einem 

M e m o r a n d u m 1 4 3 , das im Außenministerium später als „voraussichtl ich grundlegende Erklä­

rung des Ministeriums zur Deutschlandpol i t ik" bezeichnet w u r d e 1 4 4 und bis auf einige von 

Hull gewünschte Modifikationen den beiden im Executive Commi t t ee verabschiedeten D o k u ­

menten en t sp rach 1 4 5 , wiederholte er jene Standpunkte, die Riddleberger bereits am 4. Septem­

ber für den Kabinettsausschuß zusammengefaßt h a t t e . 1 4 6 D e r Schwerpunkt lag in diesem Papier 

durch schärfere Formulierungen auf den Härten der Pol i t ik des Außenminis ter iums, und ein 

Nachhall der von Despres Mit te September eingeleiteten neuen Deutschlandplanungen war 

unve rkennba r . 1 4 7 

Aber in der Substanz hielt es an den herkömmlichen Uberzeugungen fest, denen die gemäßigten 

Forderungen Stimsons neuen Auftrieb v e r l i e h e n . 1 4 8 D i e wirtschaftspolitischen Absätze trugen 

den Vorstellungen des Kriegsministers Rechnung, mit Ausnahme der Best immungen über den 

deutschen Lebensstandard. Zwar trennte sich das Außenminis ter ium von seiner bisherigen 

Forderung, ihn auf das Exis tenzminimum zu drücken, weil St imson dagegen Widerspruch an­

gemeldet hatte. Aber man bezeichnete es weiterhin als von höchster Wicht igkei t , das deutsche 

Vo lk in den ersten Nachkriegsjahren durch einen entsprechenden Lebensstandard zu lehren, 

„all seine überheblichen Theor ien aufzugeben, es sei eine überlegene Rasse und dazu best immt, 

die Wel t zu r e g i e r e n " . 1 4 9 

Demontagen betrafen in Hulls Memorandum ebenfalls nur solche Industriezweige, die aus­

schließlich militärische Erzeugnisse herstellen konnten. Die Produktionskapazitäten aller ande­

ren Betriebe mußten friedlichen Zwecken dienstbar gemacht werden, schon, um Güte r für die 
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geforderte Tei lnahme Deutschlands am Welthandel bereitzustellen. Was die nunmehr als kurz­

fristig charakterisierte Reparationspoli t ik betraf, so zeigte sich vollends, daß Hull eher an eine 

Offensive gegen das Finanzminister ium zu denken geneigt als zurückzustecken bereit war. 

Zwar , so schrieb er, habe die amerikanische Regierung nur geringes Interesse an deutschen R e ­

parationen, und schon gar keines daran, die deutsche Wirtschaft um fortdauernder Leistungen 

willen neu aufzubauen. Aber die Sowjetunion und andere Staaten könnten auf Reparationen aus 

deutscher Produkt ion und auf Arbeitsleistungen zur Behebung ihrer Kriegsschäden bestehen. 

Die naheliegenden reparationspolitischen Schlüsse daraus zu ziehen, überließ Hull dem Präsi­

denten s e l b s t . 1 5 0 

D a ß Arbeitsleistungen als Reparat ionen hier, im Gegensatz zu dem Memorandum vom 4. Sep­

tember, wieder genannt wurden, ging auf das Gespräch Roosevelts mit Murphy vom 9. Septem­

ber zurück, in welchem der Präsident sich ausdrücklich für Arbeitsreparationen eingesetzt 

hatte. Bemerkenswer t war zudem, daß der abschließende Satz Riddlebergers vom 4. September 

mit der Forderung nach einer Vertagung reparationspolitischer Beschlüsse in Washington jetzt 

wieder f e h l t e . 1 5 1 Hul l strebte seit geraumer Zeit interalliierte Reparationsgespräche an, und er 

war entschlossen, sie nun endlich herbeizuführen. Ein glücklicher Umstand kam ihm dabei zu 

Hilfe. Am 16. September hatte Winant telegrafiert, London sei nunmehr zu offiziellen Vorver­

handlungen über das Reparat ionsproblem unter Einschluß der Sicherheitspolitik bereit und 

hoffe, daß diese Gespräche unverzüglich eingeleitet werden k ö n n t e n . 1 5 2 

Man erwog als F o r u m solcher Diskussionen einen Unterausschuß der E A C , welcher in Moskau 

zusammentreten sollte. Hier bot sich endlich Gelegenheit , die seit Beginn der Auseinanderset­

zungen um den Morgenthauplan vom Außenminis ter ium stets aufs neue angestrebten Verhand­

lungen mit den Alliierten in die Wege zu leiten. Es durfte sich davon eine Wende der amerikani­

schen Deutschlandplanungen erhoffen, denn die britischen Standpunkte in der Wirtschafts- und 

Reparationspoli t ik waren jenen des Außenministeriums nahe verwandt und mußten daher zu­

gunsten Hulls ins Gewich t fallen. 

Auch von den Sowjets erwartete man gegen den Morgenthauplan noch ein gewisses Maß an U n ­

terstützung. Pasvolsky hatte am 2 8 . September aus Kreisen der sowjetischen Botschaft in Lon­

don erfahren, daß „ H e r r n Morgenthaus Denkungsart der Sowjetregierung nicht tragbar er­

scheint" . Man erwäge in Moskau vielmehr die selektive Vernichtung einer relativ kleinen 

Gruppe deutscher Industriezweige. Dagegen sollten Produkt ion und Expor t von Kohle , chemi­

schen Erzeugnissen, Texti l ien und anderen Konsumgütern in Deutschland gefördert werden, 

um, wie man es auf sowjetischer Seite ausdrückte, „das volkswirtschaftliche Leben aufrechter­

halten und für deutsche Impor te bezahlen zu k ö n n e n " . 1 5 3 Solche Auffassungen entfernten sich 

nicht weit von jenen des Außenminis ter iums. Hul l durfte von den interalliierten Reparationsge­

sprächen mit Rech t eine Basis erwarten, den Morgenthauplan aus den Angeln zu heben. 

A b e r Roosevel t schienen baldige Entscheidungen zu Deutschlandfragen angesichts der militäri­

schen Situation in Europa nicht erforderlich, denn mit einem raschen Zusammenbruch 

Deutschlands konnte inzwischen nicht mehr gerechnet werden. Auch standen in den Vereinig­

ten Staaten Wahlen bevor. D e r republikanische Präsidentschaftskandidat griff die Spaltung im 

Kabinet t und den Morgenthauplan wiederholt als Wahlkampfthema auf, was Roosevel t eben­

falls Zurückhal tung auferlegte und seinen Finanzminister bewog, sich zeitweilig jeglicher Ein­

mischung in die Deutschlandpoli t ik zu enthalten. 

So gelang es dem Außenminis ter ium nur unter großen Schwierigkeiten, schließlich doch eine 

An twor t Roosevel ts auf Hulls Br ie f vom 2 9 . September zu extrahieren, wie Matthews sich aus­

d r ü c k t e . 1 5 4 Sie wurde Hul l erst am 2 0 . O k t o b e r zuteil, und darin hob Roosevel t seine Abnei­

gung hervor, detaillierte Pläne für ein noch nicht einmal besetztes Land zu s c h m i e d e n . 1 5 5 In die 
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Wirtschafts- und Reparationspoli t ik seines Außenministers willigte er grundsätzlich ein, suchte 

darüber jedoch weiteren Gedankenaustausch mit ihm, da er die ausgefeilten Formulierungen 

des Dokumentes teilweise nicht v e r s t a n d . 1 5 6 

Wiederum glaubten Hulls Mitarbeiter , aufgrund dieses Briefes in ihrem Feldzug gegen den 

Morgenthauplan ein Stück vorangekommen zu s e i n . 1 5 7 D i e Verhältnisse schienen inzwischen so 

weit gefestigt, daß Hul l sogar erste Schrit te unternehmen zu können glaubte, um alliierte 

Deutschlandgespräche einzuleiten. Am 19. O k t o b e r beauftragte er den Botschaf ter in London 

telegrafisch, auf Anfang N o v e m b e r einen Termin für Verhandlungen mit den Bri ten über Repa­

rations- und Sicherheitsprobleme festzulegen, die im Rahmen der E A C stattfinden s o l l t e n . 1 5 8 

Dem Außenministerium lag dringend an diesem Thema , seit die Waffenstillstandsverhandlun­

gen mit Rumänien und Finnland „Reparat ionsklauseln einer ganz besonderen A r t " gebracht 

h a t t e n . 1 5 9 

Doch Hull erreichte sein Ziel nicht, denn Edward R. Stettinius j r . wurde in diesen Tagen sein 

Amtsnachfolger im State Department , und er wies die Botschafter in L o n d o n und Moskau an, 

den Beginn von Sicherheits- und Reparationsverhandlungen hinauszuzögern, bis Entscheidun­

gen über diese Probleme in Washington gefallen s e i e n . 1 6 0 Auf Bestrebungen des Londoner G e ­

schäftsträgers, die Gespräche doch noch zu ve rwi rk l i chen 1 6 1 , antwortete Stettinius am 7. N o ­

vember mit dem Hinweis , daß die Deutschlandpoli t ik t rotz der Arbei t des Kabinettsausschusses 

noch nicht vollständig geklärt worden sei. Er wisse, daß die geplanten Verhandlungen dringend 

erforderlich wären, und hoffe, die notwendigen politischen Entscheidungen in einigen W o c h e n 

herbeiführen zu k ö n n e n . 1 6 2 

Bei dem Rücktr i t t Außenminister Hulls erwies sich die Frage nach der amerikanischen Deutsch­

landpolitik als unbeantwortet . D ie Gültigkeit der einzig vorhandenen wirtschaftspolitischen 

Richtlinien, jener beiden im Executive Commit tee beschlossenen D o k u m e n t e zur Wirtschafts­

und zur Reparationspoli t ik, war vom Finanzminister ium rundweg verneint w o r d e n . 1 6 3 Aber 

der Präsident erachtete die Zeit für Entscheidungen noch nicht reif, obgleich in Rumänien und 

Finnland das Menetekel sowjetischen Reparationsgebarens schon an die Wand geschrieben 

wurde. Seine Minister hatten grundsätzliche Standpunkte bezogen, an deren Vereinbarkei t 

nicht zu denken war, und hielten mit Entschiedenheit und Uberzeugung an ihnen fest. 

3. Erste Entscheidungen zur Deutschlandfrage 

Am 1. Dezember 1944 wurde Edward R. Stettinius j r . , bisher Stellvertreter Hul ls , zum neuen 

Außenminister der Vereinigten Staaten ernannt. Diesem Da tum kam nicht mehr als formelle 

Bedeutung zu. Stettinius hatte seit langem die Amtspflichten des kränkelnden Hul l übernom­

men und im Zusammenhang mit dem Deutschlandproblem bereits organisatorische Umgl iede-

rungen im Außenminister ium eingeleitet, die den weiteren Planungsarbeiten außerordentlich 

zustatten kamen. 

Darüber hinaus aber nahm er an Deutschlandentscheidungen keinen maßgeblichen Antei l , son­

dern überließ sie in der Regel seinen Mitarbeitern. Er verlieh dadurch Gerüchten Auftrieb, R o o ­

sevelt habe sich deswegen für Stettinius als Außenminis ter entschieden, weil er die Prägung der 

amerikanischen Außenpoli t ik selbst in Händen zu halten b e a b s i c h t i g e . 1 6 4 Schon W o c h e n vor 
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dem Amtsantri t t ließ Stettinius erkennen, daß er in Deutschlandfragen keine neuen Wege einzu­

schlagen plane, und tatsächlich knüpften seine an den Präsidenten gerichteten Schreiben getreu­

lich an jene Hulls an, über die er sich ausführlich unterrichten l i e ß . 1 6 5 

Aber Stettinius versuchte dem Außenminister ium jenen R u f verschrobener Weltfremdheit zu 

nehmen, in welchem es unter Hul l gestanden hatte, und es zu einer funktionstüchtigen Behörde 

umzugestalten. Das erwies sich, was die Deutschlandplanung betraf, als dringend notwendig. 

Sie hatte bisher noch nie in einer Hand gelegen, sondern war von verschiedenen Instanzen unter 

durchaus unterschiedlichen Gesichtspunkten geprägt worden, und die praktische wirtschafts­

politische Arbei t des Ministeriums litt stark unter solchen M ä n g e l n . 1 6 6 

Das galt seit der Einmischung Morgenthaus in Deutschlandfragen mehr denn je zuvor. Beamten 

der wirtschaftspolitischen Abteilungen des State Depar tment waren Memoranden, Telegramme 

oder andere Unterlagen vorwiegend politischen Inhalts nicht zugänglich. Sie konnten an Pla­

nungen oder Konferenzen zur Deutschlandfrage nicht gleichberechtigt oder überhaupt nicht 

tei lnehmen, schon gar nicht an solchen auf interministerieller Ebene , wo man sie vom Gedan­

kenaustausch mit allen höheren Instanzen, beispielsweise dem Kriegsministerium, einfach aus­

s c h l o ß . 1 6 7 

Stettinius gelang es, Abhilfe zu schaffen, indem er einem kleinen Personenkreis alleinige Ent­

scheidungsbefugnis in allen Bereichen der Deutschlandfrage übertrug. Er wurde vom Direktor 

des Büros für Europäische Angelegenheiten, H. Freeman Matthews, geleitet, der Murphy per­

sönlich nahestand. James W. Riddleberger, zuständig für polit ische Fragen in der neuen „ A b ­

teilung für mitteleuropäische Angelegenhei ten", hatte sich in diesem Bereich der Deutschland­

planungen bei der Formulierung der Unterlagen für den Kabinettsausschuß schon bewährt. Ihm 

trat erstmals der von Emi le H. Despres vertretene wirtschaftspolitische Zweig des Außenmini­

steriums gleichberechtigt zur Seite. Sowohl Matthews als auch Riddleberger waren mit der Wahl 

Despres ' außerordentl ich zufrieden. Er galt 1944 als „bes te r Kenner der deutschen und europä­

ischen Poli t ik und Wirtschaft in W a s h i n g t o n " . 1 6 8 

Dami t war im Außenminis ter ium eine Basis für sachgerechte Entscheidungen zur Deutschland­

frage geschaffen, und Stettinius zögerte nicht , davon Gebrauch zu machen. Den Anknüpfungs­

punkt für seine Versuche, jenen Meinungsaustausch mit dem Präsidenten Wiederaufleben zu las­

sen, durch den Hul l bereits gewisse Abschwächungen des Dokumentes von Quebec erreicht 

hatte, bildete Roosevel ts Schreiben vom 2 0 . O k t o b e r . 1 6 9 

Despres traf die Aufgabe, „ i n überstürzter E i l e " die darin angeforderte Stellungnahme des Au­

ßenministeriums zur Wirtschaftspoli t ik für Deutschland auszuarbe i t en . 1 7 0 Stettinius beabsich­

tigte, sie dem Präsidenten am 10. N o v e m b e r vorzulegen, doch rief sie „ i m ganzen Ministerium 

Diskussionen he rvor" und konnte daher erst einen Tag zu spät abgeschlossen w e r d e n . 1 7 1 Den­

noch berieten Roosevel t und Stettinius am 10. November Deutschlandfragen, wobei die von 

dem letzteren angekündigten neuen Vorschläge das Interesse des Präsidenten weckten, so daß er 

den Wunsch äußerte, „d ie Entwürfe persönlich e i n z u s e h e n " . 1 7 2 

Das ihm daraufhin am 1 1 . N o v e m b e r übersandte Papier unterschied sich grundsätzlich nicht 

von den bisherigen Entwürfen des A u ß e n m i n i s t e r i u m s . 1 7 3 Zwar hatte Stettinius am Vortage ei­

nen anderen Eindruck erweckt , doch wiederholte das D o k u m e n t im Grunde nur aus den Tagen 

Hulls längst bekannte Standpunkte. Aber es zeigte mit seinen klaren Formulierungen die Pro­

bleme der amerikanischen Deutschlandpoli t ik auf, und Staatssekretär James C. Dunn empfand 

es daher als „das Bes te , was er seit Jahren im Ministerium zu Gesichte b e k a m " . 1 7 4 
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Das zentrale Thema bildete wiederum die Notwendigkei t früher Absprachen mit Großbr i tan­

nien und der Sowjetunion, weil die gegenwärtig unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Auf­

fassungen der Großmäch te sonst zu verschiedenartigen Entwicklungen ihrer Zonen führen 

könnten. D e r Entwurf legte die auseinandergehenden wirtschaftspolitischen Ziele der Alliierten 

dar, wobei sich zeigte, daß die Reparationsfrage im Mittelpunkt der Entscheidungen über die 

Zukunft Deutschlands stand. Denn die Sowjetunion, so hieß es, erwarte t rotz gewisser D e m o n ­

tagen den überwiegenden Tei l deutscher Reparationsleistungen aus der laufenden Produkt ion. 

Das treffe sich mit dem britischen Verlangen nach weitgehendem Erhalt der deutschen volks­

wirtschaftlichen Kapazitäten und ihrer Umgruppierung mit dem Ziel der späteren Eingliede­

rung in den freien W e l t h a n d e l . 1 7 5 

Aus diesen Feststellungen erwuchs dem Außenminister ium sein Hauptargument gegen den 

Morgenthauplan, denn „e ine umfassende Deindustrialisierung würde von der Sowjetunion als 

unvereinbar mit ihrem Ziel empfunden werden, Deutschland zum Lieferanten industrieller G ü ­

ter zu m a c h e n " . 1 7 6 Reparationen aus laufender Produkt ion zugunsten Moskaus forderten die 

weitgehende Erhaltung deutscher Industriekapazitäten. Zugleich leitete das 'Außenministerium 

aus den wirtschaftspolitischen Zielen der Alliierten die Notwendigkei t ab, mit der Sowjetunion 

und Großbri tannien gemeinsam die Verantwortung für die Zukunft der deutschen Volkswir t ­

schaft zu übernehmen. Das bedingte eine amerikanische Wirtschaftspoli t ik, die sich mit jener 

Londons und Moskaus vereinbaren l ieß, nicht aber die „chaot i sche , unkontrol l ierbare wirt­

schaftspolitische Si tuat ion", welche Morgenthau anstrebte. 

Stettinius forderte eingehende amerikanische Bemühungen um die Leitung und die Neugestal­

tung einer deutschen Volkswirtschaft , die kurzfristig im Zeichen hoher Reparationsleistungen 

aus laufender Produktion stand. N u r die Rüstungs- und einige wenige Industrien, deren Anla­

gen die Alliierten sofortiger Nutzung im eigenen Lande zuführen konnten, sollten demontiert 

werden. Hier dachte man, wie sich wenig später herausstellte, an den Abtranspor t eines „ b e ­

trächtlichen Teiles der Kapitalgüter in Eisen- und Stahl- sowie chemischen Industr ien", nicht 

aber an deren vollständige D e m o n t a g e . 1 7 7 Sämtliche anderen Produktionskapazitäten mußten 

auf die Fertigung nichtmilitärischer Erzeugnisse umgestellt werden und möglichst rasch einen 

hohen Reparationsbeitrag zum europäischen Wiederaufbau in der F o r m von Gütern und 

Dienstleistungen erbringen. Mi t Rücksicht auf größtmögl iche Lieferungen sollte der Produk­

tionsprozeß in den drei Zonen aufeinander abgestimmt werden. 

Der deutschen Bevölkerung blieb nur jenes Mindestmaß aus dem Sozialprodukt für K o n s u m ­

zwecke überlassen, das sich mit der notwendigen Verhütung von Seuchen oder Unruhen durch 

die Besatzung noch vereinbaren l i e ß . 1 7 8 Das war eine neue, bisher in diesem Zusammenhang 

noch nicht gebrauchte Formel , die nach dem Kriegsende als Mot iv für erste Wiederaufbaumaß­

nahmen im Drehpunkt der amerikanischen Wirtschaftspolit ik für Deutschland stehen und von 

nun an in allen wirtschaftspolitischen Planungsunterlagen wiederkehren s o l l t e . 1 7 9 Sie war in ho­

hem Maße auslegungsbedürftig und dazu geeignet, alle Entscheidungen über die deutsche Zu­

kunft auf die Zeit nach dem Kriege zu verschieben. Denn welche Schritte zur Verhinderung von 

Seuchen und Unruhen erforderlich sein würden, mußte dem Urtei l des Zonenkommandanten 

an Or t und Stelle überlassen bleiben, und es erwies sich tatsächlich, daß die Forme l ihm einen 

geeigneten Ausgangspunkt für erhaltende und fördernde Maßnahmen zugunsten der deutschen 

Volkswirtschaft schuf. 

N o c h in einer anderen Hinsicht wich das neue Papier von jenem Reparat ionsprogramm ab, das 

vor einem Vierteljahr vom Executive Commit tee angenommen worden w a r . 1 8 0 Deutsche P ro -
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duktionskapazitäten, so hieß es, sollten nicht unter dem Vorwande wiederaufgebaut werden, 

dadurch höhere Reparationslieferungen erzielen zu können. Das State Department suchte damit 

ein Argument zu entkräften, das die Vansittartisten seinem Reparationsplan stets entgegenge­

halten und das auch Morgenthau ursprünglich zu seiner Einmischung in die weitere Planung 

veranlaßt h a t t e . 1 8 1 

Verständlich, daß man es aus dem Wege zu räumen suchte. Aber das Außenministerium ließ 

sich hier, um die Einigung auf der politischen Bühne Washingtons zu erreichen, auf ein Zuge­

ständnis ein, das weitreichende Konsequenzen im Verhältnis zu den Alliierten nach sich ziehen 

mußte. Denn Reparat ionen aus der laufenden Produkt ion einer vom Krieg inzwischen schwer 

beschädigten deutschen Volkswirtschaft mußten ohne nennenswerten Wiederaufbau unter allen 

Umständen kümmerl ich ausfallen, sofern sie sich überhaupt realisieren ließen. Demontagen in 

größerem Umfang, die einen gewissen Reparationsbeitrag bewirken konnten, sah das Außen­

ministerium nicht vor. Daher kam die Entscheidung gegen den deutschen Wiederaufbau einem 

weitgehenden Verzicht auf hohe Reparationslieferungen für den europäischen Wiederaufbau 

gleich. 

Ubergeordnete Erwägungen drängten die amerikanische Reparationspoli t ik in neue Bahnen. 

Offensichtl ich lag Stettinius an raschen Entscheidungen Washingtons in Grundfragen der Wirt­

schaftspolitik, und er suchte sie auch um den Preis eines ungelösten Reparat ionsproblems zu er­

reichen. Es sei, so wollte er in einer niemals abgegebenen Erklärung an den Präsidenten wenige 

Tage später fordern, „nun absolut notwendig, die augenblickliche Verwirrung über die ameri­

kanische Poli t ik zu beheben und sich auf eine allgemein anerkannte Linie zu e i n i g e n " 1 8 2 , um an­

schließende Verhandlungen mit Großbr i tannien und der Sowjetunion einleiten zu können. 

Wenn man das unterlasse, so wollte er hinzufügen, würde London die eine und Moskau eine an­

dere Poli t ik in Deutschland befolgen. D i e Vereinigten Staaten aber, welche die unwichtigste 

Zone in Händen hielten, werde die Aufgabe treffen, all jene Importgüter zur Verfügung zu stel­

len, welche das vollständige Chaos und ein Massensterben an Hunger in Deutschland verhin­

d e r t e n . 1 8 3 

Hier klangen die neuen, die entscheidenden Momente an. Im Außenministerium hatte man be­

griffen, daß es inzwischen weniger um Reparationspoli t ik als um die Existenz der deutschen 

Volkswirtschaft ging. N o c h schien der Präsident diese Erkenntnis nicht zu teilen, von seinem 

Finanzminis ter ganz zu schweigen. Roosevel t antwortete nicht einmal auf das ihm zugesandte 

D o k u m e n t vom 10. November . Erst als Stettinius am 15. November Gelegenheit fand, ihn dar­

auf anzusprechen, drückte er sein Verlangen nach einer harten Deutschlandpolit ik, zugleich je ­

doch auch sein grundsätzliches Einverständnis mit den Vorschlägen des State Department 

a u s . 1 8 4 Entscheidendes hatte er nicht zu bemängeln, legte das Papier aber, während Stettinius 

sich bereits der Lösung nahe w ä h n t e 1 8 5 , am gleichen Tage Morgenthau vor. 

Dieser berichtete später, der Präsident „wünsch te meinen Rat und daß ich die Unterlagen prüf­

t e " . 1 8 6 Wie das Ergebnis ausfiel, ist nach den Andeutungen des Finanzministers unschwer zu 

e r k e n n e n . 1 8 7 Praktisch das gleiche Papier, so muß er Roosevel t geantwortet haben, sei vom Au­

ßenminister ium früher auch schon vorgelegt worden, so daß die gleichen Einwände wie bisher 

dagegen erhoben werden müßten. Das schien, wie sich wenige Tage später zeigte, für R o o s e ­

velt den Ausschlag zu geben. Eine in der Deutschlandfrage auf den 21 . November angesetzte 

Konferenz im Weißen Hause wurde in letzter Minute abgesagt und Stettinius lediglich ange-
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deutet, der Präsident selbst beabsichtige, die wirtschaftspolitischen Vorschläge zu überar­

b e i t e n . 1 8 8 

Im Außenministerium rief der offenbar ungebrochene Einfluß Morgenthaus Beunruhigung 

hervor, die durch einen Besuch Lord Keynes ' am Abend des 2 6 . N o v e m b e r neuen Auftrieb er­

fuhr. Keynes hatte eben zuvor Gespräche mit Roosevel t geführt und berichtete Stettinius, der 

Präsident habe Fragen der zukünftigen Wirtschaftspolit ik für Deutschland eingehend erörtert . 

Dabei bestätigten sich nach Keynes ' Eindruck Gerüchte über die Konferenz in Q u e b e c , welche 

ihm durch Lord Cherwell zu Ohren gekommen waren. Stettinius' Frage, ob damit eine auf A k -

kerbau beruhende deutsche Volkswirtschaft gemeint sei, wollte Keynes nicht ohne Einschrän­

kung bejahen, aber, so sagte er, „ e s ging mit einer Deindustrialisierung des Ruhrgebietes und 

der Austilgung vieler deutscher Industrien ziemlich w e i t " . 1 8 9 

Der Präsident, so bezeugte Keynes , habe mit Nachdruck hervorgehoben, daß bei wirtschafts­

politischen Entscheidungen für Deutschland keinerlei Eile geboten sei. Vie lmehr beabsich­

tige Roosevel t , „selbst dorthin zu reisen und sich von den Umständen zu überzeugen, bevor 

endgültige Standpunkte bezogen werden" , wobei er sich insbesondere einen persönlichen E in ­

druck von den allgemeinen Verhältnissen sowie dem Ausmaß der Bombenschäden verschaffen 

w o l l e . 1 9 0 

Das waren bedrückende Nachrichten für Stettinius. N o c h am 2 0 . N o v e m b e r hatte man im Au­

ßenministerium geglaubt, während der geplanten Deutschlandkonferenz des nächsten Tages 

nicht bloß die Zust immung des Präsidenten für den wirtschaftspolitischen En twur f erreichen zu 

können. Stettinius zielte in der anstehenden Sitzung auf weit mehr ab. Mat thews hoffte mit ihm 

von Herzen, „daß es gelingen wird, Herrn Morgenthaus Einmischung in allen Bereichen der 

Deutschlandpolit ik auszutilgen". Denn „sogar in Demokra t ien ist es üblich, dem Außenmini ­

sterium die auswärtige Polit ik zu überlassen, und nicht dem F i n a n z m i n i s t e r i u m " . 1 9 1 

Angesichts so hoch gesteckter Ziele hatte Stettinius sich auf die seinen Erwartungen nach ent­

scheidende Sitzung des 2 1 . November gründlich vorbereitet . Despres brachte für ihn die er­

wähnte einleitende Grundsatzerklärung zu Papier und umriß in einigen für die anschließende 

Diskussion im Weißen Hause gedachten Stichworten noch einmal den Standpunkt des Außen­

min i s t e r iums . 1 9 2 Dabei trug er dem Wunsch des Präsidenten nach harten Maßnahmen 

Rechnung, soweit es die wirtschaftspolitischen Grundsätze des Außenminister iums irgend 

zuließen. 

Vor allem wurden jetzt doch Reparat ionen in der F o r m von Arbeitsleistungen beim Wiederauf­

bau zerstörter Gebiete in Europa gefordert. Auch ließ das Außenminis ter ium Best immungen 

fallen, die Demontagen auf solche Anlagen beschränkten, die in alliierten Ländern sofortigem 

Gebrauch in der ersten Nachkriegsperiode zugeführt werden konnten. D e r neue Wort laut er­

laubte nun den Transfer aller industriellen Anlagen und Rohstoffe , die „befreiten Gebie ten zum 

Nutzen gereichen können, wobei sich Einschränkungen nur aus der Notwendigkei t ergeben 

können, eine minimale deutsche Volkswirtschaft zu e r h a l t e n " . 1 9 3 

Das schien nahe an den Morgenthauplan heranzureichen. Aber das Außenminis ter ium lehnte 

noch immer eine Verbindung des Sicherheits- mit dem Reparat ions- und Demontagegedanken 

ab. Es vertraute diesbezüglich auf die zukünftige Weltsicherheitsorganisation und bemühte sich 

in der Reparationsfrage um eine Berücksichtigung wirtschaftspolitischer Zusammenhänge. Im 

Hinbl ick auf die Notwendigkei t der politischen Einigung in Washington, nicht aber aus Sicher­

heitsgründen gestand es kurzfristig umfangreichere Demontagen zu als geplant. Aber langfristig 

188 F R U S Yalta, S. 172, Anm. 3. Den gleichen Gedanken hatte Roosevelt bereits am 15. November gegenüber Stettinius geäußert. Vgl. 

Diary, S. 757. 

189 Memorandum of Conversation, 26. November 1944, RG 43, Records of the Yalta Conference, box 3. 

190 Memorandum of Conversation, 26. November 1944, RG 43, Records of the Yalta Conference, box 3. 

191 Matthews an Stettinius, 20 . November 1944, RG 43, Records of the Yalta Conference, box 3. 

192 Vgl. oben S. 108. 

193 F R U S Yalta, S. 173; F R U S 1944, Bd. I, S. 412. 

109 



beharrte es darauf, eine prosperierende deutsche Volkswirtschaft in den weltweiten Güter­

austausch einzugliedern, und lehnte tiefgreifende wirtschaftspolitische Umstellungen in 

Deutschland ab. D i e Masse deutscher Reparationslieferungen sollte daher der laufenden Pro­

duktion ents tammen. All das steckte, verbunden mit der Sicherung des Existenzminimums aus 

deutschen Quel len, dem scheinbar unbegrenzt akzeptierten Demontagegedanken doch wieder 

einen engen Rahmen. 

Als die Konferenz vom 2 1 . November abgesagt wurde, drohten diese äußersten Zugeständnisse 

an eine harte Deutschlandpoli t ik vergeblich gemacht worden zu sein. F ü r den Augenblick 

konnte Stettinius nicht mehr tun, als seine Diskussionsunterlagen in der F o r m einer nochmali­

gen Stellungnahme dem Präsidenten am 2 2 . November zu ü b e r s e n d e n . 1 9 4 Dabei fiel nur die Ein­

leitung weg, denn sie forderte „e ine allgemein anerkannte Deutschlandpoli t ik" , und diese zu er­

reichen hatte sich eben als unmöglich erwiesen. 

Wiederum antwortete Roosevel t nicht. Am 2 9 . November erinnerte Stettinius ihn an die erwar^ 

teten Entscheidungen zur Wirtschaftspoli t ik, dieses Mal in der F o r m von Nachrichten aus Lon­

don, die den En twur f des Außenministeriums vom 10. November un te r s tü tz ten . 1 9 5 N o c h im­

mer setzte er sich gegen eine Deindustrialisierung sowie die extreme Verarmung Deutschlands 

zur Wehr und befürwortete die Aufrechterhaltung seiner laufenden Produktion zu Repara­

t ionszwecken. 

Roosevel ts am 4. Dezember datierte Antwor t fiel überraschend a u s . 1 9 5 In ungehaltenem Tone 

schrieb er, es gebe zwei Dinge , die das Außenminis ter ium wissen, aber für sich behalten solle: 

„ ( 1 ) Tha t in the E c o n o m i c Treatment of Germany we should let her come back industrially to 

meet her own needs, but not to do any exporting for sometime and we know better how things 

are going to work out. 

(2) We are against reparations. 

(3) We do want restitution of looted property of all k i n d s . " 1 9 7 

Diese kurzen Zeilen, zu deren Abfassung Roosevel t sich offenbar nur unwillig entschloß, bein­

halteten die Entscheidung über das wirtschaftliche Schicksal Deutschlands. Nur dem ersten An­

schein nach warfen sie mehr Fragen auf, als sie beantworteten. D e r reparationspolitische Teil 

konnte so ausgelegt werden, als habe der Präsident lediglich an den im Kabinettsausschuß gefal­

lenen Entschluß erinnert, die Vereinigten Staaten selbst würden keine deutschen Reparationen 

beanspruchen. Eine solche Erinnerung aber hätte wenig zur Sache getan, höchstens dem 

Wunsch Präsident Roosevel ts Ausdruck verleihen können, den reparationspolitischen Planun­

gen weniger Gewicht beizumessen als bisher, was im Hinbl ick auf die anstehende Konferenz auf 

der Kr im eine wirklichkeitsfremde Forderung beinhaltet hätte. 

Auch durfte man die Äußerung Roosevelts nicht wörtl ich nehmen. Denn die Vereinigten Staa­

ten hatten 1943 dem Außenministertreffen in Moskau das Reparationsprinzip zur Annahme 

vorgeschlagen. W e n n die Unterlagen damals an die E A C verwiesen worden waren, konnte doch 

niemand ernsthaft glauben, Washington dürfe sich den aus diesem Vorgang erwachsenen Ver­

pflichtungen gegenüber den Alliierten entziehen. Reparationsleistungen Deutschlands nach 

dem Zweiten Weltkriege galten seit Moskau als unausweichlich, in welcher F o r m auch immer. 

So gab es nur eine zutreffende Deutung der Äußerungen Roosevel ts : Er verwarf den Gedanken 

an Reparat ionen aus laufender Produkt ion, und das beinhaltete die Niederlage der reparations­

politischen Pläne des Außenminis ter iums. 
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Es war, bis auf die ausstehenden Beschlüsse über Gebietsabtretungen, die Reparationspoli t ik 

des F inanzmin i s t e r iums 1 9 8 , zu der Roosevel t sich bekannte. Er lehnte deutsche Reparat ionen 

aus der laufenden Gütererzeugung ab und wollte sie durch Resti tut ionen aller Art , durch eine 

Demontage von Industrieanlagen, Dienstleistungen und die Beschlagnahme deutscher Aus­

landsguthaben ersetzen. Demontagen hatte er im N o v e m b e r gegenüber K e y n e s 1 9 9 , Arbei ts­

dienste im September in Anwesenheit Murphys g e f o r d e r t . 2 0 0 In Jal ta hieß er sie ausdrücklich 

gut, ebenso wie eine vollständige Beschlagnahme deutschen Aus landsgu thabens . 2 0 1 

Die Motive des Präsidenten stammten von Morgenthau. Sie klangen in seinem Memorandum 

bei der Ablehnung deutscher Expor te deutlich genug an. Er teilte die Besorgnis des Finanzmini ­

steriums, hohe deutsche Lieferungen aus der Gütererzeugung könnten zu einer erneuten deut­

schen Vorherrschaft in Europa führen, und die tiefe Abneigung der Vansittartisten gegen rasche 

Wiederaufbaumaßnahmen in Deutschland, auch wenn sie umfangreiche Reparat ionen ermög­

lichten. De r Präsident lehnte es ebenfalls ab, Deutschland schon in den ersten Nachkriegsjahren 

den Besitz eines leistungsfähigen Produktionsapparates zu gestatten, und diese Stel lungnahme 

verriet, welchen Eindruck die Gedankengänge Morgenthaus auf ihn machten. Auch Roosevelts 

alter Irrtum, man könne die ökonomische Lage der europäischen Alliierten durch eine Tilgung 

der deutschen Konkurrenz bessern, übte unmittelbaren Einfluß auf seine reparationspolitische 

Entscheidung aus. 

Schließlich prägten sicherheitspolitische Erwägungen die Reparat ionspoli t ik des Präsidenten. 

Sie veranlaßten ihn, nach einer Schwächung der volkswirtschaftlichen Basis Deutschlands zu 

trachten, und so rundete sich der Kreis jener Argumente , die Morgenthau zugunsten seines re­

parationspolitischen Konzepts schon früher vorgetragen h a t t e . 2 0 2 D ie Beschränkung des deut­

schen Wirtschaftspotentials, so analysierte Despres die Situation wenig später, „ ü b t augen­

blicklich einen starken Anreiz als Sicherheitsmaßnahme aus. Sie verbindet sich mit anderen Zie­

len, etwa jenem einer Tilgung der wirtschaftlichen Vorherrschaft Deutschlands, der angestreb­

ten industriellen Entwicklung befreiter europäischer Länder und einer Beschneidung der K o n ­

kurrenz für britische und amerikanische E x p o r t e . " 2 0 3 Das traf sich mit dem Reparationsverlan­

gen der Alliierten, und Roosevel t glaubte, all diesen politischen und wirtschaftlichen Zielen 

durch Abbruch- und Demontagemaßnahmen in Deutschland gerecht werden zu können . 

Weil die Reparationspolitik des Finanzministeriums überdies Roosevel ts ausgeprägter Neigung 

zu harten Eingriffen in Deutschland entgegenkam und dem Prinzip der Kurzfristigkeit ent­

s p r a c h 2 0 4 , so daß eine längere Anwesenheit amerikanischer Truppen in Europa nicht erforder­

lich war, leuchteten die Motive der Reparationspoli t ik des Präsidenten ein. Die Vorschläge 

Morgenthaus schienen fast so etwas wie ein Allheilmittel , und das Finanzminis ter ium behaup­

tete tatsächlich, seine Reparationspolit ik würde „ s o w o h l politisch wie wirtschaftlich für 

die Gläubigerländer vorteilhafter sein als jegliche F o r m sich wiederholender Reparat ions­

zah lungen" . 2 0 5 

In Wirklichkeit aber mußte die von Morgenthau inspirierte Reparat ionspoli t ik auch den Alli ier­

ten selbst zum Schaden gereichen. Sie stellte sich nicht nur gegen die wirtschaftlichen Interessen 

der Vereinigten Staaten und gegen die Ziele ihrer langfristigen Wirtschaftspolit ik, sondern vor 

allem auch gegen den Reparationsanspruch kleinerer Nat ionen, und tat ihrer wirtschaftlichen 

Erholung in der Nachkriegsepoche schweren Schaden an. 

„ E s wäre politisch unehrlich, den Leuten die wirtschaftliche Bestrafung Deutschlands als Mit tel 

zum wirtschaftlichen Wiederaufbau der Alliierten anzubieten, wo doch jedem erfahrenen 
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Staatsmann und Geschäftsmann und Wirtschaftswissenschaftler bekannt ist, daß die meisten 

Fo rmen wirtschaftlicher Strafen die Rückkehr der Prosperität und die Wiederherstellung eines 

normalen Wirtschaftslebens verzögern" , stellte der „ E c o n o m i s t " im Mai 1944 fest. Und was 

den systematischen Abbau der deutschen Industrie betraf, so fuhr er fort: „ D i e Annahme, daß 

ein Außerbetr iebsetzen so bedeutender Produktionsanlagen nur verheerende Konsequenzen 

für seine Nachbarn bringen wird - und tatsächlich für alle Völker mit niedrigem Lebensstandard 

in der W e l t - , ist so offensichtlich berechtigt, daß es kaum zu verstehen ist, wie freudig mancher 

verdiente Fürsprecher solche Erwartungen ins Auge zu fassen s c h e i n t . " 2 0 6 

Man wußte auch in Washington, daß Morgenthaus Demontagepol i t ik nur einen Bruchteil jenes 

Reparationsertrages einbringen konnte , den Abgaben aus der laufenden Produktion gestatte­

t e n . 2 0 7 Im Executive Commi t t ee war diese Tatsache ausführlich diskutiert worden. Aber sie 

hatte wenig Eindruck gemacht, und schon damals, noch unter dem Vorzeichen multilateraler 

Planungen, hatte die amerikanische Poli t ik sich entschlossen, in begrenztem Maße reparations­

polit ische Vortei le um des Sicherheitsstrebens willen h in tanzus te l l en . 2 0 8 Morgenthau trieb die 

Vernachlässigung der alliierten Reparationsinteressen jedoch auf die Spitze. „Zwangsarbei t ist 

bekanntermaßen die unproduktivste und verschwenderischste F o r m der Arbei t" , hob der 

„ E c o n o m i s t " hervor, „ u n d alte Fabr iken niederzureißen und abgenutzte Maschinen fortzu-

transportieren, sollte nur als verzweifelter Ratschlag gerechtfertigt sein, wenn kein anderer Weg 

mehr offensteht, alliierte Verluste a u s z u g l e i c h e n . " 2 0 9 

Auch der Sowjetunion konnte die Reparationspoli t ik Morgenthaus in vieler Hinsicht nicht ent­

sprechen, obgleich Roosevel t und sein Finanzminister glauben mochten, Stalins Sicherheitszie­

len gegenüber Deutschland durch umfangreiche Demontagen entgegenzukommen und dadurch 

im Rahmen des Grea t Design der sowjetisch-amerikanischen Verständigung dienen zu kön­

n e n . 2 1 0 Aber je mehr die amerikanische Poli t ik sowjetischen Teilforderungen in dieser Hinsicht 

Rechnung trug, desto weiter entfernte man sich von der Möglichkei t , die hohen sowjetischen 

Ansprüche auf Transfers aus laufender Produkt ion zu befriedigen, und wohl aus diesem Grunde 

fielen erste sowjetische Reakt ionen auf den Morgenthauplan kritisch a u s . 2 1 1 

Auch Morgenthau selbst war sich dieser Schwierigkeit bewußt und hatte schon eine Lösung be­

reit, als der Präsident ihn am 9. September im Kabinettsausschuß fragte, was man tun werde, 

falls die Sowjetunion auf Reparationen aus laufender Produktion bestehe. Es habe sich schon in 

Bre t ton W o o d s gezeigt, antwortete der Finanzminister , daß man die Sowjets umstimmen kön­

ne, wenn man ihnen etwas anderes b i e t e . 2 1 2 Nach den Plänen des Finanzministeriums traten im 

Falle der Sowjetunion amerikanische Kredite an die Stelle der ausfallenden deutschen Repara­

t ionen. Whi te hatte früher schon ein günstiges Wiederaufbaudarlehen an Moskau vorgeschla­

gen, und Morgenthau verdoppelte diese Summe im Januar 1945 auf 10 Milliarden Dollar , wobei 

er meinte, eine solche Geste „würde viel dazu beitragen, manche der Schwierigkeiten auszubü­

geln, die wir mit ihren Problemen und ihrer Poli t ik h a b e n " . 2 1 3 

Es steht dahin, ob Präsident Roosevel t sich bei seiner reparationspolitischen Entscheidung vom 

4. D e z e m b e r all dieser Zusammenhänge bewußt war. Zumindest in einer Hinsicht sah er jedoch 

die Grenzen des Morgenthauplanes und hütete sich, seinem Finanzminister dorthin zu folgen, 

wo er Untragbares forderte. Denn das Memorandum vom 4. Dezember setzte Reparationslei­

stungen durch Demontagen feste Grenzen , da es die Notwendigkei t anerkannte, Deutschlands 

Volkswirtschaft auch in der Reparationsperiode jene Kapazitäten zu belassen, die zur Deckung 

206 The Economist, 27. Mai 1944, S. 704. 
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des inländischen Bedarfes erforderlich waren, und darüber hinaus für die Zukunft ein gewisses 

Exportvolumen un te r s t e l l t e . 2 1 4 

Man hätte das für nicht mehr denn wirtschaftspolitische Selbstverständlichkeiten halten kön­

nen. Aber im Vergleich zu den Plänen Morgenthaus , der den Umfang aller Demontagemaß­

nahmen in das Belieben jedes einzelnen alliierten Landes stellte und Deutschland nach Zers tö­

rung oder Abbruch seiner industriellen Anlagen dem absichtlich herbeigeführten Chaos zu 

überlassen beabsichtigte, kam Roosevelts Wor ten zugunsten eines Mindestmaßes volkswirt­

schaftlicher Substanz in Deutschland das Gewicht einer staatsmännischen Entscheidung ersten 

Ranges zu. De r amerikanische Präsident bejahte die volkswirtschaftliche Zukunft des Deut ­

schen Reiches. „ I c h denke an ein Deutschland" , so faßte er seine Entscheidung während der 

Konferenz in Jalta zusammen, „das sich selbst trägt, nicht an eines, das h u n g e r t . " 2 1 5 

Im Außenministerium rief das Memorandum des Präsidenten zunächst Verwirrung hervor. 

Man war sich einig, daß es eine grundlegende Wende bedeuten konnte , doch gingen die Mei ­

nungen über seine Interpretation auseinander. Despres regte an, den Präsidenten um „ E r k l ä ­

rungen und Deutungen" zu bitten und das Memorandum sogar innerhalb des eigenen Hauses 

geheimzuhalten, bis „ w i r einige der hauptsächlichsten Fragen beantworten können, die über 

seine Aussagen sofort gestellt w e r d e n " . 2 1 6 

Aber die reparationspolitische Niederlage war zu offensichtlich, nicht weniger als die Tatsache, 

daß die allgemeine wirtschaftspolitische Deutschlandplanung des Außenminister iums einen E r ­

folg über Morgenthau davontragen konnte , dessen Konsequenzen sich gar nicht absehen ließen. 

Alle Planungen im State Department gingen ja von der Exis tenz wenigstens einer minimalen 

deutschen Volkswirtschaft aus, auf die man wegen des Weltwirtschaftssystems der Nachkr iegs­

zeit weder verzichten wollte noch verzichten konnte . Das Memorandum des Präsidenten schuf 

die maßgeblichen Voraussetzungen für die Erhaltung eines beachtlichen deutschen Wirtschafts­

potentials. Angesichts des Gewichtes dieser Entscheidung wog die reparationspolitische Nie ­

derlage nicht allzu schwer. 

Dennoch reagierte das Außenminister ium mit aller gebotenen Vors icht . Es bezog das M e m o ­

randum vom 4. Dezember in die eigenen Planungen ein, vermied es aber zunächst , sich während 

der interministeriellen Deutschlandverhandlungen darauf zu stützen. Daher fand es bei der eben 

stattfindenden Überarbeitung der Direktive J C S 1067 keine Berücksicht igung. Das Außenmini ­

sterium blieb dem Präsidenten gegenüber an seine Geheimhaltungspflicht gebunden. Zu allge­

mein, zuwenig konkret präsentierte sich überdies Roosevelts kurzes Schreiben, und zu leicht 

mochte es Morgenthau gelingen, dem Präsidenten einen Widerruf aufzudrängen. 

Erst mußte eine Bestätigung Roosevelts vorliegen. Als das nach Jal ta der Fall war, zögerte das 

Außenministerium nicht, mit der Direktive vom 10. März 1945 die weitreichendsten Konse ­

quenzen zu ziehen. Bis dahin aber war Behutsamkei t am Platze. N u r das Kriegsministerium 

wurde unverzüglich von der neuen Lage unterrichtet. U n d Matthews, der das Memorandum 

vom 4. Dezember sofort an M c C l o y sandte, verbarg seine Befriedigung über die Entscheidung 

des Präsidenten hinter den kargen Worten , sie beinhalte „e inen entschiedenen Fortschr i t t und 

sollte brauchbar s e i n " . 2 1 7 

Morgenthau hörte erst zwei Wochen später, am 18. Dezember , von Stettinius, was sich ereignet 

h a t t e . 2 1 8 Die wirtschaftspolitische Entscheidung des Präsidenten brachte ihn sofort auf die Be i -
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ne, weil sie volle Handlungsfreiheit in Deutschland verleihe, wie er ausrief. Mit dieser Formulie­

rung, so sagte er zu Stettinius, könne man jede wirtschaftspolitische Linie in Deutschland recht­

fertigen, was der Letztere rundheraus bejahte und mit der hoffnungsvollen Bemerkung unter­

strich, Roosevel t persönlich sei dabei, noch weitere Vorschlage zur Deutschlandpolit ik zu er­

a r b e i t e n . 2 1 9 

Wenige Tage später erschienen zwei Beauftragte Morgenthaus im Außenministerium, um über 

eine gegenseitige Verständigung in Deutschlandfragen zu verhandeln, wobei „s ie sich bereit er­

klärten, eine Anzahl Best immungen ihres ursprünglichen Planes aufzugeben oder abzumil­

d e r n " . 2 2 0 Offenbar hatte Morgenthau in der Zwischenzeit erfahren, was das Außenministerium 

ihm gegenüber lieber v e r s c h w i e g : 2 2 1 D e r Präsident hatte Stettinius vor kurzem mi tge te i l t 2 2 2 und 

bestätigte diese Absicht wenig s p ä t e r 2 2 3 , er wolle Deutschlandprobleme hinfort erst mit dem 

Außenminis ter ium regeln, bevor er „andere Ins tanzen" hinzuziehe. 

Das bedeutete eine schwere Niederlage Morgenthaus, deren Folgen rasch sichtbar wurden. U n ­

ter Berufung auf vertrauliche Instruktionen aus dem Weißen Hause, denen zufolge er sich mit 

dem Finanzminister ium nicht auf die Erör terung von Deutschlandfragen einlassen solle, wies 

Despres die Beauftragten Morgenthaus am 13. Januar darauf hin, Verhandlungen mit ihnen 

„ k ö n n t e n nicht und würden auch nicht zu Ergebnissen f ü h r e n " . 2 2 4 Das Finanzministerium 

möge sich Bemühungen ersparen, „die vergebens und zwecklos sein m ü ß t e n " . 2 2 5 Gespräche 

über die deutsche Frage zwischen Morgenthau und Stettinius brachten wenige Tage später eben­

falls keinen Fortschr i t t m e h r . 2 2 6 

Im Außenminis ter ium glaubte man an einen vollendeten Sieg über das Finanzministerium. 

„Sol l t e bekanntwerden, daß Her r Morgenthau seine Ideen wiederum aktiv vorantreibt", 

schrieb Matthews am 15. Januar an Stettinius, „müßten wir noch einmal Goebbels und einige 

ausgezeichnete Propagandaunterlagen a n f ü h r e n . " 2 2 7 

Dami t verriet er, auf welchen Wegen Stettinius zum Erfolg gelangte und wessen unfreiwilliger 

Hilfe dabei die tragende Rol le zufiel. 
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V I E R T E S K A P I T E L 

Die Konferenz in Jalta 

Januar bis März 1945 

1. Vorbereitung, Verlauf und Ergebnisse 

Seit der Jahreswende 1944 /45 begannen sich in der amerikanischen Deutschlandplanung die 

Verschiebungen der Machtposi t ionen zwischen den beteiligten Ministerien bemerkbar zu 

machen. Das Außenminister ium knüpfte daran weitreichende Hoffnungen. Uberwunden 

schienen die Zeiten leidiger Auseinandersetzungen um den Morgenthauplan und dauernder 

Einmischungen des Finanzministeriums in Dinge , die seinen Geschäftsbereich offensichtlich 

überschritten. Endlich hatte sich das Blatt gewendet. D ie Guns t des Augenbl icks erforderte 

Schritte, weitere Planungen und Direktiven für Deutschland den Vorstel lungen und Zielen des 

Außenministeriums anzupassen. Die in der Gegendirektive vom 10. März 1945 gipfelnden B e ­

mühungen des Außenministeriums, eine Revision der von Morgenthau beeinflußten Deutsch­

landpolitik zu erreichen, nahmen hier ihren Anfang . 1 

Gelegenheit, den Präsidenten in diesem Sinne zu beraten, ergab sich in reicher Fül le . Nich t nur, 

daß Stettinius zu ausführlichen Vorberei tungen auf die Gespräche von Jal ta mehrmals ins Weiße 

Haus gerufen wurde und Roosevel t während der Schiffsreise zum Konferenzor t eine D o k u m e n ­

tensammlung in seiner Kabine mit sich führte, welche den neuesten Bestrebungen des Außen­

ministeriums schon Rechnung trug. V o r allem standen Präsident und Außenminis ter zum er­

sten Male seit dem Sommer 1943 anläßlich einer internationalen Konferenz in einem nicht abrei­

ßenden Gedankenaustausch, ungestört von Insti tutionen wie der F E A oder Persönlichkei ten 

wie Henry Morgen thau . 2 In diesem Rahmen ließen sich Ziele des Außenminister iums unwider­

sprochen präsentieren. V o r allem aber würde sich hier zeigen müssen, welches Gewicht dem 

Memorandum vom 4. Dezember 1944 beizumessen war und ob es tatsächlich jene Schlußfolge­

rungen rechtfertigte, die eine Verschiebung der Grundsätze amerikanischer Deutschlandpla­

nungen zugunsten des Außenministeriums bewirken konnten. 

Daher standen die amerikanischen Vorberei tungen auf die Konferenz zu Jal ta im Schatten der 

Auseinandersetzungen um die Deutschlandpoli t ik und den Morgenthauplan. Mi t den am V o r ­

abend der Konferenz im Außenminister ium entworfenen Dokumen ten verfolgte man nicht 

etwa das Ziel einer zukünftigen alliierten Poli t ik, sondern strebte in allererster Linie die O b e r ­

hand auf der politischen Bühne Washingtons an. Man blieb auf eine Weise in den eigenen, 

interministeriellen Differenzen befangen, die dem Gedanken an eine Abs t immung der ameri­

kanischen Polit ik auf gemeinsame alliierte Posit ionen selten Raum gab. Sie fand nur dort mit 

Konsequenz statt, wo man sich neue Argumente gegen den Morgenthauplan erarbeiten 

konnte. 

Das Memorandum Roosevelts vom 4. D e z e m b e r 1944 hatte in dieser Angelegenheit eine erste, 

für das Außenministerium nicht ungünstige Entscheidung gefällt. D e r Präsident kam einem 

Hauptanliegen Stettinius' entgegen, als er das Fortbestehen einer deutschen Volkswirtschaft 

nach dem Kriege zum Ziel der amerikanischen Wirtschaftspolit ik erhob. Zwar sollte Deutsch-

1 Zu den amerikanischen Vorbereitungen auf die Konferenz in Jalta u. a. Gaddis, ]. L.: The United States and the Origin of the Gold War 

1941-1947, New York und London 1972, S. 126 f. 

2 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 408. 
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land vorläufig nur minimale inländische Bedürfnisse decken, doch stellte das der geplanten 

Wirtschaftsordnung in der Nachkriegswelt keine Hindernisse entgegen, denn das Reich konnte 

mit seinen später nach und nach einsetzenden Expor ten auf lange Sicht in die multilaterale 

Weltwirtschaft eingegliedert werden. So trug Roosevelts Memorandum dem Außenministe­

rium nichts weniger als eine Bestätigung seines grundlegenden wirtschaftspolitischen Konzepts 

für die Nachkr iegsepoche ein, und es beeilte sich verständlicherweise, die weitreichendsten 

Konsequenzen daraus in seinen wirtschaftspolitischen Planungen zu verankern. 

Aber das Memorandum des Präsidenten hatte nicht nur positive Weisungen gebracht. Es ent­

schied aus politischen Gründen für eine von Demontagen gekennzeichnete Reparationspolitik, 

die den Sicherheitsinteressen der Alliierten dienen sollte. Im Außenministerium erkannte man 

zögernd an, daß der Präsident „d ie Reparationsfrage dem Ziel einer wirtschaftlichen Entwaff­

nung Deutschlands unterzuordnen w ü n s c h t " . 3 D ie wirtschaftliche Entwaffnung Deutschlands 

aber war ein schwammiger , mit den unterschiedlichsten Vorstellungen verbundener Begriff. 

Anhänger einer harten Deutschlandpoli t ik zögerten nicht , darunter die Beseitigung aller mögli­

cherweise kriegerischen Zwecken dienenden Industrien zu verstehen. Eine solche Deindustria­

lisierung aber mußte ein wirtschaftlich gelähmtes, auf viele Jahre hinaus am Rande des Zusam­

menbruches dahinsiechendes Deutschland zurücklassen, welches eine dauernde Belastung der 

wirtschaftspolitischen Ziele der Vereinigten Staaten in Europa bildete. 

So stiegen, auf dem Umwege über Sicherhei tsmaßnahmen, drohende Gefahren für die Zukunft 

der deutschen Volkswirtschaft auf. Zunehmende Besorgnis des Außenministeriums um sie 

spricht aus allen wirtschaftspolitischen Dokumenten dieser Tage . Man wußte in der amerikani­

schen Hauptstadt um die chaotischen Verhältnisse in Deutschland, Stimson führte sie dem Prä­

sidenten selbst eindrucksvoll vor A u g e n . 4 Was konnte man von der Zukunft eines Landes er­

warten, dessen Volkswirtschaft nach langen Kriegsjahren offensichtlich zusammenbrach und 

das anschließenden Sicherheitsvorkehrungen nach den Plänen der Sowjetunion und möglicher­

weise auch im Stile eines Morgenthauplanes entgegenging? 

Im Außenminis ter ium gelangte man zu der Erkenntnis , daß die wirtschaftspolitische Problema­

tik der Deutschlandpläne sich in Wirkl ichkei t um die Frage drehte, ob es noch gelingen könne, 

wenigstens ein Min imum volkswirtschaftlicher Substanz zu erhalten. Schon im November 1944 

hatte man dieses Ziel als vorrangig e rkannt , 5 aber erst nach Roosevelts Memorandum vom 

4. D e z e m b e r 1944 konnte es zum Ausgangspunkt allerweiteren Überlegungen werden. Es galt, 

dem Eintr i t t des wirtschaftlichen Chaos in Mitteleuropa zu steuern. Um dieses Zentrum, die 

Wahrung eines Mindestmaßes deutschen Wirtschaftspotentials, kreiste fortan die Deutschland­

planung des Außenminis ter iums. Die Ansatzpunkte für eine Wiederbelebung der deutschen 

Wirtschaftskraft mußten erhalten bleiben. Denn ohne Prosperität in Deutschland gab es auf­

grund der Interdependenzen in Europa keine Wirtschaftsblüte auf dem gesamten Kontinent , 

und ohne diese waren die Ziele einer jahrzehntelang verfolgten amerikanischen Wirtschaftspoli­

tik in der Wel t hinfällig. 

Eine Neufassung des Memorandums vom 10. November , welche Despres am 4. Januar vorleg­

t e 6 , spiegelte diese Verhältnisse wider. Als langfristiges Ziel der amerikanischen Poli t ik wurde 

darin abermals die Aufnahme eines neugestalteten, politisch und wirtschaftlich befriedeten 

Deutschland in das freiheitliche Welthandelssystem der Nachkriegsepoche hervorgehoben. Je 

mehr sich die Undurchführbarkei t anderer Programme zeigte, desto fester hielt das Außenmini­

sterium an diesem seinem ursprünglichen Vorhaben fest. Um aber den augenblicklich in 

Washington vorherrschenden Auffassungen entgegenzukommen, ging Despres gewisse K o m ­

promisse ein, die sich allerdings durchweg auf kurzfristige Maßnahmen bezogen. 

Den Weisungen des Präsidenten entsprechend erwog das D o k u m e n t ein allgemeines Verbot 

3 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 424. 
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oder Beschränkungen gewisser deutscher Expor te . Es gestand zu, daß die deutsche Schwerindu­

strie zugunsten des Wiederaufbaues und der wirtschaftlichen Entwicklung anderer europäischer 

Staaten erheblich schrumpfen, und das hieß demontiert werden könne . Aber im gleichen M o ­

ment setzte es hinzu und wiederholte an verschiedenen Stellen, von solchen Maßnahmen dürfe 

die Fähigkeit Deutschlands, einen Mindestlebensstandard für die eigene Bevölkerung zu erwirt­

schaften, nicht berührt werden. Man dachte sogar daran, dieses Exis tenzminimum quantitativ 

zu definieren und interalliierte Hilfsmaßnahmen zu vereinbaren, um es im Notfal le aufrechter­

halten zu k ö n n e n . 7 

Die Reparationspolit ik ordnete sich von jetzt an dem vorrangigen Ziel der Erhaltung einer deut­

schen Mindestvolkswirtschaft unter. Reparat ionen, so wollte es die neuformulierte Pol i t ik des 

Außenministeriums, würde es nach dem Zweiten Weltkrieg nur geben, wenn ein Mindestmaß 

deutscher Wirtschaftskraft gesichert bl ieb. Um eine laufende Gütererzeugung zur Versorgung 

der deutschen Bevölkerung in H ö h e des Exis tenzminimums zu gewährleisten, bedurfte es ge­

wisser lebensnotwendiger Importe , und deren Finanzierung sicherte das Außenminis ter ium 

durch die Aufnahme des Prinzips der Vorrangigkeit in seine Reparationsplanung. Es besagte, 

daß deutsche Expor te in erster Linie zur Finanzierung der notwendigen Impor te und nur die 

verbleibenden Überschüsse zu Reparationsleistungen herangezogen werden durften, ein 

Grundsatz, den die Sowjetunion in Potsdam heftig angriff. D o c h hielten die Vereinigten Staaten 

sich nicht an dieses Prinzip, so liefen sie nach den Wor ten Despres ' Gefahr , die deutschen I m ­

porte zu finanzieren, während andere Länder Reparat ionen bezögen . 8 Da Washington das nicht 

zugemutet werden konnte , setzte sich das Prinzip der Vorrangigkeit über alle innen- und au­

ßenpolitischen Widerstände hinweg. Den wirtschaftspolitischen Interessen des Außenminis te­

riums war damit in aller Stille gedient, weil das Prinzip schon eine deutsche Tei lnahme am multi­

lateralen Güteraustausch der Nachkriegswelt einzuleiten geeignet war. 

Im Lichte solcher Gedankengänge reduzierte die Reparationspoli t ik des Außenminister iums 

sich vor Jalta auf den Charakter einer Restgröße, wie ein am 16. Januar datiertes Papier in V o r ­

bereitung der Konferenz ausführte. 9 Sie wurde von den unterschiedlichsten polit ischen und 

wirtschaftlichen Momenten , etwa dem Umfange der Industrie- und Expor tbeschränkungen, 

von Gebietsabtretungen, Sicherheitserwägungen und anderem geprägt, und hatte sich ihnen an­

zupassen. Daher kennzeichneten neben manchen wohlbekannten, aus dem Reparat ionsdoku­

ment vom August 1944 abgeleiteten Kriterien, wie einer fünfjährigen Dauer oder der Forderung 

nach Sachgüterleistungen, nur drei wesentliche Gesichtspunkte die neue Reparat ionspoli t ik des 

Außenministeriums. 

Zum einen sollten die deutschen Reparationsverpflichtungen aus dem gesamten Brut tosozia l ­

produkt abzüglich eines minimalen Lebensstandards und anderer unumgänglicher Kosten be­

stehen. An zweiter Stelle fand sich die Weigerung der Vereinigten Staaten, die deutschen Repa­

rationen zu finanzieren, weder direkt über die Gewährung von Anleihen noch indirekt durch 

eine kostenlose Lieferung notwendiger Güter oder Ausrüstungen. U n d schließlich sollte die 

Nennung einer Reparat ionssumme in Geldwerten vermieden w e r d e n . 1 0 

Das geschah nach Angaben des Außenministeriums mit Rücksicht auf die öffentliche Meinung, 

die jeden monetären Betrag vermutlich als nicht ausreichend erachten werde. Zugleich wich es 

schwierigen reparationspolitischen Einzelheiten aus, insbesondere einer Verpflichtung der B e ­

satzungsmächte auf bestimmte Mindestleistungen Deutschlands, und Bewertungs- s o w i e U m ­

rechnungsfragen, deren komplizierte Details die verschiedensten Auslegungen gestatteten und 

damit eine Quelle nicht abreißender Streitigkeiten bilden mußten. 

Im Hinbl ick auf das Memorandum vom 4. Dezember und angesichts der vielen für das Repara­

tionsgeschehen bestimmenden Momente vertrat das Außenminister ium kein festes reparations-

7 F R U S Yalta, S. 192. 

8 F R U S Yalta, S. 193. 

9 Ebendort. 

10 F R U S Yalta, S. 193. 

117 



politisches Konzep t m e h r . 1 1 Zwar tendierte es nach wie vor zu Abgaben aus laufender Produk­

tion. Aber es gestand auch zu, daß aus politischen Gründen ein Demontageprogramm erforder­

lich werden könnte , wobei es seinen herkömmlichen Einwand erneuerte, ein solches Programm 

werde nur geringe Leistungen Deutschlands ermöglichen. 

Die Konferenz in Ja l ta wurde am 4. Februar 1945 eröffnet. Als man, schon einen Tag später 1 2 , 

auf die Reparationsfrage zu sprechen kam, begann sich zu wiederholen, was bereits im Herbst 

1943 anläßlich des Moskauer Außenministertreffens vorgefallen war. Die amerikanische Regie­

rung nahm ein zweites Mal ohne feste reparationspolitische Leitlinien interalliierte Beratungen 

über das Reparat ionsproblem auf. Und noch einmal trat ihr die sowjetische Seite mit einem 

wohlvorbereiteten Plan gegenüber, dem sie wenig entgegenzusetzen hatte, dieses Mal allerdings 

in Gestalt massiver Forderungen, die von der politischen Führungsspitze Moskaus selbst vorge­

tragen w u r d e n . 1 3 

Unte r diesen Umständen mußte das Konferenzergebnis den Vereinigten Staaten zum Nachteil 

gereichen. D e r Präsident bezog zum Auftakt der reparationspolitischen Gespräche zwar Stand­

punkte , die folgerichtig auf seinem Memorandum vom 4. Dezember be ruh ten . 1 4 Aber er ver­

säumte es, sich durchzusetzen, und Stettinius glich diesen Mangel nicht aus. Es half nur wenig, 

daß sich die allgemeinen wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Amerikaner und Briten weit­

hin deckten. D e n n während Churchil l auf dieser Grundlage mit Entschiedenheit zur Repara­

tionsfrage Stellung nahm, zeigte sich die amerikanische Wirtschafts- und Reparationspolitik 

wankelmütig. Anfangs bewegte sie sich im vorher abgesteckten Rahmen ihrer Planungen. Da­

nach entschloß sie sich jedoch zu übereilten Initiativen und machte der Sowjetunion dabei un­

bedachte Zugeständnisse. 

N u r Churchi l l und Stalin ließen konsequente, wenn auch grundlegend verschiedene Zielsetzun­

gen ihrer Deutschlandpoli t ik erkennen, die sich in einander widersprüchlichen Reparationsvor­

haben niederschlugen. Diese beiden Pole bestimmten den Gang der Auseinandersetzungen in 

Jal ta , während die Amerikaner sich allzu rasch auf die sowjetische Seite gezogen sahen. Dabei 

neigten sie prinzipiell der konstruktiven Sachlichkeit britischer Argumente zu, die stellenweise 

ein verblüffendes Maß an Ubere ins t immung mit den Plänen des amerikanischen Außenministe­

riums erkennen ließen. 

Gerade in der Reparationsfrage suchten die Vereinigten Staaten den Ausgleich mit dem sowjeti­

schen Verbündeten und trachteten dessen anhaltendem Beharren auf diesem vielen Amerika­

nern nicht sonderlich wichtig erscheinenden Punkt mit versöhnlicher Nachgiebigkeit zu begeg­

nen. Zugleich fühlten sie sich von den Rufen nach einer harten Deutschlandpolit ik im eigenen 

Lande bewogen, drastischen sowjetischen Maßnahmen Verständnis entgegenzubringen. 

D e n Versuch einer Aussöhnung zwischen den britischen und den sowjetischen Standpunkten in 

der Reparationsfrage haben die amerikanischen Poli t iker nicht unternommen, offensichtlich 

nicht einmal erwogen. So wichtig schien ihnen die Angelegenheit nicht, und die Zeit drängte. 

Daher suchten sie ihre Zuflucht angesichts der, wie zu hoffen stand, vorübergehenden Unver­

einbarkeiten zwischen den Bri ten und den Sowjets in ihrer bewährten Polit ik der Verzögerun-

11 F R U S Yalta, S. 192. 

12 Allgemeine Literatur über die Konferenz liegt in großem Umfang vor, doch kann sie die Zusammenhänge des Reparationsproblems nur in 
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Jalta, Potsdam. Die sowjetischen Protokolle von den Kriegskonferenzen der „Großen Drei" , Dokumente zur Außenpolitik Bd. I, Köln 

1968 (das Werk wird im folgenden zitiert als Fischer: Protokolle). 
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Diplomacy and the New Balance of Power, Baton Rouge 1966 (dieses Werk wird im folgenden zitiert als Snell: Yalta); Stettinius, E. R.: 

Roosevelt and the Russians. The Yalta Conference, hrsg. v. W. Johnson, Garden City 1949; Sherwood, R. L.: a.a.O.; Byrnes, J. F.: 

3,i.O.;Cburcbill, W.: a .a.O.; Meissner, B.: a.a.O. ^Fischer, A.: Sowjetische Deutschlandpolitik im Zweiten Weltkrieg 1941-1945, Studien 

zur Zeitgeschichte, Stuttgart 1975; Wettig, G.: a.a.O., S. 67 ff.; Conte, A.: Die Teilung der Welt. Jalta 1945, Düsseldorf 1965; eine gute 
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g e n . 1 5 Die Lösung aller Probleme mußte, so glaubten sie, die Moskauer Repara t ionskommis­

sion bringen, und nach ihrem Zusammentreten erwarteten sie eine unter günstigeren Sternen 

stehende Zukunft. 

Während der Konferenz wurden die reparationspolitischen Fronten bereits in der zweiten Ple­

narsitzung, am 5. Februar nachmittags, abgesteckt. Stalin warf das Reparat ionsproblem als ei­

nes von vier Themen zur Deutschlandpoli t ik auf, die nach seiner Auffassung der Klärung be­

durften. 1 6 Es war die einzige wirtschaftspolitische Frage, deren Diskussion er für notwendig er­

achtete, und tatsächlich schlössen die in Jal ta geäußerten Reparationsauffassungen Grundlagen 

der zukünftigen Wirtschaftspolitik aller Großmäch te in Deutschland mit ein. 

Den Anfang machte die Sowjetunion. In ihrem Namen trug der für die Reparationsfrage zu­

ständige stellvertretende Außenminister Ivan Mikhailovich Maisky, ehemals sowjetischer B o t ­

schafter in London , den unter seiner Leitung ausgearbeiteten Reparationsplan v o r . 1 7 Maisky 

sprach im T o n e fester Überzeugung. Er war sich des Wohlwol lens Stalins und Molo tows offen­

sichtlich b e w u ß t . 1 8 Sein Plan zielte, wie alle Reparat ionsprogramme des Zweiten Weltkrieges, 

auf deutsche Sachgüter- und Dienstleistungen ab und verband dabei sicherheits- mit repara­

tionspolitischen Motiven. Dementsprechend forderte Maisky deutsche Reparat ionen aus D e ­

montagen innerhalb der ersten beiden Nachkriegsjahre und Leistungen durch Abgaben aus der 

laufenden Gütererzeugung des kommenden Jahrzehnts . Demontagen betrafen vor allem die 

Schwerindustrie, insbesondere die Eisen- und Stahl- , die elektrotechnische und die chemische 

Industrie, wobei Maisky vom Abtransport komplet ter Fabrikanlagen samt aller Einrichtungen, 

Maschinen- und Wagenparks s p r a c h . 1 9 

In Moskau glaubte man, auf diesem Wege 80 Prozent der deutschen Schwerindustrie außer 

Landes schaffen zu können, während die restlichen 20 Prozent zur Deckung inländischer B e ­

dürfnisse Deutschlands ausreichen w ü r d e n . 2 0 Darüber hinaus sollten all jene Industriezweige, 

die nach sowjetischer Auffassung militärischen Zwecken dienten, vollständig demontier t wer­

den. Schon in Teheran hatte Stalin seinen Verbündeten vor Augen geführt, was das bedeuten 

konnte, als er Uhrenmacher und Tischler zur Rüstungsindustrie z ä h l t e . 2 1 

Neben Demontagen forderte die Sowjetunion Reparat ionen aus der laufenden Gütererzeu­

g u n g . 2 2 Ihr Charakter wurde nicht genau umschrieben, konnte jedoch von einer interalliierten 

Reparat ionskommission festgelegt werden, deren Gründung Maisky vorschlug. Um die E in­

treibung der deutschen Reparationsschuld zu garantieren, dachte die sowjetische Regierung an 

eine Verwaltung Deutschlands in der F o r m einer strengen Wirtschaftslenkung, die nach dem 

Muster östlicher Planwirtschaften durch eine zentrale, von den drei Großmäch ten besetzte 

Kontroll instanz ausgeübt werden sollte. Ihre Befugnisse unterlagen weder zeitlichen noch sach­

lichen Einschränkungen und boten überreiche Gelegenheit , die wirtschaftliche und polit ische 

Zukunft des Reiches in jeder Hinsicht zu b e s t i m m e n . 2 3 * 

Als Wert der für die Sowjetunion geforderten Reparat ionen nannte Maisky wenigstens 10 Mil ­

liarden D o l l a r . 2 4 Moskau, so stellte sich aufgrund des am 7. Februar schriftlich eingereichten 

sowjetischen Reparationsplanes heraus, beanspruchte die Hälfte aller deutschen Leistungen 

nach dem Zweiten W e l t k r i e g e . 2 5 Den Vereinigten Staaten und Großbr i tannien billigte die S o -

15 Snell, J. L.: Yalta, S. 57, 60 . 

16 F R U S Yalta, S. 612, 624; Fischer, A.: Protokolle, S. 107. 
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20 F R U S Yalta, S. 982 f.; Fischer, A.: a.a.O., S. 116. 
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wjetunion je 4 Milliarden Dol la r zu, allen anderen Ländern gemeinsam 2 Milliarden Dollar . Da ­

bei verzichtete Maisky auf detaillierte Berechnungen angerichteten Schadens, deren Komplika­

tionen seit Versailles allzu bekannt geworden waren. Statt dessen maß er den Reparationsanteil 

jedes Landes überschlägig nach den getragenen Kriegslasten und der Höhe seiner materiellen 

Verluste. Das war eine Regel , die den Großmäch ten den überwiegenden Anteil deutscher Repa­

rationen vorbehielt . Churchi l l und Eden erhoben dagegen manche E i n w ä n d e 2 6 , und ein ameri­

kanischer Vorschlag änderte diese Formulierung etwas a b 2 7 , doch blieb es grundsätzlich bei der 

sowjetischen A n r e g u n g . 2 8 

D e r Reparationsplan Maiskys diente zwei verschiedenen Zielen. Einerseits hatte die Sowjet­

union im Kriege die schwersten Verluste erlitten und benötigte Reparationslieferungen größten 

Stiles zum Wiederaufbau zerstörter Landesteile dringender als ihre Verbündeten. Aus dieser 

Sicht konnte sie ihre Ansprüche auf die Masse deutscher Reparationsgüter zur unbestreitbaren 

Selbstverständlichkeit erheben. Aber so dringend Moskau umfangreicher Leistungen zu sol­

chen Zwecken bedurfte, das Lei tmotiv seiner Reparationspoli t ik entsprang doch einem anderen 

Ziel . Maisky gab es preis, als er in einem Gespräch mit Harriman über Reparationsfragen wenige 

Tage vor der Konferenz wiederholt unterstrich, „das oberste Ziel der sowjetischen Regierung 

stelle Sicherheit d a r " . 2 9 D ie sowjetische Reparationspoli t ik des Zweiten Weltkrieges wurde von 

dieser Zielsetzung best immt. D e r Plan Maiskys beinhaltete ein Stück sowjetischer Deutsch­

landpolitik, dessen Reparat ionsbest immungen kaum weniger bemerkenswert ausfielen als seine 

polit ischen und wirtschaftlichen Konsequenzen. 

Was die Reparat ionssumme betraf, so unterzog die Sowjetunion ihre 1943 genannten Forderun­

gen nach einer außerordentlich hohen Summe in Jal ta bewußter Mäßigung. Man durfte interalli­

ierte Reparat ionsabsprachen nicht von vornherein durch überhöhte Ansprüche blockieren, lag 

den Sowjets doch an Vereinbarungen, die ihre wirtschafts- und reparationspolitischen A b ­

sichten in Deutschland sanktionierten und ihrer Poli t ik letztendlich trotzdem freie Hand 

ließen. 

D o c h obgleich der sowjetische Reparationsplan in gewisser Hinsicht Mäßigung verriet, er­

reichte sie bei weitem nicht jenen Grad , welchen die britische Delegation für angebracht gehal­

ten hätte. Zwar kam es den Sowjets auf die Realisierbarkeit ihrer Forderungen in erster Linie gar 

nicht an, sondern auf wirtschaftliche Verpflichtungen Deutschlands, deren Charakter und 

H ö h e die zukünftige Abhängigkei t des Reiches von der Sowjetunion begründeten. Aber Chur­

chill, der als erster auf Maiskys Vortrag antwortete, setzte ohne Zögern bei dieser für Großbr i ­

tannien entscheidenden Stelle a n . 3 0 

Schon einmal, so sagte er, hätten die Alliierten Illusionen über phantastisch hohe Reparations­

summen gehegt, die sich später als wirklichkeitsfremd herausstellten. Angesichts der wirtschaft­

lichen Schwierigkeiten Großbri tanniens würde er hohe deutsche Leistungen gern beanspru­

chen, aber er habe Anlaß , ihre Realisierbarkeit zu bezweifeln. Ihn bedränge die Vision eines 

hungernden Deutschland, das den Alliierten nach dem Kriege ernsthafte Schwierigkeiten berei­

te. Man werde sich entweder unbesorgt abkehren und sagen müssen: Das geschieht euch recht; 

oder Hilfslieferungen aufnehmen, wobei sich die Frage stelle, wer sie bezahlen w e r d e . 3 1 

Das umriß, kurz und bündig ausgedrückt, die wirtschaftspolitische Problematik der Deutsch­

landfrage und des Reparationsvorganges. Churchil ls Stellungnahme entsprach unbestreitbaren 

Tatsachen. N u r argumentierte er von einem Bl ickpunkt aus, den zwar Roosevel t , nicht aber Sta­

lin mit ihm teilte. Jenes hungernde, politisch hilflose, der Sowjetunion schwer verschuldete und 

um des bloßen Über lebens willen von alliierter Gunst abhängige Deutschland, das Churchill 

Alpträume einjagte, schien der sowjetischen Poli t ik durchaus akzeptabel. Maiskys Repara-
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tionsplan war geradezu darauf gemünzt, konnte nicht anders als zumindest kurzfristig U m ­

stände in Deutschland herbeiführen, die dem geplanten Chaos des Morgenthauplanes nahe 

kamen. 

Die amerikanischen Poli t iker haben das in Jal ta nicht erkannt. Roosevel t mag es einen Augen­

blick lang geahnt haben, als er kritisch zu dem sowjetischen Plan Stellung n a h m 3 2 und sich dabei 

an seine wirtschaftspolitischen Entscheidungen vom 4. D e z e m b e r 1944 h i e l t . 3 3 Deutschland, 

meinte er, besitze weder Kapital noch Fabriken oder industrielle Ausrüstungen, die Washington 

gebrauchen könne . Zwar befürworte er jeden sowjetischen Reparat ionsanspruch, auch den auf 

Arbeitsleistungen, weil er glaube, der Lebensstandard in Deutschland dürfe jenen der Sowjet­

union in Zukunft nicht mehr übersteigen. Aber er wolle sich doch gern die Pflicht ersparen, das 

deutsche Volk vor dem Hungertode bewahren zu müssen. 

Roosevelt forderte, es müßten genügend Industriebetriebe und Arbeitsplätze in Deutschland 

erhalten bleiben, um Hungersnöte zu un te rb inden . 3 4 D e r Bevölkerung solle die Mögl ichkei t 

gegeben werden, sich aus eigener Kraft zu ernähren, damit sie der Wel t nicht zur Last f a l l e . 3 5 

Und er bekräftigte seine frühere reparationspolitische Entscheidung vom 4. D e z e m b e r 1944 in 

Jalta mit den Worten, er st imme für ein Max imum deutscher Reparationsleistungen. Aber dem 

Hunger solle das deutsche Vo lk durch sie nicht preisgegeben w e r d e n . 3 6 

Briten und Amerikaner bezogen damit nahe verwandte Posi t ionen, die in ausgeprägtem Gegen­

satz zu den wirtschaftspolitischen Zielen der Sowjetunion standen. Churchi l l kleidete seine 

Auffassungen in den anschaulichen Vergleich, man werde einem Pferd wenigstens Fut te r rei­

chen müssen, wenn es den Wagen ziehen solle, doch gab Stalin zu bedenken, man müsse auch 

Vorkehr treffen, daß es sich nicht herumdrehe und aussch lage . 3 7 

Hinter solchen Wortspielen tat sich die Kluft zwischen West und O s t auf. T r o t z aller Bere i t ­

schaft Roosevelts , den sowjetischen Reparat ionswünschen zu entsprechen, konnte die ameri­

kanische Politik nicht von ihrem Ziel lassen, ein Min imum volkswirtschaftl icher Substanz in 

Deutschland zu erhalten. Das geboten schon die ökonomischen Eigeninteressen der Vereinigten 

Staaten, ganz abgesehen davon, daß mit dem volkswirtschaftlichen Zusammenbruch des Deut ­

schen Reiches ein Niedergang des europäischen Kont inents drohte. An der Frage nach dem 

wirtschaftlichen Uberleben Deutschlands schieden sich in Jal ta die Geister . U n d immer klarer 

schälte sich in den kommenden Monaten heraus, daß Moskau unter dem Titel Reparat ionen die 

wirtschaftliche Einverleibung des Deutschen Reiches zu betreiben gedachte, ein Vorgang, des­

sen politische Konsequenzen keinen der westlichen Alliierten unberührt lassen konnten. 

Während der Konferenz schienen der amerikanischen Delegation die Meinungsverschiedenhei­

ten keineswegs unüberbrückbar, der sowjetische von dem amerikanischen Standpunkt in der 

Reparationsfrage nicht allzuweit entfernt. Beide suchten die militärische und wirtschaftliche 

Entwaffnung Deutschlands auf dem Wege umfangreicher Demontagen . Die Forderungen 

Maiskys nach Reparationen aus laufender Produktion kamen dem State Depar tment überdies 

außerordentlich gelegen, weil sie das reparationspolitische Konzep t der Gemäßigten erneut 

stützten. Und damit waren die Vorzüge des sowjetischen Planes für das Außenminis ter ium 

noch keineswegs erschöpft, denn Maisky beabsichtigte, die gesamte Verwaltung Deutschlands 

in der Hand einer mächtigen Zentralinstanz zu vereinigen. Dami t gewährte er dem State D e ­

partment die unschätzbare Gelegenheit , sich in Washington bezüglich eines der umstrit tensten 

Probleme der amerikanischen Deutschlandpoli t ik gegen die übermächtige Koal i t ion von 

Kriegs- und Finanzministerium durchzusetzen und das von ihr vertretene D o g m a der U n a b ­

hängigkeit des Zonenkommandanten zu durchbrechen. Plötzlich schien sich doch noch ein Weg 
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zur gemeinsamen alliierten Verwaltung Deutschlands und zu jenen interalliierten Absprachen 

über den Charakter der Besatzungspoli t ik zu öffnen, den das State Department einzuschlagen 

bisher immer vergeblich gefordert hatte. 

Fraglich schien zwischen Amerikanern und Sowjets nur die H ö h e der deutschen Reparations­

verpflichtungen. E in K o m p r o m i ß war durchaus denkbar, vor allem mit den von Maisky in ver­

bindlichem T o n e vorgetragenen Auffassungen. Natürlich wolle niemand Deutschland hungern 

sehen, entgegnete er auf Roosevelts Einwände, nur habe es kein Rech t auf einen Lebensstan­

dard, der jenen Mitteleuropas übe r schre i t e . 3 8 U n d was die Sowjetunion als Reparationssumme 

verlange, so fügte Maisky hinzu, was sei das schon, nicht mehr als ein Zehntel des amerikani­

schen Staatshaushal tes . 3 9 Es gebe keinerlei Anlaß zu zweifeln, daß Deutschland seiner Bevölke­

rung einen bescheidenen, aber annehmbaren Lebensstandard werde bieten können. 

Die amerikanischen Forderungen schienen damit erfüllt. Aber Churchil l verlangte die Grün­

dung eines Ausschusses zur Untersuchung der Reparationsfrage, Stalin die Formulierung all­

gemeiner Richt l inien, welche die Konferenz dem interalliierten Reparationsausschuß mitzuge­

ben verpflichtet sei. Das Prob lem wurde an die drei Außenminis ter verwiesen. Sie nahmen am 

7. Februar den Reparationsplan Maiskys 4 0~und die sowjetische Anregung zur Gründung einer 

Reparat ionskommiss ion der drei Großmäch te mit Sitz in Moskau en tgegen . 4 1 Zwei Tage 

später setzten ihre Beratungen aufgrund eines amerikanischen Gegenvorschlages ein, der Mais­

kys Plan im wesentlichen akzeptierte, bezüglich der Reparat ionssumme jedoch Einwände 

e r h o b . 4 2 

Um diesen Punkt drehten sich alle weiteren Reparationsdiskussionen der Großmächte in Jalta. 

D ie sowjetische Delegation mit Stalin an der Spitze wurde nicht müde, die Alliierten in unabläs­

sigen Versuchen auf die geforderte Reparat ionssumme festzulegen, sei es in F o r m der Gesamt­

verpflichtungen Deutschlands von 20 Milliarden Dol la r oder eines festen sowjetischen Anteils 

von 10 Milliarden. Stettinius glaubte anfangs, in seinem Gegenvorschlag mit der Formulierung 

durchzukommen, die Reparat ionskommission in Moskau habe ohne Säumen Studien über die 

Auswirkungen des Verbotes oder der Beschränkung verschiedener Industriezweige in Deutsch­

land einzuleiten, wobei „die Kommiss ion bei ihren ersten Untersuchungen die von der Sowjet­

union vorgeschlagene Gesamtsumme von 20 Milliarden Dol lar für alle Reparationsarten in B e ­

tracht ziehen s o l l t e " . 4 3 

Diese Klausel war vorher mit Präsident Roosevel t besprochen worden und hatte dessen Zu­

st immung gefunden . 4 4 Er war in Ja l ta fest davon überzeugt, daß alle Zahlenangaben nur als Dis ­

kussionsbasis gelten konnten , weil es unmöglich sei, gegenwärtig eine begründete Vorstellung 

über die mögliche H ö h e der Reparat ionssumme zu entwickeln. Ers t nach Kriegsende würden 

fachkundige Inspekt ionen in Deutschland ein Urtei l darüber gestatten, sagte er zu Stettinius, 

welchen Betrag man tatsächlich als Reparat ionen beanspruchen könne . Vorher aber trügen alle 

Diskussionen über die Summe akademischen C h a r a k t e r . 4 5 Das hinderte den Präsidenten aller­

dings nicht , am 10. Februar zu bemerken, die britische Pol i t ik , überhaupt keine Zahl zu nennen, 

sei auch nicht r i c h t i g . 4 6 D ie amerikanische Delegation bezweifelte nicht, diesen Verhältnissen 

mit der Formulierung ihres Gegenvorschlages Rechnung getragen zu haben. 

Matthews hatte in Jalta Untersuchungen der Leistungsfähigkeit Deutschlands nach dem Kriege 

angereg t 4 7 , und das mit Rech t . Denn wenn man darin übereinst immte, wie die sowjetische D e ­

legation behauptete, daß in Deutschland ein minimaler Lebensstandard gesichert bleiben müsse, 
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so konnte man nicht von vornherein einen hohen Festbetrag nennen, der unter allen Umständen 

zu erbringen war. Am Anfang mußten vielmehr eine Bestandsaufnahme der einsatzfähigen 

deutschen Produktionsanlagen und eine Definit ion des angestrebten Mindestlebensstandards 

erfolgen. Erst dabei konnte sich herausstellen, welche Kapazitäten zur Deckung des inländi­

schen Mindestbedarfes in Deutschland bleiben mußten, während alle übrigen den Gegenstand 

von Reparationsgesprächen bilden konnten. A b e r wirtschaftlich tragbare Reparationspläne in­

teressierten die Sowjetunion nicht, auch wenn Maisky in Jalta diesen Eindruck zu erwecken 

suchte. U n d schon gar nicht lag ihr an sinnvollen Berechnungen der deutschen Leistungsfähig­

keit, welche nur die fragwürdige H ö h e ihrer Forderungen ans Tageslicht bringen konnten. 

Stettinius bemerkte im Laufe der Verhandlungen zwischen den Außenminis tern, daß er mit sei­

nen Einwänden gegen die H ö h e der Reparat ionssumme bei den Sowjets entschiedenen Wider­

stand hervorrief, dessen Motive jedoch nicht zutage traten. A b e r wie schon 1943 bei der M o s ­

kauer Außenministerkonferenz, so schien der amerikanischen Delegation auch dieses Mal die 

Reparationsfrage nicht wichtig genug, um auf Standpunkten zu beharren, die den Sowjets aus 

irgendwelchen Gründen unannehmbar waren. Beeinträchtigungen des Konferenzkl imas oder 

Mißstimmigkeiten zwischen den Alliierten rechtfertigte sie nicht, und ein Max imum deutscher 

Reparationslieferungen für den Wiederaufbau gestand man der Sowjetunion ohnehin zu. Au­

ßerdem ließ Maisky nicht ab, die Verbündeten zu drängen. Er forderte mit unbeirrbarer Har t ­

näckigkeit, die genannte Reparat ionssumme müsse ohne weiteres als Diskussionsbasis den ein­

leitenden Studien der Reparat ionskommission zugrunde gelegt werden, wobei es ihm auf das 

Wor t Basis entscheidend ankam, weil es die Größenordnungen festlegte. Da M o l o t o w ihn nach 

Kräften unterstützte, gab Stettinius schließlich n a c h . 4 8 

Es entstand, was die sowjetische Delegation hinfort mit niemals erlahmender Konsequenz als 

amerikanisch-sowjetischen Vorschlag zur Reparationspoli t ik bezeichnete . Seine Annahme 

durch Großbri tannien zu erwirken, rückte nun in den Mit telpunkt aller sowjetischen B e m ü ­

hungen, und tatsächlich lag sein Wortlaut dem späteren Reparat ionsprotokol l zugrunde. D e r 

Vorschlag verkörperte in Wirkl ichkeit nichts anderes als den Reparationsplan Maiskys , der nur 

in den Best immungen über die Reparat ionssumme eine leichte Abschwächung erfahren h a t t e . 4 9 

Die Reparat ionskommission „sol l te bei ihren ersten Studien als Diskussionsbasis den Vorschlag 

der Sowjetunion prüfen", so hieß es, daß die Reparat ionssumme insgesamt „ 2 0 Milliarden D o l ­

lar betragen und daß 50 Prozent davon der Sowjetunion zukommen s o l l e " . 5 0 D e r sowjetische 

Erfolg in der Reparationsfrage begann offen zutage zu t r e t e n . 5 1 

Inzwischen aber verhärtete sich bei den Gesprächen der Außenminis ter die ablehnende Haltung 

der Bri ten. Am 9. und 10. Februar drängten M o l o t o w , Maisky und schließlich sogar Stettinius, 

sie möchten sich den erarbeiteten Reparat ionsbest immungen ansch l i eßen . 5 2 Es nützte alles 

nichts. Die Beharrl ichkeit Edens in der Reparationsfrage hatte triftige Gründe . Nich t nur, daß 

Churchill sich wiederholt gegen die Nennung einer festen Reparat ionssumme gewandt hatte, 

weil sie nicht realistisch ausfallen könne. Die britische Delegat ion erkannte vielmehr das mög­

liche Ausmaß jener Gefahren, die sich in dem Reparationsplan Maiskys verbargen und die Stet­

tinius leichtnehmen zu können glaubte. Sie zeigten sich beispielsweise in der übermäßig weiten 

Auslegung des Begriffes der deutschen Rüstungsindustrie durch die Sowjets oder, als Stettinius 

nach den Auswirkungen einer deutschen Teilung auf den Reparationsplan fragte. Dabe i stellte 

sich heraus, daß Maisky ihr nicht Rechnung zu tragen beabs ich t ig t e . 5 3 Mit Rech t setzte die briti­

sche Delegation sich dagegen zur Wehr , weil eine Tei lung tiefgreifende wirtschaftliche Umste l ­

lungen nach sich ziehen und die Leistungsfähigkeit des Landes auf das schwerste beeinträchtigen 

mußte. 
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Die Auskünfte Maiskys hätten das Mißtrauen seiner amerikanischen Gesprächspartner wecken 

müssen. Aber Stettinius nahm die Dinge ohne Widerspruch hin. N u r Eden verlangte in einem 

britischen Gegenvorschlag am 10. F e b r u a r 5 4 die Berücksicht igung solcher Momente wie einer 

möglichen Teilung Deutschlands und darüber hinaus die Anerkennung zweier Grundsätze in 

der alliierten Reparat ionspoli t ik, die allgemeine Voraussetzungen für die zukünftige Existenz 

einer deutschen Volkswirtschaft sicherten. Danach sollten die industriellen Kapazitäten 

Deutschlands im Zuge des Reparat ionsprogrammes prinzipiell nicht bis zu einem Grade abge­

baut werden, der das wirtschaftliche Fortbestehen des Landes gefährde. Zweitens wünschte 

Eden die Anerkennung des Prinzips der Vorrangigkeit , und er sprach von Demontagen zur 

Vernichtung des deutschen Kriegspotentials, nicht wie Maisky von solchen zur militärischen 

und wirtschaftlichen Entwaffnung D e u t s c h l a n d s . 5 5 Überdies neigten die Bri ten zu einer Repa­

rationsperiode von nur fünf J a h r e n . 5 6 

All das entsprach den Reparationsplänen der Amerikaner und hätte ebensogut von ihnen vorge­

tragen werden können . Die Ziele der britischen und der amerikanischen Reparationspolitik 

st immten weitgehend überein. Als Eden zur Begründung seines Gegenvorschlages sagte, G r o ß ­

britannien wolle Verhältnissen aus dem Wege gehen, die es als Ergebnis des Reparationsvorgan­

ges dazu nötigten, Deutschland mit Geld und Nahrungsmitteln zu unters tü tzen 5 7 , traf er genau 

jene reparationspolitischen Grundsätze, die Präsident Roosevel t fünf Tage früher Stalin und 

Churchi l l gegenüber vertreten h a t t e . 5 8 D ie Reparationspläne des amerikanischen Außenmini­

steriums hielten sich an die gleichen P r inz ip i en . 5 9 

A b e r Stettinius pflichtete dem britischen Standpunkt nicht bei. Er hatte sich schon für den ame­

rikanisch-sowjetischen Reparationsvorschlag entschlossen und begegnete Edens dauernden 

Einwürfen schließlich sogar mit einem Anflug ungeduldiger Parteinahme zugunsten der sowje­

tischen Forderungen. Die Instruktionen Edens aber waren eindeutig, und so kam es zwischen 

den Außenminis tern zu keiner Einigung. 

N o c h einmal mußten die Staatsoberhäupter sich am 10. Februar in der siebten Plenarsitzung mit 

der Reparationsfrage be fassen . 6 0 Ihre Diskussionen verliefen keineswegs erfolgreicher als jene 

ihrer Außenminis ter . Churchi l l war zu einer Meinungsänderung nicht zu bewegen. Stalin ließ 

während der ganzen Konferenz nur ein einziges Mal , an dieser Stelle, Verärgerung e rkennen . 6 1 

Er sprach erregt, ganz im Gegensatz zu seiner ruhigen, ausgeglichenen Art , sprang mehrfach 

von seinem Stuhl auf, diskutierte im Stehen und unterstrich seine Wor te mit nachdrücklichen 

G e s t e n . 6 2 D o c h auch seine scharfe Bemerkung, die Bri ten sollten es lieber offen zugeben, wenn 

sie der Sowjetunion alle Reparat ionen vorenthalten woll ten, half nicht über die Klippe 

h i n w e g . 6 3 

In der anschließenden hitzigen Debat te verlas der britische Premier ein Telegramm des Kabi­

netts in London , das sich mit Nachdruck von jeder Reparat ionssumme distanzierte und hervor­

hob , der Betrag von 20 Milliarden Dol lar sei unter allen Umständen zu hoch gegriffen. Er über­

steige die deutsche Leistungsfähigkeit und werde dazu führen, daß andere Länder die deutschen 

Reparationslasten tragen m ü ß t e n . 6 4 

Stalin zog es vor, darauf nicht im einzelnen zu antworten. Wie Maisky, so spielte er das Problem 

lieber herunter, als er sagte, man wolle doch nur eine Zahl als Diskussionsbasis nennen, die von 

der Repara t ionskommiss ion in Moskau erhöht oder herabgesetzt werden k ö n n e . 6 5 Weder 

Churchi l l noch Eden ließen sich davon beirren. Aber für Roosevel t begannen nun doch Zweifel 
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an der amerikanischen Polit ik zu erwachsen, so daß er zu einer Parteinahme für den britischen 

Standpunkt ansetzte. Stalin erkannte die heraufziehende Gefahr und glaubte, der Präsident 

werde die reparationspolitischen Zusagen seines Außenministers wieder fa l lenlassen. 6 6 

Als Eden hervorhob, der sowjetisch-amerikanische Reparationsvorschlag sei doch bis auf den 

Absatz über die Reparat ionssumme schon akzeptiert worden, schien Stalin die Sicherung des 

bisher Erreichten wichtiger als fruchtlose Versuche, die Bri ten umzust immen und dabei mögli­

che Rückschläge in Kauf nehmen zu müssen. Er gab sich daher mit einem Konferenzbeschluß 

zufrieden, der Deutschland zu Reparationsleistungen verpflichtete und der Moskauer K o m m i s ­

sion die Nennung des Betrages übe r l i eß 6 7 , wozu Bri ten und Sowjets ihre auseinandergehenden 

Berechnungen der Reparat ionssumme vorlegen w ü r d e n . 6 8 

Aber damit war die Entscheidung noch keineswegs gefallen. D e r in den Außenministergesprä­

chen erarbeitete amerikanisch-sowjetische Reparationsvorschlag ging ja erheblich über die von 

Stalin während der siebten Plenarsitzung akzeptierte Formel hinaus. Offensichtl ich auf eine In­

tervention Molo tows und Maiskys h i n 6 9 nahm er die Reparationsfrage während eines Diners am 

Abend des gleichen Tages noch einmal auf. Er nannte das Repara t ionsabkommen Churchi l l ge­

genüber unbefriedigend und flocht an, es widerstrebe ihm, seinem Vo lke sagen zu müssen, es 

werde keine Reparationen erhalten, weil Großbri tannien sich dagegen s t r ä u b e . 7 0 D e r britische 

Premier widersprach, und man einigte sich darauf, im Kommunique die Verpflichtung 

Deutschlands zu Reparationsleistungen festzuhalten sowie die beabsichtigte Gründung der 

Reparat ionskommission zu e rwähnen . 7 1 

Stalin konnte das nicht genügen, und sein anhaltendes Beharren war schließlich von Erfolg 

gekrönt. D ie Konferenz einigte sich auf die Annahme des amerikanisch-sowjetischen Repara­

tionsvorschlages. Im Hinbl ick auf die britischen Einwände fügte sie eine Klausel hinzu, G r o ß ­

britannien halte an der Überzeugung fest, eine Reparat ionssumme dürfe im Vorgriff auf die 

Moskauer Reparationsverhandlungen nicht genannt w e r d e n . 7 2 

Damit stand der Inhalt des Protokol ls von Jal ta fest. Die Sowjets legten der achten und letzten 

Plenarsitzung ihren Entwurf seines Wortlautes v o r . 7 3 Roosevel t nannte ihn vo l lkommen zu­

friedenstellend 7 4 , und die drei Staatsoberhäupter unterzeichneten ihn in der Aufbruchsst im­

mung des 11. F e b r u a r . 7 5 D e r sowjetische Reparationsplan hatte sich damit nahezu uneinge­

schränkt durchgesetzt. Aber der Tex t des Protokol ls wich doch, den Verhandlungsergebnissen 

der letzten Tage entsprechend, in einigen Punkten von den früheren Dokumen ten ab. Er strebte 

auf britischen Wunsch nur Demontagen zur Vernichtung des deutschen Rüstungspotentials an, 

und die Periode für Abgaben aus laufender Produkt ion blieb ungenannt. 

Darüber hinaus hatten sich die sowjetischen Verfasser - nach dem Zeugnis des späteren ameri­

kanischen Außenministers Byrnes ging dieser Schritt wiederum auf Maiskys Initiative zu­

r ü c k 7 6 - eine wesentliche Ergänzung des Protokol ls im Sinne der Poli t ik Moskaus erlaubt. Es 

erwähnte als dritte Reparationsart deutsche Arbeitsleistungen, und darüber lag ein Konferenz­

beschluß nicht vor. Die sowjetische Delegation hatte dieses Problem stets ausgek lammer t . 7 7 

Daher war eine grundsätzliche Entscheidung für Reparat ionen durch Dienstleistungen nie ge­

fallen, obgleich Roosevelt den Sowjets seine Bereitschaft dazu andeu te te . 7 8 
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D o c h nachdem der britische Vorschlag deutsche Arbeitsleistungen als Reparationen ausdrück­

lich v o r s a h 7 9 , erkannten alle drei Seiten sie durch Unterzeichnung des Protokol ls grundsätzlich 

an, ohne Einzelheiten zu regeln. Präsident Roosevel t st immte dieser Ergänzung z u . 8 0 Für die 

Sowjets stellte das im allerletzten Augenblick noch einen Teilerfolg ihrer Reparationspolitik 

dar, denn das Pro toko l l erteilte Sanktionen für deutsche Zwangsarbeit , ohne ihnen die gering­

sten Beschränkungen aufzuerlegen. Nichts konnte sie in Zukunft hindern, mit den in ihrer G e ­

walt befindlichen Kriegsgefangenen so zu verfahren, wie es ihren Plänen über deutsche Repara­

tionsleistungen durch Zwangsarbeit en t sp rach . 8 1 

Das Reparat ionsprotokol l von Jal ta blieb zwei Jahre lang geheim. Die Öffentlichkeit erfuhr aus 

einem Kommunique lediglich, die Konferenz habe das Prinzip der deutschen Reparations­

pflicht anerkannt und die Gründung eines Ausschusses in Moskau beschlossen, um Einzelhei­

ten zu un te r suchen . 8 2 Dabei blieb es dem Wunsche Stalins entsprechend, der die Reparationsab­

sprache von Jal ta als unbefriedigend empfand . 8 3 Aber seine Gesprächspartner hatten weit mehr 

Grund, an ihren reparationspolitischen Erfolgen zu zweifeln. D e r britischen Delegation konnte 

es noch zum Trös te gereichen, daß ihre Hartnäckigkeit mindestens in einem entscheidenden 

Punkt von Erfolg gekrönt worden war. Sie hatte sich einem vollendeten Tr iumph des sowjeti­

schen Reparationsplanes wenigstens entgegengestemmt. 

Amerikanische Poli t iker konnten nicht einmal das von sich behaupten. O h n e die geringste wirt­

schaftspolitische Gegenleistung Moskaus hatten sie den Sowjets Zugeständnisse gemacht, die 

einer unumschränkten Annahme der Pläne Maiskys nahekamen. Zwar hatte der Präsident an­

fangs hervorgehoben, ein Min imum deutscher Volkswirtschaft müsse erhalten bleiben. Aber 

davon stand nichts im Pro tokol l , und das erwies sich als folgenschwerer wirtschaftspolitischer 

Fehler . D i e amerikanische Delegation vertraute darauf, daß die sowjetische Wirtschaftspolitik 

sich mit ihrer eigenen decken müsse und niemand Interesse daran haben könne, die Existenz ei­

nes Min imums volkswirtschaftlicher Produktivkräfte in Deutschland zu gefährden. 

In Wirkl ichkei t entsprach das Protokol l von Jal ta weder der Reparat ions- und Wirtschaftspoli­

tik des amerikanischen Außenministeriums noch jener des Präsidenten. Erst vor wenigen Tagen 

erarbeitete reparationspolitische Grundsätze waren unbeachtet geblieben, alle Richtlinien in 

den Wind gesprochen worden. So trug das Protokol l dem gewünschten Charakter der Repara­

tionspolit ik als einer Res tgröße , die von vorangegangenen Entscheidungen über die notwendi­

gen Schrit te zur Gewährleis tung eines Exis tenzminimums in Deutschland, über Sicherheits­

maßnahmen, Industriebeschränkungen oder Gebietsabtretungen bestimmt werden sollte, kei­

nerlei Rechnung. Es schlug dem Prinzip, Reparationsleistungen unter keinen Umständen in 

monetären Größenordnungen auszudrücken, geradezu ins Gesicht . U n d weil sich die H ö h e der 

Reparationslast nicht an der deutschen Leistungsfähigkeit orientierte, trug das Protokol l den 

Keim zu amerikanischer Wirtschaftshilfe für Deutschland bereits in sich. 

Die Niederlage der amerikanischen Wirtschafts- und Reparationspolit ik in Ja l ta war ietzten En­

des ein Ergebnis der vorangegangenen monatelangen Auseinandersetzungen und fortdauernder 

Uneinigkeiten um die Deutschlandpoli t ik. H ie r rächte sich das Gegeneinander der Persönlich­

keiten und der Instanzen, die zögernde Vertagung wirtschaftspolitischer Entscheidungen durch 

den Präsidenten ebenso wie die übertr iebene Härte des Morgenthauplanes und die Unfähigkeit 

des Außenminis ter iums, sich mit realistischen Deutschlandplänen durchzusetzen. Weil die 

amerikanischen Poli t iker im F ü r und Wider der Streitigkeiten zur Deutschlandfrage befangen 

waren, fehlten ihnen verläßliche wirtschaftspolitische Orientierungspunkte, das amerikanische 

Konzept , und sowjetische Pläne vermochten sich nahezu unbemerkt durchzusetzen, wo die Po ­

litik Washingtons ein Vakuum geduldet hatte. 
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Aber nicht nur wirtschafts- und reparationspolitische Fehler der Amerikaner gereichten ihrem 

sowjetischen Verbündeten zum Vortei l , sondern auch allgemeine polit ische Momen te . D i e E i ­

nigkeit der Großmächte besaß unter den Zielen der Nachkriegspol i t ik Washingtons hohen 

Rang, und gerade Deutschlandfragen hatte Roosevel t zu einem Prüfstein sowjetisch-amerikani­

scher Zusammenarbeit erhoben. Sie zu verwirklichen war man auch um den Preis gewisser 

Konzessionen bereit und neigte daher angesichts des sowjetischen Drängens zu reichlich bemes­

sener Großzügigkei t . D e r Wunsch Stett inius ' , die Reparationsfrage einer raschen amerika­

nisch-sowjetischen Absprache zuzuführen, trat offen hervor, ein Umstand , aus dem seine G e ­

sprächspartner ihren Nutzen zu ziehen wußten. 

Roosevelt und Hopkins teilten die Kompromißberei tschaf t Außenminis ter Stett inius ' . D e r Prä­

sident erwartete, die Reparationsfrage werde sich im Laufe der Moskauer Verhandlungen als ge­

genstandslos e rwe i sen . 8 4 Tatsächlich schien Deutschland vorerst kaum den Mindestlebensstan­

dard für die eigene Bevölkerung sichern, geschweige denn Reparat ionen leisten zu können . Da 

aber das erstere, so glaubten die Amerikaner den sowjetischen Beteuerungen in Ja l ta entnehmen 

zu können, absoluten Vorrang in den wirtschaftspolitischen Zielsetzungen der Alliierten genoß, 

konnten Reparationen außer Demontagen in der Rüstungsindustrie wenig einbringen. Es ent­

sprach durchaus Roosevelts wirtschaftspolitischen Deutschlandplänen, wenn Sowjets und an­

dere Verbündete alles demontierten, was zur Gewährleistung eines minimalen Lebensstandards 

nicht erforderlich war. N u r diese eine zentrale Voraussetzung, das Exis tenzminimum, mußte 

gesichert sein; über alles andere ließ sich reden. 

Hopkins dachte ähnlich und steckte dem Präsidenten in der entscheidenden Sitzung des 10. F e ­

bruar einen Zettel mit dem Rat zu, den Sowjets in der Reparationsfrage nachzugeben, weil sie 

ihrerseits allerhand Zugeständnisse gemacht h ä t t e n . 8 5 D e r Präsident folgte dieser A n r e g u n g 8 6 , 

nicht zuletzt, weil dadurch die leidigen Auseinandersetzungen um die Reparat ionssumme der 

Moskauer Kommiss ion überlassen, und das hieß, die Entscheidung hinausgeschoben werden 

konnte. 

Man glaubte tatsächlich, damit alle maßgeblichen Probleme vertagt zu h a b e n . 8 7 Deswegen be­

gegnete Stettinius der halsstarrigen britischen Weigerung, sich den amerikanisch-sowjetischen 

Reparationsplänen anzuschließen, ohne das geringste Verständnis und bekämpfte schließlich 

Seite an Seite mit Mo lo tow und Maisky Edens vermeintliche Uneinsichtigkeit . Möglicherweise 

könne man die Reparationsperiode schon nach sieben statt nach zehn Jahren abschließen, hielt 

er den Briten am 10. Februar entgegen und fügte hinzu, die sowjetische Regierung wolle sich 

keineswegs auf eine Periode von zehn Jahren oder die Summe von 20 Milliarden Dol la r fest­

legen. Es sei doch alles nur als Diskussionsbasis erwähnt w o r d e n . 8 8 

Weder Stettinius noch der Präsident oder Harry Hopkins erfaßten, daß es den Sowjets entschei­

dend darauf ankam, die Verbündeten mindestens der Größenordnung nach auf einen so hohen 

Moskauer Reparationsanspruch festzulegen, daß ihnen daraus eine wirtschaftspolitische V o r ­

machtstellung und weitgehend freie Hand im Deutschland der Nachkr iegsepoche erwuchs. 

Man würde sich der einmal genannten Zahl in den Moskauer Gesprächen nicht mehr entziehen 

können. Je länger das sowjetische Drängen anhielt, desto unverhüllter trat zutage, welches G e ­

wicht man in Moskau jener Summe beimaß, die man doch nur als anfängliche Diskussionsbasis 

zu betrachten vorgab. 

Man kann der amerikanischen Wirtschafts- und Reparat ionspoli t ik von Jal ta den Vorwur f der 

Schwäche, der Unentschlossenheit und Kurzsichtigkeit nicht e r spa ren . 8 9 D i e amerikanischen 

Politiker behaupteten während der Konferenz, für einen entsprechenden Gedankenaustausch 
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wohl vorbereitet zu sein, und tappten dennoch im dunklen. Sie durchschauten weder die sowje­

tischen noch die britischen Absichten. Aber sie wähnten sich imstande, allgemeine Richtlinien 

für die Moskauer Kommiss ion zu erlassen, wie es taktvoll hieß, und das konnte nicht ohne F o l ­

gen bleiben. 

Stettinius zögerte nicht , die sowjetische Reparationsforderung während der Sitzungen in Jalta 

mehrfach „e ine angebrachte S u m m e " zu n e n n e n , 9 0 und hielt auch später an dieser Auffassung 

f e s t . 9 1 Das aber stellte nur eine persönliche Uberzeugung dar, die sich auf keinerlei begründete 

Anhaltspunkte stützen konnte und von den Fachleuten des Außenministeriums anschließend 

als bei weitem zu hoch gegriffen empfunden wurde. 

Die amerikanische Delegat ion besaß in Ja l ta keine Vorstel lung über die möglichen Größenord­

nungen eines Reparat ionsprogramms. T ro t zdem neigte sie unter dem Einfluß der langwierigen 

Auseinandersetzungen mit den Befürwortern eines harten Friedens in Washington intuitiv 

dazu, hohe Reparat ionssummen zu unterstellen. In der amerikanischen Hauptstadt nahm man 

Reparationsforderungen ernst, die sonst ohne weiteres in das Reich der Fabel verwiesen worden 

wären. So lief seit den ersten Tagen des Jahres 1945 eine Studie des Office of Strategie Services 

( O S S ) um, welche die deutsche Leistungsfähigkeit für Reparat ionszwecke mit 6,5 Milliarden 

Dol la r pro J a h r veranschlagte und eine Verdoppelung dieser Zahl für nicht ausgeschlossen 

h i e l t . 9 2 

Auch die Fore ign E c o n o m i c Administrat ion ( F E A ) hatte, in Vorberei tung auf die Konferenz 

von Jal ta , einen im Herbs t 1944 entworfenen Reparationsplan aus der Schublade gezogen. Er 

ging, unter ähnlichen Voraussetzungen wie das Programm Maiskys, von einer zwölf bis fünf­

zehn Jahre dauernden Reparationsperiode aus und stellte fest, „Deutschland könnte weit über 

2 0 0 Milliarden Dol la r Reparat ionen z a h l e n " . 9 3 Sogar die früheren Berechnungen des Repara­

tionsausschusses im Außenminis ter ium ergingen sich in weit größeren Summen als die von 

Maisky nun geforderten, und im Verhältnis dazu mochte Stettinius 20 Milliarden Dol lar durch­

aus nicht als zu hoch empfinden. Schließlich, so meinte er wenigstens, mußte das letzte Wor t ja 

erst von der Reparat ionskommission in Moskau gesprochen werden. 

Ihrer Gründung wandte Stettinius sich nach Abschluß der Konferenz von Jal ta ohne Säumen 

zu. Allerdings, der Auftakt gestaltete sich nicht eben vielversprechend. Am 11 . Februar glaubte 

man noch, der Kommiss ion würden neben Außenminis ter M o l o t o w der britische und der ame­

rikanische Botschafter in Moskau angehö ren . 9 4 D o c h Avereil Harr iman lehnte ab und einigte 

sich mit Stettinius auf den Wirtschaftswissenschaftler Winfield W. R i e f l e r . 9 5 Aber Riefler lehnte 

ebenfalls ab, und alles Drängen Stett inius ' , er sei der fähigste Mann für eine solche Aufgabe, 

fruchtete n i c h t s . 9 6 

Dami t scheiterten die Versuche des Außenminis ter iums, einen Reparationsbeauftragten nach 

seiner Wahl zu ernennen. Denn auf dem Rückwege in die Vereinigten Staaten kam das Problem 

schon in Alexandria zur Sprache. Hopkins äußerte den Vorschlag, D r . Isador Lubin vom Büro 

für Arbeitsstatist ik zu ernennen, und Roosevel t st immte zu. Er fand es amüsant, so berichtete er 

in Washington, ausgerechnet einem russischen Juden die Verantwortung für deutsche Repara­

tionen zu übe r t r agen . 9 7 

Stettinius allerdings kamen Bedenken , die sich als begründet erweisen sollten, doch konnte 

er nur so geringen Einfluß ausüben, daß er dankbar war, zumindest die Ernennung selbst be­

kanntgeben zu k ö n n e n . 9 8 In einem Telegramm trug er Lubin den Posten an, und dieser 
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erwiderte, er sei von der Aufgabe fa sz in ie r t . " Am 12. März wurde die Entscheidung bekannt­

g e g e b e n . 1 0 0 

Sie bereitete dem Außenminister ium wenig Freude. Lubin war nicht nur ein guter Freund Har ry 

Dexter Whites, sondern gehörte auch zu den Vansittartisten. Er teilte die Auffassungen M o r ­

genthaus über die Deutschlandfrage, von denen er sich angesprochen f ü h l t e . 1 0 1 Welchen repara­

tionspolitischen Kurs er einschlagen würde, konnte damit schon am Tage seiner Ernennung 

vorweggenommen werden. Es hatte den Anschein, als müsse sich die Waage des Schicksals von 

nun an zugunsten des Finanzministeriums neigen. 

D o c h Lubin als Statistiker und Wirtschaftssachverständigen zeichnete eine Eigenschaft aus, die 

manchen Vansittartisten verlorengegangen war: Er besaß Sinn für die wirtschaftlichen Mögl ich­

keiten der amerikanischen Deutschlandplanungen. Anfangs wie Morgenthau prinzipiell zu har­

ten Eingriffen entschlossen, ließ er sich nach und nach von rationalen Gesichtspunkten beein­

flussen und verzichtete schließlich auf manche extreme Forderung, die er als wirtschaftspoli­

tisch untragbar erkannte. Insofern leitete er die amerikanische Reparationsplanung doch noch 

auf sachlichere Bahnen, auch wenn er sie zunächst Belastungen aussetzte, die alles bisher Gewe­

sene übertrafen. 

2. Resultierende Entscheidungen zur Deutschlandpolitik in Washington 

Die amerikanische Wirtschafts- und Reparationspoli t ik hatte sich in Jalta auf Zugeständnisse 

eingelassen, die bei nüchterner Würdigung ihrer Tragweite kaum zu erfüllen waren, und es da­

bei versäumt, der Wirklichkeitsferne sowjetischer Reparationserwartungen rechtzeitig entge­

genzutreten. Es konnte nicht ausbleiben, daß sich aus der Reparationsfrage eine schwere Bela­

stung der sowjetisch-amerikanischen Beziehungen ergeben mußte , sobald es darum ging, die 

Absprachen von Jalta in die Tat u m z u s e t z e n . 1 0 2 

D o c h im Hinbl ick auf die inneramerikanischen Auseinandersetzungen um die Deutschland­

frage lagen die Dinge nach Jal ta ganz anders, und es scheint , als habe diesem Aspekt während der 

Konferenz das Hauptaugenmerk Stettinius' gegolten. Denn dem Außenminis ter ium eröffneten 

sich auf der Krim vielversprechende Möglichkei ten, was die amerikanische Besatzungspoli t ik 

für Deutschland betraf. Hier bot Jalta den lange erhofften Ansatzpunkt , eine Wende zugunsten 

der Standpunkte des Außenministeriums herbeizuführen. Zum einen erhob Präsident R o o s e ­

velt in Jalta, seinem Memorandum vom 4. D e z e m b e r entsprechend, ein wirtschaftlich lebensfä­

higes Deutschland zum grundsätzlichen Ziel der amerikanischen Poli t ik. Das zog tiefgreifende 

wirtschafts- und reparationspolitische Folgen nach sich, die auf Kos ten des Morgenthauplanes 

gehen mußten. 

Aber das war keineswegs alles. Vielmehr kamen in Ja l ta endlich jene interalliierten Planungen 

und Entscheidungen zur Deutschlandpoli t ik zum Durchbruch , auf welche das Außenminis te­

rium während der interministeriellen Meinungsverschiedenheiten zu seinen Gunsten stets ver­

wiesen und die es ständig herbeizuführen getrachtet hatte. Im Hinb l ick auf die anerkannten In­

teressen der Alliierten, so hatte es immer aufs neue hervorgehoben, könne und dürfe Washing­

ton nicht der Polit ik Morgenthaus folgen. „ W i r werden verpflichtet se in" , so erklärte Stettinius 

am 10. November , „mi t Bri ten und Sowjets die grundsätzliche Verantwortung für eine Len­

kung und Neuorientierung der deutschen Volkswirtschaft zu ü b e r n e h m e n . " 1 0 3 
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wohl vorbereitet zu sein, und tappten dennoch im dunklen. Sie durchschauten weder die sowje­

tischen noch die britischen Absichten. Aber sie wähnten sich imstande, allgemeine Richtlinien 

für die Moskauer Kommiss ion zu erlassen, wie es taktvoll hieß, und das konnte nicht ohne Fo l ­

gen bleiben. 

Stettinius zögerte nicht, die sowjetische Reparationsforderung während der Sitzungen in Jalta 

mehrfach „e ine angebrachte S u m m e " zu n e n n e n , 9 0 und hielt auch später an dieser Auffassung 

f e s t . 9 1 Das aber stellte nur eine persönliche Überzeugung dar, die sich auf keinerlei begründete 

Anhaltspunkte stützen konnte und von den Fachleuten des Außenministeriums anschließend 

als bei wei tem zu hoch gegriffen empfunden wurde. 

Die amerikanische Delegation besaß in Ja l ta keine Vorstellung über die möglichen Größenord­

nungen eines Reparat ionsprogramms. Tro tzdem neigte sie unter dem Einfluß der langwierigen 

Auseinandersetzungen mit den Befürwortern eines harten Friedens in Washington intuitiv 

dazu, hohe Reparat ionssummen zu unterstellen. In der amerikanischen Hauptstadt nahm man 

Reparationsforderungen ernst, die sonst ohne weiteres in das Reich der Fabel verwiesen worden 

wären. So lief seit den ersten Tagen des Jahres 1945 eine Studie des Office of Strategie Services 

( O S S ) um, welche die deutsche Leistungsfähigkeit für Reparat ionszwecke mit 6,5 Milliarden 

Dol la r pro Jah r veranschlagte und eine Verdoppelung dieser Zahl für nicht ausgeschlossen 

h i e l t . 9 2 

Auch die Fore ign E c o n o m i c Administrat ion ( F E A ) hatte, in Vorberei tung auf die Konferenz 

von Jal ta , einen im Herbs t 1944 entworfenen Reparationsplan aus der Schublade gezogen. Er 

ging, unter ähnlichen Voraussetzungen wie das Programm Maiskys, von einer zwölf bis fünf­

zehn Jahre dauernden Reparationsperiode aus und stellte fest, „Deutschland könnte weit über 

2 0 0 Milliarden Dol la r Reparat ionen z a h l e n " . 9 3 Sogar die früheren Berechnungen des Repara­

tionsausschusses im Außenminister ium ergingen sich in weit größeren Summen als die von 

Maisky nun geforderten, und im Verhältnis dazu mochte Stettinius 20 Milliarden Dol lar durch­

aus nicht als zu hoch empfinden. Schließlich, so meinte er wenigstens, mußte das letzte Wor t ja 

erst von der Reparat ionskommission in Moskau gesprochen werden. 

Ihrer Gründung wandte Stettinius sich nach Abschluß der Konferenz von Jalta ohne Säumen 

zu. Allerdings, der Auftakt gestaltete sich nicht eben vielversprechend. Am 11 . Februar glaubte 

man noch , der Kommiss ion würden neben Außenminis ter M o l o t o w der britische und der ame­

rikanische Botschafter in Moskau angehö ren . 9 4 D o c h Averell Harr iman lehnte ab und einigte 

sich mit Stettinius auf den Wirtschaftswissenschaftler Winfield W. R i e f l e r . 9 5 Aber Riefler lehnte 

ebenfalls ab, und alles Drängen Stett inius ' , er sei der fähigste Mann für eine solche Aufgabe, 

fruchtete n i c h t s . 9 6 

Dami t scheiterten die Versuche des Außenminis ter iums, einen Reparationsbeauftragten nach 

seiner Wahl zu ernennen. D e n n auf dem Rückwege in die Vereinigten Staaten kam das Problem 

schon in Alexandria zur Sprache. Hopk ins äußerte den Vorschlag, D r . Isador Lubin vom Büro 

für Arbeitsstatistik zu ernennen, und Roosevel t st immte zu. Er fand es amüsant, so berichtete er 

in Washington, ausgerechnet einem russischen Juden die Verantwortung für deutsche Repara­

tionen zu übe r t r agen . 9 7 

Stettinius allerdings kamen Bedenken, die sich als begründet erweisen sollten, doch konnte 

er nur so geringen Einfluß ausüben, daß er dankbar war, zumindest die Ernennung selbst be­

kanntgeben zu k ö n n e n . 9 8 In einem Telegramm trug er Lubin den Posten an, und dieser 

90 F R U S Yalta, S. 812, 808; Fischer, A.: Protokolle, S. 120. 

91 Stettinius, E. R.: a.a.O., S. 230; Clemens, D. Shaver: a.a.O., S. 162 führt aufgrund sowjetischer Quellen an, Stettinius habe der Repara­

tionssumme Maiskys begeistert zugestimmt. 

92 Als Basis galten die Preise von 1938. OSS R + A Report N o . 2350: Problems of German Reparations, 30. Dezember 1944. 

93 Gold an Coe, 18. Januar 1945, W N R C : RG 169, E. 205 , box 1078. 

94 F R U S Yalta, S. 947. 

95 Stettinius an Grew, 12. Februar 1945, RG 59, 740.00119 EW/2-1245 . 

96 Stettinius an Grew, 13. Februar 1945, RG 59, 740.00119 EW/2-1345 . 

97 Diary, S . 9 8 1 . 

98 Stettinius an Grew, 2. März 1945, RG 59, 740.00119 E W / 3 - 2 4 5 . 

128 



erwiderte, er sei von der Aufgabe fa sz in ie r t . " Am 12. März wurde die Entscheidung bekannt­

g e g e b e n . 1 0 0 

Sie bereitete dem Außenminister ium wenig Freude. Lubin war nicht nur ein guter Freund Har ry 

Dexter Whites, sondern gehörte auch zu den Vansittartisten. Er teilte die Auffassungen M o r ­

genthaus über die Deutschlandfrage, von denen er sich angesprochen f ü h l t e . 1 0 1 Welchen repara­

tionspolitischen Kurs er einschlagen würde, konnte damit schon am Tage sei-ner Ernennung 

vorweggenommen werden. Es hatte den Anschein, als müsse sich die Waage des Schicksals von 

nun an zugunsten des Finanzministeriums neigen. 

Doch Lubin als Statistiker und Wirtschaftssachverständigen zeichnete eine Eigenschaft aus, die 

manchen Vansittartisten verlorengegangen war: Er besaß Sinn für die wirtschaftlichen Mögl ich­

keiten der amerikanischen Deutschlandplanungen. Anfangs wie Morgenthau prinzipiell zu har­

ten Eingriffen entschlossen, ließ er sich nach und nach von rationalen Gesichtspunkten beein­

flussen und verzichtete schließlich auf manche extreme Forderung, die er als wirtschaftspoli­

tisch untragbar erkannte. Insofern leitete er die amerikanische Reparationsplanung doch noch 

auf sachlichere Bahnen, auch wenn er sie zunächst Belastungen aussetzte, die alles bisher G e w e ­

sene übertrafen. 

2. Resultierende Entscheidungen zur Deutschlandpolitik in Washington 

Die amerikanische Wirtschafts- und Reparationspoli t ik hatte sich in Jal ta auf Zugeständnisse 

eingelassen, die bei nüchterner Würdigung ihrer Tragweite kaum zu erfüllen waren, und es da­

bei versäumt, der Wirklichkeitsferne sowjetischer Reparat ionserwartungen rechtzeitig entge­

genzutreten. Es konnte nicht ausbleiben, daß sich aus der Reparationsfrage eine schwere Bela­

stung der sowjetisch-amerikanischen Beziehungen ergeben mußte, sobald es darum ging, die 

Absprachen von Jalta in die Tat u m z u s e t z e n . 1 0 2 

D o c h im Hinbl ick auf die inneramerikanischen Auseinandersetzungen um die Deutschland­

frage lagen die Dinge nach Jal ta ganz anders, und es scheint, als habe diesem Aspekt während der 

Konferenz das Hauptaugenmerk Stettinius' gegolten. Denn dem Außenminis ter ium eröffneten 

sich auf der Kr im vielversprechende Möglichkei ten, was die amerikanische Besatzungspoli t ik 

für Deutschland betraf. Hier bot Jalta den lange erhofften Ansatzpunkt , eine Wende zugunsten 

der Standpunkte des Außenministeriums herbeizuführen. Z u m einen erhob Präsident R o o s e ­

velt in Jalta, seinem Memorandum vom 4. D e z e m b e r entsprechend, ein wirtschaftlich lebensfä­

higes Deutschland zum grundsätzlichen Ziel der amerikanischen Polit ik. Das zog tiefgreifende 

wirtschafts- und reparationspolitische Folgen nach sich, die auf Kosten des Morgenthauplanes 

gehen mußten. 

Aber das war keineswegs alles. Vielmehr kamen in Jal ta endlich jene interalliierten Planungen 

und Entscheidungen zur Deutschlandpoli t ik zum Durchbruch , auf welche das Außenminis te­

rium während der interministeriellen Meinungsverschiedenheiten zu seinen Gunsten stets ver­

wiesen und die es ständig herbeizuführen getrachtet hatte. Im Hinbl ick auf die anerkannten In­

teressen der Alliierten, so hatte es immer aufs neue hervorgehoben, könne und dürfe Washing­

ton nicht der Polit ik Morgenthaus folgen. „ W i r werden verpflichtet se in" , so erklärte Stettinius 

am 10. November , „ m i t Bri ten und Sowjets die grundsätzliche Verantwortung für eine Len­

kung und Neuorientierung der deutschen Volkswirtschaft zu ü b e r n e h m e n . " 1 0 3 
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Solche Pläne scheiterten bisher an der Oppos i t ion des Finanz- und des Kriegsministeriums. 

Aber in Jal ta war der Kontrol l ra t für Deutschland beschlossen worden, und als Maisky die so­

wjetischen Reparationsforderungen präsentierte und überdies eine Lenkung des deutschen 

Wirtschaftslebens bis in die Einzelhei ten anregte, schlug die Stunde des Außenministeriums. 

Mi t der Annahme der sowjetischen Pläne gab es auf einen Schlag fest umrissene wirtschaftspoli­

tische Ziele für die alliierte Besatzung, die Morgenthaus Polit ik der Nichteinmischung hinfällig 

werden ließen, und sogar eine zentrale Verwaltungsinstanz, der solche Aufgaben übertragen 

wurden. Das konnte der Deutschlandpoli t ik des Außenministeriums in Washington die Obe r ­

hand verschaffen. Dieses M o m e n t konnte und durfte nicht ungenutzt bleiben. Es hat den Ame­

rikanern die Einwill igung in den sowjetischen Reparationsplan sicherlich erleichtert und sie 

über manche seiner Klippen einfach hinwegsehen lassen. 

Seit dem 2 8 . Februar war man im Außenminis ter ium, einer Weisung Roosevelts entsprechend, 

beschäftigt, die Ergebnisse der Konferenz von Jal ta in die amerikanischen Planungen einzube-

ziehen. Ers t jetzt , als Konferenzunterlagen in die Hand der Deutschlandexperten des Außen­

ministeriums gelangten, trat deutlich zutage, welche Gefahren die Reparationsabsprachen mit 

sich bringen konnten. Man wurde sich plötzlich der möglichen Konsequenzen des Umstandes 

bewußt , daß Deutschland zwar hohe Lasten aufgebürdet, aber keinerlei Vorkehrungen zum 

Erhalt eines Mindestmaßes volkswirtschaftlicher Substanz getroffen worden waren. 

Das Außenminister ium leitete ohne Säumen geeignete Schritte ein, solchen Gefahren zu weh­

ren, und begann sich dadurch von dem Repara t ionsabkommen der Konferenz in Jalta zu lösen, 

noch ehe es einen Mona t alt w u r d e . 1 0 4 Nach außen trat das erst zutage, als Stettinius am 

15. März St imson, Morgenthau und Crowley samt deren Ratgebern zu einer Besprechung über 

die zukünftige Deutschlandpoli t ik lud, um ihnen eine neue, am 10. März vollendete Deutsch­

landdirektive zu überreichen. Das Außenminister ium hatte sie in aller Stille verfaßt und durch 

Roosevel ts Unterschrift besiegeln lassen, wobei man den Auftrag des Präsidenten, die amerika­

nische Poli t ik den Konferenzergebnissen von Jal ta anzupassen, zu einer grundlegenden Neu­

orientierung der Deutschlandpläne auf Kosten der bisher vorherrschenden Polit ik Morgenthaus 

und des Kriegsministeriums ausgenutzt hatte. 

Was den reparationspolitischen Tei l des neuen Dokumentes betraf, so mußte Stettinius in den 

einleitenden Bemerkungen naturgemäß an seinen Äußerungen von Jal ta festhalten und behaup­

ten, 20 Milliarden Dol la r als Reparat ionssumme und ein sowjetischer Anteil von 50 Prozent 

„schiene billig und angemessen und könne als Gesprächsbasis d i e n e n " . 1 0 5 Aber es ließ doch 

weit bl icken, daß er diese Summe im gleichen Atemzug als „ n o m i n a l " bezeichnete und hervor­

hob , der endgültige Betrag werde erst nach der Eroberung Deutschlands aufgrund einer Schät­

zung der deutschen Leistungsfähigkeit festgelegt w e r d e n . 1 0 6 

Das st immte mit den tatsächlichen Absprachen von Jal ta keineswegs überein. Zwar hatte 

Maisky hin und wieder den Eindruck erweckt , die Sowjetunion werde sich auf eine solche Pro­

zedur einlassen, aber im Pro toko l l war davon keine Rede mehr. Die Auffassungen Stettinius' 

entsprachen mehr amerikanischem Wunschdenken, und anschließende Bemerkungen seiner 

Mitarbei ter ließen es vollends erkennen: Das Außenminister ium akzeptierte die Reparations­

vereinbarungen von Jal ta nur noch unter Einschränkungen. Man besann sich all jener Voraus­

setzungen und Bedingungen, ohne die ein sinnvolles Reparationsgeschehen nach amerikani­

schen Vorstel lungen nicht zu verwirklichen schien, und suchte all das nachzutragen, was in Jalta 

versäumt worden war. 

V o r allem, so hob der Staatssekretär William L. Clayton hervor, solle die Moskauer Repara­

t ionskommission das Prinzip der Vorrangigkei t beschließen und festlegen, daß notwendige 

104 Auf sowjetischer Seite hielt man sich ebensowenig an die Konferenzabsprachen. Vgl. F R U S 1943, Bd. I I I , S. 1I86, 1176; 
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deutsche Importe an erster Stelle aus deutschen Expor ten finanziert w ü r d e n . 1 0 7 Matthews fügte 

hinzu, der Präsident wünsche unter gar keinen Umständen, daß deutsche Reparat ionen noch 

einmal indirekt durch amerikanische Kredite finanziert werden würden. 

Und Stettinius bestätigte, worauf man hinaus wollte. D ie amerikanische Regierung, so sagte er, 

solle ihre grundsätzlichen Auffassungen zur Reparationsfrage noch vor der Abreise Lubins nach 

Moskau in einer allgemeinen Erklärung d a r l e g e n . 1 0 8 Es war abzusehen, daß man in ihr der Wah­

rung einer deutschen Mindestvolkswirtschaft und dem Prinzip der Vorrangigkei t eindeutigen 

Vorzug gegenüber der starren Reparat ionssumme einräumen würde. V o m sowjetischen Bl i ck ­

punkt aus betrachtet mußte das so aufgefaßt werden, als entziehe man weite Bere iche der deut­

schen Volkswirtschaft unbestreitbarem sowjetischem Reparat ionsbegehren und halte sich mit 

Vorsatz nicht an das Protokol l von Jal ta . 

Gemessen an den ungeschickten Pauschalzusagen der Amerikaner , wie sie das Pro tokol l doku­

mentierte, traf dieser Vorwur f zu. Zwar hätte Moskau die sachliche Berecht igung der amerika­

nischen Zusatzforderungen bei ruhiger Würdigung ihres Charakters nicht leugnen können, 

denn die Sowjets bezeichneten es in Jalta als selbstverständlich, daß Deutschland ein bescheide­

ner Lebensstandard gesichert bleiben m ü s s e 1 0 9 , und Maisky erkannte das Prinzip der Vorran­

gigkeit während seiner Reparationsgespräche mit Harr iman indirekt a n . 1 1 0 

Aber die Amerikaner versäumten, diese entscheidenden Kriterien vertraglich abzusichern. Das 

verlieh den Erwartungen der sowjetischen Deutschlandpoli t ik Auftr ieb, als es gegen Kriegsende 

um die Abgrenzung der zukünftigen Interessenbereiche in Europa ging. Die Sowjetunion besaß 

durch das Reparat ionsprotokoll von Jalta Möglichkei ten, Deutschland wirtschaftlich ihrer E in­

flußzone anzugliedern, und sie setzte verständlicherweise alles daran, dieses Ziel zu verwirkli­

chen. Die von Stettinius am 15. März eingeleiteten Schrit te waren zwar geeignet, sie daran zu 

hindern, doch ließ sich eine wirtschaftspolitische Vormachts te l lung Moskaus in Deutschland 

nach den Zusagen von Jal ta nur noch um einen hohen Preis vermeiden. 

Obgleich Washington sich dem Reparat ionsprotokol l im Verhältnis zu den Alliierten entzog, 

verstand das State Department doch, es im Hinbl ick auf die interministeriellen Auseinanderset­

zungen für die lange erstrebten Ziele zu nutzen. Seine diesbezüglichen Gedankengänge ließ es 

bei einer Konferenz im Weißen Hause durchblicken, als seine Vertre ter bemerkten, im Lichte 

der Reparationsentscheidungen von Jalta müsse man gewisse Modifikat ionen der bisher gülti­

gen amerikanischen Besatzungspolit ik v o r n e h m e n . 1 1 1 Das bedeutete nichts weniger als den 

Versuch des Außenministeriums, seine bisher von Morgenthau aus dem Felde geschlagenen 

Grundsätze zur Deutschlandpoli t ik unter Berufung auf die Reparationsverpflichtungen von 

Jalta doch noch du rchzuse t zen . 1 1 2 

Hohe Reparationen aus Demontagen und laufender Produkt ion, so argumentierte das Außen­

ministerium seit Jal ta , könnten ohne Lenkung der deutschen Volkswirtschaft , ohne regulie­

rende Eingriffe der Alliierten, ohne Absicherung eines Mindestlebensstandards, Inflat ionsbe­

kämpfung oder Kontrollen der L o h n - und Preisgefüge in Deutschland nicht verwirklicht wer­

d e n . 1 1 3 Aus der Notwendigkei t solcher Maßnahmen aber ergab sich zwingend die Verantwor t ­

lichkeit der Besatzungsmacht für die wirtschaftlichen Verhältnisse in ihrer Zone . Mit diesem 

Argument konnte das Außenminister ium eine der Hauptthesen des Kriegs- und des Finanzmi­

nisteriums, das Prinzip strikt begrenzter Verantwort l ichkei t für Deutschland, beiseite räumen 

und an die Formulierung einer Direktive gehen, die dem Zonenkommandanten eine Reihe posi­

tiver Maßnahmen zugunsten der deutschen Volkswirtschaft befahl. 
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Riddleberger und Despres machten sich, unter Beratungen mit Matthews und dem Staatssekre­

tär James C. Dunn , gleich nach der Rückkeh r der amerikanischen Delegation aus Jal ta daran, 

ein solches D o k u m e n t zu e n t w e r f e n . 1 1 4 Sie verfaßten die Direktive vom 10. M ä r z 1 1 5 und forder­

ten darin die Gründung zentraler Verwaltungsbehörden in Deutschland, die alle zur Verwirkli­

chung der besatzungspolit ischen Ziele erforderlichen Eingriffe vornehmen und auch über die 

Reparationspoli t ik entscheiden sollten. Die Volkswirtschaft war auf solche Art und Weise zu 

lenken, die einen minimalen Lebensstandard für die Bevölkerung, Nahrungsmittel , Unter­

kunft, Kleidung und Medikamente bis zu jenem Grade sicherte, der eine Erfüllung der Besat­

zungspolit ik und der Reparationsverpflichtungen ges t a t t e t e . 1 1 6 

Das war eine flexible Klausel, die mit Rücks icht auf das Kriegsministerium obendrein noch die 

Forme l über eine Verhinderung von Unruhen und Seuchen enthielt. Ein weiterer Abschnit t 

brachte ebenfalls Vorschrif ten, die der Erhaltung einer lebensfähigen deutschen Volkswirtschaft 

dienten, insbesondere das Prinzip der Vorrangigkei t und ein Verbo t ausländischer Kredite wäh­

rend der Repa ra t i onspe r iode . 1 1 7 D ie reparationspolitischen Best immungen der neuen Direktive 

beruhten auf dem D o k u m e n t vom 16. Januar 1 1 8 , an manchen Stellen ergänzt durch das Proto­

koll von Jal ta . Aber es gab kaum eine Passage, in der nicht versucht worden wäre, dieses abzu­

mildern, einzuschränken oder ganz aufzuheben. 

Zwar wurden deutsche Leistungen aus Demontagen , laufender Produkt ion, Auslandsguthaben 

und Arbeitsdiensten gefordert, wobei die letzteren vorwiegend von aktiven nationalsozialisti­

schen Organisat ionen wie SS und Gestapo zu erbringen w a r e n . 1 1 9 Aber sonst schienen, über die 

Bemerkungen des Außenminister iums bei der Vorlage des Dokumentes hinaus, die verschie­

denartigsten Einwände durch. V o n den früheren Deindustrialisierungsforderungen Morgen­

thaus und Maiskys Beschränkungen der deutschen Schwerindustrie um 80 Prozent blieb nichts. 

Für solche Industriezweige gab es lediglich Expor tverbote , und ganz untersagt wurde die Pro­

duktion nur in Ausnahmefällen, etwa bei synthetischem Benzin und Gummi . Nach Art und 

Umfang beschränkten sich Demontagen der Schwerindustrie auf jenen Grad, der zum Abbau 

eines „relativen Übermaßes deutscher Kapazi tä ten" und zu Wiederaufbauzwecken in anderen 

Ländern Europas erforderlich w a r . 1 2 0 

Weder hier noch an anderer Stelle fanden die Reparat ionssummen von Jalta Berücksichtigung. 

Im Gegentei l , man stellte sie wiederholt in Frage, durch eine Klausel beispielsweise, die Repara­

tionslast müsse in solcher Weise festgelegt werden, daß Deutschland ihr in einem Zeitraum von 

zehn Jahren tatsächlich nachzukommen in der Lage s e i . 1 2 1 Auch sollten sich Umfang und 

Durchführung eines Programmes wirtschaftlicher Entwaffung auf die Reparationszahlungen 

Deutschlands beschränken. Beide , Reparationsleistungen wie Demontagen aus sicherheitspoli­

tischen Erwägungen, hatten überdies der Notwendigkei t Rechnung zu tragen, einen minimalen 

Lebensstandard in Deutschland auf rechtzuerha l ten . 1 2 2 

Es war eine Direkt ive , die den Wunschvorstel lungen des Außenministeriums entsprach, und 

nicht nur das. Morgenthau erfuhr später unter der Hand, man habe sie aus verhandlungstakti­

schen Gründen bewußt extrem gestaltet, um auf dem Wege gegenseitiger Kompromisse mit dem 

Finanz- und dem Kriegsministerium die wirklichen Ziele durchsetzen zu können. Aber im 

Weißen Hause fiel das zunächst nicht auf. Präsident Roosevel t akzeptierte und unterzeichnete 

die Direkt ive ohne w e i t e r e s 1 2 3 und konnte sich später nicht mehr entsinnen, sie je gelesen zu 

h a b e n . 1 2 4 
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Das Außenministerium hatte am 14. März wiederum M c C l o y als ersten über die neue Direktive 

un te r r ich te t . 1 2 5 Dabei stellte sich zwar heraus, daß mit dem Widerspruch des Kriegsministe-

riufhs, und natürlich auch des Finanzminister iums, zu rechnen war. Aber die Meinungsver­

schiedenheiten entzündeten sich am Problem der zentralen Verwaltung Deutschlands, nicht an 

den wirtschafts- und reparationspolitischen Best immungen. Diesbezügl ich, so teilte M c C l o y 

dem Finanzministerium wiederholt mit, überlasse das Kriegsministerium grundsätzlich En t ­

scheidungen den anderen und wolle jede beschlossene Poli t ik aus füh ren . 1 2 6 

Noch einmal suchte das Kriegsministerium sich hinter sein Prinzip der St immenthal tung zu­

rückzuziehen. Das geschah auf den ausdrücklichen Wunsch St imsons hin, obgleich er entschie­

dene Vorstellungen über die Zukunft Deutschlands hegte. Wohin diese gingen, hatten seine drei 

Memoranden vom Herbst 1944 an den Präsidenten da rge l eg t . 1 2 7 St imson zählte zu den ent­

schlossenen Gegnern der Wirtschaftspolitik Morgenthaus , von der er glaubte, sie müsse die so­

ziale, wirtschaftliche und politische Stabilität der Welt z e r s t ö r e n . 1 2 8 Diesen Standpunkt vertrat 

er im März 1945 nicht weniger nachdrücklich als im Herbs t des vorhergegangenen J a h r e s . 1 2 9 

Obgleich er sich augenblicklich einer offenen Stellungnahme enthielt, war er zu einer Interven­

tion beim Präsidenten auf der Basis seiner drei Memoranden auch jetzt bereit , wie er M c C l o y 

wissen l i e ß . 1 3 0 

Dieser hielt mit seinen Äußerungen eher zurück. M c C l o y war es gewesen, der in den zurücklie­

genden Monaten die Verbindung des Kriegsministeriums mit Morgenthau ständig aufrechter­

halten hatte, eine Allianz, die maßgeblich auf die Formul ierung der amerikanischen Deutsch­

landpolitik einwirkte. Auch vertrat er auf wirtschaftspolitischem Gebie t , etwa in seinem Urtei l 

über die Konferenz von Q u e b e c 1 3 1 , nicht immer die Standpunkte des K r i e g s m i n i s t e r s . 1 3 2 Aber 

M c C l o y teilte die Ansichten Leon H e n d e r s o n s 1 3 3 , eines Wirtschaftssachverständigen, der im 

Auftrage der Foreign E c o n o m i c Administrat ion zu Beginn des Jahres 1945 in Europa die Aus­

wirkungen der wirtschaftspolitischen Deutschlandplanungen Washingtons untersuchte. 

Anfang März legte Henderson einen Bericht über seine Erkenntnisse vor, der unerwartete F o l ­

gen nach sich zog. Nich t , daß Henderson umwälzende Neuigkeiten entdeckte. D e n n es konnte 

der amerikanischen Regierung nicht verborgen geblieben sein, daß Washington nach dem au­

genblicklichen Stand der Dinge nicht in der Lage sein werde, eine zielstrebige Reparat ionspoli­

tik zu verwirklichen, die wirtschaftliche Entwaffnung Deutschlands vorzunehmen oder Unru­

hen und gefährliche Seuchen durch wirtschaftspolitische Eingriffe zu verhindern, wie der B e ­

richt k r i t i s i e r t e . 1 3 4 

Henderson zeigte lediglich die praktischen Konsequenzen der Auseinandersetzungen um die 

Deutschlandfrage in Washington auf. Aber er traf den richtigen Zeitpunkt , und er verstand es, 

seinen Erkenntnissen bis in das Weiße Haus hinein G e h ö r zu verschaffen. Er beeinflußte das 

Außenministerium beim Entwurf seiner Gegendirektive vom 10. März , und beider Argumenta­

tion, man müsse um der Reparat ionen und eines minimalen Lebensstandards willen für stabile 

volkswirtschaftliche Verhältnisse in Deutschland Sorge tragen, s t immte in allen wesentl ichen 

Punkten ü b e r e i n . 1 3 5 

Der Logik solcher Gedankengänge verschloß M c C l o y sich n i c h t . 1 3 6 Er räumte am 13. März in 

Gegenwart von Vertretern des Außenministeriums ein, das bisherige amerikanische Konzep t 
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zur Verwaltung Deutschlands sei zu eng begrenzt g e w e s e n . 1 3 7 Er neige dazu, sich Hendersons 

Bedenken anzusch l i eßen 1 3 8 , und das bedeutete nichts anderes als eine wirtschaftspolitische A b ­

sage an Morgenthau, denn Henderson forderte eine sofortige Neufassung der Direktive J C S 

1067 an den Befehlshaber der amerikanischen Zone . Sie hatte nicht nur die spezifischen Ziele der 

Reparationspoli t ik aufzuzeigen, sondern auch Morgenthaus Postulat der Nichteinmischung in 

die deutsche Volkswirtschaft durch eine positive Weisung zu ersetzen, die Wirtschaft in allen 

Hinsichten zu leiten und zu ü b e r w a c h e n . 1 3 9 

Es konnte kein Zweifel daran bestehen, daß man im Kriegsministerium der vom Außenministe­

rium und Henderson gemeinsam vertretenen Wirtschaftspolit ik Konzessionen zu machen be­

reit war und Morgenthau diesbezüglich in die Isolation geriet. Als das Außenministerium in ei­

ner Konferenz am 19. März seinen Standpunkt wiederholte, eine zentrale Verwaltung Deutsch­

lands sei unvermeidlich, wenn man die in Jal ta beschlossenen Reparationen aus laufender Pro­

duktion und Demontagen sowie einen minimalen Lebensstandard verwirklichen wolle, stimmte 

General Hilldring für die Civil Affairs Divis ion des Kriegsministeriums zu, und M c C l o y mel­

dete keinen Widerspruch mehr a n . 1 4 0 

Zwar bemerkte er in einem jener Telefongespräche, durch welche er dem Finanzminister den 

letzten Stand der Dinge anzuvertrauen p f l e g t e 1 4 1 , das Kriegsministerium werde kaum an der 

Formul ierung der Wirtschaftspolit ik t e i l n e h m e n . 1 4 2 Aber schon die Überzeugung Stimsons, 

seine Aufgabe beschränke sich in der Wirtschaftspolit ik auf das Ziel administrativ durchführba­

rer Maßnahmen, implizierte eine Parteinahme zugunsten des Außenministeriums. Denn nur 

unter volkswirtschaftlich geregelten Verhältnissen, nicht aber im wirtschaftlichen Chaos des 

Morgenthauplanes konnte von einer administrativ realisierbaren Besatzungspolit ik die Rede 

sein. 

Diese Verschiebung der Standpunkte des Kriegsministeriums galt jedoch nur, soweit wirt­

schafts- und reparationspolitische Probleme betroffen waren. Auf allen anderen Gebieten ihrer 

Deutschlandpoli t ik wußten Kriegs- und Finanzminis ter ium sich nach wie vor einig, und beide 

gingen ohne Säumen daran, die Direkt ive des Außenministeriums zu Fall zu bringen. Am 

2 0 . März st immten M c C l o y und Morgenthau das gemeinsame Vorgehen aufgrund überarbeite­

ter Fassungen der Direkt ive, die beide hatten erstellen lassen, miteinander a b . 1 4 3 Die Annähe­

rung des Kriegsministeriums an die Wirtschaftspolit ik des Außenministeriums war darin un­

v e r k e n n b a r 1 4 4 , nicht weniger aber auch die Tatsache, daß M c C l o y seine Zugeständnisse auf das 

unbedingt erforderliche Maß beschränken, im übrigen jedoch an der einmal akzeptierten Politik 

der Direkt ive J CS 1067 festzuhalten entschlossen w a r . 1 4 5 Dazu konnte er auf die Unterstützung 

des Finanzminister iums nicht verzichten, und er versuchte daher, auch auf wirtschaftspoliti­

schem Gebie t ein Mindestmaß an Ubere ins t immung mit Morgenthau zu wahren. 

Dieser ließ sich auf M c C l o y s Drängen ebenfalls zu Konzess ionen b e w e g e n 1 4 6 , und sein in dieser 

Sitzung überarbeiteter Br ie f an den Präsidenten gestand immerhin eine Versorgung der deut­

schen Bevölkerung mit Nahrungsmit teln und Vorräten zu, um Hungersnot , Unruhen oder Seu­

chen zu v e r h i n d e r n . 1 4 7 D ie Aufhebung des Prinzips begrenzter Verantwort l ichkei t der Besat­

zungstruppe in Deutschland lehnte er jedoch strikt ab, und auch die Verpflichtung zu Repara­

tionslieferungen durfte seiner Meinung nach keinen Vorwand bieten, es zu durchbrechen. 
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Wie schon häufiger in kritischen Phasen der amerikanischen Deutschlandplanungen, so nahm 

Morgenthau auch jetzt , am 2 0 . März, zu einem persönlichen Gespräch mit dem Präsidenten Zu­

flucht, um seine Poli t ik durchzusetzen. Wieder vermochte er Roosevel t auf seine Seite zu zie­

hen, bis dessen bei der Unterhal tung anwesender Schwiegersohn, J o h n Boet t iger , sich zu einer 

derart energischen Einmischung in das Gespräch zugunsten der Wirtschaftspoli t ik Hendersons 

entschloß, daß Morgenthau ohne Erfolg seinen Rückzug antreten m u ß t e . 1 4 8 Das erwies sich als 

folgenschwere Niederlage, denn als der Präsident zwei Tage später, am 2 2 . März 1945 , zu einer 

Besprechung über die Deutschlandpoli t ik ins Weiße Haus lud, blieb das Finanzminis ter ium 

ausgeschlossen . 1 4 9 

Zwar lehnte Roosevel t schon zu Beginn der Sitzung die neue Direkt ive des Außenminister iums 

ab 1 5 0 , gab aber zu, daß ein gewisses Maß lenkender Eingriffe in die deutsche Volkswirtschaft 

notwendig sei, um die Ziele der Besatzungspoli t ik zu verwirklichen. Als Vertre ter des Außen­

ministeriums meinten, das Reparat ionsprotokol l von Jal ta erfordere solche Eingriffe, s t immte 

er zu, wollte sie aber auf ein Min imum beschränkt w i s s e n . 1 5 1 

Auch in anderen Hinsichten zeigten sich bedeutende Erfolge für das Außenminis ter ium. D e r 

Präsident erwähnte, er habe in Quebec einen Fehler g e m a c h t 1 5 2 , und in diesem Zusammenhang 

gab er dem Morgenthauplan seinen endgültigen Abschied: 

„ M i n d you - I don't want to tear down anything", so sagte er nach M c C l o y s Z e u g n i s . 1 5 3 , , I 

don't want you to eliminate German industry - not at a l l . " U n d er fuhr fort: „I want you to 

change the character of it, but I don' t want you to eliminate it. I 'm not for throwing sah into the 

mines and doing all those things. I don' t want to destroy industry. I want to have German indu­

stry maintained to the füllest extent necessary to maintain the Germans so that we don ' t have the 

bürden of taking care of them. 

I think that it means a very substantial degree of preservation of the German industry, but I am 

very leery of their e x p o r t s . " 1 5 4 

Das waren ebenso verbindliche wie eindeutige Weisungen, und sogar Morgenthau blieb später 

nichts als die Bemerkung, das sei ein wenig anders, als der Präsident sich jemals zuvor geäußert 

h a b e . 1 5 5 

Einen Tag später, am 2 3 . März , versammelten sich Clayton und Matthews für das Außenmini ­

sterium, M c C l o y und Hilldring als Vertreter des Kriegsministeriums und Morgenthau, Whi te 

und Frank Coe namens des Finanzministeriums in den Amtsräumen Morgenthaus , um die E r ­

klärungen Präsident Roosevelts zur Deutschlandpoli t ik schriftlich zu formulieren. Jedes der 

Ministerien legte dazu ein von ihm erarbeitetes D o k u m e n t v o r . 1 5 6 Das Kriegsministerium setzte 

seinen Entwurf weitgehend durch, nachdem M c C l o y erklärte, es beruhe vol lkommen auf den 

am Vortage geäußerten Wünschen des P rä s iden t en 1 5 7 , und diese, so schrieb er wenig später an 

Stimson, bewegten sich auf einer Mittellinie zwischen Morgenthaus früheren extremen Ansich­

ten und der Gegendirektive des Außenministeriums vom 10. M ä r z . 1 5 8 

Entsprechend fiel die Erklärung zur Deutschlandpoli t ik am 2 3 . März a u s . 1 5 9 Was den wirt­

schaftspolitischen Abschnit t betraf, so grenzte er positive Maßnahmen zwar auf Programme der 

wirtschaftlichen Entwaffnung, Reparat ions- und Beistandsleistungen für befreite Gebie te 
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ein, aber er gestattete Eingriffe, um die Produkt ion für Zwecke der Besatzungsmacht und der 

Vertr iebenen sowie zur Verhinderung von Hungersnöten, Seuchen oder Unruhen aufrecht­

z u e r h a l t e n . 1 6 0 

Das war jene traditionelle Forme l des Kriegsministeriums, die einen weitreichenden praktischen 

Entscheidungsspielraum gewährte. M c C l o y hatte sie eingesetzt, nachdem der Präsident am 

Vortage zwar die Verantwortung für einen minimalen deutschen Lebensstandard ablehnte, das 

Ausbrechen einer Hungersnot jedoch als Kri ter ium bezeichnete, welches positive amerikani­

sche Interventionen e r f o r d e r e . 1 6 1 Jedenfalls, so flocht das Memorandum vom 23 . März in Wür­

digung der Äußerungen Roosevel ts und der Konferenzgespräche von Jal ta an, solle in Deutsch­

land ein höherer Lebensstandard als in irgendeinem benachbarten Lande nicht geduldet 

w e r d e n . 1 6 2 

Diese Momente liefen einer Wirtschaftspolit ik, wie sie das Außenminister ium vertrat, keines­

wegs zuwider, und die folgenden Klauseln des Dokumentes vom 2 3 . März entsprachen nahezu 

alle seinem wirtschafts- und reparationspolitischen Konzept . N ich t umsonst empfand das Au­

ßenministerium den Entwurf nach der Sitzung als besser geglückt denn alle seine V o r g ä n g e r . 1 6 3 

Gegen den Widerstand des Finanzministeriums entschloß sich die Versammlung auf Wunsch 

Claytons , das Prinzip der Vorrangigkei t au f zunehmen . 1 6 4 Es trug für eine Finanzierung deut­

scher Importe durch eigene Expor te Sorge und bereitete somit einem geregelten Außenhandel 

den Weg . 

Harry Dex te r Whi te setzte im Gegenzug ein Verbo t durch, Deutschland staatliche oder private 

Kredite zu g e w ä h r e n . 1 6 5 Er leistete damit ungewollt wiederum Plänen des Außenministeriums 

Vorschub und schuf überdies auf lange Sicht einen starken Anreiz , Deutschlands innere Wirt­

schaftskraft zu heben. U n d eine letzte Bes t immung, die der inzwischen zum Finanzministerium 

übergewechselte F rank C o e anregte, beschränkte Reparationen aus laufender Produktion nach 

H ö h e und Charakter auf solche Leistungen, die Deutschland ohne Wiederaufbau oder Ent ­

wicklung seiner Schwerindustrie erbringen k ö n n e . 1 6 6 Dami t entsprach das Finanzministerium 

zwar einer alten Forderung der Vansittartisten in Washington, setzte sich aber ebenso eindeutig 

wie das Außenminister ium über die in Jal ta genannten Reparat ionssummen hinweg. 

Den entscheidenden Punkt , die Demontagepol i t ik und mit ihr sicherheits- und reparationspoli­

tische Maßnahmen, berührte die Versammlung erst im letzten Augenbl ick, denn die betreffende 

Passage folgte Roosevel ts Grundsatzentscheidung für eine weitgehende Erhaltung der deut­

schen Industrie. Sie richtete sich also ganz offensichtlich gegen den Morgenthauplan und mußte 

Kontroversen heraufbeschwören. Das deutsche Kriegspotential , so hieß es in dem von M c C l o y 

vorgelegten Entwurf , solle zerstört werden. Aber darunter verstand man nicht mehr als Ver­

nichtung oder Übernahme von Kriegsgerät und Produktionsanlagen, die einer Herstellung spe­

zifischer Rüstungsgüter oder dem Flugzeugbau dienten. 

Morgenthaus Einspruch erfolgte prompt . M c C l o y und Clayton bestanden jedoch einmütig dar­

auf, weiter könne man angesichts der Äußerungen Präsident Roosevel ts vom Vortage unter kei­

nen Umständen g e h e n . 1 6 7 Es blieb dem Finanzminister nichts anderes übrig, als sich für den 

Augenbl ick zu fügen. Aber an eine Niederlage zu glauben weigerte er sich. D e r Präsident, so 

hielt Morgenthau der Versammlung entgegen, sei einer Beschränkung der deutschen Schwerin­

dustrie derart verpflichtet, daß er diesbezüglich in Zukunft sicherlich detailliertere Weisungen 

erlassen w e r d e . 1 6 8 
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Roosevelt akzeptierte das Dokumen t vom 2 3 . März jedoch ohne weiteres als Grundsatzerklä­

rung seiner Deu t sch landpo l i t ik . 1 6 9 Es gäbe viele Passagen allgemeinen Charakters in dieser 

neuen Direktive, berichtete M c C l o y am 2 6 . März an Kriegsminister St imson, „abe r es war sehr 

deutlich, daß der Präsident nichts als Allgemeinaussagen wünschte, und es war ebenso klar, daß 

er Deutschlands Industrie nicht zerstören wollte. Er hob tatsächlich mit allem Nachdruck her­

vor, man solle ihnen den Erhalt der eigenen Schwerindustrie zur Produkt ion von Werkzeugma­

schinen oder Lokomot iven für den inländischen Bedarf g e s t a t t e n . " 1 7 0 

Es stand außer Zweifel, daß Präsident Roosevel t richtungweisende und für alle Ministerien ver­

bindliche Entscheidungen zur amerikanischen Deutschlandpoli t ik getroffen hatte und daß ih­

nen durch eine Überarbeitung der Direktive J C S 1067 Rechnung zu tragen war. Man führte sie, 

den Anregungen des Außenministeriums folgend, im Informal Pol icy Commi t t ee on Germany 

( I P C O G ) durch. 

Dieser Kommiss ion gehörten, unter dem Vorsi tz des Staatssekretärs im Außenminis ter ium Wi l ­

liam L. Clayton, M c C l o y und General Hilldring für das Kriegsministerium, L e o Crowley und 

H. H. Fowler für die Foreign Economic Administrat ion, für das Marineminister ium der Staats­

sekretär Artemus L. Gates sowie Ralph A. Bard als stellvertretender Minister und für das F i ­

nanzministerium Harry Dexter White und Frank C o e an. Morgenthau hielt die Entscheidungen 

der Kommission jedoch für so wichtig, daß er an allen bedeutenden Gesprächen persönlich teil­

nahm. Das Informal Pol icy Commi t t ee war am 15. März 1945 gegründet w o r d e n 1 7 1 , um Prinzi­

pien zur Deutschlandpoli t ik zu entscheiden, doch befaßte es sich tatsächlich nur mit der letzten 

Fassung der Direktive J C S 1067 und mit der Verabschiedung von Instruktionen für die ameri­

kanische Reparat ionskommission in Moskau . 

Was die erstere betraf, so legte die Kommiss ion ihre Arbeitsergebnisse am 2 6 . April dem Präsi­

denten mit den Worten vor, sie trügen den Prinzipien des Memorandums vom 2 3 . März getreu­

lich R e c h n u n g . 1 7 2 Das st immte insofern, als die Direkt ive den Zonenkommandanten auf jenes 

Mindestmaß fördernder Eingriffe verpflichtete, die ein Uber leben der deutschen Bevölkerung 

aus eigenen volkswirtschaftlichen Ressourcen gewähr le i s t e ten . 1 7 3 Das Außenminis ter ium und 

neuerdings auch das Kriegsministerium hielten während der Sitzungen des Informal Pol icy 

Commit tee beständig an diesen so lange umkämpften Prinzipien fest und trugen damit positive 

Elemente in die Direkt ive, deren wirtschaftspolitische Abschni t te von allen Beteil igten als pro­

blematisch empfunden wurden. 

Kriegs- und Außenministerium ließen sich von dem Grundsatz leiten, daß zur Verhinderung ei­

ner Hungersnot die Lenkung und Überwachung der deutschen Volkswirtschaft durch den Z o ­

nenkommandanten erforderlich sei, um im ganzen Lande einen Mindestlebensstandard zu si­

chern. 1 7 4 Das Finanzministerium dachte im Falle einer Hungersnot jedoch nur an die Verteilung 

von Nahrungsmitteln, keinesfalls aber an fördernde Eingriffe in die deutsche Wirtschaft , da sie 

Verantwortlichkeiten für Deutschland nach sich zogen. N o c h während der letzten Beratungen 

über die Direktive drang Morgenthau auf M c C l o y ein, das Kriegsministerium lade sich mit sei­

ner Wirtschaftspolitik die ganze Verantwortung für Deutschland auf, wohingegen dieser em­

phatisch beteuerte, ihr entgehen zu können, und Clayton meinte, man könne es drehen, wie 

man wolle, die Armee trage nun einmal die Verantwortung für die Notwendigkei ten des tägli­

chen Lebens in D e u t s c h l a n d . 1 7 5 

Obgleich M c C l o y in allen Sitzungen des Informal Pol icy Commi t t ee die Übernahme solcher 
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Verantwort l ichkeiten durch die Armee ablehnte, trug er zugleich Sorge dafür, daß sie sich ihrer 

eventuell doch pflichtgemäß würde entledigen und stabile wirtschaftliche Verhältnisse in 

Deutschland würde schaffen können. Kriegs- und Außenminister ium waren sich nun voll­

k o m m e n einig, prinzipiell und in allererster Linie die Existenz eines Mindestbestandes volks­

wirtschaftlicher Substanz und wenigstens einen minimalen Lebensstandard erreichen zu wol­

len. Auch reparations- und sicherheitspolitische Programme mußten sich, wie Despres einmal 

mit Nachdruck hervorhob, diesen Grunderfordernissen b e u g e n . 1 7 6 

Die Kommiss ion nahm, vor allem in Gestalt der äußerst auslegungsbedürftigen Formel über die 

Verhinderung von Seuchen und Unruhen , bewußt gewisse Schutzvorschriften gegen einen 

übermäßigen Abtransport von deutschen Gütern und Produktionsanlagen zu Reparations­

zwecken auf, wie Clayton es a u s d r ü c k t e . 1 7 7 U n d als M c C l o y sich an der Best immung der neuen 

Direkt ive stieß, man dürfe keinerlei Schrit te zur wirtschaftlichen Erholung Deutschlands einlei­

ten, wies Clayton noch einmal auf die Passagen über den Lebensstandard und die Verhinderung 

von Seuchen und Unruhen hin, womit der erstere sich sofort zu f r i edengab . 1 7 8 

In solchen Momen ten traten die wirtschaftspolitischen Niederlagen Morgenthaus unübersehbar 

zutage. Das Finanzminister ium war mit diesem Teil der Direkt ive zeitweise so unzufrieden, daß 

es ganze Abschni t te anzufechten b e s c h l o ß . 1 7 9 Aber es gelang ihm auch ohnedies, mit Unterstüt­

zung der Foreign E c o n o m i c Administrat ion zum Zuge zu kommen. Wie schon im Sommer des 

Jahres 1944 , so unterschieden sich auch jetzt die wirtschaftspolitischen Deutschlandpläne dieser 

beiden Instanzen in mancher Beziehung kaum. Sie setzten daher bei der Formulierung der D i ­

rektive in einer Vielzahl ergänzender oder einschränkender Einzelbest immungen und gemein­

sam jenen später als peinlich negativ empfundenen Charakter des Papieres durch, der den Auf­

fassungen vieler Parteigänger einer harten Deutschlandpoli t ik in den Vereinigten Staaten ent­

sprach. 

Dazu gehörte als grundsätzliches Ziel der Besatzungspoli t ik jenes Programm wirtschaftlicher 

Entwaffnung Deutschlands, das sich nach den Weisungen Roosevel ts vom 2 3 . März auf die In­

besi tznahme oder Demontage von Rüstungsbetr ieben konzentr ier te . Die Direktive fällte dar­

über hinaus keine reparationspolitischen E n t s c h e i d u n g e n . 1 8 0 Aber sie erweiterte den Begriff 

der Rüstungsindustrie, ordnete Produkt ionsverbote auch für Handelsschiffe, synthetisches 

G u m m i und Treibstoffe , Aluminium sowie Magnesium an und bereitete umfangreichen D e ­

montagen aus sicherheitspolitischen Gründen den Weg, wobei sie alle Industriezweige im B e ­

reiche von Eisen und Stahl, Chemikal ien, Nichteisenmetal len, Werkzeugmaschinen, Radio-

und Elektroart ikeln, Automobi len und schweren technischen Ausrüstungen zu erfassen beab­

s i c h t i g t e . 1 8 1 

In diesen Bes t immungen der Direkt ive spiegelten sich die Bemühungen der Foreign Economic 

Administrat ion um das, was sie die kardinale amerikanische Polit ik industrieller Entwaffnung 

und Zerstörung des deutschen Kriegspotentials n a n n t e . 1 8 2 D ie F E A kritisierte die Grundsatz­

erklärung Roosevel ts vom 2 3 . März mit dem Hinweis , sie beinhalte eine Absage an das Uber ­

e inkommen von Ja l ta , alle deutschen Industriezweige zu zerstören oder alliierter Aufsicht zu 

unterstellen, die militärischen Zwecken dienen könnten. Andauerndem Drängen der F E A im 

Informal Pol icy Commi t t ee , solchen Zielen dienliche Maßnahmen zu beschließen, konnten sich 

weder Außen- noch Kriegsministerium entziehen, und das Finanzministerium unterstützte die 

Bestrebungen der F E A selbstverständlich nach Kräften. 

N o c h immer , so zeigte sich hier, trafen die Auffassungen der Vansittartisten und der Gemäßig­

ten in der amerikanischen Hauptstadt hart aufeinander. Weder Finanzministerium und F E A auf 
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der einen noch Kriegs- und Außenminister ium auf der anderen Seite waren bereit , in wirt­

schafts- und reparationspolitischen Fragen die entscheidenden Zugeständnisse an die Gegenpar­

tei zu machen. Aber eine neue Direktive mußte nach den richtungweisenden Erklärungen R o o ­

sevelts vom 2 3 . März in allerkürzester Zeit geschaffen werden. Irgendwie mußten jene Parteien 

und Standpunkte miteinander in Einklang gebracht werden, die sich unvereinbar gegenüber­

standen. Um die Annäherung zwischen den seit einem halben Jah r zerstrittenen Ministerien er­

reichen zu können, mußten bei der Formulierung der Direktive einander widersprechende 

Konzessionen nach allen Seiten gemacht werden. Man trug den gegensätzlichen Auffassungen 

aller Beteiligten Rechnung und brachte sie in dem abschließenden Wort laut der Deutschlanddi­

rektive J C S 1067 nebeneinander unter. Als Folge davon best immte weniger der sich häufig wi­

dersprechende Text der Direktive selbst, sondern vielmehr die jeweilige Auslegung ihres Wor t ­

lautes den Charakter der amerikanischen Besatzungspoli t ik in Deutschland. 

M c C l o y erkannte das rasch und bemühte sich um die Person des Militärgouverneurs für 

Deutschland, noch ehe die Formulierung seiner Direkt ive in Angriff genommen wurde. Byrnes 

spielte bei der Ernennung Lucius D. Clays zum Mili tärgouverneur eine maßgebliche R o l l e . 1 8 3 

Die Initiative zugunsten Clays ging jedoch von M c C l o y aus, dem der Präsident das Amt ur­

sprünglich zu übertragen beabs i ch t ig t e . 1 8 4 Schon am 2 3 . März , einen Tag nach der Konferenz 

über die Deutschlandpolit ik, hatte M c C l o y mit Zust immung Roosevel ts die ausschlaggebenden 

Schritte bei Byrnes a n g e r e g t . 1 8 5 

Wenig später ebnete M c C l o y der Ernennung Clays in militärischen Kreisen den Weg, wozu an­

gesichts der Ungewöhnlichkei t dieses Vorganges ein persönliches Gespräch mit E isenhower 

und ein Hinweis M c C l o y s erforderlich wurden, der Präsident wünsche diese R e g e l u n g . 1 8 6 

Damit besaß M c C l o y wesentlichen Anteil an einer Entscheidung, deren Tragweite für die Zu­

kunft Deutschlands nicht hinter dem Rang der Direktive J C S 1067 zurücksteht . 
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F Ü N F T E S K A P I T E L 

Die Moskauer Reparationskommission 
März bis Juli 1945 

1. Spiegelbild der amerikanischen Deutschlandplanung: Die Formulierung der 

Reparationsinstruktion 

Die Auseinandersetzungen um den Charakter der zukünftigen amerikanischen Wirtschaftspoli­

tik in Deutschland, um den Morgenthauplan und die Reparationspläne Washingtons fanden im 

Frühjahr 1945 nahezu gleichzeitig auf doppelte Art und Weise statt. D e n Schauplatz der Ereig­

nisse bildete stets das Informal Pol icy Commi t t ee , den Anlaß gaben die Verhandlungen um den 

Inhalt der Direkt ive J C S 1067 einerseits und die Instruktionen für die amerikanische Delegation 

bei der Moskauer Reparat ionskonferenz andererseits. In beiden Fällen dreht es sich um die glei­

chen Probleme, wobei nicht nur die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands auf dem Spiele stand, 

sondern zugleich seit langem mit Nachdruck verfochtene politische Grundsätze der beteiligten 

Instanzen. Es ging um die Entscheidung für oder gegen den Morgenthauplan, für eine Politik 

strafender Här te oder aufbauender Neuorient ierung, die Verurteilung Deutschlands zu wirt­

schaftlichem Siechtum oder die ökonomische Basis , einer glücklicheren Zukunft entgegenarbei­

ten zu können . Hin te r wirtschafts- und reparationspolitischen Formeln standen Prinzipien, so­

gar Weltanschauungen, und das verlieh den Auseinandersetzungen einen Rang, der weit über 

die herkömmliche Bedeutung wirtschaftspolitischer Entscheidungen hinausreichte. 

Man hätte erwarten können, daß das Außenminis ter ium angesichts der weitreichenden Konse­

quenzen aller Verhandlungen im Informal Pol icy Commit tee für die wirtschaftliche Zukunft 

Deutschlands und im Hinb l ick auf seine eigenen langfristigen wirtschaftspolitischen Pläne in 

Europa zu einer konstruktiven, der Aufnahme einer erstarkenden deutschen Volkswirtschaft in 

den freien Güteraustausch der Nachkriegswelt förderlichen Poli t ik neigte. Immerhin hatte es 

diese Ziele seit 1941 mit einer Beständigkeit verfochten, die in Washington nicht ihresgleichen 

fand. A b e r im Informal Pol icy Commi t t ee ließ es eine entsprechende Haltung manchmal ver­

missen, und je weiter die Verhandlungen voranschrit ten, desto eher neigte es dazu, mit seinen 

traditionellen Rivalen im Finanzministerium hier und da gemeinsame Sache zu machen. 

Es gab mancherlei Gründe für den allmählichen Sinneswandel im Außenminister ium. Sie waren 

vor allem in der Pol i t ik des Kriegsministeriums zu suchen, das sich in den Tagen des Zusam­

menbruchs Deutschlands seiner dortigen administrativen Verantwort l ichkeiten noch bewußter 

wurde als bisher und dessen wirtschaftspolitische Bestrebungen sich daher mit noch weit größe­

rem Nachdruck als jene des Außenminister iums gegen eine überstürzte Schwächung der 

volkswirtschaftlichen Basis Deutschlands richteten. Das aber zog die Gefahr erneuter Ausein­

andersetzungen mit dem Finanzminis ter ium nach sich. Das Außenminister ium glaubt^, ihr 

durch eine vermittelnde Rol le zwischen den beiden Standpunkten wehren zu müssen. So nach­

drücklich es dem Morgenthauplan stets entgegengetreten war, seit April 1945 lag ihm doch mehr 

an einem Ausgleich in den umstri t tenen Fragen der Deutschlandpoli t ik als an einem starren 

Festhalten an wirtschaftspolitischen Grundsätzen, die das Kriegsministerium ohnehin durch­

setzen würde. 

Sofern die Verabschiedung einer Direkt ive und der Instruktionen für die Moskauer Kommis ­

sion auf der Grundlage der Deutschlandweisungen Roosevelts geschah, schienen die wichtig­

sten Anliegen der Pol i t ik des Außenminister iums gesichert. A u f kurze Sicht, das hatte sich 

schon bei den Vorberei tungen auf die Konferenz von Jal ta gezeigt, tendierte es ohnehin zu einer 
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harten Deutschlandpolit ik, und in den Konferenzen über die Direkt ive für Eisenhower zeigte 

sich wieder und wieder, daß es erhebliche Zugeständnisse an das Finanzminis ter ium in Kauf 

nahm, weil sie wie die ganze Direktive nur für die erste Zeit nach der Besetzung Deutschlands 

gelten sollte. 

De r Auftakt zur Gestaltung einer amerikanischen Reparat ionspoli t ik in der F o r m von Instruk­

tionen für die Moskauer Reparationsverhandlungen erwies sich als unglücklich. Denn Isador 

Lubin faßte seine Pflichten weniger als die eines Sachverständigen, sondern hauptsächlich poli­

tisch auf, und so verging nach seiner Ernennung am 12. März nicht eine W o c h e , bis er sich auf 

das tiefste in die amerikanischen Auseinandersetzungen um die Deutschlandpoli t ik verstrickt 

hatte. Wiederum kam es dadurch nicht zu einer sachgerechten Untersuchung der wirtschaftli­

chen Möglichkeiten, sondern nur zu einer weiteren Verschärfung der polit ischen Differenzen in 

Washington. 

Schon am 17. März konnte man Lubin im Finanzminister ium sitzen und an einer Konferenz 

teilnehmen sehen, in der Morgenthau seinen Protest gegen die Direkt ive des Außenminis te­

riums vom 10. März zu Papier b rach te . 1 Bei dieser Gelegenheit regte Lubin an, man möge ihm 

Vorschläge zur Gestaltung der amerikanischen Reparat ionspoli t ik unterbre i ten . 2 Das ließ M o r ­

genthau sich nicht zweimal sagen. In den folgenden Tagen schon verfaßte das Finanzminis te­

rium erste Instruktionen für den amerikanischen Reparationsbeauftragten, und es verstand sich 

von selbst, daß sie den Absichten des Morgenthauplanes entsprachen. 3 

Gleich eingangs fand sich das, wie es hieß, unter allen Umständen ausschlaggebende Lei tmot iv : 

Reparationen sollten im höchstmöglichen Umfange deutsches Kriegspotential austilgen und 

Deutschland wirtschaftlich schwächen. In Anlehnung an die Reparationsverhandlungen von 

Jalta erwähnte das Finanzministerium einen deutschen Lebensstandard, doch wurde er nur nach 

oben begrenzt, denn er sollte unter keinen Umständen jenen eines anderen europäischen Landes 

überschreiten. Lubin hatte diese Passage in seinen Gesprächen mit Morgenthau im Hinb l i ck auf 

Jalta und auf Roosevelts Deutschlanderklärung vom 2 3 . März angeregt 4 und dabei zu Ver ­

gleichszwecken den Lebensstandard Rumäniens , Bulgariens und Ungarns genannt . 5 

Es entsprach herkömmlichen Auffassungen des Finanzminister iums, daß die Reparationslei­

stungen möglichst weitgehend aus vorhandenem deutschem Anlagevermögen erbracht werden 

sollten. Darin bestand ein zweiter Grundsatz der Instruktionen. Man dachte hauptsächlich an 

eine Demontage von Industrieanlagen, vor allem im Bereich der eisenverarbeitenden, der elek­

trotechnischen und der chemischen Industrie, genau so , wie es in Quebec geheißen hatte. Wie ­

derum flocht Lubin hier eine Passage aus dem Reparat ionsprotokol l von Jal ta an, als er Schiffe, 

Transportmittel , deutsche Auslandsguthaben und Anteile an deutschen Unternehmungen in die 

Liste der Reparationsgüter e insch loß . 6 

Als nächstes folgte in dem Entwurf die Forderung des Finanzminis ter iums, Reparationsliefe­

rungen gleich nach der Besetzung Deutschlands aufzunehmen, ohne die Errechnung einer G e ­

samtschuld oder der Anteile jedes einzelnen Gläubigerlandes abzuwarten. Diesen Gedanken 

der Interimreparationen führte das Finanzministerium als Reakt ion auf die Vorstel lung des Au­

ßenministeriums ein, Deutschlands Reparationsleistungen müßten sich aufgrund sicherheits-

und wirtschaftspolitischer Programme, einer Übers icht noch vorhandener Anlagen und B e ­

rechnung der für seinen Mindestlebensstandard erforderlichen Kapazitäten als Res tgröße ge­

wissermaßen von selbst e rgeben . 7 All diese Momente , verbunden mit dem anhaltenden Fehlen 

detaillierter Reparationsabsprachen zwischen den Alliierten, mußten starke Verzögerungen in 

1 Diary, S. 992 ff. 

2 Ebendort, S. 993. 

3 Ebendort, S. 1031; F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1179 ff. 

4 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 472. 

5 Diary, S. 996. 
6 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1179 ff.; Diary, S. 1031. 

7 F R U S Yalta, S. 194, 808. Vgl. oben S. 
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die Demontagepol i t ik des Morgenthauplanes tragen, möglicherweise sogar Erkenntnisse zutage 

fördern, die ihrer Verwirkl ichung entgegenstanden. Demgegenüber schufen die Interimrepara­

t ionen in kürzester Zeit vollendete Tatsachen, und das entsprach schon immer Morgenthaus 

Deutschlandplänen. 

Die abschließenden Passagen der Instruktion ließen erkennen, daß auch das Finanzministerium 

dem Reparat ionsprotokol l von Jal ta nur dort genau nachkam, wo es der Stützung eigener Inter­

essen dienen konnte , während man sich im übrigen darüber hinwegzusetzen bereit war. Repara­

tionen aus laufender Produkt ion, so lauteten die abschließenden Sätze des Entwurfes auf einen 

Vorschlag Whites h in , 8 sollten nach Ar t und Umfang keinerlei Schritte erfordern, um die deut­

sche Volkswirtschaft zu erhalten, zu fördern oder wei terzuentwickeln . 9 Daher waren maximale 

Leistungen Deutschlands aus Demontagen und möglichst geringe Lieferungen aus der laufen­

den Produkt ion zu erbringen, wobei die letzteren hauptsächlich Bodenschätzen entstammen 

sollten. Es kennzeichnete Lubins Anschauungen, daß er in einem späteren Zusatz Fert igpro­

dukte als nicht erwünscht ausschloß. Auch suchte er den Eindruck zu erwecken, als bleibe 

Deutschland nach Abschluß der von ihm vorgeschlagenen Demontagemaßnahmen noch eine 

Vielzahl seiner Produktionsanlagen erhalten. Zu diesem Zweck flocht er eine möglichst um­

fangreiche Liste solcher Industriebetriebe an. Sie nannte unter anderem Bäckereien, Teppich-

knüpfereien und S ä g e m ü h l e n . 1 0 

Hinter diesen Instruktionen für Lubin trat, nur dürftig verhüllt, der Morgenthauplan zutage. 

Die wirtschaftspolitischen Ziele des Finanzministeriums hatten sich während der langwierigen 

Debat ten in Washington um nichts verschoben, doch suchte es sie jetzt über die Reparationspo­

litik in die Tat umzusetzen. Lubin hatte man dafür gewinnen können, wenngleich dem Finanz­

ministerium keine längere Bindung an ihn vorschwebte , als unbedingt notwendig. Man fand, er 

sei allzu leicht zu bee inf lussen . 1 1 Aber für den Augenbl ick eröffneten sich dem Finanzministe­

rium durch Lubin Möglichkei ten, die auszunutzen es entschlossen war. 

Ein Mitarbei ter Morgenthaus überreichte dem zur Eile drängenden Reparationsbeauftragten am 

2 2 . März jenes Dokumen t , das Lubin dem Präsidenten am gleichen Tage kaum verändert als In­

struktion für die Moskauer Verhandlungen unterbre i te te . 1 2 Das Begleitschreiben an Roosevelt 

erweckte den Eindruck, als folge die Instrukt ion den Gedankengängen des Außenministers und 

verkörpere im übrigen die Auffassungen Lubins zur Repara t ionsfrage . 1 3 Morgenthau oder das 

Finanzminister ium als Verfasser des Dokumentes wurden nicht einmal andeutungsweise er­

wähnt, und es war mehr als offensichtlich, daß Lubin das Außenminister ium mit Wissen Mor ­

gen thaus 1 4 in der Reparationsfrage vor vollendete Tatsachen zu stellen suchte. De r Vergleich 

mit den Vorgängen um die Direktive des Außenminister iums vom 10. März drängte sich gera­

dezu auf, nur daß es jetzt Morgenthau war, der seinen Deutschlandplänen im stillen einen ent­

scheidenden Vorsprung zu sichern hoffte. 

Es traf sich unglücklich für Lubin , daß der Präsident an eben jenem 2 2 . März während der Bera­

tungen mit M c C l o y und Clayton seine prinzipiellen Entscheidungen zur Deutschlandpolit ik 

getroffen h a t t e . 1 5 Er sandte das Reparat ionsdokument Lubins daher zwei Tage später an Stetti­

nius mit der Frage , ob er es unterzeichnen solle oder n i c h t . 1 6 D ie Reakt ion des Außenministe­

riums ließ nicht auf sich warten. Innerhalb weniger Stunden entwarf der Wirtschaftssachver­

ständige George F. Luthringer eigene Instruktionen des Außenministeriums für den Repara-

8 Diary, S. 1029. 

9 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1179 ff.; Diary, S. 1031. 

10 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1181. 

11 Diary, S. 975 ; vgl. auch Blum, J. M.: a .a .O., S. 453. 

12 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1179 ff. Er bekam es selbst erst an jenem Tage zu Gesicht, obgleich es im Finanzministerium schon am 19. März vor­

lag. Diary, S. 1029 ff. Ein vorläufiger Entwurf des Finanzministeriums vom 19. März ist abgedruckt in Diary, S. 1016 f. 

13 Lubin an Roosevelt, 22. März 1945, R. L . : Lubin file, box 19. 

14 Diary, S. 1068. 

15 Vgl. oben S. 135 ff. 

16 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1179, Anm. 18. 
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tionsbeauftragten, die Despres mit einer scharfen Kri t ik an der Vorlage Lubins an Clay ton wei­

ter le i te te . 1 7 

Er schrieb darin, der En twurf Lubins beinhalte die bisher extremste Formulierung der Dok t r i n 

des Finanzministeriums zur Deutschlandpoli t ik. Sie beabsichtige, das deutsche Wirtschaftspo­

tential zu Staube zu machen, und bedenke dabei nicht, daß man alle Belastungen Deutschlands 

in Grenzen halten müsse, um eine dauernde Abhängigkeit des Landes von auswärtigen Hilfslie­

ferungen zu vermeiden. Auch ignoriere die vorgeschlagene Demontagepol i t ik das sowjetische 

Verlangen nach hohen Reparationslieferungen, die notwendigerweise umfangreiche Leistungen 

aus der laufenden Produktion bed ing ten . 1 8 

Despres schlug vor, die Reparationsfrage im Informal Pol icy Commit tee zu beraten, eine Anre­

gung, die Lubin auf Drängen des Finanzministeriums akzep t i e r t e , 1 9 und fügte seinem Schreiben 

die Instruktionen des Außenministeriums an. Sie orientierten sich bereits an Präsident R o o s e ­

velts Deutschlanderklärung vom 2 3 . März , beruhten in den übrigen Abschni t ten jedoch auf dem 

Reparationsprotokoll von Jalta oder den eigenen reparationspolitischen Dokumen ten vom J a ­

nuar. Im Ergebnis argumentierte der En twurf ebenso gemäßigt wie sinnvoll, doch verhehlte er 

nicht, daß man sich von den Reparationsabsprachen der Kr imkonferenz löste. 

Schon am Anfang seiner Instruktionen stellte das Außenminister ium fest, jeder Reparationsplan 

müsse den sicherheits- und wirtschaftspolitischen Zielen Washingtons untergeordnet w e r d e n . 2 0 

Was die ersteren betraf, so war damit nicht mehr als eine in ihrer Allgemeinheit inhaltsleere Aus­

sage gemacht worden. Denn welche industriellen Kapazitäten Deutschlands den Alliierten noch 

gefährlich werden konnten, mußte Gegenstand weit auseinandergehender Meinungen bleiben. 

Das Dokument erschöpfte sich diesbezüglich in Andeutungen und erwähnte lediglich Expor t ­

beschränkungen für die Eisen- und Stahlindustrie, für Werkzeugmaschinen, Chemikal ien und 

Elek t roar t ike l . 2 1 

Dagegen lagen die wirt^schaftspolitischen Ziele Washingtons seit dem 2 3 . März in ihren Grund­

zügen fest, und entsprechende Best immungen charakterisierten die Instruktionen für den Repa­

rationsbeauftragten. Im Mittelpunkt stand die Frage nach der Reparat ionssumme, um die das 

Außenministerium seit Jal ta in spürbare Besorgnis geraten war. Gleich an mehreren Stellen 

drängten die Instruktionen auf starke Mäßigung. Selbstverständlich, so hieß es, müßte die 

Summe so berechnet werden, daß Deutschland Möglichkei ten erhalten blieben, aus eigenen 

Mitteln einen niedrigen Lebensstandard für seine Bevölkerung zu erwir tschaf ten . 2 2 

Die Vereinigten Staaten müßten ein Reparat ionsprogramm verhindern, so führte das State D e ­

partment in unübersehbarer Anspielung auf das Pro tokol l und auf Morgenthaus Pläne weiter 

aus, dessen Größenordnungen eine Hungersnot unter der deutschen Bevölkerung oder eine 

fortwährende Abhängigkeit von auswärtigen Hilfslieferungen nach sich ziehe. U n d die M o s ­

kauer Kommiss ion dürfe bei den Verhandlungen über die H ö h e der Reparationslast keinesfalls 

von der Annahme ausgehen, die Vereinigten Staaten würden den deutschen Wiederaufbau fi­

nanzieren. An ihn war, aus den Formulierungen des Dokument s zu schließen, kurzfristig über­

haupt nicht zu denken, auch nicht um höherer Reparationsleistungen willen. Das Außenmini ­

sterium tendierte eher dazu, den ganzen Reparationsvorgang einzuschränken, etwa durch die 

Verminderung der Reparationsperiode auf fünf Jahre , als jenem deutschen Wiederaufbau zu­

zustimmen, der bisher stets die Grundlage seiner reparationspolitischen Forderungen gebildet 

ha t t e . 2 3 

Nur die Erhaltung eines Mindestmaßes deutschen Wirtschaftspotentials stellte nunmehr das 

Leitmotiv der Reparationspolitik des Außenministeriums dar. Diesem Ziel diente das wiederum 

17 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1181 ff. 

18 Ebendort. 
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21 Ebendort. 
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erstrebte Prinzip der Vorrangigkeit zur Sicherung der deutschen Autarkie ebenso wie die Forde­

rung nach einer niedrigen Reparat ionssumme, die zugleich sicherheitspolitischen Momenten 

diente. Die Sowjetunion werde in den Moskauer Verhandlungen wahrscheinlich auf die Nen­

nung einer verbindlichen Reparat ionssumme und detaillierte Lieferungspläne drängen, aber 

solange das Ausmaß der Kriegsschäden an deutschen Industriebetrieben noch unbekannt sei, 

könnten Lieferpläne nur unter der Bedingung akzeptiert werden, daß sie sich den tatsächlich 

vorhandenen Möglichkei ten anpaßten und gegebenenfalls reduziert würden. Den Gedanken 

der Interimreparationen griff das Außenminis ter ium trotzdem auf, wenn auch nur mit dem 

Vorschlag, eine Körperschaft zu gründen, die den Mili tärbehörden diesbezügliche Empfehlun­

gen unterbreiten s o l l t e . 2 4 

Bemerkenswer t war schließlich, daß man amerikanische Reparationsforderungen gegen 

Deutschland nicht mehr ausschloß. Zwar erhoben die Instruktionen noch keine direkten An­

sprüche, sondern betonten lediglich, die Vereinigten Staaten suchten weder möglichst hohe Lei­

stungen noch Reparat ionen durch Arbe i t sd iens te . 2 5 Seit Roosevel t in Jalta von der Beschlag­

nahme deutschen Auslandseigentums gesprochen h a t t e , 2 6 und die Sowjetunion einen amerika­

nischen Reparationsanspruch als gegeben unterstellte, begann sich der Gedanke an amerikani­

sche Forderungen im State Depar tment durchzusetzen, obgleich die Instruktionen für Lubin sie 

nur nebenher erwähnten. Aber Clayton erkundigte sich am 2 8 . März bei der Tariff Commission 

nach Importmögl ichkei ten zur Befriedigung amerikanischer Reparationsansprüche und nannte 

dabei die erstaunlich niedrige Zahl von 50 Mil l ionen Dol la r pro Jah r als Richtgröße für den U m ­

fang solcher T r a n s f e r s . 2 7 

Mit dem Gegenentwurf des Außenminister iums zur Reparationsfrage waren die Positionen für 

eine weitere Auseinandersetzung um den Morgenthauplan in Washington bezogen. Das Ergeb­

nis konnte , wie bei der Direktive J C S 1067, über einen mühsamen Kompromiß nicht hinausrei­

chen. Wieder mußte es bei schwammigen Formulierungen und einander widersprechenden Pas­

sagen bleiben, wodurch die ausschlaggebenden Entscheidungen einer zukünftigen Interpreta­

tion überlassen blieben. Aber was dem Außenminister ium mit seiner Gegendirektive vom 10. 

März glückte, das blieb dem Finanzministerium in der Reparationsfrage versagt. Es gelang ihm 

bei aller Unters tützung Lubins nicht, seine Gegenspieler mit einer vom Präsidenten unterzeich­

neten Weisung zur Reparationspoli t ik zu überraschen, so wie es das Außenministerium mit sei­

ner Direkt ive erreicht hatte. Insofern befand sich Morgenthau in einer weniger günstigen Aus­

gangsposition, und er hatte überdies mit dem Umstände zu kämpfen, daß Roosevelts Deutsch­

landerklärung vom 2 3 . März gegen ihn sprach. 

Im Finanzminis ter ium nannte man den Gegenentwurf des Außenministeriums begreiflicher­

weise „ e n t s e t z l i c h " . 2 8 Das Papier erschöpfe sich in negativen Aussagen, so hieß es kritisch. Es 

binde der amerikanischen Reparationspoli t ik die Hände und führe dazu, daß die Moskauer Ge­

spräche im Sande verlaufen m ü ß t e n . 2 9 Tatsächlich konnte angesichts der Reparationspolitik des 

Außenminister iums mit Rech t gefragt werden, woher seiner Meinung nach jene 20 Milliarden 

Dol la r deutscher Reparationslieferungen kommen sollten, auf die man sich in Jal ta zumindest 

der Größenordnung nach doch festgelegt hatte. Denn Reparationen aus laufender Produktion, 

und mit ihnen den Wiederaufbau der deutschen Industrie, lehnte man aus vielerlei Gründen ab. 

N u r sie hätten die Reparat ionssummen von Jal ta ermöglicht , sofern man sie mit einer rigorosen 

Wirtschaftslenkung und Kontro l le durch die Alliierten verband, und diese beiden Kriterien lie­

ßen sich in Washington aufgrund der von Morgenthau vorgetragenen Thesen nicht durchsetzen. 

Demontagen aber mußten ihrem Wert nach um vieles hinter den in Jalta genannten Summen zu­

rückbleiben, und das galt um so mehr, seit der Erhalt einer lebensfähigen Mindestvolkswirt-

24 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1182 ff. 

25 Ebendort. 
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Schaft zum obersten Ziel der amerikanischen Wirtschaftspolit ik im besetzten Deutschland ge­

worden war. 

Hier offenbarte sich das Di lemma der Reparationspoli t ik Washingtons . Das Erfordernis eines 

sich selbst tragenden Deutschland war zwingend. Man konnte in allen diesen Zielen dienenden 

Momenten keine Zugeständnisse machen, ohne sich die Verpflichtung zu dauernden Hilfsliefe­

rungen an die Bevölkerung Deutschlands aufzuladen. Un te r allen Umständen mußte durch das 

Prinzip der Vorrangigkeit für ausgeglichene E in - und Ausfuhren sowie für genügend Produk­

tionsanlagen zur Sicherung des Mindestlebensstandards in Deutschland Sorge getragen werden. 

Eine inkonsequent betriebene Poli t ik der Verzögerungen aber hatte inzwischen dazu geführt, 

daß die Vereinigten Staaten sich in Jal ta ohne genaue reparationspolitische Vorstel lungen auf in­

ternationale Vereinbarungen festlegen ließen, die mit dem Lei tmot iv ihrer Wirtschaftspoli t ik in 

Deutschland unvereinbar waren. 

Seither gab es nur die Alternative, von den Zusagen in Jal ta abzurücken und dadurch Konfl ik te 

mit der Sowjetunion zu riskieren oder das wirtschaftspolitische Lei tmot iv der Deutschlandpoli­

tik fallenzulassen. Das letztere widersprach Roosevelts Erklärung vom 2 3 . März . Es hätte dazu 

geführt, daß Washington auf dem U m w e g über Hilfslieferungen an ein hungerndes Deutsch­

land dessen Reparationen finanzierte, und das kam einem Versagen der amerikanischen Repara­

tionspolitik gleich. 

Das Außenminister ium war sich dieser Schwierigkeiten bewußt . Despres gab im Informal P o ­

licy Commit tee ohne weiteres zu, man könne sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 20 Mil ­

liarden Dol lar die deutsche Leistungsfähigkeit übers t i egen . 3 0 Aber man hoffte vorerst noch auf 

andere Wege zur Lösung des Di lemmas. Einer von ihnen bestand darin, daß die Vereinigten 

Staaten und Großbri tannien ihren in Jalta genannten Anteil von zusammen 8 Milliarden Dol la r 

gegenüber der Sowjetunion durchsetzten, auf tatsächlichen deutschen Lieferungen jedoch nur 

soweit bestanden, als die Verhältnisse in Deutschland das ohne Gefährdung anderer wirt­

schaftspolitischer Ziele gestatteten. Aus solchen Überlegungen errechneten sich jene 1 2 - 1 4 Mil ­

liarden Dol lar , die, späteren Weisungen des Außenministeriums gemäß, T h e m a der Moskauer 

Reparationsverhandlungen sein s o l l t e n , 3 1 und sie erklärten jene unverhältnismäßig bescheidene 

Summe, die das Außenminister ium Ende März der Tariff Commiss ion nannte. 

De r Anstoß zu Gesprächen über die Reparationspoli t ik Washingtons im Informal Po l icy 

Commit tee ging vom Kriegsministerium aus. General Hilldring regte am 3 1 . März telefonisch 

entsprechende Verhandlungen bei Morgenthau a n , 3 2 und dieser konnte seine Genugtuung dar­

über nicht verhehlen, daß die Armee sich ausgerechnet bei ihm über den Charakter der amerika­

nischen Reparationspolit ik zu informieren s u c h t e . 3 3 Eine W o c h e später, am 7. April 1945 , trat 

der Ausschuß unter dem Vorsi tz Claytons zusammen, um erstmals über die Reparationsfrage 

zu be ra t en . 3 4 An der Sitzung nahmen außer Lubin als Reparationsbeauftragtem alle dem Infor­

mal Policy Commit tee angehörigen Instanzen teil, für das Kriegsministerium auch General Wi l ­

liam H. Draper, der spätere Lei ter des Wirtschaftsdirektorats in der amerikanischen Mili tär­

verwaltung. 

Lubin unterbreitete der Versammlung einen neuen En twur f der Instrukt ionen, den er inzwi­

schen mit Despres und anderen im Außenminister ium erarbeitet hatte, um einem K o m p r o m i ß 

den Weg zu be re i t en . 3 5 Übereinst immung hatte man jedoch nicht erzielt, und die Instruktionen 

suchten daher extreme Formulierungen Lubins vergeblich mit der Pol i t ik des Außenminis te­

riums zu vereinbaren. Die Debat ten im Informal Pol icy Commi t t ee knüpften bei eben jenen 

Punkten an, welche schon zwischen Lubin und Despres umstritten waren. Dazu gehörte eine 

30 Diary, S. 1223. 
31 F R U S The Conference of Berlin, Bd. I, S. 519, Washington 1960. (Im folgenden zitiert als F R U S Potsdam). 
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weitgehender Handlungsfreiheit für den Zonenkommandanten gehörte. Dieses Bündnis mußte 

zerbrechen, sobald das Finanzminis ter ium die Interessen des Kriegsministeriums nicht mehr 

berücksichtigen konnte , und das trat ein, seit die Deutschlandpläne Morgenthaus und jene des 

Präsidenten auseinanderzuklaffen begannen. 

Das Kriegsministerium hielt sich konsequent an die Deutschlanderklärung Roosevelts vom 

2 3 . März , der allein ausschlaggebender Charakter zugebilligt wurde. Je mehr das Finanzmini­

sterium sich von ihr entfernte und je tiefere Eingriffe es in die Besatzungspoli t ik plante, desto 

eher konnte es eines unnachsichtigen Widerstandes aus dem Kriegsministerium gewiß sein. Die ­

ses allein führte die politischen Entscheidungen des Präsidenten in Deutschland aus, und Lovett 

ließ in seinem Memorandum unmißverständlich durchblicken, daß man sich dabei auch von ei­

nem Reparationsbeauftragten oder dessen Instruktionen nicht würde beirren lassen. 

Im Finanzminis ter ium breitete sich auf diese unerwartet heftige Reakt ion hin Niedergeschla­

genheit aus, zu der eine weitere Konferenz des Informal Pol icy Commit tee am 16. April noch 

manches beitrug, weil das Außenminis ter ium dem Widerspruch Lovetts Unterstützung ge­

währte. Beide, so hielten die Vertreter des Finanzministeriums nach der Sitzung fest, suchten 

die Reparat ionskommission in Moskau an grundlegenden Entscheidungen über Deutschland zu 

hindern und jedes wirksame Reparat ionsprogramm zu un te rb inden . 4 9 Un te r diesen Umständen 

könne die Moskauer Kommiss ion sich nur als totaler Mißerfolg herausstellen. 

Die ergänzenden Vorschläge des Finanzministeriums über die Interimreparationen stießen bei 

Außen- und Kriegsministerium auf den härtesten Widerstand. Lovet t bezeichnete sie während 

der Sitzung als neuerlichen Versuch, Deutschland in einen geruhsamen Hirtenstaat zu verwan­

d e l n . 5 0 U n d Clayton charakterisierte die Haltung des Außenministeriums in der Reparations­

frage zur Entrüstung des Finanzministeriums folgendermaßen: Erstens liege den Vereinigten 

Staaten an einer Pol i t ik , die Reparationslieferungen nur unter Schwierigkeiten gestatte. Zwei­

tens müßten die Vereinigten Staaten im eigenen Interesse dafür Sorge tragen, daß Deutschland 

genügend Industrieanlagen, Fabr iken und Ausrüstungen für Expor te erhalten blieben, mit de­

ren Hilfe die notwendigen Importe finanziert werden könnten. U n d drittens könne man über­

haupt nichts aus Deutschland abtransportieren, bevor eine Ubers icht die tatsächlichen Bestände 

erfaßt und dargelegt habe, welche von ihnen ohne Gefährdung der deutschen Volkswirtschaft 

oder der deutschen Wirtschaftsordnung als Reparationsleistungen in Betracht k ä m e n . 5 1 

Im Finanzminis ter ium zerbrach man sich den K o p f darüber, wie es zu dieser bedrückenden 

Wendung der Dinge gekommen sei. Es lag auf der Hand, daß die Initiative vom Kriegsministe­

rium ausging, während das Außenminis ter ium sich ihr lediglich angeschlossen hatte. Am 

2 1 . April glaubte man des Rätsels Lösung gefunden zu haben. Anfang April , so erfuhr ein Mit­

arbeiter Whites , habe eine Delegat ion der amerikanischen Wirtschaft unter der Führung von 

General Mo to r s im Kriegsministerium dezidierte Forderungen vorgetragen. Seither stünden 

dessen Entscheidungen zur Reparationspoli t ik unter dem D r u c k dieser Kreise, deren Absichten 

letztendlich darauf hinausliefen, den alliierten Armeen auf dem Fuße folgend ihre wirtschaftli­

chen Interessen in Deutschland zu w a h r e n . 5 2 

An sich war die bestürzte Überraschung des Finanzministeriums unbegründet, denn die Hal­

tung des Kriegs- wie des Außenministeriums entsprang den politischen Entscheidungen des 

Präsidenten und fand als Konsequenz seiner Direktive vom 2 3 . März ihre Rechtfertigung. Clay­

ton nutzte in der Sitzung des 16. April allerdings die Stunde des Außenministeriums, das nach 

langen Monaten vergeblichen Werbens das Kriegsministerium endlich auf seiner Seite zu einer 

unumwundenen Absage an Morgenthau bereit fand, und er nahm diese Gelegenheit so gründ­

lich wahr, daß er über die Ziele seiner eigenen Behörde fast hinauszuschießen drohte. Denn im 

Gegensatz zu Claytons Äußerungen ließ das Außenminister ium eher eine vermittelnde Haltung 

49 DuBois und Glasser: Memorandum for the Files, 16. April 1945, Department Of The Treasury, Washington. 
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zwischen Finanz- und Kriegsministerium erkennen, und suchte die Vollendung der Entschei ­

dungen zur Deutschlandfrage hin und wieder sogar gemeinsam mit dem Finanzminister ium auf 

Kosten der eigenen Poli t ik voranzutreiben. 

Diesen Verhältnissen entsprechend, unternahm es das Außenminis ter ium, nach der Konferenz 

vom 16. April durch Luthringer abermals einen En twur f der Instruktionen aufsetzen zu lassen, 

um einen Ausgleich zwischen den gegensätzlichen Standpunkten zu schaffen. Das Papier lag am 

23. April vor und wurde am gleichen Tage einem Unterausschuß des Informal Pol icy C o m m i t ­

tee zur Beratung übe rgeben . 5 3 Es unterschied sich von seinen Vorläufern nicht grundlegend, 

sondern versuchte durch Abänderung oder Neufassung des Wortlautes einzelner Passagen den 

Vorstellungen aller Beteiligten gerecht zu werden. 

Was den Standpunkt des Finanzministeriums betraf, so schlug sich das lediglich in einer Ve r ­

schärfung einzelner Formulierungen und in neuen Best immungen über die Interimreparationen 

nieder, die eine deutliche Bereitschaft Morgenthaus zur Nachgiebigkei t erkennen ließen. Das 

Finanzministerium hatte Despres am 18. April entsprechende Vorschläge zugesandt, die erheb­

lich von seinen zusätzlichen Forderungen abrückten und offensichtlich einer Erneuerung des 

Bündnisses mit dem Kriegsministerium den Weg bereiten s o l l t e n . 5 4 N u n plötzlich war man 

doch bereit, dem Zonenkommandanten die Entscheidungsbefugnis über alle Demontagemaß­

nahmen einzuräumen, wobei er lediglich an die Weisungen des Kontrol l ra tes gebunden 

blieb. 

Diese Anregungen fanden nahezu unverändert Aufnahme in die Instrukt ionen, doch reichte das 

allein für die Ziele des Kriegsministeriums bei weitem nicht aus. Ihnen suchte der En twur f des 

Außenministeriums durch die traditionelle Forme l über die Verhinderung von Seuchen oder 

Unruhen gerecht zu werden, wobei es sich selbst allerdings das Mitspracherecht darüber zu si­

chern beabsichtigte, in welchem Umfang deutsche Wirtschaftskapazitäten für solche Zwecke 

erhalten bleiben müßten. Es übertrug diesbezügliche Entscheidungsbefugnisse der Repara­

t ionskommission, und deren amerikanischen Vertre ter glaubte es auf seine Poli t ik verpflichten 

zu können. Das Kriegsministerium gab sich mit dieser Regelung nicht zufrieden, richtete L o -

vetts Widerspruch sich doch gerade gegen solche Passagen, die der Entscheidungsfreiheit des 

Kriegsministeriums Beschränkungen auferlegten. Es hatte bisher stets verstanden, dem Zonen­

kommandanten freie Hand zu verschaffen, und dazu bestand nun um so mehr Anlaß, als M o r ­

genthau eine gegen die Weisungen des Präsidenten verstoßende Poli t ik durchzusetzen versuch­

te, die der Armee eine ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben obendrein unmöglich machen 

würde. 

Obers t Brownel l , Lovetts Vertreter im Unterausschuß des Informal Pol icy Commi t t ee , nannte 

den Entwurf des Außenministeriums daher unbefriedigend. Er berichtete M c C l o y , an sich 

müßte eine systematischere und präzisere Fassung des Papiers erarbeitet w e r d e n . 5 5 Tatsächlich 

stellten die Instruktionen nur eine lose Aneinanderreihung der verschiedenen Schriftsätze des 

Außen- und des Finanzministeriums dar. Aber beide Instanzen weigerten sich, dieses nun ein­

mal akzeptierte Dokumen t durch eine Neufassung zu ersetzen, weil sie nach Brownel ls Urtei l 

ebenso wie Lubin allzu konkrete Aussagen vermeiden und sich nicht endgültig festlegen woll­

t e n . 5 6 Gerade der Vertreter des Außenministeriums habe in den Sitzungen wiederholt betont , 

die Instruktionen seien mit gutem Grund unbest immt gehalten w o r d e n . 5 7 So ließe man die 

Frage nach der Reparationsperiode und nach der Beschränkung des deutschen Lebensstandards 

bewußt offen, schrieb Brownel l , doch meinten alle beteiligten Instanzen, ein niedriger Lebens­

standard müsse während der gesamten Reparationsperiode vorgesehen w e r d e n . 5 8 

Wollte das Kriegsministerium seiner eigenen Polit ik auch in der Reparationsfrage zum Tragen 
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verhelfen, so blieb ihm nichts anderes übrig als eine abermalige Revision und Ergänzung des 

vorhandenen Entwurfes der Instruktionen. Am 2 6 . 5 9 und 2 7 . 6 0 April 1945 entstand das Papier 

in zwei verschiedenen Fassungen, deren letzte dem Informal Pol icy Commit tee als Gegenvor­

schlag zugeleitet wurde. Sie fußte auf den Deutschlandweisungen des Präsidenten vom 2 3 . 

März , erst in zweiter Linie auf dem Reparat ionsprotokol l von Jal ta , und dabei stellte sich aber­

mals heraus, daß Kriegs- und Außenminister ium in vielen Hinsichten gemeinsame Standpunkte 

vertraten. 

All jene Momen te , die das letztere zur Sicherung eines Mindestbestandes volkswirtschaftlicher 

Substanz in Deutschland vorgesehen hatte, berücksichtigte und ergänzte auch der Entwurf des 

Kriegsministeriums. Es sei unvermeidlich, so hieß es darin beispielsweise, daß der Lebensstan­

dard Deutschlands durch die Reparat ionen in Mitleidenschaft gezogen werde. D e r Umfang aller 

Reparationslieferungen aber müsse zu jeder Zeit so bemessen werden, daß ein Mindestlebens­

standard ohne auswärtige Hilfslieferungen für Deutschlands Bevölkerung aufrechterhalten 

werden könne . Durch das Prinzip der Vorrangigkeit war für einen geregelten Außenhandel zu 

sorgen. Un te r keinen Umständen durfte das Reparat ionsprogramm derartig einschneidende B e ­

schränkungen mit sich bringen, daß die wirtschaftliche Lebensfähigkeit Deutschlands bedroht 

w u r d e . 6 1 U n d damit dem Kriegsministerium in dieser Hinsicht stets das letzte Wor t blieb, nahm 

der En twur f an dieser Stelle wiederum die Forme l über eine Verhinderung von Seuchen oder 

Unruhen auf, doch stieß das später auf den geschlossenen Widerstand des Außenministeriums, 

des Finanzminister iums und der Foreign E c o n o m i c Administrat ion. 

In all diesen Best immungen wich der En twur f des Kriegsministeriums nicht grundsätzlich von 

jenem des Außenminister iums ab. Beide leiteten aus dem Memorandum vom 2 3 . März die be­

herrschenden Richtl inien für die Instruktionen des Reparationsbeauftragten ab. Das Kriegsmi­

nisterium allerdings ging darin konsequenter vor als das Außenminister ium. Sein Entwurf be­

rücksichtigte auch den Umstand, daß der Präsident nur kurzfristige Entscheidungen zur 

Deutschlandpoli t ik getroffen hatte. Es lehnte deswegen, so betonte Lovet t , grundsätzlich Pas­

sagen der Instrukt ion ab, die langfristige Entwicklungen nach sich ziehen und den Charakter der 

Volkswirtschaft Deutschlands endgültig best immen k ö n n t e n . 6 2 

Nochmals tauchte hier eine für den Morgenthauplan verhängnisvolle Klippe auf, und überdies 

ein M o m e n t , welches die amerikanische Reparationsplanung an einen Wendepunkt führte. D e r 

En twur f des Kriegsministeriums unterschied nämlich prinzipiell zwei Phasen des Reparations­

geschehens und damit zwei Reparationspläne, einen Plan A, der kurzfristige Entmilitarisie-

rungsmaßnahmen in F o r m von Demontagen umfaßte, und einen darauffolgenden Plan B, der 

langfristigen Reparationsleistungen Deutschlands aus laufender Produkt ion zu Wiedergutma­

chungszwecken diente. Die Vorschriften des Reparat ionsprotokolls von Jalta legten eine solche 

Regelung nahe. N u r für den kurzfristigen Plan A, der nach Auffassung des Kriegsministeriums 

den weitaus geringeren Tei l der erwarteten deutschen Leistungen umfassen sollte, war man be­

reit, einleitende Vorberei tungen zu treffen, und diese umfaßten nicht mehr als eine Bestands­

aufnahme möglicher Demontagegüter in Deutschland und die Registrierung dringender alliier­

ter Forderungen. 

Die Moskauer Reparat ionskommiss ion traf nach Auffassung des Kriegsministeriums nur die 

Aufgabe, einen allgemeingültigen Reparationsplan und die Annahme von reparationspoliti­

schen Grundsätzen zu beschließen, wie sie das Außenminister ium in seinem Entwurf vom 24 . 

März verankert h a t t e . 6 3 Innerhalb dieses Rahmens sollte sie später den kurzfristigen Plan A aus­

arbeiten, doch beschränkte sich ihre Tätigkeit dabei schon auf die Entgegennahme einer Liste 

jener Güter , welche der Kontrol l ra t unter dem Bl ickpunkt der alliierten Entmilitarisierungs-
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und Sicherheitspolitik aus Deutschland zu entfernen beabsichtigte. D i e Entscheidung über Ar t , 

Umfang und Zeitpunkt von Demontagen stand allein dem Kontrol l ra t zu, wobei er sich an eine 

im Reparationsprotokoll gesetzte Frist von zwei Jahren zu halten hatte. U n d was dessen Poli t ik 

betraf, so enthielt die eben vollendete Direktive J C S 1067 im Zusammenwirken mit dem Prinzip 

der Einstimmigkeit bei Kontrollratsbeschlüssen genügend Vorkehrungen, um unerwünschten 

Entwicklungen in Deutschland zu steuern. 

Trotzdem glaubte das Kriegsministerium anfangs, zusätzliche Vorkehrungen gegen allzu ein­

schneidende Demontagen treffen zu müssen. Sein En twur f vom 2 6 . April beschränkte den Wer t 

aller deutschen Leistungen in den ersten zwei Jahren daher auf 5 Milliarden D o l l a r . 6 4 Diese 

Summe ließ der zweite Entwurf fallen. Nach Brownel ls Ansicht brauchte nicht einmal der M o s ­

kauer Reparationsplan die H ö h e der deutschen Leistungen zu n e n n e n , 6 5 denn im Verhältnis zur 

Sowjetunion barg jede Summe die Gefahr in sich, als Verpflichtung auf einen Mindestwert aus­

gelegt zu werden, und das lag nicht im Interesse des Kriegsministeriums. 

Die Reparationsmaßnahmen des langfristigen Planes B sollten erst in weiterer Zukunft von der 

Reparationskommission oder einer ständigen Nachfolgeorganisat ion aufgrund einer Uberprü­

fung der verbliebenen deutschen Ressourcen sowie aller Ansprüche der Gläubigerländer zu­

sammengestellt werden. Erst der Plan B würde Entscheidungen über die H ö h e der Reparat ions­

last Deutschlands sowie Ar t und Fälligkeit seiner endgültigen Verpflichtungen bringen und 

mußte daher allen beteiligten Regierungen unterbreitet werden. Die Vorstel lungen des Kriegs­

ministeriums über diese Phase des Reparationsgeschehens blieben vage. A b e r es stellte doch 

schon einen bemerkenswerten Gegensatz zu seiner Ablehnung aller langfristigen Vorschläge 

anderer Ministerien dar, daß es jetzt bereits versuchte, die Prinzipien für die Gestaltung der 

kurzfristigen Reparationspolit ik auch auf den Plan B zu übertragen und jedenfalls ein Vetorech t 

des Zonenkommandanten durchzusetzen. 

Als eines der schwierigsten Probleme empfand das Kriegsministerium die Frage nach der 

Durchführung des Reparationsplanes und der Verteilung deutscher Lieferungen. Ihr wandte es 

seine Aufmerksamkeit in hohem Maße zu, und seine Vorstellungen reichten in dieser Hins ich t 

weiter, als der Entwurf des 27 . April erkennen ließ. Er deutete als Mögl ichkei t die Gründung ei­

ner mit langfristigen Verwaltungs- und Verteilungsaufgaben betrauten Reparationsagentur an, 

die aus der Moskauer Kommiss ion hervorgehen oder als ihre Nachfolgeorganisation neu entste­

hen s o l l t e . 6 6 Das Außenminister ium trug den Gedanken an eine solche Instanz erstmals in sei­

nen Instruktionen vom 2 3 . April vor, um die Ausführung des in Moskau beschlossenen Planes 

und die Verteilung der Lieferungen Deutschlands an die Gläubigerstaaten durch sie überwachen 

zu l a s sen . 6 7 Ihre Mitgliedschaft sollte aus Vertretern all jener Länder bestehen, die erhebliche 

Kriegsschäden erlitten hatten. 

Außenministerium, Finanzministerium und Foreign E c o n o m i c Administrat ion setzten sich im 

Informal Policy Commit tee für die Errichtung einer solchen Reparationsagentur ein, weil sie 

befürchteten, der Kontrollrat könne aus Gründen administrativer Vereinfachungen sowie im 

Hinbl ick auf seine Schwerfälligkeit über schwache Ansätze zu reparationspolitischen Maßnah­

men nicht hinausgelangen. Auch meinten sie, den Gläubigerstaaten ein Mitwirkungsrecht am 

Reparationsgeschehen nicht verweigern zu können. Das Kriegsministerium begegnete dem G e ­

danken an eine Reparationsagentur hingegen anfangs mit Unbehagen, weil das Außenminis te­

rium ihr weitgehende Handlungsfreiheit in Deutschland einzuräumen bereit war, die nur durch 

ein Vetorecht des Kontrollrates eingeschränkt wurde. Später befürwortete auch das Kriegsmini­

sterium eine Reparationsagentur, doch knüpfte es als Bedingung daran, daß sie ihren Repara­

tionsplan B dem Kontrol l rat zur Prüfung unterbreitete und diesem alleinige Entscheidungsbe­

fugnis über ihn zus t and . 6 8 
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Diese Vorschläge des Kriegsministeriums liefen, getreu dem Vorbi ld des Präsidenten Roosevel t , 

auf eine Poli t ik der Verzögerungen hinaus. Sie fand ihre Rechtfert igung in mehrfacher Hinsicht . 

Eines der Mot ive des Kriegsministeriums, das zugleich den Charakter der Direktive J C S 1067 

best immte, klang in einer Sitzung des Informal Pol icy Commit tee am 2 5 . April an. General 

Hilldring erinnerte in dieser Konferenz daran, daß man grundsätzlich eine Polit ik nur für die er­

sten Tage des Kontrol l ra tes formuliere, um sich die Gelegenheit für eine Untersuchung der 

wirklichen Verhältnisse in Deutschland zu verschaffen. Erst aufgrund empirischer, systema­

tisch gesammelter Erkenntnisse an O r t und Stelle werde die amerikanische Regierung in der 

Lage sein, endgültig politische und wirtschaftspolitische Deutschlandentscheidungen zu 

fä l l en . 6 9 

M c C l o y st immte dem mit allem Nachdruck zu. Man wisse nicht, sagte er, welche politischen, 

sozialen und wirtschaftlichen Folgen ein Deutschlandplan nach sich ziehen werde, solange man 

das Deutschland der Gegenwart nicht kenne. Die amerikanische Regierung begebe sich auf trü­

gerischen Boden , wenn sie glaube, eine langfristige Reparat ions- oder Wirtschaftspolitik ent­

wickeln zu können, ohne sich vorher aufgrund sachverständiger Berichte über die tatsächlichen 

Mögl ichkei ten informiert zu h a b e n . 7 0 Das war eine prinzipielle Auffassung, deren Stichhaltig­

keit nicht bezweifelt werden konnte . Kriegs- und Außenminister ium teilten sie einmütig, auch 

wenn sie geeignet war, die Verpflichtungen von Jal ta in Frage zu stellen. 

Sie beinhaltete gleichzeitig ein schlagendes Argument gegen die rasche Deindustrialisierung 

Deutschlands nach den Vorstel lungen Morgenthaus . De r Entwurf des Kriegsministeriums legte 

ihr mit seiner Pol i t ik der Verzögerungen neue Hindernisse in den Weg, und die Gründung einer 

internationalen Reparationsagentur, die neben dem Kontrol l ra t über den Reparationsplan zu 

befinden hatte, entzog die Gestaltung der Reparationspoli t ik den Einflüssen des Finanzministe­

riums noch weiter. Setzte das Kriegsministerium überdies eine Zuständigkeit des Kontrollrates 

für Reparat ionsmaßnahmen oder ein Vetorecht des Zonenkommandanten gegen Reparationen 

durch, so war es um die Zukunftsaussichten des Morgenthauplanes geschehen. 

Um die endgültige Fassung der Instrukt ionen des Reparationsbeauftragten entbrannten in ei­

nem Unterausschuß des Informal Pol icy Commit tee während der letzten Tage des Monats April 

heftige Diskuss ionen, die sich jeweils bis in die Nachtstunden hinzogen. Aus den vorangegan­

genen Formulierungen aller drei Ministerien entstanden mehrere Zwischenentwürfe , 7 1 deren 

Ergebnisse t rotz eines gewissen Entgegenkommens des Kriegsministeriums in den Einzelheiten 

auf die Anerkennung seiner Hauptforderungen hinausliefen. Aber die strenge Trennung der 

beiden Reparationsphasen verwischte sich ebenso wie ihre zeitliche Begrenzung, obgleich man 

grundsätzlich an einem sofort einsetzenden Inter improgramm und einem in späterer Zeit unter 

Berücksicht igung der Liefermöglichkeiten Deutschlands entworfenen Gesamtplan festhielt. 

D e m letzteren kam nach der Auffassung aller Beteiligten die maßgebliche Bedeutung zu, und 

um ihn drehten sich die heftigsten Auseinandersetzungen, während der Interimplan nicht mehr 

als einleitenden Charakter zu tragen schien. 

Das letzte W o r t über die amerikanische Reparationspoli t ik konnte jedoch nur im Hauptaus­

schuß des Informal Pol icy Commi t t ee fallen, dessen vier ausschlaggebende Sitzungen Clayton 

auf die ersten Tage des Monats Mai ansetzte. Als Tagungsort dienten, wie bei nahezu allen Ver­

handlungen über Deutschlandprobleme jener Tage , die Amtsräume Morgenthaus im Finanz­

min i s t e r ium. 7 2 Dieser nahm an allen Sitzungen persönlich teil und übte als ranghöchstes anwe­

sendes Mitglied der Regierung in Wirkl ichkeit den Vorsi tz aus. 

Wider alle Erwartungen verliefen die vier Konferenzen nahezu reibungslos. Offenbar hatte das 

Finanzminis ter ium für den Augenbl ick die Zwecklosigkei t weiterer Bemühungen erkannt, 

doch noch eine Wende der amerikanischen Deutschlandbeschlüsse in seinem Sinne erwirken zu 
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können. Immerhin trugen die Instruktionen noch stets unverkennbare Spuren des Morgen­

thauplanes, und es schien geschickter, den Gang der zukünftigen Entwicklungen lenkend beein­

flussen zu können, als durch ohnehin fruchtlosen Widerstand noch mehr Boden unter den F ü ­

ßen zu verlieren. Morgenthau wußte um diese Möglichkei t und suchte mit bemerkenswerter 

Energie den augenblicklichen Stand durch eine rasche Verabschiedung der Direktive J C S 1067 

und der Instruktionen für den Reparationsbeauftragten zu w a h r e n . 7 3 

Die einleitende Sitzung des Informal Pol icy Commi t t ee führte am 1 . Mai zu Beratungen anhand 

eines Entwurfes, über dessen Inhalt der Unterausschuß sich erst um Mit ternacht des vorherge­

henden Tages hatte einigen k ö n n e n . 7 4 Strittig war neben anderem jene Forme l über die Verhin­

derung von Seuchen und Unruhen geblieben, die das Kriegsminister ium zum grundlegenden 

Prinzip des gesamten Reparationsvorganges zu erheben s u c h t e . 7 5 Sie mußte darauf hinauslau­

fen, dem Zonenkommandanten die Entscheidungsbefugnis über alle Phasen des Reparat ionsge­

schehens einzuräumen, und verständlicherweise erhoben alle beteiligten Instanzen, einschließ­

lich Lubins, dagegen Wide r sp ruch . 7 6 Das natürliche Streben des Zonenkommandanten tendiere 

dazu, so argumentierte man dem Bericht Brownel ls zufolge, im Interesse seiner Truppen den 

Weg des geringsten Widerstandes zu gehen und sämtliche Anlagen in Deutschland stehen­

zulassen . 7 7 

Das Finanzministerium begründete seinen Widerspruch überdies mit dem Hinweis , die Vere i ­

nigten Staaten müßten ein gefährliches Rüstungspotential in Deutschland belassen, wenn neben 

der Bevölkerung ein alliiertes Hee r in Mill ionenstärke aus deutschen Quel len versorgt werden 

solle. Es gehe nicht an, daß die Armee aus Gründen administrativer Bequemlichkei t eine wirt­

schaftliche Entwaffnung Deutschlands, oder die Verwirkl ichung reparationspolitischer Ziele 

unterbinden könne. Auch Fowler lehnte es im Namen der Foreign E c o n o m i c Administrat ion 

grundsätzlich ab, so umfangreiche Produktionskapazitäten und Vorräte in Deutschland zu­

rückzulassen, 7 8 und Morgenthau glaubte, es werde niemals wieder einen Krieg geben, wenn die 

entscheidenden deutschen Fabriken innerhalb der nächsten sechs Monate zerstört würden. Die 

Armee, so stellte er mit großem Nachdruck fest, wolle diese Fabr iken jedoch erhalten, und sie 

habe daher eine schwere Verantwortung für künftige Kriege zu t r agen . 7 9 

Das Kriegsministerium aber konnte darauf hinweisen, daß sein En twur f den Weisungen Präsi­

dent Roosevelts vom 2 3 . März wörtlich folgte und daß sie ebenfalls jene Klausel über die Ve r ­

hinderung von Seuchen und Unruhen en th ie l t en . 8 0 Man könne doch General E isenhower nicht 

die Verantwortung für seine Truppen und die Bevölkerung der eroberten Gebiete zumuten, 

wenn man ihm die Mittel und Wege versage, seinen Pflichten nachzukommen. Überdies sei es 

angesichts der bedrückenden Mangelerscheinungen, beispielsweise auf dem Brennstoffsektor , 

absurd, die synthetische Benzinprodukt ion in Deutschland sofort einzustellen und damit mög­

licherweise die Besatzungstruppen selbst in Schwierigkeiten zu bringen. Diesbezügl ich habe es 

in Washington bereits scharfe Proteste gegeben, die in Kürze dem Präsidenten selbst vorgetra­

gen werden so l l t en . 8 1 

In diesem Augenblick entschloß Morgenthau sich zu einer Wende , über deren Ursachen das 
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Kriegsministerium nach der Sitzung vergeblich rä t se l t e . 8 2 Er behauptete plötzlich, stets damit 

einverstanden gewesen zu sein, daß der Zonenkommandant die Produktion mancher lebens­

wichtiger Güter in Deutschland aufrechterhalten und eine Demontage entsprechender Anlagen 

verhindern könne, bis seine Regierung eine Entscheidung in dieser Frage herbeigeführt h a b e . 8 3 

Man tat dieses Zugeständnis in der Sitzung zwar rasch ab, doch das Kriegsministerium billigte 

ihm so entscheidendes Gewicht zu, daß es auf seiner Klausel über eine Verhinderung von Seu­

chen oder Unruhen nicht weiter b e h a r r t e . 8 4 

Es entschloß sich jedoch zu diesem Schrit t nur, wie Brownel l später an Lewis W. Douglas 

schrieb, weil dem Zonenkommandanten in den abschließenden Passagen der Instruktion ohne­

hin der Einspruch gegen Demontagen und Reparationslieferungen gesichert b l i e b . 8 5 Denn wäh­

rend der kurzfristigen Interimreparationen, so hatte es das Finanzministerium in seinem Ent­

wurf vom 18. April vorgeschlagen, lag die Entscheidung über jede Demontage mit geringen Ein­

schränkungen beim Zonenkommandanten . Das galt, dem Entwurf des Kriegsministeriums vom 

27 . April entsprechend, auch auf lange Sicht, doch band schon der Unterausschuß des Informal 

Pol icy Commit tee den Kommandanten an die Zust immung seiner Reg i e rung . 8 6 

Brownel l empfand die Ergebnisse dieser ersten Sitzung für das Kriegsministerium als sehr be­

f r ied igend. 8 7 Von der folgenden Konferenz am 3. Mai konnte er das nicht behaupten. Es ging 

darin hauptsächlich um das Verhältnis zwischen Kontrol l rat und Reparat ionskommission, nach 

Brownells Auffassung den schwierigsten Punkt der ganzen Materie, weil die anderen Instanzen 

zwar einsähen, daß es nicht zwei Herren in Deutschland geben könne, bei der Ausarbeitung der 

Details aber doch starken Widerstand geleistet h ä t t e n . 8 8 Schon in dem Entwurf des Unteraus­

schusses, der den Beratungen zugrunde lag, hatte der Standpunkt des Kriegsministeriums sich 

jedoch weitgehend durchgesetzt. Zwar sollte die Moskauer Kommiss ion nach wie vor Grundla­

gen zur Reparat ionspoli t ik beschließen, doch sonst hatte sie außer der Formulierung eines Inte-

r improgrammes und Vorkehrungen für die spätere Gründung einer Reparationsagentur nichts 

zu tun, weil das Kriegsministerium auf der Entscheidungsfreiheit des Zonenkommandanten 

über sämtliche kurzfristigen Maßnahmen bestand. Dieser Regelung schloß das Informal Policy 

Commi t t ee sich kommentar los a n , 8 9 denn man glaubte in Washington allgemein, das Interim­

programm werde nur für eine ganz kurze Zeitspanne gelten. 

Dafür gestalteten sich die Auseinandersetzungen um die langfristigen Rechte des Zonenkom­

mandanten desto heftiger. Das Kriegsministerium hatte ursprünglich gefordert, ohne Zustim­

mung des Kontrol l ra tes dürfe überhaupt keine Reparationslieferung erfolgen. Wiederum erho­

ben die anderen Ministerien dagegen E i n s p r u c h . 9 0 Tatsächlich hätte eine solche Klausel die ame­

rikanische Reparationspoli t ik dem Befinden des Kriegsministeriums allein überlassen. Diesem 

lag so viel an einem maßgeblichen Einfluß auf den Reparationsvorgang, daß Lovet t nach der A b ­

lehnung seines ersten Vorschlages in der Sitzung am 3. Mai versuchte, Reparationslieferungen 

dann wenigstens an einen Mehrhei tsbeschluß des Kontrol lrats zu b i n d e n . 9 1 Aber auch das 

schlug fehl, war doch der Einstimmigkeitsgrundsatz im Kontrol l rat bereits zum Gegenstand in­

teralliierter Vereinbarungen erhoben worden. 

Es blieb daher bei der vom Unterausschuß vorgeschlagenen Klausel, daß der Kontrollrat nur 

dann best immte Lieferungen zurückhalten könne , wenn sie die in Deutschland für andere B e ­

satzungsaufgaben verfügbaren Ressourcen unter das erforderliche Minimum sinken l i eßen . 9 2 
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Gelangte der Kontrol l rat zu keiner Einigung, so blieb es dem Zonenkommandanten überlassen, 

den Transfer mit ausdrücklicher Genehmigung seiner Regierung zu unterbinden, sofern er 

glaubte, die betreffenden Güte r seien für Besatzungszwecke unen tbehr l i ch . 9 3 

Auch diese Formel hatte der Unterausschuß bereits vorgeschlagen, doch entbrannten um ihn 

noch heftige Meinungsverschiedenheiten, weil das Kriegsministerium den Begriff „unen tbehr ­

l ich" als viel zu eng gefaßt empfand . 9 4 Es gäbe vieles, das in Deutschland zurückgehalten wer­

den solle, auch wenn es nicht absolut unentbehrlich sei, argumentierte B r o w n e l l , 9 5 doch Lubin 

entgegnete, dann könne man ja gleich alle deutschen Fabriken weiterarbeiten l a s s e n . 9 6 Lovet t 

meinte, eine so weitreichende Beschränkung der Entscheidungsfreiheit des Zonenkommandan­

ten werde den Abtransport von Gütern nach sich ziehen, die Washington anschließend wieder 

nach Deutschland einführen müsse, und damit werde es indirekt die deutschen Reparat ionen 

zah len . 9 7 

An eine solche Möglichkei t aber wollte Clayton absolut nicht g l auben , 9 8 und man war zudem 

überzeugt, sie durch das Prinzip der Vorrangigkeit ausgeschlossen zu haben. So hielten Clayton 

für das Außenministerium ebenso wie Lubin und das Finanzminister ium an dem ursprüngli­

chen Wortlaut fest, und das Kriegsministerium gab schließlich nach, als die Gegenseite einräum­

te, es genüge doch schon der Glaube des Zonenkommandanten an die Unentbehr l ichkei t be­

stimmter Güter in Deutschland, um sein Ve to gegen ihren Transfer zu recht fe r t igen . 9 9 Aber zu 

diesem Kompromiß gelangte man erst nach einem nicht enden wollenden Hin und Her , das 

Morgenthau schließlich mit der ungeduldigen Frage unterbrach, was es mit solchem Gezänk 

eigentlich noch auf sich h a b e . 1 0 0 

Die Ergebnisse der Konferenzen vom 1. und 3. Mai fanden in einer vorläufigen Instrukt ion B e ­

rücksichtigung, 1 0 1 die am darauffolgenden Tage noch einmal beraten und nahezu unverändert 

angenommen w u r d e . 1 0 2 N o c h am 4 . Mai traf man Vorkehrungen, das D o k u m e n t mit der B e ­

zeichnung I P C O G 2/1 dem Präsidenten zu u n t e r b r e i t e n , 1 0 3 doch verzögerte sich seine Verab­

schiedung wegen eines von der Armee erhobenen Einspruchs gegen das Produkt ionsverbot be­

stimmter Rohstoffe in D e u t s c h l a n d , 1 0 4 das in der Direktive J C S 1067 verankert und vom Repa­

rationsdokument übernommen worden w a r . 1 0 5 Ers t als das Informal Pol icy Commi t t ee dem 

Einspruch stattgegeben hatte, konnte am 10. Mai auch die Instruktion für die Moskauer Repara­

tionsgespräche von Präsident Truman unterzeichnet w e r d e n . 1 0 6 

Ein Problem aber blieb immer noch ungelöst. Es betraf die Frage nach Reparationsbeiträgen der 

deutschen Bevölkerung durch Arbeitsleistungen für den Wiederaufbau in alliierten Ländern. 

Präsident Roosevelt hatte einer solchen Verpflichtung Deutschlands in Jal ta grundsätzlich zuge­

stimmt, 1 0 7 doch enthielt das Pro tokol l keinerlei Hinweise auf seine damit verbundenen Vorstel­

lungen, und der Unterausschuß des Informal Pol icy Commi t t ee hatte sich vergeblich bemüht , 

tragbare Vorschläge zu unterbreiten. Sein Entwurf reichte nicht über die Feststellung hinaus, 

daß Zwangsarbeit für die Vereinigten Staaten unerwünscht sei und entsprechende Leistungen in 
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anderen Ländern nur in beschränktem Umfange von Angehörigen der Gestapo, der SS oder 

Mitgliedern und Förderern der Partei und ihres Verwaltungsapparates erbracht werden 

dü r f t en . 1 0 8 

Diese weitgefaßte Klausel bewog den Lei ter der Fore ign E c o n o m i c Administration, Leo Crow-

ley, schon in der Sitzung am 1. Mai zu einem heftigen Protest , der die Gedankengänge und 

Empfindungen vieler Amerikaner widerspiegelte. Er sei vol lkommen dafür, sagte Crowley , 

Deutschland für Reparat ionszwecke auf materiellem Gebie t bis auf sein Exis tenzminimum alles 

zu nehmen, was es b e s ä ß e . 1 0 9 Aber man dürfe nicht auch noch Körper und Seele menschlicher 

Wesen mit einem Preis auszeichnen und damit Reparationslasten abtragen. Der Krieg sei um 

der Rechte des Menschen und der Familie willen geführt worden, und man könne nicht an­

schließend zwei bis drei Mill ionen kleiner Leute zu Sklaven machen, nur weil sie dem Einfluß 

und der Propaganda ihrer polit ischen Führer erlegen w a r e n . 1 1 0 

Crowley verließ die Sitzung, und das Informal Pol icy Commit tee blieb einigermaßen ratlos zu­

rück. C lay ton meinte, sie alle empfänden tiefes Bedauern darüber, daß eine solche Art erzwun­

gener Leistungen offenbar notwendig sein m ü s s e . 1 1 1 Als Dean Acheson wenige Tage später im 

Außenminis ter ium mit einer heftigen Krit ik der Instruktion hervortrat und betonte, die ameri­

kanische Regierung werde bedauern, sie je unterzeichnet zu haben, weil sie den Keim zu unab­

sehbarem Leiden in sich trage, st immte Clayton ihm unumwunden zu. Er hätte sich niemals an 

Verhandlungen über Zwangsarbeit beteiligt, wenn sie nicht Gegenstand der Vereinbarungen 

von Jal ta geworden sei, antwortete er A c h e s o n . 1 1 2 

A b e r die Zusage Roosevel ts von Jal ta konnte schlecht geleugnet werden. D e r Ausschuß erwog 

daher, auf welche Ar t und Weise menschenwürdige Bedingungen für die Zwangsverpflichteten 

garantiert werden könnten. D e n Ansatzpunkt dafür bot eine entsprechende Klausel, die auf 

Veranlassung Claytons und M c C l o y s in den Entwurf vom 3 0 . April aufgenommen worden 

w a r . 1 1 3 E ine erneute Formulierung dieser Passage und eingehende Beratungen während der Sit­

zung am 3. M a i 1 1 4 führten zu weitaus genaueren Vorstel lungen, die über eine bloße Ablehnung 

der Zwangsarbeit in amerikanischen Diensten erheblich h inaus re ich ten . 1 1 5 

Man unterschied jetzt zwischen freiwillig erbrachten und erzwungenen deutschen Leistungen, 

wobei die Fore ign E c o n o m i c Administrat ion sich nachdrücklich zugunsten der ersteren aus­

sprach, ohne jedoch Vorstel lungen über deren Charakter zu e n t w i c k e l n . 1 1 6 Beide durften nur 

zu Wiederaufbauzwecken herangezogen, und ihre Erträgnisse mußten dem Reparat ionskonto 

gutgeschrieben werden. Zu Zwangsarbeit konnte nur jener verhältnismäßig kleine Personen­

kreis verpflichtet werden, der nach Ansicht des Ausschusses Bestrafung verdiente. Darunter fie­

len Kriegsverbrecher , Mitglieder der Gestapo, der SS und des Sicherheitsdienstes der SS, die lei­

tende Spitze der SA sowie führende Mitarbeiter , Förderer oder Angehörige der Partei und ihrer 

ausführenden Organe . 

U b e r diese Formul ierung war man sich lange Zeit u n e i n i g , 1 1 7 wobei die Foreign Economic Ad­

ministration einer weitgehenden Einschränkung der Zwangsarbeit das W o r t redete, weil sie ge­

gen die Prinzipien der amerikanischen Gesellschaft verstoße. D e m wurde das Resultat einer 

Meinungsumfrage gegenübergestellt , in der sich mehr als 70 Prozent der amerikanischen Bevöl­

kerung für eine Verpfl ichtung von drei bis vier Mill ionen Deutschen zu Wiederaufbauarbeiten 

in der Sowjetunion ausgesprochen h a t t e n . 1 1 8 Überdies strebe man, und das stehe im Gegensatz 
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zu dem Schicksal mancher ehemaliger Fremdarbei ter in Deutschland, für die deutschen 

Zwangsverpflichteten menschenwürdige Arbeitsverhältnisse a n , 1 1 9 die durch ein Aufsichts­

recht der Reparat ionskommission garantiert werden sollten. 

Unter diesen Bedingungen gab das Informal Pol icy Commi t t ee seine Bedenken gegen Zwangs­

arbeit als Reparationsleistung auf. Auch ein Mann wie Kriegsminister St imson erhob nach einer 

Überprüfung der entsprechenden Passagen keinen E i n w a n d . 1 2 0 D e n n o c h schlug Lovet t vor , 

angesichts der rechtlichen Voraussetzung einer Strafbarkeit den Lei ter des Ausschusses für 

Kriegsverbrechen und späteren Hauptankläger im Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß, R o ­

bert H. Jackson , zu konsu l t i e r en , 1 2 1 und dieser lehnte den Wort laut der Instrukt ion ab. 

Sie unterwerfe, so kritisierte J ackson am 14. Mai , Personen um ihrer bloßen Mitgliedschaft in 

gewissen Organisationen der Zwangsarbeit und nehme damit das Ergebnis einer gerichtlichen 

Untersuchung über den Charakter dieser Körperschaften v o r w e g . 1 2 2 D ie entscheidende Passage 

der Instruktion dürfe nur überführte Kriegsverbrecher nach Maßgabe ihres Urtei lsspruches zu 

Zwangsarbeit verpflichten. In einer Nebenbemerkung fügte er hinzu, es werde die moralischen 

Prinzipien der Vereinigten Staaten erschüttern, wenn Menschen nach großer Zahl in fremde 

Dienste gepreßt werden sollten. Man wisse durch den Botschaf ter in Moskau , daß sie unter 

furchtbaren Existenzbedingungen zu leiden haben würden, und so etwas habe Präsident R o o s e ­

velt niemals beabsichtigt. Die Wel t brauche keineswegs neue Konzentrat ionslager , sondern das 

Ende solcher E i n r i c h t u n g e n . 1 2 3 

Im Finanzministerium stießen diese Äußerungen Jacksons auf Ablehnung. Man charakterisierte 

sie dort als abermaligen Versuch, das Reparat ionsprogramm scheitern zu l a s s e n . 1 2 4 Morgenthau 

rief den von Präsident Truman kürzlich ernannten Reparationsbeauftragen Edwin W. Pauley 

a n 1 2 5 und gewann den Eindruck, Pauley empfände es als sinnlos, unter diesen Umständen über­

haupt noch nach Moskau zu r e i s e n . 1 2 6 Inzwischen hatte Clay ton jedoch eine abschließende Sit­

zung des Informal Pol icy Commit tee auf den 18 . Mai anberaumt, um die Frage der Arbeitsrepa­

rationen in Anwesenheit Jacksons zu beraten. Morgenthau und seine Mitarbei ter vereinbarten 

für diese Sitzung eine anfängliche Takt ik vorsichtigen A b w a r t e n s . 1 2 7 D ie Sowjetunion hatte 

ohnehin ein Mill ionenheer deutscher Kriegsgefangener in ihrer Gewal t , und im Finanzmini ­

sterium bezweifelte man nicht, daß sie es zu Zwangsarbeiten einsetzen werde. 

Schon in den ersten Minuten der Sitzung fiel die Entscheidung zu Jacksons Gunsten . Zwar 

fragte Pauley mit Rech t , wie die amerikanische Regierung sich nun zu verhalten gedenke, nach­

dem sie Reparationen durch Arbeitsdienste erst akzeptiert, ihrer Verwirkl ichung dann aber 

die engsten Grenzen gesetzt h a b e . 1 2 8 Morgenthau warf ein, Arbeitsdienste stellten schl ieß­

lich die einzigen Reparat ionen dar, auf welche man überhaupt noch rechnen k ö n n e , 1 2 9 und 

Pauley bestätigte die Erwartung, sie würden den größten Tei l des Reparationsvorganges 

ausmachen . 1 3 0 

M c C l o y überging diese Bemerkungen mit dem Hinweis , die amerikanische Poli t ik in der 

Kriegsverbrecherfrage sei längst entschieden, von Roosevel t und Truman gutgeheißen und zum 

Gegenstand interalliierter Gespräche erhoben worden, so daß die Reparationspoli t ik sich den 

Erfordernissen dieses Problemkreises unterzuordnen habe. Er schlug der Versammlung gleich­

zeitig einen Wortlaut des umstrittenen Abschnit tes vor, der Zwangsarbeit nur noch für recht-
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mäßig abgeurteilte Kriegsverbrecher oder Mitglieder solcher Organisat ionen zuließ, die auf 

rechtlichen Wegen verbrecherischer Umtr iebe überführt worden w a r e n . 1 3 1 

D e r Einwand M c C l o y s kam für die meisten Anwesenden gänzlich unerwartet. Weder Clayton 

noch Morgenthau wußten um die Beschlüsse zur Frage der Kriegsverbrechen. D o c h man sah die 

Stichhaltigkeit der Argumente M c C l o y s ohne weiteres ein und akzeptierte seine Formulierung, 

weil, so meinte Fowle r , eine in der Zukunft noch vertretbare Reparationspolit ik sich an den 

Prinzipien von Rech t und Gerechtigkei t orientieren m ü s s e . 1 3 2 N u r Morgenthau widersprach 

und bestand aus persönlichen und aus anderen Gründen, wie er sich ausdrückte, in der Frage der 

Arbeitsreparationen mehrfach auf seinem Rech t zur S t immen tha l tung , 1 3 3 bis er sich nach einem 

vertraulichen Gespräch mit M c C l o y doch noch anders b e s a n n . 1 3 4 

Es war ein bemerkenswerter Augenbl ick, als Morgenthau seinen Widerstand aufgab mit den 

Wor ten , er beuge sich der Entscheidung des Präsidenten und der Tatsache, daß es um das 

Schicksal so vieler Menschen und den Frieden in der Wel t g e h e . 1 3 5 

2. Das Scheitern der alliierten Reparationsverhandlungen in Moskau 

Als die amerikanische Delegat ion am 2 0 . Mai 1945 die Reise nach Moskau antrat, um Repara­

tionsgespräche aufzunehmen, stand sie unter der Leitung des Geschäftsmannes und Maklers 

Edwin W. Pauley. Präsident Truman hatte ihn am 27 . April zu seinem persönlichen Vertreter 

und amerikanischen Reparationsbeauftragten im Range eines Botschafters e r n a n n t , 1 3 6 während 

Lubin fortan die Geschäfte eines Mitarbeiters Pauleys übernahm. 

D e r Wechsel charakterisierte das sich wandelnde Verhältnis zwischen den Alliierten. Es ver­

langte Trumans Auffassungen zufolge nunmehr nach einem Manne , der harte Verhandlungen 

zu führen und ebenso unnachsichtig aufzutreten gewohnt sei wie M o l o t o w und der obendrein 

als wirtschaftssachverständig gelten konnte . Lubins Können erstreckte sich auf technische und 

statistische Probleme des Reparationsvorganges. Pauley dagegen war ein Mann, der durch 01-

geschäfte und Grundstücksspekulat ionen ein Vermögen zusammengetragen und der demokra­

tischen Partei durch seine diesbezüglichen Fähigkeiten hohe Summen verschafft h a t t e . 1 3 7 

Er stellte sich am 2 8 . April in Washington als enger Freund Trumans und mit den Worten vor, 

der Präsident habe ihn zum Reparationsbeauftragten ernannt, weil er höchstes Vertrauen in ihn 

setze und weil er die Lösung des Reparat ionsproblems als eine der wichtigsten Aufgaben seines 

Amtes betrachte. Daher , so flocht Pauley in einer Presseveröffentlichung an, trage er kraft sei­

ner Aufgabe eine ungeheure V e r a n t w o r t u n g . 1 3 8 Truman selbst glaubte später zwar, die interalli­

ierten Reparationsvereinbarungen, soweit sie überhaupt zustande kamen, dem Verhandlungs­

geschick Pauleys danken zu müssen, doch persönlich nannte er ihn einen harten, gemeinen 

S o u n d s o . 1 3 9 

Arroganz und Anmaßung trugen Pauley bereits am Tage seines ersten Auftritts die Abneigung 

entscheidender Instanzen Washingtons ein. Zwar stellte man im Finanzministerium befriedigt 

fest, er rede und handle mit Här te , er beschönige nichts und habe erklärt, aus Deutschland so 

viel herausholen zu wollen wie irgend m ö g l i c h . 1 4 0 Aber dem Außenministerium gab Pauley im 
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gleichen Atemzuge zu verstehen, er rechne zwar auf seine Mitarbei t , berichte aber an den Präsi­

denten allein, direkt und p e r s ö n l i c h , 1 4 1 und das Kriegsministerium erfuhr bei der gleichen Gele ­

genheit, daß nur Pauley allein über die Verteilung deutscher Reparationsgüter zu befinden 

gedach te . 1 4 2 

Es dauerte nur wenige Tage, bis dem Präsidenten erste Bedenken gegen Pauleys Standpunkte 

vorgetragen wurden. Das Außenminister ium sah in seiner behaupteten Unabhängigkei t einen 

Präzedenzfall und befürchtete, man werde bald wie in den Tagen Hulls mit den verschiedensten 

persönlichen Vertretern des Präsidenten konfrontiert werden, wenn man den Dingen ihren Lauf 

l i e ß . 1 4 3 Am 2. Mai bat der stellvertretende Außenminister , Joseph C. G r e w , den Präsidenten, 

Pauley dem Außenministerium zu un te r s t e l l en , 1 4 4 doch überließ Truman die Entscheidung sei­

nem Reparationsbeauftragten, und dieser lehnte strikt a b . 1 4 5 Das Außenminister ium abersetz te 

seine Bemühungen unbeirrt fort und intervenierte am 7. Mai abermals mit einem Memorandum 

bei Truman, das in vorsichtigen Worten auf die grundsätzliche Verantwortung des Außenmini ­

sters für alle Probleme der auswärtigen Poli t ik h i n w i e s . 1 4 5 Eine W o c h e später antwortete 

Truman, Pauley und Lubin würden ihre Verhandlungen in dauernder Rücksprache und Bera­

tung mit dem Außenminister sowie in Zusammenarbei t mit dem Kriegsministerium f ü h r e n . 1 4 7 

Grew empfand Befriedigung über diesen Brief , auch wenn er nicht ganz seinen Wünschen ent­

s p r a c h . 1 4 8 

Diese Auseinandersetzungen dauerten noch an, als Pauley den Verhandlungen des Informal P o ­

licy Commit tee über die Reparationsfrage beiwohnte . Er beteiligte sich selten an ihnen, weil er 

sich an die Diskussionsergebnisse nicht gebunden glaubte, wie er Morgenthau v e r r i e t . 1 4 9 Wäh­

rend Lubin dauernden Anteil an den Gesprächen nahm und dabei erhebliche Sachkenntnis be­

wies, machte Pauley nicht einmal den Versuch, Rechte und Einflußmöglichkeiten der Repara­

t ionskommission zu wahren oder auszubauen. Bei der grundlegenden Frage nach dem langfri­

stigen Vetorecht gegen Reparationslieferungen sprach er sich für eine alleinige Entscheidungs­

befugnis des Zonenkommandanten a u s 1 5 0 und schob die Verantwortung damit dem Kriegsmi­

nisterium in die Schuhe. 

Das auffallend geringe Interesse Pauleys an den Verhandlungen des Informal Pol icy Commi t t ee 

hatte zugleich mancherlei sachliche Gründe. Er betrachtete die Reparationsfrage, im Gegensatz 

zu den Beamten der amerikanischen Regierung, ausschließlich unter geschäftsmäßig prakti­

schem Blickwinkel , und von hier aus gesehen stand es nicht gut um die Chancen einer erfolgrei­

chen amerikanischen Reparationspoli t ik. Es war logisch, daß man unter den gegenwärtigen 

wirtschaftlichen Verhältnissen von Deutschland hohe Sachgüterlieferungen nicht erwarten 

konnte, schon gar nicht, nachdem der Absicherung eines Exis tenzminimums Vorrang gewährt 

werden mußte. Zwar gab sich Pauley ständig als Verfechter umfangreicher Deindustrialisie-

rungsmaßnahmen aus, aber der Wert gebrauchter Industrieanlagen mußte unter kaufmänni­

schen Gesichtspunkten fragwürdig erscheinen. 

Solche Überlegungen bewogen Pauley dazu, den höchsten Reparationsbeitrag Deutschlands 

aus Arbeitsleistungen zu e r w a r t e n , 1 5 1 und als diese im Informal Pol icy Commi t t ee auf kaum 

verdeckte Ablehnung stießen, gab er seine Enttäuschung offen kund. Er befinde sich nun in ei­

ner peinlichen Lage, sagte er, denn jedermann werde Erwartungen in ihn setzen, die er nicht 
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mehr erfüllen könne . Die Instrukt ion richte sich in ihren praktischen Auswirkungen prinzipiell 

gegen Z w a n g s a r b e i t . 1 5 2 M c C l o y erklärte daraufhin, die amerikanische Regierung habe eine be­

grenzte F o r m der Arbeitsreparationen akzeptiert, doch lehne man Sklavenarbeit a b . 1 5 3 Was die 

unmittelbare Zukunft betraf, so verwies er auf die Möglichkei t , deutsche Kriegsgefangene ein­

zusetzen, doch fand Pauley darin wenig Tros t . Das Informal Pol icy Commit tee blieb ihm die 

Antwor t schuldig, aus welchen Quellen deutsche Reparationsleistungen eigentlich bestritten 

werden könnten , und Pauley zog seine Schlüsse daraus. Er wisse nun, sagte er gegen Ende der 

Sitzung, was zu erfahren notwendig gewesen s e i . 1 5 4 

Andere M o m e n t e ließen ebenfalls Zweifel an der Wirklichkeitsnähe des Reparationsvorhabens 

aufkommen. N o c h während die Sitzungen des Informal Pol icy Commit tee andauerten, begann 

man aufgrund eines ersten Berichtes Murphys vom 2 2 . April in Washington zu erfahren, daß die 

Verhältnisse in Deutschland und die daraus resultierende Poli t ik des amerikanischen Militär­

gouverneurs Lucius D. Clay Reparat ionsmaßnahmen nicht eben erleichterten. Clay sei der fe­

sten Uberzeugung, so schrieb Murphy, daß die amerikanische Wirtschaftspolitik in Deutsch­

land sich ohne Zögern auf positive Maßnahmen zur Stützung der Volkswirtschaft besinnen 

müsse, wolle sie nicht ganz Europa schweren Gefahren aus se t zen . 1 5 5 Die Zerstörungen des 

deutschen Industriepotentials und das wirtschaftliche Chaos haben nach Clays Urtei l so er­

schütternde Ausmaße angenommen, daß die auf den Alliierten ruhende Pflicht zur Verhütung 

von Hungersnot und Seuchen den Angelpunkt der gesamten Besatzungspolit ik bilden müsse. 

Angesichts der akuten Mangelerscheinungen in ganz Europa müsse die landwirtschaftliche und 

industrielle Produkt ion Deutschlands mit Nachdruck gefördert, die Vernichtung gewisser In­

dustriezweige jedoch verschoben w e r d e n . 1 5 6 

Dabei aber blieb es nicht. Am 2 6 . April schrieb Clay an M c C l o y , Washington müsse seine Vor ­

stellungen über die Entmilitarisierung Deutschlands revidieren. D e r Krieg habe dieses Ziel 

schon so gründlich verwirklicht, daß man sogar unter Ausnutzung aller verbliebenen Kapazitä­

ten nicht mehr als ein knappes Exis tenzminimum erwirtschaften k ö n n e . 1 5 7 D ie Verantwortl i­

chen für die Deutschlandplanungen, so schrieb Clay am 7. Mai an Hilldring, hätten sich einem 

klösterlich akademischen Dasein hingegeben. Ihre Projekte bezeugten zwar großen Fle iß , j e ­

doch auch so wirklichkeitsfremde Annahmen, daß ihren Arbeitsergebnissen keinerlei Bedeu­

tung z u k o m m e . 1 5 8 

D a ß sich aus diesen Verhältnissen unvorhergesehene Konsequenzen für die amerikanische R e ­

parationspolit ik ergaben, blieb Pauley ebensowenig wie Clay oder dessen Berater Lewis D o u ­

glas verborgen. D e r letztere berichtete am 1. Mai nach einer Inspektionsfahrt durch Deutsch­

land, jede auf Transfers deutscher Kapitalgüter beruhende kurzfristige Reparationspolitik 

müsse unweigerlich jene Kapazitäten in Mitleidenschaft ziehen, die zur Wahrung eines Ex i ­

s tenzminimums in den Ländern Mitteleuropas dringend benötigt würden. Falls die Produktion 

in gewissen deutschen Wirtschaftszweigen nicht sofort aufgenommen werde, müßten die Ver ­

einigten Staaten statt dessen durch entsprechende Hilfslieferungen zugunsten Europas indirekte 

Reparationsleistungen ü b e r n e h m e n . 1 5 9 Clay teilte diese Auffassungen seines Beraters . Um we­

nigstens ein Exis tenzminimum zu sichern, schrieb er an M c C l o y , müsse vor allem anderen die 

Produkt ion in Gang gebracht werden. Dagegen seien übereilte Reparationen geeignet, eine 

Wiederherstellung der Ordnung in Deutschland unmöglich zu m a c h e n . 1 6 0 

Ein drittes M o m e n t trug zusätzliche Fragwürdigkeiten in die Reparationsplanungen. Schon im 
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März standen die Vorbereitungen auf die Moskauer Gespräche im Zeichen einer wachsenden 

Entfremdung zwischen den Alliierten, die bald den Charakter mühsam verhüllter Auseinander­

setzungen annahm und einseitige Vorgriffe der Sowjetunion in der Reparationsfrage nach sich 

zog. Es ging zunächst um die Tei lnahme Frankreichs an den Moskauer Diskussionen. Berei ts in 

Jalta hatten die drei Großmächte ergebnislos über diese Frage verhandelt, obgleich Großbr i t an­

nien sich für die Beteiligung Frankreichs e i n s e t z t e . 1 6 1 Anfang März trug dieses sein Anliegen mit 

britischer Unterstützung in Washington erneut v o r . 1 6 2 Man war geneigt, dem nachzukommen, 

suchte aber zunächst eine Stellungnahme Moskaus einzuholen. Diese erfolgte am 16. März in 

Gestalt einer Aufforderung an die Vereinigten Staaten und Großbr i tannien, die Reparat ions­

verhandlungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt a u f z u n e h m e n . 1 6 3 Frankreich wurde nicht 

einmal erwähnt. 

Erst eine erneute Anfrage des amerikanischen Botschafters in Moskau bewirkte am 1. April M o ­

lotows Antwor t , die Sowjetunion erachte eine Beteiligung Frankreichs , aber auch Polens und 

Jugoslawiens als n ü t z l i c h . 1 6 4 D ie Befürchtung Moskaus , in Reparationsfragen von den westli­

chen Alliierten überstimmt zu werden, trat zutage. In spürbar deutlicherem T o n e hieß es wenige 

Tage später in einem Telegramm aus Washington an den Botschafter in Paris, die Vereinigten 

Staaten erwarteten die Einladung Frankreichs nach M o s k a u . 1 6 5 Am 7. April lehnte Washington 

jedoch die Teilnahme weiterer Staaten an den Reparationsverhandlungen ab, es sei denn, man 

schließe alle Gläubigerländer e i n . 1 6 6 Stettinius fügte am 13. April hinzu, die vier Besatzungs­

mächte trügen die Verantwortung für die Durchführung des Reparat ionsvorhabens, und daher 

käme ihnen auch die führende Rol le bei den Planungen z u . 1 6 7 

Die Antwor t Moskaus ließ auf sich warten. Harr iman erfuhr inoffiziell, die Sowjetunion halte 

ihre Forderung au f r ech t . 1 6 8 Das bestätigte sich s p ä t e r , 1 6 9 und alle Versuche des Botschafters , 

den amerikanischen Wünschen Gehö r zu verschaffen, blieben f r u c h t l o s . 1 7 0 Erst am 7. Mai , als 

Harriman die Frage in einem Gespräch anläßlich der Konferenz von San Francisco erneut auf­

warf, äußerte Mo lo tow die Ansicht , am besten nähmen die drei Großmäch te allein Verhandlun­

gen auf, wie es in Jalta vorgesehen worden w a r . 1 7 1 Diesen K o m p r o m i ß , Maisky hatte ihn bereits 

im April vo rgesch lagen , 1 7 2 akzeptierten die Vereinigten Staaten schließlich am 17. Mai , bestan­

den jedoch darauf, daß die Einladung Frankreichs noch zu Beginn der Gespräche erneut in B e ­

tracht gezogen w e r d e . 1 7 3 

Drei Tage später verließ die amerikanische Delegation Washington. In Moskau forderte sie ver­

geblich die Einladung Frankreichs. Stalin selbst hatte einen solchen Schritt in seinen Gesprächen 

mit Hopkins am 27 . Mai entschieden abgelehnt und entsprechende Versuche der Alliierten als 

erniedrigend für die Sowjetunion bezeichnet, Hopk ins geantwortet , die Vereinigten Staaten 

würden nicht in unnachgiebiger Weise auf der Tei lnahme Frankreichs b e s t e h e n . 1 7 4 D i e Repara­

t ionskommission kam daher in der Frage einer Beteil igung Frankreichs zu keinem Ergebnis , 

und Pauley bat das Außenministerium in Washington Anfang Ju l i , eine Lösung im Rahmen der 

Potsdamer Konferenz anzus t r eben . 1 7 5 

Es gab im Mai zwei Gründe für die plötzliche Kompromißberei tschaf t Washingtons bezüglich 
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der Tei lnahme Frankreichs , die allerhand Verwirrung und Mißverständnisse in London hervor­

r i e f . 1 7 6 Erstens suchte das Außenminister ium baldige Deutschlandvereinbarungen mit der So­

wjetunion auf der Grundlage der eben im Informal Pol icy Commit tee verabschiedeten Politik 

herbeizuführen, seit es über Clays ablehnende Haltung informiert worden war. Clayton be­

zeichnete dessen Standpunkt als äußerst unklug, weil die gegenwärtige Direktive als einzig mög­

liche Basis einer kurzfristigen amerikanischen Deutschlandpoli t ik gelten müsse. Eine Besat­

zungspolit ik, die sich lediglich auf Hilfslieferungen und notwendige Wiederaufbaumaßnahmen 

beschränke, ohne an langfristige Sicherheitsmaßnahmen und ähnliche Ziele zu denken, sei dem 

amerikanischen Vo lke gegenüber nicht zu verantworten, schon gar nicht, weil sie alle Wege zu 

grundsätzlichen Deutschlandvereinbarungen zwischen der Sowjetunion und den westlichen Al­

liierten v e r s p e r r e . 1 7 7 

Die Mot ive des Außenminister iums waren durchaus verständlich, doch Clays Standpunkten 

konnte man sich ebensowenig verschließen. Hilldring empfahl ihm am 2 1 . Mai, seine Direktive 

zu befolgen. Er betonte jedoch, mit M c C l o y einer Meinung zu sein, daß J C S 1067 Clay Mittel 

und Wege zur Verwirkl ichung seiner eigenen Auffassungen biete und daß er der Unterstützung 

Washingtons dabei sicher sein k ö n n e . 1 7 8 Das beflügelte Clay , wie er Hilldring Mitte Juni ant­

wortete, zu neuen Hoffnungen, denn J C S 1067 könne auf sehr verschiedene Weise ausgelegt 

w e r d e n . 1 7 9 

D e r Nachgiebigkei t Washingtons in der Frage einer Tei lnahme Frankreichs an den Reparations­

gesprächen lag zweitens die Erkenntnis zugrunde, daß eine weitere Verzögerung das erhoffte 

Einlenken Moskaus zugunsten einer gemeinsamen interalliierten Reparationspolit ik doch nicht 

mehr würde bewirken können. Ursprünglich hatte Harr iman am 3. April angeregt, Lubin möge 

die sowjetischen Unterlagen zur Reparationsfrage ernsthaft prüfen und dem Verlangen Mos­

kaus nach hohen deutschen Leistungen in allen Hinsichten wohlwollend entgegenkommen, 

aber keinerlei Hast an den Tag legen und jeden offiziellen Kommenta r vermeiden. D e r Sowjet­

union läge ungemein an Reparat ionsabsprachen mit den Vereinigten Staaten, doch habe sie bis­

her wenig Neigung erkennen lassen, anderen Vereinbarungen von Jal ta gerecht zu w e r d e n . 1 8 0 

Offensichtl ich war der Botschafter um diese Zeit noch der festen Uberzeugung, eine gemein­

same interalliierte Reparat ionspoli t ik liege im Bereich der Möglichkeiten und Moskau werde 

sich an sie binden. Er meinte sogar, durch Verzögerungen solcher Absprachen politischen 

D r u c k ausüben zu können, und empfahl Lubin angesichts der umstrittenen Teilnahme Frank­

reichs am 10. April noch einmal, den Reisetermin zu v e r s c h i e b e n . 1 8 1 

Die Sowjetunion aber war entschlossen, sich auch ohne interalliierte Reparat ions- und Restitu­

tionsvereinbarung von Deutschland zu beschaffen, was ihr nützlich und brauchbar erschien. 

Harr iman erkannte das rasch genug, wußte auch bald über zahlreiche Beispiele zu berichten und 

glaubte überdies schon Anfang Apri l , mit der Verwirkl ichung einer gemeinsamen Reparations­

polit ik erst auf längere Sicht rechnen zu k ö n n e n . 1 8 2 Bis dahin, so telegraphierte er am 6. April, 

werde die sowjetische Poli t ik bezüglich des Abtransportes aller erdenklichen Güter aus 

Deutschland einzig und allein davon best immt werden, was Moskau als seinen eigenen Interes­

sen dienlich e r a c h t e . 1 8 3 Beunruhigend empfand Harriman das sowjetische Verhalten keines­

wegs. Vielmehr nannte er es kaum tadelnswert und schon gar nicht übe r r a schend . 1 8 4 

Erst als sein Geschäftsträger George F. Kennan Ende des Monats berichtete, die Sowjets griffen 

einem Repara t ionsabkommen vor und transportierten an deutschen Maschinen, Ausrüstungen 

und Vorrä ten bedenkenlos alles ab, dessen sie habhaft werden k o n n t e n , 1 8 5 scheint man in Wa-
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shington die fragwürdigen Konsequenzen weiterer Verzögerungen der Reparationsgespräche 

erkannt zu haben, die, wie dem französischen Botschafter später mitgeteilt wurde, einseitige 

Lösungen des Problems zum Schaden aller nach sich gezogen h ä t t e n . 1 8 6 Kennan hegte schon 

Zweifel daran, ob solche nachteiligen Konsequenzen noch vermieden werden konnten. 

In einer weiteren Stellungnahme zu den vermutlichen Entwicklungstendenzen der sowjetischen 

Reparationspolitik suchte er die Aufmerksamkeit Washingtons dafür zu wecken, daß bis zur 

Verwirklichung interalliierter Reparationsabsprachen ein bedeutender Anteil der noch vorhan­

denen deutschen Vermögenswerte unter den verschiedensten Begründungen aus der sowjeti­

schen Zone entfernt sein werde, und niemand werde darüber zuverlässige Informationen erhal­

t e n . 1 8 7 Eines der sowjetischen Kriegsziele richte sich auf den Abbruch deutscher Industrieanla­

gen, und jeder entsprechende Plan sei der begeisterten Zust immung Moskaus sicher. 

Darüber hinaus aber werde die Sowjetunion hohe laufende Tr ibute von Deutschland erwarten. 

Sie habe deutlich genug betont, daß der Lebensstandard des besiegten Feindes jenen der Sowjet­

union in Zukunft nicht mehr übersteigen dürfe, doch bleibe der sowjetische Standard unter den 

gegenwärtigen Verhältnissen so weit hinter jenem Mitteleuropas zurück, daß auf lange Jahre 

hinaus ein Anlaß zu deutschen Reparat ionen gegeben s e i . 1 8 8 Moskau sei entschlossen, so fügte 

Kennan hinzu, seine Demontagepol i t ik einseitig und ohne Rücks ich t auf das Zustandekommen 

möglicher Reparationsvereinbarungen durchzuführen . 1 8 9 Die Reparat ionskommiss ion werde 

von den Sowjets als Institution betrachtet, deren erste Pflicht die Förderung der russischen 

Volkswirtschaft da r s t e l l e . 1 9 0 

Einige Tage später warnte Kennan in einer vertraulichen Nachr icht an den in den Vereinigten 

Staaten weilenden Harriman vor dem Gedanken, man könne mit den Sowjets aufgrund sorgfäl­

tiger Untersuchungen zu einem detaillierten, wirklichkeitsnahen Reparat ionsvorhaben gelan­

gen, das man gemeinsam in die Tat umsetzen w e r d e . 1 9 1 Vie lmehr solle Pauley auf immense F o r ­

derungen zugunsten der Sowjetunion und auf phantastische Zahlenangaben gefaßt sein, die man 

in Moskau unter der Hand und aufgrund niemals enthüllter, auf jeden Fall aber polit ischer E r ­

wägungen zusammenstellen werde. Sachliche Einwürfe der Alliierten würden lediglich auf end­

lose Schilderungen der deutschen Verfehlungen im Kriege und auf das überzeugte Verlangen 

Moskaus nach dem größten Tei l der Reparationsleistungen auch aus den anderen Zonen s toßen. 

Schließlich werde das Reparationsgespräch auf einen simplen Kuhhandel hinauslaufen, wie 

Kennan es nannte, auf ein Abkommen , das ausschließlich von Leistung und Gegenleistung be­

stimmt sein werde. 

In einem privaten Schreiben fügte er etwa um die gleiche Zeit an, es sei töricht zu glauben, die 

Vereinigten Staaten könnten tatsächlich ein gemeinsames Reparat ionsprogramm mit der 

Sowjetunion verwirklichen. Das Reparat ionsproblem werde eine Frage des „ca tch as catch can" 

in den einzelnen Zonen bleiben. Die Vereinigten Staaten würden genau das an Reparat ionen er­

halten, was sie der eigenen Zone zu entnehmen bereit wären, und ein Gleiches gelte auch für die 

S o w j e t u n i o n . 1 9 2 

Pauley hätte den weitblickenden Anschauungen Kennans die entscheidenden M o m e n t e der be­

vorstehenden Reparationsgespräche schon im voraus entnehmen können. Aber es war nicht 

Pauleys Art , aufgrund vorsichtigen Abwägens die Möglichkei ten zu sondieren. Obgle ich die 

jüngsten Entwicklungen der amerikanischen Deutschlandpoli t ik Zweifel über die Aussichten 

interalliierter Reparationsgespräche in ihm wachgerufen haben müssen, blieb seine harte En t ­

schlossenheit zum Erfolg maßgebend. Dazu fühlte er sich dem P r ä s i d e n t e n 1 9 3 und dem ihm 
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übertragenen A m t unbedingt verpflichtet. Überdies hätte ein Scheitern in Moskau seinem 

Selbstverständnis widersprochen. Im Finanzminister ium hieß es über Pauley, er habe den rech­

ten Geis t , und schon in der Presseveröffentlichung anläßlich seiner Ernennung betonte Pauley, 

er sei keineswegs unter die Verfechter eines milden Friedens zu r e c h n e n . 1 9 4 In Wirklichkeit aber 

war seine Haltung eher von Überhebl ichkei t und unbedingtem Erfolgswillen als von prinzipiel­

len Anschauungen über Deutschlandfragen best immt. 

Da Kriegs- und Außenminis ter ium die Verwirkl ichung deutscher Reparationsleistungen an ge­

wisse einschränkende Voraussetzungen banden, tendierte Pauley den Thesen Morgenthaus zu. 

Sie räumten ihm die größere Handlungsfreiheit ein. Er übernahm daher, keineswegs aus persön­

licher Überzeugung, „e inen von Grund auf negativen, skizzenhaften, hastig entworfenen und 

lückenhaften Plan, Reparat ionen mit einer Teildeindustrialisierung Deutschlands zu verbin­

d e n " . 1 9 5 Er lege die Instruktionen für Moskau so aus, teilte er seiner Delegation mit, daß die 

amerikanische Regierung eine Deindustrialisierung Deutschlands a n s t r e b e . 1 9 6 Daher suche er 

keine Abst immung mit der britischen Reparationspoli t ik, sondern glaube vielmehr an eine so­

wjetisch-amerikanische Einigung, wobei man den Vorstellungen Moskaus in jeder Weise entge­

genkommen m ü s s e . 1 9 7 

Diese Auffassungen best immten die Ereignisse während seiner Reise nach Moskau. Pauley hielt 

sich, entgegen brit ischen Wünschen, nur einen Tag lang in Großbri tannien a u f . 1 9 8 Dor t hatte 

man seinen Reiseantrit t im Hinbl ick auf die ungelöste Frage nach einer Beteiligung Frankreichs 

an den Reparationsgesprächen als verfrüht empfunden und gebeten, er möge bis zur Klärung 

dieses Problems wenigstens in London b l e i b e n . 1 9 9 Pauley überhörte diesen Wunsch jedoch. Er 

zog es vor, am 2 3 . Mai in der Pariser Botschaft Quart ier zu nehmen, wo er bis zum 11 . Juni 

bl ieb, organisatorische Fragen löste und Verbindungen zur Armee herstellte. 

Unterbrochen wurde der Aufenthalt in Paris lediglich von einer Informationsreise nach 

D e u t s c h l a n d . 2 0 0 Man wollte sich aus erster Hand über den Zustand deutscher Industrieanlagen 

unterrichten, wie es in Pauleys offiziellem Bericht h i e ß , 2 0 1 doch können die Delegierten nicht 

mehr als einen flüchtigen Eindruck gewonnen haben, denn Pauley erkundigte sich zwar an O r t 

und Stelle über die Verhältnisse im Kohlebergbau an der Ruhr und inspizierte das Gebiet an­

schließend durch einen Rundflug, besuchte danach aber nur noch Berchtesgaden und das K o n ­

zentrationslager in Mauthausen, und von dort nahm er die stärksten Eindrücke seiner Reise 

m i t . 2 0 2 Be i der Rückkeh r nach Paris vertraten Pauley und seine Mitarbeiter jedoch einhellig die 

Auffassung, das deutsche Rüstungspotential sei trotz gewisser Kriegsschäden großenteils erhal­

t e n . 2 0 3 Umfangreiche Transfers von Fabr iken und Ausrüstungen nannten sie möglich und wün­

schenswert , desgleichen Lieferungen von H o l z und anderen R o h s t o f f e n . 2 0 4 Letzten Endes hatte 

man in Deutschland nur zur Kenntnis genommen, was vorzufinden beabsichtigt worden war 

und in die eigenen Planungen paßte, und überdies trugen Vertrauensleute Morgenthaus in der 

Armee Sorge, daß die Reiserouten möglichst an großen, unbeschädigten Fabrikkomplexen vor­

b e i f ü h r t e n . 2 0 5 

Obgle ich Fachleute aus L o n d o n an der Informationsfahrt durch Deutschland teilnahmen, 

machte die brit ische Delegat ion keine Anstalten zum Aufbruch nach Moskau. Vielmehr be-
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mühte sie sich in Washington erneut um Aufschub und trachtete die Sowjetunion damit im Hin­

blick auf eine Teilnahme Frankreichs sowie ein Entgegenkommen auf anderen Gebie ten unter 

politischen Druck zu s e t z e n . 2 0 6 D ie Amerikaner beriefen sich nun jedoch auf ihre Zusagen von 

Jalta, glaubten, die Verhandlungen in Moskau nicht bis ins Unendl iche verschieben zu können, 

und sagten nochmals zu, das Problem einer Tei lnahme Frankreichs im Rahmen der Moskauer 

Gespräche möglichst bald anzuschne iden . 2 0 7 

In London zögerte man noch immer. Pauley aber glaubte, die Gelegenhei t ausnutzen zu kön­

nen. Er reiste am 1 1 . Jun i mit Lubin und einem Teil seiner Delegation nach Moskau und nahm in 

den folgenden Tagen informelle Gespräche mit den Sowjets auf in der Hoffnung, mit ihnen zu 

einer raschen Einigung zu g e l a n g e n . 2 0 8 Solche Absichten hatte er schon Anfang Mai in San Fran­

cisco gehabt, als er sich mit Mo lo tow über die Verzögerungen der Reparationsgespräche unter­

hielt. M o l o t o w ließ bei dieser Gelegenheit durchblicken, er suche die Schuld bei den Bri ten , 

denn Amerikaner und Sowjets hätten schon in Jal ta Übere ins t immung e r z i e l t . 2 0 9 Pauley 

drückte in seinen Antwor ten die feste Erwartung aus, man werde sich in Moskau rasch einigen 

können, um danach die praktischen Probleme an O r t und Stelle in Deutschland zu lösen, woge­

gen Molo tow nichts einzuwenden h a t t e . 2 1 0 

Aber Pauley unterschätzte in seiner Entschlossenheit zu raschem Handeln die mit der Repara­

tionsfrage verbundenen vielschichtigen Schwie r igke i t en . 2 1 1 Auch sie klangen in San Francisco 

an, wo Molo tow bewußt von der Durchführung des A b k o m m e n s von Jal ta sprach, das eine gute 

und umfassende Grundlage geschaffen h a b e . 2 1 2 Pauley stellte dem die Bereitschaft Washingtons 

zu einer gemeinsamen Reparationspoli t ik gegenüber, erwähnte aber auch die Frage nach der 

Gewährung eines Exis tenzminimums für die deutsche B e v ö l k e r u n g . 2 1 3 H ie r steckte man prin­

zipiell gegensätzliche Standpunkte ab, die kaum noch miteinander zu vereinbaren waren. 

Pauleys sowjetischen Gesprächspartnern konnte nicht lange verborgen bleiben, daß die Vere i ­

nigten Staaten die Reparationsabsprachen von Jal ta zu modifizieren suchten. Das zog nicht nur 

ein abgrundtiefes sowjetisches Mißtrauen gegenüber dem amerikanischen Reparationsbeauf­

tragten und der Reparationspolit ik Washingtons nach sich. Es spornte obendrein den Entschluß 

Moskaus zu raschen, einseitigen Demontagen auf das äußerste an, und die kommenden Monate 

wurden von einer sowjetischen Deindustrialisierungspolitik gekennzeichnet , die um jeden Preis 

vollendete Tatsachen in Deutschland zu schaffen bemüht war. 

Als Pauley am 13. Mai seine Inspektionsfahrt nach Deutschland angekündigt und die Sowjets 

zur Teilnahme eingeladen h a t t e , 2 1 4 antwortete Maisky daher, eine solche Fahr t sei erst nach A b ­

schluß der Reparationsvereinbarungen auf der Grundlage des Protokol ls von Jal ta sinnvoll, und 

lehnte eine sowjetische Teilnahme ebenso wie den Besuch der Reparationsdelegationen in der 

russischen Zone a b . 2 1 5 D o c h er fügte die mißtrauische Frage an, ob man die Industrieanlagen 

unter dem Gesichtspunkt ihrer Demontage oder eines möglichen Wiederaufbaues zu besichti­

gen w ü n s c h e ? 2 1 6 

Die Zeichen standen nach all diesen Vorgängen nicht günstig, als Pauley in Moskau eintraf. D e r 

sowjetische Rundfunk begrüßte ihn mit einer scharfen Attacke gegen „ U . S . Imperialisten, die 

ihr Möglichstes tun, Deutschlands Schwerindustrie wiederaufzubauen", doch zögerte Pauley 

nicht, jene Gespräche mit Maisky aufzunehmen, von denen er die rasche sowjetisch-amerikani­

sche Verständigung über die Reparationsfrage e r w a r t e t e . 2 1 7 Sie dauerten an, bis die britische 
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Delegation unter Leitung des zweiten Kronanwaltes Sir Walter M o n c k t o n am 18. Juni in Mos ­

kau eintraf. In diesen Tagen zeigten sich die grundlegenden Differenzen zwischen den sowjeti­

schen und den amerikanischen Auffassungen. Hier erwies sich, daß auch eine zur Deindustriali­

sierung Deutschlands entschlossene amerikanische Reparationspoli t ik, wie Pauley sie vertrat, 

nicht zum Einvernehmen mit der Sowjetunion führen k o n n t e . 2 1 8 Gegensätzliche Anschauun­

gen, so teilte Pauley in seinem einzigen Ber icht über die zahlreichen informellen Gespräche am 

19. Jun i mit, ergaben sich immer wieder um die in Ja l ta genannte Reparat ionssumme von 20 

Milliarden Dol la r sowie deren Verteilung auf die Gläub ige r s taa ten . 2 1 9 

Pauley begegnete dem unermüdlichen Pochen der Sowjets auf die erwähnte Reparationssumme 

ebenso beharrlich mit dem Hinweis , man könne über den Betrag erst sprechen, wenn zumindest 

ein vorläufiger Uberb l i ck über die Zahlungsfähigkeit Deutschlands erstellt worden s e i . 2 2 0 Die 

Standpunkte beider Parteien wichen hier von den Vereinbarungen der Krimkonferenz ab. Denn 

die Vereinigten Staaten hatten dort 20 Milliarden Dol la r lediglich als Diskussionsbasis, nicht 

aber als verbindliche Summe akzeptiert. Andererseits war von einer Prüfung der deutschen Lei­

stungsfähigkeit zumindest im Pro tokol l nirgends die Rede , und wenn die Amerikaner in Jalta sie 

auch mehrfach voraussetzten, so hatten sie ihre Forderung doch weder im einzelnen vorgetra­

gen noch auf ihrer Annahme durch die Konferenz b e s t a n d e n . 2 2 1 

Entscheidendes Gewicht kam jedoch dem Umstände zu, daß sich hinter diesen Streitigkeiten die 

auseinandergehenden Anschauungen von O s t und West um die Zukunft Deutschlands verbar­

gen. Es war offensichtlich, daß Moskau die wirtschaftliche Basis des Deutschen Reiches zu bre­

chen und die Gefahr erneuter Bedrohungen seiner Westgrenzen ein für allemal zu beseitigen 

t r a c h t e t e . 2 2 2 Sicherheitspolit ische Erwägungen der Sowjetunion, die angesichts der Erfahrun­

gen des Zweiten Weltkriegs zum Ext rem neigten, forderten eine nachhaltige volkswirtschaftli­

che Schwächung Deutschlands. Die Reparat ionspoli t ik bot dazu geeignete Ansatzpunkte, und 

die H ö h e der Reparat ionssumme best immte nicht nur den Grad wirtschaftspolitischer Eingriffe 

durch Demontagen , sondern zugleich die Dauer sowjetischer Einflußnahmen auf die deutsche 

Volkswirtschaft unter dem Vorwande der Reparat ionen aus laufender Produktion. 

D i e sowjetische Poli t ik zielte auf ein volkswirtschaftlich niedergehendes, über lange Jahre hin­

weg den polit ischen und wirtschaftlichen Eingriffen Moskaus preisgegebenes Deutschland ab. 

D e m standen die amerikanischen Deindustrialisierungspläne an sich nicht entgegen. Aber viel­

schichtige Mot ive , zu denen hauptsächlich wirtschaftspolitische Vernunft und Rücksicht auf die 

Erfahrungen von Versailles zählten, bewogen die Vereinigten Staaten, solchen Vorhaben be­

st immte Grenzen zu ziehen, die es unter allen Umständen einzuhalten galt. Dazu gehörte die 

Forderung, die wirtschaftliche Selbständigkeit Deutschlands auf der Basis des Existenzmini­

mums zu gewährleisten und eine Finanzierung des Reparationsvorganges aus amerikanischen 

Mitteln zu v e r h i n d e r n . 2 2 3 

D e r Sowjetunion aber erschienen solche Einschränkungen im Lichte der auseinanderbrechen­

den Allianz des Krieges als erste Ansätze zum Wiederaufbau eines emporstrebenden Deutsch­

land, als Versuch zur Erhaltung der traditionellen Ordnung im Reich und als Beginn eines er­

neuten Aufsteigens all jener Gefahren im Westen , deren man sich nur unter Anspannung aller 

Kräfte hatte erwehren können. Aus diesem Verständnis der Dinge begegnete man der amerika­

nischen Entschlossenhei t zu polit ischer und wirtschaftlicher Här te in Deutschland ungläubig, 

pochte auf tatsächliche wie vermeintliche Zusagen von Jalta und erblickte in den amerikanischen 

Bemühungen um deren Modifizierung abermals Beweise für die zweifelhafte Aufrichtigkeit des 

Verbündeten. 
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Solche Momente kennzeichneten die informellen Verhandlungen zwischen Pauley und Maisky . 

Schon nach wenigen Tagen müssen beide Parteien erkannt haben, daß ihre Gespräche zum 

Scheitern verurteilt w a r e n , 2 2 4 und das Wissen um die Unvereinbarkei t der gegensätzlichen 

Standpunkte best immte fortan das Verhalten aller Beteil igten. 

Als die britische Delegation in Moskau eintraf, stand schon fest, daß die Moskauer Reparat ions­

kommission sich als Fehlschlag erweisen mußte , denn wo eine sowjetisch-amerikanische Ver ­

ständigung über die Reparationspoli t ik nicht zu erreichen schien, da mußte die Einigung M o s ­

kaus mit den Briten vollends unmöglich sein. Es war kaum mehr als ein formeller Ak t , daß die 

interalliierte Reparat ionskommission am 2 1 . Jun i zu ihrer ersten und einzigen Plenarsitzung zu­

sammen t r a t . 2 2 5 Maisky, M o n c k t o n und Pauley hielten Begrüßungsansprachen, wobei der er-

stere den unveränderten sowjetischen Reparationsplan von Jal ta , der letztere allgemeine Prinzi­

pien der amerikanischen Reparationspoli t ik unterbreitete. Die Versammlung beschloß noch die 

Gründung eines Organisationsausschusses und ging dann endgültig ause inande r . 2 2 6 

Nahezu zwei Wochen verliefen danach ergebnislos. N u r der Organisat ionsausschuß trat mehr­

fach zusammen und rief dabei vier weitere Ausschüsse ins L e b e n , 2 2 7 von denen nur einer jemals 

tagte, um über die H ö h e der Reparat ionssumme zu beraten. Offiziell wartete man auf detail­

lierte Zahlenangaben, mit denen die Sowjetunion ihre Forderungen bezüglich der Reparat ions­

summe untermauern wollte. Aber die betreffenden Sitzungen wurden von Maisky stets ver­

schoben, und weder Amerikaner noch Bri ten gelangten je in den Besi tz der sowjetischen B e ­

rechnungen, wie Kennan vorausgesagt hatte. 

Auf westlicher Seite zeigte sich Ratlosigkeit . Ers t am 3. Ju l i , 22 Tage nach seiner Ankunft in 

Moskau und am Vorabend der Potsdamer Konferenz , entschloß Pauley sich zu einer Initiative, 

um den Staatsoberhäuptern ein soweit wie möglich abgeschlossenes Reparat ionsprogramm un­

terbreiten zu können, wie es jetzt vorsichtig h i e ß . 2 2 8 In einem energischen Br ief schob er der 

Sowjetunion an jenem Tag die Verantwortung für das Scheitern der Reparationsgespräche zu, 

weil sie die Sitzungen stets v e r t a g e . 2 2 9 Er griff ein wenig hoch, als er ausführte, Leben und Zu­

kunft hunderter Mill ionen Menschen hinge von einer baldigen und realistischen Lösung der R e ­

parationsfrage ab. 

Aber er beharrte auf den grundsätzlichen amerikanischen Standpunkten und schlug vor, sich im 

Hinbl ick auf die anstehende Potsdamer Konferenz über die Verteilung der Reparat ionssumme 

auf die Großmächte und andere Gläubigerländer, auf eine Definit ion der Begriffe Reparat ionen, 

Restitutionen und Kriegsbeute sowie ein Programm für Interimreparationen zu einigen. O b ­

gleich Pauleys Schreiben den Eindruck zu wecken suchte, damit erstelle man einen endgültigen 

Reparationsplan, konnte es sich doch nur um die Regelung von Teilaspekten handeln. 

Pauleys Drängen verfehlte seine Wirkung nicht. E ine zweite Sitzung der Repara t ionskommis­

sion unterblieb zwar, aber der Organisationsausschuß nahm sich hinfort in täglichen Sitzungen 

der Probleme an, und es gelang Pauley, dabei die Verhandlungen über seine Reparat ionsprinzi­

pien in den Vordergrund zu schieben. Die acht Grundsätze der amerikanischen Reparat ionspo­

litik hatte er seinen Instruktionen e n t n o m m e n , 2 3 0 wobei er allerdings ohne System vorging und 

manchen wesentlichen Punkt anders faßte oder einfach wegfallen l i e ß . 2 3 1 Auf diese Weise entle-
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digte er sich kurzerhand aller inhaltsleeren Alternativbestimmungen seiner Instruktion ebenso 

wie grundsätzlicher Probleme der amerikanischen Deutschlandpoli t ik, um die in Washington 

die mühevollsten Auseinandersetzungen stattgefunden hatten. 

So reduzierte sich die bisher hartumkämpfte Frage nach dem Umfang der Demontagen bei Pau-

ley auf die schlichte Forme l , die noch erhaltene deutsche Industrie müsse demontiert werden, 

sofern sie ein direktes Rüstungspotential v e r k ö r p e r e . 2 3 2 U n d aus den vielfältigen Bemühungen 

Stimsons und M c C l o y s , der amerikanischen Poli t ik bezüglich des deutschen Lebensstandards 

den Anstr ich unnötiger Schärfe zu nehmen, 2 3 3 machte Pauley den einzigen Satz, der Lebens­

standard müsse unter jenem der Nachbarländer gehalten w e r d e n . 2 3 4 Diese wichtige Klausel er­

fuhr in den anschließenden Verhandlungen, wahrscheinlich auf britische Initiative, eine Neufas­

sung, die aus Pauleys ungenauer Formulierung resultierte. Sie bestimmte, der Lebensstandard 

Deutschlands solle die durchschnitt l iche H ö h e des Lebensstandards aller europäischen Staaten 

mit Ausnahme Großbri tanniens und der Sowjetunion nicht übe r sch re i t en . 2 3 5 Damit war eine 

für den wirtschaftspolitischen Tei l des Potsdamer Protokol ls maßgebliche Formel entstan­

d e n , 2 3 5 die bisher von Außen- und Finanzministerium in Washington getragene Bestrebungen 

wesentlich abmilderte, Deutschlands Lebensstandard nicht über den niedrigsten aller umlie­

genden Nat ionen steigen zu l a s s e n . 2 3 7 

Die Poli t ik des Finanzministeriums blieb lediglich in zwei Prinzipien erhalten, die möglichst 

hohe Reparat ionen aus bestehenden Anlagen und minimale Leistungen aus Fertigprodukten 

vorsahen, um den Wiederaufbau deutscher Produktionsstätten zu vermeiden. Im übrigen trug 

Pauley seinen Instruktionen gemäß dafür Sorge, daß weder Reparat ions- noch Wiederaufbau­

lasten von anderen Ländern finanziert, Deutschland die notwendigen Ressourcen zur Beschaf­

fung eines minimalen Lebensstandards belassen und die Erträgnisse aus seinen Reparationslei­

stungen gerecht unter die Gläubigerländer verteilt w ü r d e n . 2 3 8 

Das Prinzip der Vorrangigkeit , welches später im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen von 

Potsdam stand, hielt Pauley für unwichtig. Er ließ es w e g , 2 3 9 doch scheint es später von der ame­

rikanischen Delegation nachgetragen worden zu sein. Ein zweites entscheidendes Moment für 

die spätere Besatzungspoli t ik zählte nur indirekt zu den acht Prinzipien der Vorlage Pauleys. In 

einem Nebensa tz hieß es dort, die Reparationslast solle gleichmäßig auf das ganze deutsche Vo lk 

verteilt w e r d e n . 2 4 0 Diese Anregung hatte das Informal Pol icy Commit tee ursprünglich aus G e ­

rechtigkeitsgründen nach Vorschlägen des Außenministeriums vom Januar 1945 aufgenom­

m e n . 2 4 1 Es sollte vermieden werden, daß manche Teile der deutschen Bevölkerung durch ihre 

Lebensumstände oder Vermögensverhältnisse während der Reparationsperiode günstiger ge­

stellt würden als andere. Daher lautete ein Abschnit t der Instruktion, die Reparationsbürde 

solle nach Möglichkei t so verteilt werden, daß gleiche Lasten und ein gleicher, allgemeiner Le ­

bensstandard für die deutsche Bevölkerung in jeder der Zonen herbeigeführt w ü r d e n . 2 4 2 

Dieser Forderung glaubte Pauley mit dem erwähnten Nebensatz Genüge zu tun. Während 

der Verhandlungen im Organisationsausschuß wurde die Passage jedoch aus dem früheren Zu­

sammenhang gerissen, etwas anders gefaßt und zu einem selbständigen Prinzip erhoben. Es 

lautete nun, Deutschland müsse für die Zwecke der Reparationsplanungen als wirtschaftliche 

Einheit behandelt w e r d e n . 2 4 3 D e m st immten die Großmächte während der Reparationsver­

handlungen zu. 
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Nach langwierigen Beratungen einigte der Organisat ionsausschuß in Moskau sich auf den ge­

genüber dem Text der amerikanischen Vorlage kaum veränderten Wort laut der Prinzipien. Am 

6. Juli berichtete Pauley seinen Erfolg nach W a s h i n g t o n . 2 4 4 G r e w bestätigte die Übere ins t im­

mung der acht Prinzipien mit den Instruktionen, nannte das Verhandlungsergebnis eine bedeu­

tende Leistung Pauleys und empfahl Byrnes , diesem seine Befriedigung darüber auszudrük-

k e n . 2 4 5 Auch die britische Regierung a k z e p t i e r t e , 2 4 6 und t ro tzdem gab es keinerlei Anlaß zu 

Genugtuung. Denn am 12. Juli meldete die sowjetische Delegat ion im Organisat ionsausschuß 

ihren Vorbehalt gegen den letzten Satz des letzten Prinzips, und „vielleicht noch andere", wie es 

hieß, a n . 2 4 7 Sie wandte sich damit gegen die Tatsache, daß erst die notwendigen Mittel zur F i ­

nanzierung erlaubter Importe bereitgestellt werden mußten, bevor Reparat ionen aus laufender 

Produktion oder Vorräten geleistet werden konnten. 

Das Prinzip der Vorrangigkeit stellte einen Teil jener Bestrebungen der amerikanischen und bri­

tischen Wirtschaftspolitik dar, dem sowjetischen Reparationsverlangen dort Grenzen zu set­

zen, wo es die volkswirtschaftliche Basis zur Gewährleistung eines Exis tenzminimums in 

Deutschland zu untergraben begann. Aus logischen Gründen konnte niemand bestreiten, daß 

man die erforderlichen Rohstoff importe für eine best immte Mindestproduktion durch gesi­

cherte Exporteinnahmen finanzieren mußte, sofern diese Mindestproduktion aufrechterhalten 

werden sollte. Maisky selbst hatte das gegenüber Harr iman früher schon indirekt z u g e g e b e n , 2 4 8 

aber die Sowjetunion vertrat den Standpunkt, nicht der Reparationspoli t ik müßten Grenzen ge­

zogen werden, sondern den Einfuhren nach Deutschland, und das hieß zugleich dem Umfange 

der deutschen Produkt ion. Nach sowjetischen Ansichten ging die Erfüllung der Reparat ions­

verpflichtungen jedenfalls vor. D e r deutsche Import und das Produkt ionsvolumen hatten sich 

dem anzupassen. 

Damit aber wäre es um den tragenden Pfeiler der amerikanischen Reparat ionspoli t ik und um die 

Sicherung des Exis tenzminimums in Deutschland geschehen. Angesichts der immens hohen 

Reparationssumme von Jal ta und der schweren Kriegszerstörungen Deutschlands ließ sich ab­

sehen, daß seine verbleibende Wirtschaftskraft größtenteils zur Befriedigung sowjetischer R e ­

parationsansprüche herangezogen würde, so daß für Expor te und Importe nur kümmerl iche 

Restbeträge zur Verfügung stehen konnten. Ein Absinken der Produkt ion und damit der 

volkswirtschaftliche Niedergang Deutschlands wären unvermeidlich geworden. Überdies 

würde man bald einer sowjetischen Auslegung der Vorschrif ten über das deutsche Exis tenzmi­

nimum gegenüberstehen, die westlichen Anschauungen zufolge untragbar erschien. Es bliebe 

den Vereinigten Staaten schließlich nur die Alternative, entweder der Entwicklung untätig zu­

zusehen oder mit Hilfslieferungen an Deutschland einzuspringen, was auf eine indirekte Übe r ­

nahme der Reparationslast hinauslief. 

Diese Zusammenhänge versuchte Pauley nach dem sowjetischen Einspruch am 13. Jul i in einem 

Brief an Maisky so einleuchtend wie irgend möglich zu erklären. Dabei bediente er sich nicht 

nur der mathematischen Formal R = P - ( 0 + C + I ) 2 4 9 , sondern auch eines anschaulichen Ver ­

gleichs, wie ihn die Sowjets sonst gerne v o r b r a c h t e n . 2 5 0 In Ja l ta hatte Churchi l l bezüglich der 

deutschen Wirtschaft und ihrer Reparationsleistungen von dem Pferde gesprochen, dem man 

Heu reichen müsse, wenn es den Wagen ziehen solle. Pauley erwähnte in Moskau eine Kuh, die 

zwar beide Hörner verlieren und recht mager werden dürfe, aber da man von ihr viel Milch er­

warte, müsse zuerst für ein wenig Fut ter Sorge getragen werden. Das Schreiben bewies didakti­

sches Geschick. Aber so logisch Pauleys Ausführungen auch gefaßt sein mochten , er kämpfte 

vergeblich gegen das sowjetische Beharren an, wie Kennan es schon vorhergesagt hatte. 
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Aus poli t ischen, vor allem sicherheitspolitischen Gründen zielten die Sowjets über den Repara­

tionsvorgang auf eine dauernde volkswirtschaftliche Schwächung Deutschlands ab. Sie empfan­

den den Niedergang seiner industriellen Produkt ion und seines Lebensstandards auf das Niveau 

russischer Landschaften als angebracht und g e r e c h t . 2 5 1 Präsident Roosevel t selbst hatte sie noch 

in Ja l ta mit den Wor ten in dieser Auffassung bestärkt, der Lebensstandard Deutschlands solle 

jenen der Sowjetunion zukünftig nicht mehr übe r s t e igen . 2 5 2 

D o c h in Washington hatte man inzwischen die untragbaren praktischen Konsequenzen einer 

solchen Poli t ik für Deutschland und den gesamten Kont inent entdeckt. Man suchte ihnen aus 

einleuchtenden Gründen und mit nicht geringerer Uberzeugungskraft zu wehren, wie die So­

wjets auf der Erfüllung gerade dieser Vereinbarungen von Jal ta bestanden. In der Frage des 

Prinzips der Vorrangigkeit drängten sich politische Grundsatzentscheidungen zusammen, die 

man im Organisat ionsausschuß nicht zu lösen vermochte und daher an die Potsdamer Konfe­

renz w e i t e r g a b . 2 5 3 Ob diese einen Ausweg finden würde, konnte bereits in Moskau bezweifelt 

werden, denn Pauley kündigte an, seine Regierung werde an dem Prinzip unbedingt festhalten 

und er selbst erachte dessen Beibehaltung als so notwendig, daß er einen Verzicht darauf nicht 

werde empfehlen k ö n n e n . 2 5 4 

Was das Problem der Verteilung des Reparationsertrages unter die Gläubigerländer betraf, so 

orientierten sich die Pläne der Sowjetunion zunächst an den Prozentzahlen von Jal ta . Danach 

konnte sie 50 Prozent , die Vereinigten Staaten und Großbri tannien je 20 Prozent und die übri­

gen Staaten 10 Prozent beanspruchen. Pauley kam jedoch aufgrund grober Schätzungen der 

jeweiligen Kriegskosten und der erlittenen Zerstörungen zu einer etwas anderen Verteilung 

und schlug dem Außenminister ium in Washington am 19. J u n i ein gerechteres Verfahren bei 

der Beteil igung anderer Gläubigerländer vor, als es die pauschale Abfindung von Jal ta bein­

h a l t e t e . 2 5 5 

Pauleys Anregungen zufolge sollten die drei Großmäch te den gesamten Reparationsertrag in ei­

nem Verhältnis von 55 Prozent für die Sowjetunion und je 2 2 J / 2 Prozent für Großbri tannien und 

die Vereinigten Staaten teilen, danach die Ansprüche der übrigen Gläubigerländer prüfen und 

im Verhältnis ihrer Anteile auf jene Summen verzichten, die zur Deckung berechtigter Forde­

rungen an dritte Staaten überwiesen werden m ü ß t e n . 2 5 6 Den Vorzug dieser Regelung sah Pauley 

hauptsächlich in der Gemeinsamkei t der Reparationspoli t ik aller Großmächte sowie in 

dem Umstand , daß Ansprüchen kleinerer Staaten in Moskau nicht vorgegriffen wurde. Seine 

Lösung des Vertei lungsproblems trug deren Interessen eher Rechnung als der Plan von Jalta, 

welcher allen kleineren Nationen überdies nur insgesamt 10 Prozent der Reparat ionssumme zu­

gestand. 

Das Außenminis ter ium in Washington empfand diesen Anteil nun ebenfalls als zu gering, zö ­

gerte jedoch im Hinbl ick auf die problematische Frage der Einladung Frankreichs, sich Pauleys 

Gedankengang anzuschließen. Wenn eine neue Formel vereinbart würde, antwortete Grew 

schließlich am 2. Ju l i , so müsse sie auf einer Viererbasis b e r u h e n . 2 5 7 Das aber konnte Pauley nur 

zusätzliche Kompl ika t ionen, jedoch keine Fortschri t te einbringen. D e r neuernannte Außenmi­

nister James F. Byrnes nahm sich auf Bi t ten Pauleys der Frage a n 2 5 8 und erwog dessen Argu­

ment, eine Kopplung des Vertei lungsproblems mit jenem der Einladung Frankreichs führe zu 

unabsehbaren S c h w i e r i g k e i t e n . 2 5 9 
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Tro tz gewisser Sympathien des Außenministeriums für Pauleys A n r e g u n g e n 2 6 0 hielt Byrnes es 

für besser, auch dieses Problem im Rahmen der Potsdamer Konferenz zu l ö s e n . 2 6 1 Inzwischen 

aber hatte Pauley dem Organisationsausschuß bereits seinen Antrag unterbreitet , der weniger 

um der neuen Prozentsätze als um der mit ihnen verbundenen Berücksicht igung anderer Gläu­

bigerländer willen hart umstritten war. Was die ersteren betraf, so einigte man sich am 12. Juli 

dem amerikanischen Plan entsprechend auf eine Verteilung von 56 Prozent für die Sowjetunion 

und je 22 Prozent für die Vereinigten Staaten beziehungsweise G r o ß b r i t a n n i e n . 2 6 2 

Damit nahm die Sowjetunion eine nicht im voraus festliegende Beteiligung anderer Gläubiger­

staaten in Kauf, eine Lösung, gegen die sie sich lange Zeit gesträubt hatte. Aber in dieser Hin­

sicht blieb Pauley unnachgiebig. Sein Standpunkt, die Vereinigten Staaten würden keiner Repa­

rationsabsprache zustimmen, die den Ansprüchen dritter Länder Vorg r i f f , 2 6 3 behielt schließlich 

die Oberhand, verbunden allerdings mit einem sowjetischen Papier über Verfahrensfragen be­

züglich der D r i t t l ä n d e r . 2 6 4 Es handelte sich dabei um eine Neufassung, in welcher frühere briti­

s c h e 2 6 5 und amer ikan i sche 2 6 6 Vorschläge beschnitten wurden. Die Sowjets sprachen darin von 

der Einladung am Kriege direkt beteiligter Staaten, während die Bri ten und Amerikaner alle N a ­

tionen einzuladen beabsichtigten, die sich mit Deutschland im Kriegszustande befunden hat­

t e n . 2 6 7 Überdies plante Moskau zum Abschluß der Reparationsvereinbarungen lediglich eine 

formelle Konferenz, bei der ausschließlich Länder zugelassen wurden, die vorher einen von der 

Reparat ionskommission festgelegten Anteil akzeptiert h a t t e n . 2 6 8 

Amerikaner und Briten wollten Beschlüsse über die endgültige Verteilung dagegen der Konfe ­

renz aller berechtigten Nationen überlassen. Sie waren bereit , ihnen ein Mitspracherecht entwe­

der in der Reparat ionskommission selbst oder in einer ständigen interalliierten Reparat ions­

agentur einzuräumen, die über Verteilungsfragen entscheiden s o l l t e . 2 6 9 D ie Annahme des so­

wjetischen Papiers durch die Moskauer Reparat ionskommission schien eine Verwirkl ichung 

dieser Absichten zu unterbinden, doch bildeten sie später das Fundament für die Gestaltung der 

Pariser Reparat ionskonferenz. 

Uber alle weiteren Aspekte des Reparat ionsproblems konnten die Großmäch te sich in Moskau 

nicht mehr einigen. Das galt auch für das Problem der Interimreparationen, obgleich der 

Sowjetunion an dessen Regelung außerordentlich lag und die amerikanische Delegation frühzei­

tig geeignete Vorschläge Pauleys un te rb re i t e t e . 2 7 0 Moskau ging es dabei hauptsächlich um eine 

Legalisierung seiner anhaltenden Demontagepol i t ik . Das amerikanische D o k u m e n t kam diesem 

Wunsche entgegen, denn es stellte nicht mehr den Grundsatz sofortiger Reparat ionsmaßnah­

men, sondern nur noch deren Umfang in Frage. Zudem räumten seine vagen Formulierungen 

den sowjetischen Demontageplänen auch für die Zukunft einen gewissen Spielraum ein, so daß 

Maisky es ohne weiteres akzeptierte. 

Das Papier forderte Interimreparationen aus Demontagen , Vorräten aller Ar t und Rohstoffge­

winnung. Sie wurden nach Art und Umfang von einer Liste begrenzt, welche die Moskauer R e ­

parationskommission erstellen und ihrem Unterausschuß, der in Berlin aus Vertretern der drei 

Großmächte zu gründen war, zur Durchführung übersenden sollte. Dieser Unterausschuß bot 
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Pauley den ersten Ansatzpunkt zur Verwirkl ichung seiner stillen Bestrebungen, die Repara­

tionsgespräche aus der Moskauer Umgebung zu l ö s e n 2 7 1 und überdies seinen persönlichen 

Einfluß auf Kosten der Rechte des Kriegsministeriums in Washington entscheidend zu 

stärken. 

Denn der Berl iner Unterausschuß allein empfahl oder genehmigte Reparationsmaßnahmen in 

Deutschland, während der Zonenkommandant sogar geplante Demontagen zugunsten des ei­

genen Landes anzeigen mußte und sie ohne Zust immung des Unterausschusses nicht durchfüh­

ren lassen durfte, bis die Reparat ionskommission eine Regierungsentscheidung über die Ange­

legenheit herbeigeführt h a t t e . 2 7 2 Geschah die Demontage auf Wunsch eines dritten Landes, so 

blieb die Entscheidungsbefugnis darüber dem Unterausschuß allein vorbehalten. Nur bei 

Reparationsleistungen aus Vorräten oder laufender Produktion hatte er dem Bedarf der 

alliierten Besatzungsstreitkräfte, nicht weniger aber jenem des Gläubigerlandes Rechnung 

zu t r a g e n . 2 7 3 

Wäre es Pauley gelungen, diese Pläne zu verwirklichen, so hätte der Unterausschuß tiefgreifen­

den Einfluß auf die volkswirtschaftliche Zukunft Deutschlands ausüben müssen. Zwar sollte er 

in seiner Reparat ionspoli t ik an die in Moskau beschlossenen Prinzipien gebunden werden, doch 

konnten diese ebenso wie die Instruktion Pauleys selbst, der sie entnommen worden waren, auf 

verschiedene Weise ausgelegt werden. Entscheidungen über die Gestaltung der kurzfristigen 

Reparat ions- und Demontagepol i t ik blieben daher in Wirkl ichkeit dem Unterausschuß überlas­

sen, der nur den Regierungen der drei Großmäch te Verantwortung schuldete. De r Kontrollrat 

in Berlin hätte nach Pauleys Vorschlägen seine Entscheidungsbefugnis über die kurzfristige 

Wirtschaftspolit ik in Deutschland weitgehend verloren. Ihm wurde lediglich eine beratende 

Funkt ion im Unterausschuß belassen, während von dem in Washington so hart umkämpften 

Vetorech t des Zonenkommandanten nirgends mehr die Rede w a r . 2 7 4 

Hier zeigte sich, daß Pauley die wirtschaftspolitischen Auffassungen Clays nicht teilte und daß 

er Mitspracherechte der Armee in kurzfristigen wirtschaftspolitischen Angelegenheiten zu be­

schneiden suchte, wo immer es anging, weil sie seinen eigenen, zur Deindustrialisierung neigen­

den Plänen im Wege s t a n d e n . 2 7 5 Nich t umsonst ließ er Josiah E. D u B o i s , den Sachbearbeiter der 

Reparationsfrage im Finanzminister ium und Angehörigen der Reparat ionskommission, auf der 

Reise nach Moskau in Deutschland zurück. D u B o i s sollte Informationen über die Besatzungs­

polit ik der Armee sammeln, damit Pauley anschließend geeignete Schritte einleiten könne, das 

offenkundig skandalöse Verhalten der Militärs zu korrigieren, wie es h i e ß . 2 7 6 

D o c h Pauleys eigenwillige Poli t ik, die sich manchmal erstaunlich weit von seinen Instruktionen 

und den Weisungen des Außenminister iums löste, scheiterte bezüglich der Interimreparationen 

während der Sitzung des 13. Jul i am Einspruch G r o ß b r i t a n n i e n s . 2 7 7 Sir Walter Monck ton gin­

gen die Befugnisse des Unterausschusses offensichtlich zu weit. Bevor die britische Delegation 

einem Inter improgramm zust immen könne , so meinte er, sollten die wesentlichen Probleme des 

Reparationsplanes selbst geklärt worden s e i n . 2 7 8 Davon aber blieb die Moskauer Kommission 

weit entfernt. Am 1 1 . Ju l i drückte Pauley in einem Schreiben an Maisky wiederum seine B e ­

sorgnis über die mangelnden Fortschri t te zur Lösung der angeschnittenen Probleme aus und 

mahnte zur Ei le , da man der Einigung ohnehin nahe s e i . 2 7 9 Diese Auffassung erwies sich jedoch 

in der abschließenden Konferenz des Organisationsausschusses am 13. Juli als reichlich optimi­

stisch. 
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Nicht nur, daß ein letzter Verständigungsversuch über das Prinzip der Vorrangigkei t scheiter­

t e . 2 8 0 Die Sowjets legten außerdem eine Definit ion des Begriffes Rest i tut ionen v o r , 2 8 1 die weit 

über früher von Großbri tannien und den Vereinigten Staaten bezogene Standpunkte hinaus­

g i n g 2 8 2 und daher auf Ablehnung stieß. In der gleichen Sitzung weigerte Maisky sich, eine Def i ­

nition oder irgendwelche anderen Aspekte des Begriffes Kriegsbeute zu d i sku t i e ren . 2 8 3 D e r 

Ausschuß hatte schon seit dem 5. Jul i vergeblich auf einen diesbezüglichen sowjetischen V o r ­

schlag g e w a r t e t , 2 8 4 bis Pauley am 1 1 . Jul i schließlich ein amerikanisches Papier un t e rb re i t e t e , 2 8 5 

das mit Rücksicht auf die Demontagepol i t ik der Sowjetunion in Osteuropa nur fertiges Kriegs­

material, nicht aber Produktionsanlagen der Rüstungsindustrie als Beutegut definierte. D e r so­

wjetischen Deutschlandpoli t ik mußten solche Beschränkungen unzumutbar erscheinen, doch 

ließ sie erst in Potsdam eindeutig erkennen, daß ihre Auslegung des Begriffes Kriegsbeute auch 

im Deutschen Reich als ein Mittel zur Verwirkl ichung ihrer sicherheitspolitischen Ziele dienen 

sollte. 

Mit der Konferenz vom 13. Juli rückte das Scheitern der Moskauer Reparat ionskommiss ion und 

mit ihr das aller bisherigen Reparationsvereinbarungen in greifbare Nähe . Selbst Pauley kam um 

diese Erkenntnis nicht herum, auch wenn sein anschließender Ber icht für Präsident Truman die 

Erfolge seiner Moskauer Gespräche zu betonen s u c h t e . 2 8 6 A b e r Maisky hatte er in der letzten 

Sitzung des Organisationsausschusses entgegengehalten, es sei bedeutungslos, daß man sich 

über Reparationsprinzipien einige, solange Begriffe wie Reparat ionen, Rest i tut ionen und 

Kriegsbeute ungeklärt b l i e b e n . 2 8 7 

Auch von einer anderen Seite her tauchten in den letzten Moskauer Tagen ernsthafte Zweifel 

daran auf, überhaupt realistische Vereinbarungen treffen zu können. Jeder Reparationsplan, so 

schrieb ein Mitglied der amerikanischen Delegation an jenem ereignisreichen 13. Jul i 1945 , 

müsse sich auf ein bestimmtes Gebie t beziehen. Das alliierte Reparat ionsprogramm setze also 

die vorhergehende Einigung über territoriale Aspekte der Deutschlandfrage oder, im Falle spä­

terer Gebietsabtretungen, eine von Grund auf neue Berechnung der Leistungsfähigkeit 

Deutschlands v o r a u s . 2 8 8 

Die Erkenntnis der Fragwürdigkeit aller bisherigen Verhandlungsergebnisse machte sich breit. 
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S E C H S T E S K A P I T E L 

Die Konferenz in Potsdam 
Juli bis August 1945 

1. Gemeinsamkeiten und Gegensätze der alliierten Reparationspläne 

Am 14. Jul i 1945 verließen Pauley, Lubin und fünf weitere Angehörige der amerikanischen R e ­

parationsdelegation Moskau , um an den Entscheidungen der drei Großmächte in Berlin mitzu­

wirken. Bis dahin schien es fraglich, ob das Reparat ionsproblem überhaupt Verhandlungsge­

genstand sein werde, und Maisky glaubte das noch am 13. Juli bezweifeln zu können . 1 Zwar 

hatte die britische Regierung bereits am 3 0 . Mai in Washington den weitblickenden Standpunkt 

vertreten, die Frage nach deutschen Reparat ionen müsse in Potsdam schon angesichts der so­

wjetischen Gewohnhei t , eroberte Gebie te wirtschaftlich auszubeuten, auf der Tagesordnung 

s tehen . 2 In diesem Zusammenhang verwies London als Beispiel auf Demontagen rumänischer 

Industrieanlagen unter dem Vorwand der Kr iegsbeute . 3 

Aber in Washington ging man darauf nicht e in . 4 Erst Anfang Juli hieß es dort, vermutlich werde 

es in der Reparat ionskommission Meinungsverschiedenheiten geben, die während der Potsda­

mer Konferenz gelöst werden müß ten . 5 T r o t z Pauleys wiederholten Drängens ist es bei dieser 

abwartenden Haltung gebl ieben . 6 Erst während der Schiffsreise nach Europa bereitete die ame­

rikanische Delegat ion am 13. Ju l i eine Aufnahme der Reparationsfrage in die Tagesordnung 

v o r , 7 und am 14. Jul i konnte Pauley nicht ohne Befriedigung an Maisky schreiben, der Präsident 

werde dieses P rob lem mit Sicherheit aufwerfen. 8 M o l o t o w kam Truman daraufhin in Potsdam 

zuvor, denn die Reparationsfrage wurde am 17. Jul i anläßlich einer sowjetischen Initiative in die 

Tagesordnung aufgenommen. 9 

Die amerikanische Reparationspoli t ik in Potsdam empfing wesentliche Impulse von Pauley. In 

den vergangenen W o c h e n hatte er im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen um die Repara­

tionsfrage gestanden, während die Aufmerksamkeit Washingtons einer tiefgreifenden politi­

schen Wende galt. Finanzminister Morgenthau war überraschend zurückgetreten, nachdem 

Truman ihm die Tei lnahme an der Potsdamer Konferenz versagt hatte, und sein Nachfolger 

setzte allen Bemühungen des Finanzministeriums um die Deutschlandpolit ik ein abruptes 

Ende . Nahezu gleichzeitig übernahm James F. Byrnes die Amtsgeschäfte Stettinius' . Beide 

M o m e n t e verliehen der langfristigen amerikanischen Deutschlandpoli t ik neue Akzente , und der 

sich abzeichnende Wandel blieb schon in Potsdam nicht u n b e m e r k t . 1 0 

Die Gestal tung der amerikanischen Reparationspoli t ik für Potsdam wurde unmittelbar vor der 

Konferenz zwischen Pauley und Lubin einerseits, Clay ton , Despres, Collado und Murphy an­

dererseits noch einmal b e r a t e n . 1 1 Obgle ich zwischen beiden Parteien gewisse Meinungsver­

schiedenheiten entstanden, entschloß man sich zur For tse tzung des von Pauley in Moskau ein-

1 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 242. 

2 Ebendort, S. 158 f. 

3 Ebendort. 

4 Ebendort, S. 167. 

5 Ebendort, S. 211 . 

6 Ebendort, S. 232 , 235 ff., 241 . 

7 Ebendort, S. 239 f. 

8 Ebendort, S. 242. 

9 Ebendon, S. 245; Bd. I I , S. 46 , 55. 
10 Gimbel.J.: a.a.O., S. 13 ff. 
11 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 941 ; Bd . I, S. 553. 
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geschlagenen Weges, der bis zu den entscheidenden Problemen der alliierten Reparationspolit ik 

herangeführt hatte. Schon nach den ersten Besprechungen mit Pauley in Berlin glaubte die ame­

rikanische Delegation nicht mehr, eine Lösung durch neue Ansätze bewirken zu können, wie 

Byrnes es ursprünglich geplant h a t t e . 1 2 Oberflächlich betrachtet schienen sich die amerika­

nisch-sowjetischen Differenzen auf Teilaspekte der Reparationsfrage, Defini t ionsprobleme 

etwa, zu beschränken. Tatsächlich berührten die in der Reparat ionskommission strittigen 

Punkte jedoch die Basis der amerikanischen Deutschlandpoli t ik, denn es ging um nichts weniger 

als das bereits vor Jal ta aufgestellte Lei tmot iv der amerikanischen Wirtschafts- und Repara­

tionspolitik, Deutschland jenes Mindestmaß volkswirtschaftlicher Kapazitäten zu lassen, deren 

es zur Beschaffung eines Exis tenzminimums nicht entbehren konnte . 

Dieser Grundsatz war zu einem Maßstab der amerikanischen Deutschlandplanungen gewor­

den, und er bestimmte Möglichkeiten und Grenzen der Wirtschafts- und Reparat ionspoli t ik. 

Die Sowjets stellten seine Gült igkeit jedoch auf zweifache Weise in Frage. Sie erkannten weder 

das Prinzip der Vorrangigkeit an und gaben damit zu verstehen, daß sie ihr Reparat ionsbegehren 

auf Kosten einer gleichgewichtigen deutschen Volkswirtschaft durchzusetzen beabsichtigten, 

noch wollten sie sich auf eine Abgrenzung des Wortes Kriegsbeute einlassen. Das , so wußte man 

aus den jüngsten Erfahrungen in osteuropäischen Ländern, bedeutete unbegrenzte sowjetische 

Demontagen und Transfers nach Os ten . 

Beide Momente zusammengenommen standen der sowjetischen Weigerung gleich, während der 

gesamten Reparationsperiode die Notwendigkei t einer auf minimalem Niveau lebensfähigen 

deutschen Volkswirtschaft anzuerkennen. Die Pläne Moskaus zielten darauf ab, das wirtschaft­

liche Schicksal Deutschlands auf ein Jahrzehnt hinaus in das Bel ieben der Sowjetunion zu stel­

len. Die Vereinigten Staaten dagegen hielten entschlossen an dem Prinzip einer selbständigen 

Mindestvolkswirtschaft fest, und dies aus vielerlei zwingenden Gründen, zu denen die mißli­

chen Erfahrungen mit dem Reparationsgeschehen des Ersten Weltkrieges ebenso zählten wie 

wirtschaftspolitische Vernunft oder administrative Notwendigkei ten, humanitäre Mot ive oder 

die Befürchtung, nach Vollendung der Reparationsperiode könne ein ökonomisch nicht mehr 

lebensfähiges Reich Washington zur dauernden Last werden. 

Schon in der ersten Besprechung mit Pauley, die noch am 14. Juli stattfand, traten die amerika­

nischen Bemühungen zutage, der sowjetischen Reparationspoli t ik in all jenen Bereichen ener­

gisch zu wehren, die eine Gefährdung der deutschen Mindestvolkswirtschaft mit sich brach­

t e n . 1 3 Dabei wurde eine Verhärtung der amerikanischen Standpunkte als Reakt ion auf die M o s ­

kauer Gespräche sichtbar. Nicht nur, daß man den Begriff des Beutegutes nach dem Vorbi lde 

Pauleys so eng wie möglich faßte. Man entschloß sich angesichts der unmäßig weiten sowjeti­

schen Definition des Wortes Rest i tut ionen, wie Maisky sie in Moskau vorgelegt h a t t e , 1 4 auch zu 

einer nicht weniger übertrieben engen Begriffsbestimmung, so daß außer der Herausgabe kultu­

reller Objek te keine Resti tution mehr hätte erfolgen können. Französische Eisenbahnwagen, so 

führte ein Dokument als Beispiel an, würden zwar an Frankreich zurückgegeben, ihr Wer t aber 

dem deutschen Reparat ionskonto gutgeschrieben, und auf diese Weise plante man den ganzen 

Restitutionsvorgang abzuwicke ln . 1 5 

Die Tendenzen der amerikanischen Poli t ik zur Unnachgiebigkei t gingen auf Pauley zurück, 

während Clayton, Despres und andere zögerten, sich ihm anzuschließen. So teilten sie die Mei ­

nung des Reparationsbeauftragten nicht, sämtliche Transfers zu Lasten Deutschlands müßten 

als Reparationen ge l t en . 1 6 Bezüglich der Definit ion des Restitutionsbegriffes setzte Pauley sich 

zwar durch, aber in anderen Fragen kamen doch gemäßigtere Auffassungen zum Zuge. Seine 

12 Byrnes, J. F.: a.a.O., S. 68. Pauley hatte den Spielraum der amerikanischen Politik zudem durch seine Moskauer Erklärung stark beschnit­

ten, die Vereinigten Staaten würden unter allen Umständen am Prinzip der Vorrangigkeit festhalten. Vgl. F R U S Potsdam, Bd. I, S. 537. 

13 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 550 ft. 

14 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 542 f. 
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Forderung nach einem möglichst hohen amerikanischen Reparationsanspruch etwa scheiterte 

an der Überzeugung des Außenminister iums, die Vereinigten Staaten müßten grundsätzlich 

nicht für sich selbst, sondern für die ehemals von Deutschland besetzten Staaten eine angemes­

sene Entschädigung bewirken. 

Bei einem sowjetischen Anteil von 50 Prozent der deutschen Leistungen war man bereit, den eu­

ropäischen Alliierten 30 bis 35 Prozent zuzugestehen und sich gemeinsam mit Großbri tannien 

in die restlichen 15 bis 20 Prozent zu t e i l e n . 1 7 Hier gelangten schon Anfang Juli von Despres und 

Col lado vertretene Anschauungen zum Tragen. Beide traten für eine höhere Beteiligung der 

kleineren Alliierten ein, weil die Vereinigten Staaten ohnehin nicht mehr als etwa 10 Prozent der 

Reparat ionssumme annehmen k ö n n t e n . 1 8 Das ging nicht zuletzt auf die amerikanische Weige­

rung zurück, in Deutschland vorgefundenes Go ld als Reparationen zu akzeptieren. Im Gegen­

satz zu Pauley glaubte das Außenminister ium, diese Bestände müßten durchweg im Kriege er­

beutet worden sein und sollten daher nach Maßgabe ihrer Verluste auf die ehemals besetzten 

Länder verteilt w e r d e n . 1 9 

Auch in anderen Bereichen vermochte Pauley sich nicht immer durchzusetzen. So erkannten die 

Vertreter des Außenministeriums bei Gebietsabtretungen nur die Übertragung ehemals deut­

schen Eigentums auf neue Besi tzer als Reparationsleistung a n . 2 0 Pauley dagegen hielt an der 

Uberzeugung fest, sämtliche übertragenen Werte innerhalb des abgetretenen Terri toriums stell­

ten Reparat ionen dar, und nicht nur das. Es kam fast einer Umkehrung der sowjetischen Prakti­

ken gleich, als er forderte, alle beweglichen Gegenstände sowie die laufende Produktion abge­

tretener Landesteile müßten den Besatzungsmächten innerhalb Deutschlands zur Verfügung 

gestellt werden, um zunächst die notwendigen Importe nach Deutschland einzuschränken oder 

sie zu finanzieren, und erst danach könne man an Reparationsleistungen aus diesen Werten 

d e n k e n . 2 1 

Wenig später modifizierte er seine Gedankengänge und sprach nur mehr davon, die Kapitalan­

lagen und Bodenschätze abgetretener Gebie te müßten als Reparationen ge l t en . 2 2 Dahinter stand 

die Absicht , der Sowjetunion und Polen den Wert der industriellen Anlagen und Bodenschätze 

östlich der Ode r -Ne iße als Reparat ionen anzurechnen. Pauley hatte sich telegraphisch nach des­

sen vermutlicher H ö h e e rkundig t 2 3 und mit etwa 8 ,5 Milliarden Dol lar angeben lassen . 2 4 Un­

mittelbar danach wies er Außenminis ter Byrnes darauf hin, man könne den Reparationsan­

spruch jener Länder , die abgetretene Gebie te erhalten oder „ in deren Sicherheitsinteresse Terri­

torien abgetrennt" würden, um diese Beträge vermindern . 2 5 De r sowjetische Anteil wäre auf­

grund solcher Berechnungen schon nahezu erfüllt worden, doch verzichtete die amerikanische 

Poli t ik auf diese Mittel und Wege , obgleich sie auf britischer Seite gewisse Sympathien erweck­

t e n . 2 6 

Am 15. Jul i brachte eine Konferenz der Amerikaner mit der britischen Reparationsdelegation 

unter Sir Walter M o n c k t o n weitgehend übereinst immende reparationspolitische Ansichten zu­

t a g e . 2 7 Man vereinbarte, in den anstehenden Dreiergesprächen das Prinzip der Vorrangigkeit 

sowie die Frage nach der Tei lnahme Frankreichs an den Reparationsverhandlungen anzuschnei­

den. Meinungsverschiedenheiten ergaben sich nur aus dem britischen Vorhaben, nicht auf Defi­

nit ionen etwa des Begriffes Kriegsbeute zu bestehen. D i e westlichen Alliierten würden sich da­

mit nach Auffassung Londons nur selbst Bindungen auferlegen, deren Einhaltung von Moskau 

17 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 551 f. 
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weder erwartet noch erzwungen werden k ö n n e . 2 8 D o c h Pauley widersprach heftig und bestand 

auf einer Klarung der Begriffe, weil die Reparationsverhandlungen sonst bis ins unendliche fort­

gesetzt würden . 2 9 

N o c h am Abend des 15. Juli empfing der eben in Berlin eingetroffene Präsident Truman als erste 

und einzige Besucher dieses Tages seinen Reparationsbeauftragten in Begleitung H a r r i m a n s . 3 0 

Pauley hielt es offensichtlich für notwendig, den Präsidenten ohne Säumnis von den eigenen 

Auffassungen zur Reparationsfrage zu überzeugen, und dieser willigte ein, Pauleys Ber icht über 

die Moskauer Verhandlungsergebnisse zu l e s e n . 3 1 Er bestärkte den Präsidenten in seiner schon 

vor Antrit t der Reise gefaßten Absicht , „un te r gar keinen Umständen Europas Reparat ions­

rechnung zu b e z a h l e n " . 3 2 Truman sei fest entschlossen, das nicht noch einmal geschehen zu las­

sen, versicherte Admiral L e a h y . 3 3 

Im übrigen aber verwies der Präsident Pauley an den Außenminis ter , was dem Selbstverständnis 

des Reparationsbeauftragten durchaus nicht entsprach. Auch vermied es Truman, als offizielle 

Verhandlungsgrundlage für das Reparat ionsproblem jenen eigens zu diesem Zweck von Pauley 

entworfenen Br ie f an Stalin und Churchil l zu verwenden, in welchem der Reparationsbeauf­

tragte auch seine eigene Person betont herauszuheben ve r s t and . 3 4 

Als die Vereinigten Staaten während der ersten Plenarsitzung der Potsdamer Konferenz am 17. 

Juli ihre reparationspolitischen Vorschläge un te rbre i te ten , 3 5 zeigte sich, daß Pauleys Einfluß 

auf die amerikanische Reparationspolit ik maßgeblich blieb. Das von Truman vorgelegte D o ­

k u m e n t 3 6 stellte jene zwei Forderungen in den Mit telpunkt , um deren Annahme sich Pauley 

bisher vergeblich bemüht hatte: das Prinzip der Vorrangigkei t und die Definitionsfragen. Was 

das erstere betraf, so unterstrich der Vorschlag mit Pauleys eigenen W o r t e n , 3 7 die Regierung der 

Vereinigten Staaten bestehe auf einer Annahme dieses Grundsatzes, weil man sonst entweder 

die Fehler des Ersten Weltkrieges wiederhole oder die industrielle Entwaffnung Deutschlands 

nicht verwirklichen, das hieß, keine Demontagen vornehmen k ö n n e . 3 8 

Bezüglich der Definitionsfragen teilten Pauley und das Außenminis ter ium die feste Entschlos­

senheit, eine möglichst exakte Klärung der Begriffe herbe izuführen , 3 9 und eine befriedigende 

Lösung dieses Problems zur Voraussetzung für die Annahme der bereits in Moskau getroffenen 

Vereinbarungen zu machen. D e m amerikanischen Vorschlag waren die außerordentlich engen 

Definitionen der Begriffe Rest i tut ionen, Reparat ionen und Kriegsbeute beigefügt, zu denen 

man sich am 14. Jul i unter dem Eindruck des Berichtes Pauleys über die Moskauer Gespräche 

entschlossen h a t t e . 4 0 

Damit waren die nach amerikanischen Auffassungen entscheidenden Kriterien der interalliier­

ten Reparationspolit ik angesprochen. Die Beteil igung Frankreichs zählte offenbar nicht zu ih­

nen, denn darüber schwieg das Papier ebenso wie über Pauleys Wunsch , einen möglichst hohen 

amerikanischen Reparationsanspruch durchzusetzen oder eine Berechnung industrieller Anla­

gen und Bodenschätze in abgetretenen Terri torien vorzunehmen. D o c h in ausschlaggebenden 

Momenten bezog die amerikanische Poli t ik nun ganz entschieden Stellung und gab zu verste­

hen, daß sie zu weiteren Konzess ionen oder Vertagungen in der Reparationsfrage nicht mehr 

bereit war. 
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Ein Unterausschuß für wirtschaftspolitische Fragen befaßte sich als erster mit dem amerikani­

schen Dokumen t , das von der Plenarsitzung an die Außenmin i s t e r 4 1 und von diesen am näch­

sten Tage an den Unterausschuß weitergereicht w u r d e . 4 2 Byrnes hatte dessen Gründung ange­

sichts „de r schwierigen und komplizierten Masse wirtschaftspolitischer Probleme der Deutsch­

landfrage" vorgesch lagen . 4 3 Er nannte den ehemaligen Vorsitzenden des Informal Policy 

Commi t t ee , Will iam L. Clay ton , und Pauley als amerikanische V e r t r e t e r . 4 4 D a ß es im Unter­

ausschuß hauptsächlich um Reparationen gehen würde, stand von vornherein fest, und wirklich 

saßen sich dort all jene Gesprächspartner erneut gegenüber, die schon in Moskau vergebens 

nach einer Lösung dieses Problems gesucht h a t t e n . 4 5 

D o c h während der ersten Sitzung am 19. Jul i vormittags nahm man sich zunächst der wirt­

schaftspolitischen Vorschläge Trumans an, und dabei fielen für das Reparationsgeschehen we­

sentliche En t sche idungen . 4 6 D ie Amerikaner schlugen regulierende Eingriffe in die deutsche 

Volkswirtschaft vor, um Güter- und Dienstleistungen für die Besatzungstruppen zu sichern 

und Hungersnöte , Seuchen und Unruhen in Deutschland zu un te rb inden . 4 7 Das war jene be­

währte Standardformel des Kriegsministeriums, die in Wirkl ichkeit dem Zonenkommandanten 

alle Entscheidungsbefugnis über die wirtschaftliche Zukunft seines Gebietes e inräumte . 4 8 Pau­

leys Mitarbeitern fiel sogleich auf, daß die Befehlshaber aufgrund dieser Passage sämtliche D e ­

montagen nach eigenem Gutdünken unterbinden k o n n t e n . 4 9 Es kam dem Reparationsbeauf­

tragten deswegen sicher gelegen, daß dieser Passus schon in der ersten Sitzung des Unteraus­

schusses abgelehnt wurde. 

Eine alliierte Wirtschaftslenkung war nach dem neuen im Unterausschuß anschließend erarbei­

teten Wort laut der Passage nur zulässig, soweit sie Ansprüche der Besatzungsmacht deckte und 

für die Absicherung eines deutschen Lebensstandards notwendig war, der den mittleren Stan­

dard europäischer Länder mit Ausnahme Großbri tanniens und der Sowjetunion nicht über­

s c h r i t t . 5 0 Diese Formel leitete sich von den in Moskau beschlossenen Reparationsprinzipien 

Pauleys ab. Sie gestand dem Zonenkommandanten immer noch weit größeren wirtschaftspoliti­

schen Spielraum zu als die Direktive J C S 1067, doch wurde sie unverändert in das Potsdamer 

Pro toko l l a u f g e n o m m e n . 5 1 

D e r Unterausschuß akzeptierte am gleichen Tage den ebenfalls in Pauleys Moskauer Verhand­

lungsergebnissen berücksichtigten Grundsatz , Deutschland müsse eine wirtschaftliche Einheit 

b i l d e n . 5 2 In diesem Zusammenhang schlug das amerikanische Dokumen t für ganz Deutschland 

einen Lebensstandard in H ö h e des Exis tenzminimums v o r . 5 3 Das entsprach dem bereits im 

Sommer 1944 beschlossenen Prinzip der amerikanischen Reparationspoli t ik, die gesamte deut­

sche Produkt ion für Reparat ionszwecke heranzuziehen, soweit sie nicht zur Befriedigung eines 

minimalen inländischen Bedarfes verwendet werden mußte. Aber dieser Grundsatz fiel den 

neuen Bes t immungen über die H ö h e des deutschen Lebensstandards ebenfalls schon während 

der ersten Sitzung des Unterausschusses zum Opfer . 

Die Gespräche über die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands verliefen an diesem Tage harmo­

nisch, und es schien, als werde der Unterausschuß fruchtbare Arbeit leisten können. Erst die 

folgenden drei Sitzungen des Unterausschusses am 2 0 . und 2 1 . Juli brachten jene Ereignisse mit 

sich, die zum Scheitern einer gemeinsamen Wirtschafts- und Reparationspolit ik der Alliierten in 
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Deutschland führten. Schon am Vormit tag des 2 0 . Ju l i bezogen Maisky und A. A. Sobolev wirt­

schaftspolitische Standpunkte, die ihre Gesprächspartner mit tiefer Beunruhigung erfüllten. 

Das Hauptziel des Kontrol lrates , so führten beide aus, bestehe in der Erfüllung der deutschen 

Reparationsverpflichtungen, und das rangiere sogar noch vor der Bedarfsdeckung für die alliier­

ten Besatzungst ruppen. 5 4 Von einer Anerkennung des Prinzips der Vorrangigkei t konnte daher 

überhaupt keine Rede sein. Maisky scheute sich nicht , den westlichen Alliierten in diesem Zu­

sammenhang Profitsucht vorzuwerfen. Seine Entrüstung schimmerte durch, als er meinte, Ka ­

pitalisten wollten Gewinne durch ihren Außenhandel erzielen und sie über das Prinzip der V o r ­

rangigkeit absichern. Sie dächten nicht an Wiedergutmachungen für jene, die im Kriege gelitten 

hatten. Das Prinzip der Vorrangigkeit sei politisch une rwünsch t . 5 5 

Die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands zeichnete Maisky während der gleichen Sitzung in 

düsteren Farben. Man müsse sich ein sehr anderes Deutschland vorstellen als früher, meinte er, 

eines, dessen Lebensstandard bei weitem nicht mehr jenen der Vorkriegszei t erreiche. Zwar ge­

stehe Moskau eine freie Entwicklung der Landwirtschaft und der leichten Industrie zu. Aber das 

Kriegspotential Deutschlands und die Basis seiner Schwerindustrie solle zerstört werden, so daß 

man beispielsweise mit deutschen statt mit schwedischen Eisenerzen auskommen werde. 

Deutschland werde einer streng zentral gelenkten Planwirtschaft unterworfen sein, um Repara­

tionen leisten zu können, wobei Kontrol l ra t und Reparat ionskommission bis in die Einzelhei­

ten festgelegte Jahrespläne ausarbeiten würden. Auf diese Art und Weise müßten sich die Erfül­

lung der Reparationsverpflichtungen und eine Begleichung der notwendigen Einfuhren ermög­

lichen lassen, doch gingen Reparationen unter allen Umständen v o r . 5 6 

Die Einwände der Briten und Amerikaner zugunsten des Prinzips der Vorrangigkeit machten 

nicht den geringsten Eindruck. Monck ton versicherte, man wolle doch nur importieren, was die 

alliierten Regierungen vorher guthießen. Pauley flocht an, das Prinzip der Vorrangigkeit gelte 

lediglich für Reparationen aus laufender Gütererzeugung, nicht aber für Demontagen . U n d 

auch Claytons Argument , er denke ausschließlich an die Absicherung eines minimalen deut­

schen Lebensstandards und deutscher Reparationsleistungen, fruchtete nichts, ebensowenig 

wie sein mit Uberzeugung vorgebrachter Hinweis , das amerikanische V o l k werde Deutschland 

nicht noch einmal mit Geldmitteln zur Seite stehen. Die Sitzung des Unterausschusses schloß 

mit Claytons entmutigender Feststellung, man könne sich über das Prinzip der Vorrangigkei t 

nicht e in igen . 5 7 

Die Entwicklung spitzte sich rasch weiter zu. Am Abend des gleichen Tages trug Maisky dem 

erneut zusammengetretenen Unterausschuß die sowjetische Absicht vor, das Ruhrgebiet zu in­

ternationalisieren und mehr oder weniger für immer, wie er sich ausdrückte, einer Viermächte­

verwaltung zu unters te l len . 5 8 Moskau suche auf diesem Wege das deutsche Kriegspotential und 

die Gütererzeugung an der Ruhr unter seine Kontrol le zu bringen, führte er zur Begründung 

aus. Monck ton zog sich rasch hinter die Bemerkung zurück, das sei eine politische Frage, zu der 

er keine Stellungnahme äußern könne, und Clayton schloß sich dem a n . 5 9 Aber der Plan mußte 

zumindest für die britische Deutschlandpoli t ik ein allzu weitgehendes Ansinnen darstellen, weil 

er Großbri tannien das industrielle Herz seiner Zone und damit alle Aussichten auf eine Ver ­

wirklichung tragbarer wirtschaftlicher Verhältnisse in ihr zu nehmen beabsichtigte. 

Nach diesen drei Sitzungen des Unterausschusses stand schon dahin, ob eine interalliierte Repa­

rationspolitik überhaupt noch denkbar sei, denn Bri ten wie Amerikaner konnten auf das Prin­

zip der Vorrangigkeit nicht verzichten. Die sowjetische Wirtschaftspolit ik hätte, gab man es 

auf, die Oberhand in Deutschland gewonnen, das Produkt ionsvolumen, den Lebensstandard, 
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Expor te und Impor te und nahezu alle anderen volkswirtschaftlichen Prozesse durch die Gestal­

tung ihrer Reparationspoli t ik maßgeblich beeinflussen können. Dennoch förderte erst die vierte 

Sitzung des Unterausschusses am Abend des 2 1 . Juli die Erkenntnis der ganzen Schwierigkeiten 

einer Annäherung zwischen dem sowjetischen und dem anglo-amerikanischen Standpunkt zu­

tage. In dieser Konferenz , der offenbar nur die drei Reparationsbeauftragten be iwohn ten , 6 0 

legte Maisky den sowjetischen Gegenvorschlag zur Definit ion der Begriffe Kriegsbeute und R e ­

stitutionen v o r . 6 1 

Diesen Augenbl ick erwartete man seit W o c h e n mit Spannung. Schon am 5. Jul i hatte Maisky der 

Repara t ionskommiss ion die sowjetische Definit ion für den 1 1 . Jul i angekündigt , 6 2 ihre Vorlage 

jedoch andauernd h inausgezöger t . 6 3 Un te r dem Titel der Kriegsbeute hatten die Sowjets im öst­

lichen Mit teleuropa währenddessen eine unbegrenzte Poli t ik der Beschlagnahme und Demon­

tage industrieller Anlagen durchgeführt, und im sowjetischen Einflußbereich Deutschlands, das 

konnten die Konferenztei lnehmer mit eigenen Augen beobachten, verfolgte Moskau die glei­

chen Ziele. Eine interalliierte Wirtschaftspolit ik, die in Deutschland stabile ökonomische Ver ­

hältnisse zu schaffen beabsichtigte, mußte unter allen Umständen auf die Beendigung solcher 

Praktiken dringen. 

D o c h am Abend des 2 1 . Jul i zeigte sich, wie vordem schon in Jal ta , daß der Sowjetunion weni­

ger an tragbaren Reparationsplänen als an Mitteln und Wegen lag, ihre sicherheitspolitischen 

Ziele zu verwirklichen und die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands beeinflussen zu können. 

D e n n die an diesem Abend vorgelegte sowjetische Begriffsbestimmung der Kriegsbeute um­

faßte nicht b loß alle Vorräte und Ausrüstungen militärischen oder sonstigen Charakters, die 

deutschem Militär, paramilitärischen Verbänden oder deren Mitgliedern gehörten oder von ih­

nen gebraucht wurden, wie es hieß. Moskau betrachtete als Kriegsbeute überdies noch alle Vor ­

räte und Ausrüstungen, die vom deutschen Gegner zur Deckung seines Rüstungsbedarfes her­

angezogen wurden, soweit sie von den Alliierten vor Kriegsende auf umkämpftem Gebiet er­

obert worden w a r e n . 6 4 Maisky fügte dem eine kaum weniger umfassende Definition des Resti­

tutionsbegriffes hinzu. Sie st immte bis auf geringfügige Abweichungen mit jener überein, die 

Br i ten und Amerikaner bereits während der Moskauer Reparationsgespräche ab lehn ten , 6 5 und 

bewies, daß man seither nicht einen einzigen Schrit t vorangekommen war. 

Aus derart breitgefaßten Definit ionen konnte die Sowjetunion das Recht zu unbegrenzten D e ­

montagen und Beschlagnahmen ableiten, und auf Fragen Monck tons und Pauleys hin stellte sich 

rasch heraus, daß sie davon den ausgiebigsten Gebrauch zu machen beabsichtigte. Sogar Koh­

lenminen, Text i l - oder Schuhfabriken zählte Maisky als Kriegsbeute auf, sofern sie irgendwann 

einmal zur Deckung militärischen Bedarfes herangezogen worden w a r e n . 6 6 Auf den Einwand 

seiner Gesprächspartner hin gab er zu, daß kaum etwas für Reparat ionszwecke erhalten bliebe, 

sofern auf diese Ar t in ganz Deutschland Kriegsbeute gemacht werde. Um Reparationslieferun­

gen dennoch zu ermöglichen, könne man ja gewisse Kapitalgüter in Deutschland zurücklassen, 

schlug Maisky vor. D a ß die Sowjetunion ein Rech t auf derart hohe Kriegsbeute habe, heiße 

noch nicht , daß sie angesichts der deutschen Reparationsverpflichtung nicht hier und da auf ihre 

Ansprüche verzichten könne . D o c h weder M o n c k t o n noch Pauley empfanden solche Vor ­

schläge als geeignete Lösungen der Repara t ionsf rage . 6 7 

Schon am 2 0 . Jul i hatte ein Ber ich t des Unterausschusses die Meinungsverschiedenheiten über 

das Prinzip der Vorrangigkeit und die sowjetische Auffassung dargelegt, Reparationsabgaben 

müßten an erster Stelle erbracht und deutsche Importe notfalls auf jenen Umfang reduziert wer-
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den, der nach Erfüllung der Reparationspflicht noch möglich s e i . 6 8 Daran scheiterte im Unte r ­

ausschuß die Einigung über das außerordentlich wichtige achte Repara t ionspr inz ip . 6 9 Mi t den 

sowjetischen Definitionen zusammengenommen hatte sich die ganze ungelöste Problemat ik der 

Moskauer Reparationsgespräche auf die Konferenz von Potsdam übertragen, und sie belastete 

das Verhandlungsklima schwer. Entscheidendes mußte daran liegen, ob Besonnenhei t und G e ­

duld einen Ausweg schaffen konnten, doch gerade an diesen Eigenschaften fehlte es dem ameri­

kanischen Reparationsbeauftragten durchaus. 

In der Reparationsfrage standen sich abermals die unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Ziele 

der anglo-amerikanischen und der sowjetischen Deutschlandpoli t ik gegenüber. D i e letztere 

hatte niemals verhehlt, daß sie es auf einen drastischen volkswirtschaftlichen Niedergang 

des Deutschen Reiches a b s a h , 7 0 eine derartige Schwächung des ehemaligen Gegners , daß min­

destens ein Jahrzehnt lang an seine wirtschaftliche Erholung nicht einmal gedacht werden 

k o n n t e . 7 1 

Bis dahin sollte das Land einer rigorosen Planwirtschaft unterworfen sein, die einer Heranzie­

hung und Ausbeutung aller volkswirtschaftlichen Ressourcen Deutschlands zu Reparat ions­

und Wiedergutmachungszwecken diente. D e m deutschen Volke wurde nicht mehr als ein mi­

nimales Existieren zugestanden, doch war selbst das durch Importbeschränkungen gefährdet, 

sobald die Befriedigung vorrangiger sowjetischer Reparationsansprüche fraglich erschien. Zu­

dem bemaß sich dieses Exis tenzminimum keineswegs nach deutschen Verhältnissen, sondern 

nach einem kaum definierbaren, von den Sowjets als „mit te leuropäisch" bezeichneten Stan­

da rd , 7 2 der willkürlicher Auslegung die weitesten Grenzen setzte. 

Eine harte Demontagepoli t ik sollte das Deutsche Reich um der Sicherheitsinteressen Moskaus 

willen einem Deindustrialisierungsprozeß unterziehen, der nur noch Bruchtei le der ehemaligen 

deutschen Industriekapazitäten bestehen ließ. U n d das Vorherrschen sowjetischer Ansprüche 

während der auf ein Jahrzehnt veranschlagten Reparationsperiode ermöglichte die Begründung 

wirtschaftspolitischer Abhängigkeiten des Deutschen Reiches von Moskau , seine Eingliederung 

in den Bereich sowjetischer Wirtschaftsbeziehungen und seine industrielle und handelspoliti­

sche Einreihung in den Kreis osteuropäischer Planwirtschaften. 

Die anglo-amerikanische Wirtschaftspolitik strebte dem durchaus nicht immer entgegenge­

setzte Ziele an. Auch sie erwog eine Schwächung der volkswirtschaftlichen Basis Deutschlands, 

gewisse Deindustrialisierungs- und Demontagemaßnahmen aus sicherheitspolitischen Gründen 

und eine Verwendung aller Ressourcen Deutschlands zu Reparationsleistungen, soweit sie nicht 

zur Deckung eines Existenzminimums für die Bevölkerung herangezogen werden mußten. In­

sofern unterschieden sich die wirtschafts- und reparationspolitischen Ziele von Wes t und Os t 

nicht grundsätzlich. Einem Kompromiß zwischen beiden stand daher in Potsdam prinzipiell 

nichts im Wege, und mancherseits glaubte man in der amerikanischen Delegation wie in W a ­

shington an eine solche Möglichkei t , trotz der Reparat ionssumme von Jal ta und trotz der B e ­

griffsbestimmungen Maiskys. 

Aber dem traten doch ernste Bedenken gegenüber. Sie entsprangen vor allem dem Umstand, 

daß die amerikanische Wirtschafts- und Reparationspolit ik unter dem Postulat der Kurzfristig­

keit geprägt worden war. N u r für die ersten Tage des Kontrol l ra tes , so hatte man im Informal 

Policy Commit tee wieder und wieder betont , sollten die Direktive J C S 1067 und die repara­

tionspolitischen Weisungen Gültigkeit besitzen. N u r für diese Zeit hatte man in Washington 

politische Richtlinien erarbeitet und Grundsatzentscheidungen gefällt, aber darüber hinaus exi­

stierte eine amerikanische Wirtschafts- oder Reparationspoli t ik für Deutschland nicht. 
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Schon die interministeriellen Differenzen in Washington hatten die Einigung über den Charak­

ter einer langfristigen Wirtschaftspolit ik für Deutschland verhindert, die Polit ik der Verzöge­

rungen ein übriges getan, bindende Schritte hinauszuschieben. Unter dem Eindruck exorbitan­

ter Reparationsforderungen, wie die Sowjetunion sie seit 1943 erhob, und extremer Deutsch­

landplanungen Morgenthaus hatten sich Außen- und Kriegsministerium auf den von der Ver­

nunft diktierten Grundsatz besonnen, vor jeder wirtschafts- oder reparationspolitischen Ent­

scheidung über Deutschland müsse eine Bestandsaufnahme des im Kriege schwer geschädigten 

Landes erfolgen, um Möglichkei ten und Grenzen der alliierten Polit ik übersehen zu können. Im 

Hinb l ick auf dieses Prinzip und angesichts der Entschlossenheit Roosevel ts , sich nach Kriegs­

ende erst persönlich über die Verhältnisse Deutschlands zu informieren, ehe wirtschafts- oder 

reparationspolitische Beschlüsse gefaßt w ü r d e n , 7 3 trugen alle diesbezüglichen Planungen Wa­

shingtons Interimcharakter . 

D ie sowjetischen Forderungen aber zogen tiefgreifende wirtschaftspolitische Konsequenzen 

langfristiger Natur für Deutschland nach sich. Sie reichten auf lange Sicht in manchen Bezie­

hungen noch über das Maß ökonomischer Här te hinaus, das die Vereinigten Staaten kurzfristig 

für angebracht hielten. Im kurzfristigen Bereich würde ein Kompromiß nicht allzu schwer fal­

len. Aber den langfristigen Auswirkungen der sowjetischen Pläne begegneten die amerikani­

schen Poli t iker mit einer aus dem Mangel an eigenen langfristigen Konzepten geborenen Unsi­

cherheit . 

D ie verschiedensten M o m e n t e trugen dazu bei, sie zu überbrücken. Schweres Gewicht kam vor 

allem den Auffassungen des mit der administrativen Verwaltungslast in Deutschland konfron­

tierten Kriegsministeriums und General Clays zu. Beide argumentierten für baldige wirt­

schaftspolitische Stützungsmaßnahmen zugunsten der deutschen Volkswirtschaft , für eine Ver­

tagung endgültiger Reparationszusagen und gegen überstürzte D e m o n t a g e n . 7 4 Mißtrauen ge­

genüber dem sowjetischen Verbündeten, das von dessen unnachsichtigen Reparationsforderun­

gen und einer übertr iebenen Demontagepol i t ik im Berlin jener Tage nicht eben geschickt wach­

gehalten wurde, ließ in der amerikanischen Delegation Sorgen um die wirtschaftliche Zukunft 

Deutschlands aufkommen. Sie fanden in den amerikanischen Augen ungewohnten Kriegszer­

störungen der Berl iner Umgebung starken Auftr ieb. Persönliche Anschauungen und Erfahrun­

gen, Urtei le , Vorurtei le oder Unwägbarkei ten beeinflußten mangels vorgegebener Pläne und 

Richtl inien die Einstellung amerikanischer Poli t iker zu langfristigen wirtschaftspolitischen 

Fragen. 

Auch die tragenden Momente der kurzfristigen Wirtschaftspolit ik wurden als Anhaltspunkte 

bei der Prägung langfristiger Vorstel lungen herangezogen. V o n Clayton ist bekannt, daß er sei­

nen Stel lungnahmen im Unterausschuß das Memorandum Präsident Roosevelts vom 2 3 . März 

zugrunde l e g t e , 7 5 dessen Gültigkeit schon der einleitende Satz des Dokumentes jedoch auf die 

allererste Nachkriegszei t b e s c h r ä n k t e . 7 6 So übertrugen sich all jene Maßnahmen, die Außen-

und Kriegsministerium ursprünglich im kurzfristigen Bereich zur Abwehr extremer Planungen 

Morgenthaus bei der Formulierung des Memorandums vom 2 3 . März verankert ha t t en , 7 7 auf 

die Stellungnahme amerikanischer Poli t iker zu den sowjetischen Deutschlandplänen in Pots­

dam. Sie akzentuierten fortwährend die wirtschaftspolitischen Vorschläge, welche Truman der 

ersten Plenarsitzung in Potsdam unterbreitet hatte und die bis auf eine später hinzugefügte Pas­

sage über die wirtschaftliche Einhei t Deutschlands ebenfalls auf Roosevelts Memorandum vom 

2 3 . März b e r u h t e n . 7 8 

Die auf Mäßigung, wirtschaftspolitische Vernunft und Abwehr extremer Eingriffe zielenden 

Tendenzen des Dokumentes vom 2 3 . März best immten den Charakter der amerikanischen 

Wirtschaftspoli t ik von Potsdam. Man unterstellte allen Überlegungen die Notwendigkeit , eine 
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lebensfähige deutsche Volkswirtschaft zu erhalten und wenigstens die Sicherung eines Ex i ­

stenzminimums aus eigenen deutschen Ressourcen zu gewährleisten. Aus diesem Grunde er­

kannte die amerikanische Delegation dem Prinzip der Vorrangigkei t und der Verweigerung von 

Krediten hohes Gewicht zu, beides Postulate, die auch in Roosevelts Memorandum enthalten 

w a r e n 7 9 und daher von den amerikanischen Polit ikern als unbedingt bindend erachtet wurden. 

Die amerikanische Delegation verfügte zwar über keinerlei langfristige wirtschaftspolitische D i ­

rek t iven , 8 0 aber jene prinzipiellen Anschauungen über den Charakter der Wirtschaftsordnung 

in der Nachkriegswelt und über die wirtschaftspolitischen Notwendigkei ten und Interdepen-

denzen in ihr, die das Außenministerium seinen Planungen schon in der Vorkr iegsepoche zu­

grunde gelegt und bis in das letzte Kriegsjahr hinein mit Nachdruck verteidigt hatte, besaßen 

durchaus ihre Gültigkeit . Sie beeinflußten die Gedankengänge der amerikanischen Poli t iker 

kaum weniger im Sinne reparationspolitischer Mäßigung und wirtschaftspolitischer Vernunft 

als das Memorandum Roosevel ts . Nich t so sehr, als ob der in außenpolit ischen Fragen unerfah­

rene Byrnes sie aktiv vorangetrieben hätte, obgleich er sich in den ersten Monaten nach seinem 

Amtsantritt stark von den Auffassungen Hulls leiten l ieß. Aber wie in den Tagen des Kabinet ts­

ausschusses, so machte sich auch jetzt Kriegsminister St imson zum Sprecher einer von staats­

männischem Weitbl ick getragenen langfristigen Deutschlandpoli t ik. Wiederum argumentierte 

er dabei in wenigen grundlegenden Memoranden im Sinne der traditionellen Ziele des Außen­

minis ter iums. 8 1 Truman, der im Hinbl ick auf die Deutschlandfrage den Standpunkt vertrat, zu 

viele Friedensschlüsse der Vergangenheit hätten rachsüchtigen Motiven gedient, denen man die­

ses Mal keinen Raum geben dürfe, begegnete Stimsons Anschauungen mit unverhohlenen Sym­

pa th ien . 8 2 

Das erste Memorandum des Kriegsministers für den Präsidenten unterstellte die amerikanische 

Deutschlandpolitik am 16. Juli dem einzigen Ziel, Sicherheit und Frieden unter Bedingungen zu 

verwirklichen, die den amerikanischen Freiheitsidealen en t sprachen . 8 3 Zwar verfolge man die 

Absicht , Deutschland zu entwaffnen, und daher könnten und sollten gewisse Schrit te auf mate­

riellem Gebie t unternommen werden, um dem Wiederaufbau deutscher Industriekapazitäten 

über das zu friedlichen Zwecken erforderliche Maß hinaus entgegenzuwirken. Aber es sei un­

klug, gefährlich und bereite neuen kriegerischen Auseinandersetzungen den Weg , eine Poli t ik 

umfangreicherer Zerstörungen der deutschen Industrie und ihrer Ressourcen einzuleiten. S t im­

son sprach von der Undurchführbarkeit solcher Maßnahmen, die ein Wiederaufleben der euro­

päischen Industrie verhindern und einen politischen und wirtschaftlichen Infektionsherd hin­

terlassen müßten, der alle Hoffnungen auf eine Ermutigung zu demokrat ischem Handeln und 

Denken in Europa vernichten w e r d e . 8 4 

Vom Blickpunkt der allgemeinen wirtschaftlichen Erholung Europas aus gesehen forderte St im­

son, Deutschland müsse seinen produktiven Aufgaben erneut zugeführt werden. Man dürfe 

dem deutschen Volke nicht die Möglichkei t nehmen, zur Wiederherstellung stabiler Verhäl t­

nisse in Europa und in der Welt beizutragen, zu leben und zu arbeiten, um damit seiner eigenen 

und der Gesundung Europas den Weg zu bereiten. Was aus Sicherheitsgründen demontiert oder 

zerstört werden müsse, sollten die Experten best immen. Alle übrigen deutschen Kapazi­

täten aber müßten unter angebrachten Sicherheitsvorkehrungen so rasch wie möglich die P ro ­

duktion aufnehmen. Die wirtschaftliche Notlage ganz Europas gebiete das, weil eine Zeit des 

Mangels über den Kont inent hereinbreche, deren Auswirkungen die Länder der Welt erfassen 

m ü ß t e n . 8 5 

79 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 472. 

80 Vgl. beispielsweise F R U S Potsdam, Bd. II , S. 452 1. 

81 Vgl. oben S. 99 ff. 

82 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 432; Truman, H. S.: a.a.O., S. 235; Stimson, H. L.IBundy, M.: a.a.O., S. SSI; Alperovitz, G.: a.a.O., 

S. 79 f. 

83 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 754 ff. 

84 Ebendort. 

85 Ebendort. 

183 



Das waren von Idealismus und Staatskunst getragene Wor te , doch fehlten praktische Gesichts­

punkte keineswegs. Als Besatzungsmacht in einem Teile Deutschlands, so schrieb Stimson, 

stünden den Vereinigten Staaten schwere Verwaltungsprobleme bevor, die durch Mangel an 

Nahrungsmit teln und Energie noch verschärft würden. Schon aus diesem Grunde sollten sie den 

Menschen in ihrer Zone Möglichkei ten zur Arbei t verschaffen, um sich damit von den lastenden 

Folgen ihrer Untät igkei t und Armut zu be f re ien . 8 6 Hier gelangten die wirtschaftspolitischen 

Auffassungen Clays und M c C l o y s zum Tragen. Beide hatten an der Reparationsfrage wegen ih­

rer lebensentscheidenden Auswirkungen auf die Verwaltung Deutschlands, wie M c C l o y sich 

ausdrück te , 8 7 das größte In t e r e s se . 8 8 Sie berieten sich während und nach der Konferenz wieder­

holt über die nach Clays Auffassung unüberwindlichen wirtschaftspolitischen Schwierigkeiten, 

mit denen die Direktive J C S 1067 sie konfrontierte, strebten deren Lösung durch abmildernde 

Konferenzbeschlüsse von Potsdam an und glaubten später, sie auch erreicht zu h a b e n , 8 9 ob­

gleich außer den beiden Memoranden Stimsons direkte Einflußnahmen des Kriegsministeriums 

nicht bekannt wurden. 

Ein zweites Mal legte St imson dem Präsidenten am 2 2 . Juli ein Memorandum zur Deutschland­

poli t ik vor, eben nachdem Maisky seine Definit ion des Begriffes Kriegsbeute präsentiert hat­

t e . 9 0 St imson nannte die sowjetische Demontagepol i t ik in Ostdeutschland orientalisch und 

fügte hinzu, sie zwinge die Vereinigten Staaten geradezu, Westdeutschlands Volkswirtschaft in 

enger Zusammenarbei t mit Großbr i tannien zu erhalten, um in den westlichen Besatzungszonen 

Entwicklungen vorzubeugen, die von der öffentlichen Meinung nicht lange toleriert werden 

k ö n n t e n . 9 1 

Die Notwendigkei t einer wirtschaftlichen Erholung Deutschlands stand für Stimson außer Fra­

ge. Er forderte bereits die Annahme eines Wiederaufbauplanes für das ganze Europa einschließ­

lich Deutschlands, und die Konzentra t ion aller verfügbaren amerikanischen Wirtschaftshilfe 

auf dieses Ziel . D ie Hoffnung auf eine bessere Zukunft blieb nach seiner Auffassung an die Wie­

derherstellung stabiler europäischer Verhältnisse geknüpft, denn nur unter solchen Bedingun­

gen könne persönliche Freihei t , Gedanken- und Redefreiheit herrschen, nicht aber in einer Pe­

riode des Hungers , der Krankhei ten und Verzweiflung. Ein wirtschaftlich starkes Europa, so 

schrieb St imson, biete die höchsten Garantien für Sicherheit und Frieden in der Zukunft. Das 

sicherheitspolitische Ris iko darauf gerichteter Maßnahmen in Deutschland hielt Stimson für 

gering, obgleich so viele Fabr iken unbeschädigt aus dem Kriege hervorgegangen seien, denn es 

bestehe ein großer Unterschied zwischen der bloßen Existenz einer Fabr ik und der Möglichkeit , 

sie als funktionierende Produktionseinheit betreiben zu können. D i e Fähigkeit dazu sei 

Deutschland verlorengegangen, und man dürfe sich nicht über die Schwierigkeit hinwegtäu­

schen, den Produkt ionsprozeß erneut in Gang zu b r i n g e n . 9 2 

Diese mit so viel Entschiedenheit und Uberzeugungskraft dargelegten Anschauungen des 

Kriegsministers , die M c C l o y und Clay absolut teilten, übten auf das wirtschaftspolitische Den­

ken der Amerikaner in Potsdam nachhaltigen Einfluß aus. Man konnte sich der Tatsache kaum 

verschließen, daß aufgrund solcher Überlegungen der baldige industrielle Wiederaufbau 

Deutschlands zum Postulat der amerikanischen Wirtschaftspolit ik werden und jede ihm abträg­

liche Maßnahme begrenzt oder ganz unterbunden werden mußte. D e m aber standen die repara-

86 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 755. 

87 Ebendort, S. 925. 

88 Clay, L. D.: a .a .O., S. 38 ; Clay und Murphy befürchteten vor der Konferenz, es könnten dort wirtschafts- und finanzpolitische Restrik­

tionen beschlossen werden, die eine Erholung Deutschlands unterbanden. 

89 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. <>25;Gimbel, ] . : a.a.O., S. llll.;CLy, L. D.: a.a.O., S. 41 ff. Clay hob hervor, an den Potsdamer Wirtschafts­

und Finanzklauseln sei besonders wichtig, daß sie über die Direktive J C S 1067 hinaus der Besatzungsmacht den Auftrag erteilten, eine 

gleichgewichtige, autarke deutsche Volkswirtschaft zu entwickeln. Er sah darin einen wesentlichen politischen Wandel, der die Verwaltung 

Deutschlands nahezu von Anfang an beeinflußt habe. 

90 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 808 f.; Stimson, H. L./Bundy, M.: a.a.O., S. 593 ff. 

91 F R U S Potsdam, Bd . I I , S. 808 f.; Stimson, H. L./Bundy, M.: a.a.O., S. 582 f. 

92 F R U S Potsdam, Bd . I I , S. 808 f. 
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.tionspolitischen Pläne der Sowjetunion entgegen, ebenso, wie umgekehrt die wirtschaftspoliti-

'schen Anschauungen der Amerikaner die sicherheits- und reparationspolitischen Ziele Moskaus 

gefährdeten. 

Niemand erwartete, daß die Sowjetunion sich den amerikanischen Auffassungen über die wirt­

schaftspolitischen Notwendigkei ten in Europa anschließen könnte . Aber die Vorstel lungen 

Washingtons richteten sich aus politischen Gründen auf einen vorläufigen Ausgleich mit den 

wirtschafts- und reparationspolitischen Interessen der Sowjetunion, und solange dessen Ver ­

wirklichung nicht ausgeschlossen erschien, strebte man die alle Zonen und das ganze Ter r i to ­

rium des Deutschen Reiches umfassende Volkswirtschaft an, deren vom Kriege verschonte R e s ­

sourcen zusammengenommen eine Autarkie Deutschlands am ehesten gestatten m o c h t e n . 9 3 D ie 

Voraussetzungen dafür suchte Washington auf der Potsdamer Konferenz ernsthaft zu erhalten. 

Präsident Truman setzte sich am 2 1 . Juli mit Elan gegen die Abtretung deutscher Gebiete an P o ­

len zur Wehr , da sie die volkswirtschaftliche Basis Deutschlands gefährde und Reparationslei­

stungen ausschl ieße , 9 4 und die anhaltenden Bemühungen der amerikanischen Delegation um die 

wirtschaftliche Einheit Deutschlands verfolgten das gleiche Ziel . 

Doch je mehr die Konsequenzen der sowjetischen Reparationsforderungen in den Verhandlun­

gen des Unterausschusses sichtbar wurden, desto geringere Hoffnung bestand hinsichtlich der 

Möglichkeit eines Ausgleiches. Als Maisky am Abend des 2 1 . Juli seine Definit ionen unterbrei­

tete, erreichte sie ihren Tiefpunkt. Be i allen Parteien reifte die Erkenntnis , daß man vor einem 

Wendepunkt stand. D e r 22 . Jul i diente ihnen allen dazu, sich auf ihn vorzuberei ten, und die 

Außenminister verschoben ihre reparationspolitischen Erörterungen daher auf den kommen­

den T a g . 9 5 

In der amerikanischen Delegation wurde Kri t ik an der bisherigen Verhandlungsführung und an 

Pauleys unausgesetztem Beharren auf manchen umstrittenen Punkten laut. Es werde zu nichts 

führen, so schrieb der Rußlandexperte Philip E. Mose ly , bis in alle Ewigkei t über abstrakte 

Prinzipien und Definitionen zu s t r e i t en . 9 6 Er schlug statt dessen einen neuen Lösungsversuch 

auf der Basis quantitativer, fest umrissener Größenordnungen vor. Auf diesem Wege ließen sich 

Demontagen wie Ansprüche auf Kriegsbeute auf best immte Grenzen einengen. Das Prinzip der 

Vorrangigkeit könne durch einen Expor te wie Importe und Reparationstransfers ausgleichen­

den Wirtschaftsplan ebenfalls berücksichtigt werden. U n d um den Verlust der abgetretenen 

Ostgebiete auszugleichen, regte Mosely einen polnisch-deutschen Handelsvertrag an, der den 

Austausch landwirtschaftlicher Erzeugnisse Polens gegen industrielle Erzeugnisse Deutsch­

lands und damit die Versorgungsbasis des Reiches s i che r t e . 9 7 

Das klang nach erfolgversprechenden Alternativen zu Pauleys Reparat ionspoli t ik. D o c h auch 

Mosely zog ein mögliches Scheitern der interalliierten Reparationsverhandlungen in B e t r a c h t , 9 8 

und in den Monaten nach Abschluß der Konferenz sollte sich zeigen, daß eine gemeinschaftliche 

Wirtschaftspolitik der Großmächte in Deutschland auf der Grundlage quantitativ best immter 

Wirtschaftspläne nicht zu erreichen war. D e n n die Sowjets gingen dabei, ebenso wie ihr 

Sachverständiger Eugen Varga bei den Gesprächen des Unterausschusses zu P o t s d a m , 9 9 von 

statistischen Größenordnungen aus, die hohe Reparationsansprüche Moskaus rechtfertigten, 

den Lebensstandard Deutschlands dazu aber weit unter das Exis tenzminimum sinken 

l i e ß e n . 1 0 0 

Am 2 2 . Juli schienen noch nicht alle Möglichkei ten zur Einigung mit den Sowjets erschöpft. 

Mosely erklärte ihre Interpretation des Wortes Kriegsbeute und ihre unnachsichtige Repara-

93 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 440 ff.; Deuerlein, £ . : a.a.O., S. 89 ff., 94 ff.; A is , H.: Potsdam, S. 257. 

94 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 209, 213 ff., 217 ff.; Fischer, H.: Protokolle, S. 2 6 1 . 

95 F R U S Potsdam, Bd. II , S. 232. 

96 Ebendort, S. 850 ff. 

97 Ebendort. 

98 Ebendort, S. 852. 

99 Murphy, R.: a.a.O., S. 273. 

100 Ratchford, B. V-, I Ross, W. D.: a.a.O., passim. 
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t ionspolitik mit den Erfahrungen, die sie selbst erst kürzlich bei der systematischen Ausbeutung 

ihres Landes unter deutscher Besatzung gemacht hätten, und mit ihrem Mangel an Verständnis 

für das Zögern der anglo-amerikanischen Poli t ik, Deutschland nun umgekehrt der gleichen 

Ausbeutung zu un t e rwe r f en . 1 0 1 Wenn das s t imme, so hoffte man auch in Washington, und die 

sowjetischen Ansichten nicht einer politisch begründeten Abneigung entsprängen, mit den 

Westmächten gemeinsam die deutsche Volkswirtschaft zu verwalten, könne es noch gelingen, 

die Meinungsverschiedenheiten zwischen den Alliierten b e i z u l e g e n . 1 0 2 

2. Die reparationspolitische Teilung Deutschlands 

Am Abend des 2 1 . Ju l i , als die Sowjetunion im Unterausschuß für Wirtschaftsfragen ihre B e ­

griffsbestimmungen vorlegte, trat für die interalliierte Wirtschafts- und Reparationspolitik ein 

M o m e n t der zögernden Unentschlossenhei t , des Zweifels daran ein, ob und auf welcher Grund­

lage eine gemeinsame Verwaltung Deutschlands noch möglich sei. D e m sowjetischen Verlangen 

nach einer planmäßigen Ausbeutung der deutschen Volkswirtschaft konnte und wollte die an-

glo-amerikanische Poli t ik nicht entsprechen. D i e Konsequenzen einer solchen Weigerung, un­

terschiedliche wirtschafts- und reparationspolitische Entwicklungen der einzelnen Zonen 

und damit eine Gefährdung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands, scheute man jedoch 

ebenfalls. 

Im Hinbl ick auf diese Verhältnisse gingen die Ansichten innerhalb der amerikanischen Delega­

tion über den nächsten Schrit t am 2 2 . Jul i weit auseinander. Während Mose ly die auf neue An­

satzpunkte und einen Ausgleich mit der Sowjetunion gerichteten Bemühungen der einen Partei 

hervorhob, dokumentier ten zwei unsignierte Memoranden den Entschluß der anderen Partei, 

aus dem sowjetischen Verhalten nunmehr energische Konsequenzen zu z i e h e n . 1 0 3 Beide Pa­

piere übernahmen die von Maisky am Vorabend präsentierte Auslegung des Wortes Kriegsbeute 

angesichts der Umstände , wie es h i e ß , 1 0 4 und steckten die daraus folgenden reparationspoliti­

schen Alternativen ab. 

Das erste D o k u m e n t sprach eine vorläufige Weigerung aus, überhaupt noch Reparationen aus 

der amerikanischen Zone zu erbringen, weil die sowjetische Definition der Kriegsbeute für R e ­

parationsleistungen nichts mehr üb r ig l a s se . 1 0 5 Das zweite Papier milderte diese schroffe Reak­

tion etwas ab und sah Reparationslieferungen vor, stellte Art und Umfang solcher Transfers 

aber in das Bel ieben der jeweiligen Besatzungsmacht . Sie könne der sowjetischen Definition zu­

folge unter dem Titel Kriegsbeute ohnehin alles und jedes aus ihrer Zone entfernen, lautete die 

Begründung, so daß eine gemeinsame alliierte Reparationspoli t ik in Deutschland sinnlos ge­

worden s e i . 1 0 6 

Diese beiden Papiere schufen für den amerikanischen Reparationsbeauftragten Edwin W. Pau­

ley verheißungsvolle Ansatzpunkte . Vieles spricht dafür, daß er an ihrer Formulierung wesent­

lichen Anteil hatte, denn in den folgenden Tagen vertrat er die in ihnen bezogenen Standpunkte 

neben Emi l io G. Col lado an erster Stelle. Pauley nutzte die Situation, das Schwanken der ameri­

kanischen Delegation zwischen harten und übereilten Reakt ionen auf die übertriebenen sowje­

tischen Defini t ionen und Augenbl icken zögernder Unentschlossenheit und Suchens nach einer 

101 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 852. 

102 Kindleberger an Phelps, 1. August 1945, R G . 59, 740.00119 Potsdam/8-145. 

103 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 853 f. 

104 Ebendort. Tatsächlich konnte die Sowjetunion auf keine Weise daran gehindert werden, in ihrer Zone dem eigenen Begriff der Kriegs­

beute entsprechend zu verfahren, und das mußte Folgen in allen Zonen nach sich ziehen. 

105 Ebendort. Das Papier trägt das Datum des 22. Juli. 

106 Ebendort, S. 854. Dieses zweite Dokument ist nicht datiert worden. 
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neuen Verhandlungsbasis. D e r Reparationsbeauftragte leitete am 2 2 . Jul i die maßgebliche 

Wende der amerikanischen Reparationspolit ik in Deutschland und mit ihr seine eigene Distan­

zierung von einem Problemkreis ein, der nach seiner Auffassung keinerlei Hoffnung auf posi­

tive Lösungen mehr bot . 

Nahezu sechs Wochen hatte Pauley bereits in Moskau über ein sowjetisch-amerikanisches R e ­

parationsabkommen verhandelt. Seine zu Deindustrialisierungs- und Demontagemaßnahmen 

tendierende Polit ik war den sowjetischen Forderungen weiter entgegengekommen, als seine In­

struktionen es bei strikter Auslegung eigentlich zuließen. Er hatte sein ganzes Verhandlungsge­

schick und alles Können darangesetzt, in Moskau einen glänzenden Erfolg zu buchen, und 

mußte sich in Potsdam sagen lassen, daß es alles umsonst gewesen war, mehr noch, daß man ihn 

fnit nebensächlichen Argumenten hingehalten hatte. Die Reakt ion des erfolggewohnten Pauley 

auf die sowjetischen Definitionen trat nur Stunden nach der abendlichen Sitzung des Unteraus­

schusses vom 2 1 . Jul i in der F o r m grundlegend veränderter Empfehlungen ein. 

In einem am 2 2 . Juli datierten Schriftstück, das den Titel „Reparat ionsvorschlag der Regierung 

der Vereinigten Staaten" trug und als „ursprüngliche Fassung Pauleys" bezeichnet wurde, ent­

wickelte er auf der Basis der beiden unsignierten Memoranden den Plan, die interalliierten Repa­

rationsverhandlungen in Moskau mit einem drei Punkte umfassenden Übere inkommen abzu­

schließen. 1 0 7 An erster Stelle nannte Pauley den in Jalta formulierten Grundsatz , die Reparat io­

nen sollten in dem Maße unter die Gläubigerländer verteilt werden, wie diese Kriegslasten ge­

tragen, Verluste erlitten und den Sieg über Deutschland herbeigeführt hätten. D e m zweiten, 

entscheidenden Punkt zufolge durften die vier Besatzungsmächte ihrer eigenen Zone Kapitalgü­

ter, Vorräte und Erzeugnisse der laufenden Produkt ion für sich und andere Staaten entnehmen, 

soweit der Kontrollrat dem nicht widersprach. 

Das war eine keineswegs neue Regelung. Pauley hatte sie bereits in Moskau bezüglich der Inte­

rimreparationen vorgesch lagen . 1 0 8 Ursprünglich aber ging sie auf eine Forderung Whites zu­

rück, der sie am 10. April erstmals für das Finanzminister ium in Washington e r h o b 1 0 9 und die 

trotz des heftigen Widerstandes aus dem Kriegsministerium Eingang in Pauleys Instruktionen 

gefunden h a t t e . 1 1 0 Allerdings, Pauleys Schriftstück vom 2 2 . Jul i räumte dem Kontrol l ra t jenes 

letzte Entscheidungsrecht ein, das in den früheren Dokumenten der Reparat ionskommission 

vorbehalten worden war, und versicherte sich damit der Zust immung des Kriegsministeriums 

zu seinen A n r e g u n g e n . 1 1 1 

Der dritte und letzte Punkt suchte die Alliierten auf die noch anwendbaren Moskauer Repara­

tionsprinzipien zu verpflichten. Er ließ die Tiefe des sich anbahnenden Wandels erkennen, denn 

auf die Formel über die wirtschaftliche Einheit Deutschlands wurde nunmehr v e r z i c h t e t , 1 1 2 und 

Pauley vermied sogar das Wor t Reparat ionen, um es durch den Begriff Wegnahmen zu ersetzen. 

Dementsprechend unterschied man, was die Demontagepol i t ik betraf, nicht mehr zwischen 

Reparationen und Kriegsbeute und ordnete beide dem Ziel einer industriellen Entwaffnung 

Deutschlands e i n . 1 1 3 

Transfers vorhandener Kapitalanlagen begrenzte Pauley dem Pro tokol l von Jal ta gemäß auf ei­

nen Zeitraum von zwei Jahren nach Kriegsende. Danach sah er Abgaben aus der laufenden G ü ­

tererzeugung vor, die, früheren amerikanischen Planungen entsprechend, fünf Jahre anhalten 

s o l l t e n , 1 1 4 am 2 3 . Juli aber bereits von Col lado und Despres um ein J a h r gekürzt wurden und 

107 Das ursprünglich von Pauley vorgelegte Schriftstück ist in F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 858 ff. nur als leicrit überarbeitete, am 23. Juli da­

tierte Version abgedruckt worden. Der frühere, einleitende Teil ergibt sich jedoch aus Anm. 2. Aus dem Index of Attachments to Sum-

mary of the Negotiations in the Economic Sub-Committee ( R G . 59 740.00119 Potsdam/7-3145) geht hervor, daß die ursprüngliche, am 

22. Juli datierte Version als „original Pauley Version" zu gelten hat. 

108 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 544 ff. 

109 Diary, S. 1143. 

110 F R U S 1945, Bd. I I I , S. 1225. 

111 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 859. 

112 Vgl. ebendort, S. 833 mit S. 859. 

113 Ebendort, S. 849 f. 

114 Beispielsweise F R U S Yalta, S. 193. 
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daher mit dem 10. Mai 1951 aus l i e fen . 1 1 5 Das Prinzip der Vorrangigkeit glaubte Pauley auch 

jetzt noch durchsetzen zu können und band daher sämtliche Wegnahmen deutschen Eigentums 

an die Bedingung, daß vorher genügend Mittel für Importe zurückgelegt w u r d e n . 1 1 6 

Pauley behauptete später in seinem offiziellen Bericht an Präsident Truman, der Reparations­

plan auf zonaler Basis habe sich erst im Laufe der zweiten Konferenzwoche nach und nach ent­

w i c k e l t , 1 1 7 doch beweisen die Fakten den ausschlaggebenden Charakter der Initiative des Repa­

rationsbeauftragten. Denn das von ihm selbst als erster En twur f des neuen amerikanischen Re ­

parationsplanes ausgewiesene D o k u m e n t 1 1 8 stellte nichts anderes dar als eine leicht überarbei­

tete Version seiner eigenen Empfehlungen vom 2 2 . J u l i . 1 1 9 Überdies erwähnte er in seinem B e ­

richt, den Grundlagen nach beruhe der neue Plan auf Zahlenangaben, die er selbst unterbreitet 

habe und um deren Beschaffung er sich tatsächlich bereits seit dem 17. Juli m ü h r e . 1 2 0 

Man habe es niemals auf getrennte Reparationspläne in einem geteilten Deutschland abgesehen, 

führte Pauleys Ber icht aus, sondern bloß auf eine andere, praktischere Methode, die Reparatio­

nen zu v e r t e i l e n . 1 2 1 Dazu sei man durch Gebietsabtretungen an Polen und durch unkontrollier­

bare sowjetische Demontagen ebenso gezwungen worden wie durch Maiskys Interpretation des 

Wortes K r i e g s b e u t e . 1 2 2 Aber damit nannte Pauley weder die tatsächlichen Auswirkungen seines 

reparationspolitischen Schrittes noch alle Motive der Amerikaner . Angesichts des grundlegend 

verschiedenen Charakters der anglo-amerikanischen und der sowjetischen Wirtschafts- und 

Reparat ionspoli t ik in Deutschland konnte es keinen Zweifel daran geben, daß eine derart unter­

schiedliche Gestal tung des Reparat ionsvorhabens in den einzelnen Zonen, wie London und 

Washington einerseits, Moskau andererseits sie planten, weit auseinandergehende volkswirt­

schaftliche Strukturen in den deutschen Teilgebieten schaffen mußte. 

Pauleys reparationspolitischer Vorschlag beinhaltete nicht bloß eine praktischere Verteilungs­

methode deutscher Leistungen. Er gab dem Ziel einer gesicherten Mindestvolkswirtschaft in 

den westlichen Zonen und dem wirtschaftspolitischen Grundsatz der Vereinigten Staaten, keine 

deutschen Reparat ionen zu finanzieren, Vorrang gegenüber dem Postulat wirtschaftlicher Ein­

heit D e u t s c h l a n d s . 1 2 3 

Diese beiden Hauptanliegen der Reparationspoli t ik Washingtons bewogen die amerikanische 

Delegat ion, sich Pauleys Empfehlungen anzuschließen, doch fielen andere Momente ebenfalls 

zu seinen Gunsten ins Gewicht . D ie Sowjetunion bot ihren westlichen Alliierten durch die 

übermäßig hohen Kriegsbeuteansprüche Gelegenheit , sich unbequemer reparationspolitischer 

Zusagen vergangener Tage zu entledigen, ohne die Verantwortung für das Scheitern der interal­

liierten Reparat ionspoli t ik und dessen nicht absehbare Konsequenzen tragen zu müssen. 

Diesen Vortei l hat die amerikanische Poli t ik in Potsdam genutzt, trotz aller Bedenken und ihres 

Widerstrebens, die wirtschaftliche Einheit Deutschlands aufs Spiel zu setzen. Auch gestattete 

ein Reparationsplan auf zonaler Basis ihr, sich von den extremen wirtschaftspolitischen Absich­

ten der sowjetischen Deutschlandpoli t ik zu distanzieren, und ersparte den Vereinigten Staaten 

damit die gröbsten Vers töße gegen die eigenen Anschauungen zur langfristigen Wirtschaftspoli­

tik in E u r o p a . 1 2 4 
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Zugunsten des neuen Reparationsplanes wurde angeführt, so berichtete ein Mitglied der ameri­

kanischen Reparationsdelegation am 2 5 . Ju l i , daß die sowjetische Zone etwa 50 Prozent der 

deutschen Reparationsgüter enthalte und der Gerechtigkei t somit entsprochen worden sei. 

Auch argumentiere man, diese Lösung könne sich schließlich als die beste erweisen, nachdem 

fraglich sei, ob man sich mit den Sowjets über die gemeinsame Regierung Deutschlands tatsäch­

lich einigen und die Reparationsgüter aller Zonen untereinander teilen könne . Es sei schließlich 

hervorgehoben worden, daß die Sowjets den Alliierten die Bewegungsfreiheit in ihrer Zone 

verweigert hätten und daß der andere Plan zukünftige Reibereien mit sich bringen w e r d e . 1 2 5 

Hier klangen vielschichtige Motive an, die für den neuen Plan sprachen, nicht weniger aber die 

Tatsache, daß er sich als Konsequenz tiefer Differenzen und des Auseinanderbrechens ehemali­

ger Bündnisse des Zweiten Weltkrieges ergab. 

Während Pauley am 2 2 . Juli sein reparationspolitisches Dokumen t ausarbeitete, nahm Col lado 

gleichzeitig entsprechende wirtschaftspolitische Anpassungen v o r . 1 2 6 D ie Konsequenzen der 

beiden unsignierten Memoranden sowie der veränderten Reparationsplanungen Pauleys wur­

den dabei schon offenbar. Col lado stellte fest, die Reparationsfrage erstrecke sich hinfort nur 

noch auf administrative Probleme, und für deren Lösung seien Kontrol l ra t und Z o n e n k o m ­

mandanten ve ran twor t l i ch . 1 2 7 Das traf, sofern sich die alliierte Reparationspoli t ik auf eine b loße 

Verteilung von Kriegsbeute reduzierte, sicherlich z u . 1 2 8 Col lado schloß sich der Betrachtungs­

weise Pauleys an, als er meinte, die Aufgabe der Moskauer Reparat ionskommission sei nunmehr 

erfüllt, denn sie habe wichtige Fortschri t te erzielt, Reparationsprinzipien beschlossen und der 

Potsdamer Konferenz die Basis zur Lösung wesentl icher Probleme gescha f f en . 1 2 9 

Wie der Reparationsbeauftragte sich diese Lösungen vorstellte, führte ein Memorandum seiner 

Mitarbeiter am 2 3 . Juli aus, das zugleich der Erläuterung des neuen Reparationsvorschlages 

diente. Die amerikanische Regierung, so hieß es, akzeptiere die sowjetische Definit ion der 

Kriegsbeute und die in ihr implizierte Durchführung aller Wegnahmen deutschen Besi tzes auf 

zonaler Basis durch die jeweiligen Besatzungsinstanzen, obgleich sie eigentlich an andere M e ­

thoden gedacht h a b e . 1 3 0 Aber sie nehme diese offensichtlich von Moskau erwünschte Art und 

Weise an, deutsche Leistungen herbeizuführen, weil sie ebenso praktisch wie einfach sei und 

überdies in etwa der Gerechtigkeit entspreche. Denn die Sowjetunion könne 56 Prozent der 

deutschen Reparationen, abzüglich gewisser Entschädigungen an dritte Länder , beanspruchen, 

und das stimme mit den in ihrer Zone vorhandenen Werten ungefähr überein. Polnische Repara­

tionsansprüche könnten durch Übertragung von Anlagen in den abgetretenen Landesteilen und 

gewisse Leistungen der Sowjetunion bezahlt werden. Dagegen müßten die Forderungen aller 

übrigen Gläubigerstaaten aus den Beständen der drei westlichen Zonen abgegolten werden. Die 

amerikanische Regierung sei jedoch bereit, das Ihre zu deren Befriedigung b e i z u t r a g e n . 1 3 1 

Während dieses Memorandum zusammengestellt wurde, lagen Pauleys neue Reparat ionsemp­

fehlungen der amerikanischen Delegation am 2 3 . Juli zur Stellungnahme vor. Col lado und Des -

pres hatten nur leichte Ergänzungen nachzu t r agen , 1 3 2 und der erstere reichte das D o k u m e n t 

unverzüglich und in vollem Einvernehmen mit Pauley, wie er hervorhob, an Außenminis ter 

Byrnes und Präsident Truman w e i t e r . 1 3 3 Auch Clayton ging der neue Reparationsplan erst am 

125 FRUS Potsdam, Bd. II , S. 871. 

126 Ebendort, S. 849 Anm. 1, 812. Collado an Phelps, 23. Juli 1945, R G . 59, 740.00119 Potsdam/7-2345. 

127 FRUS Potsdam, Bd. I I , S. 849 f. 

128 Ebendort. Das Wort Reparationen wurde hier, Pauleys Reparationsvorschlag der Regierung der Vereinigten Staaten entsprechend, nur 

noch in Anführungszeichen verwendet. 

129 Ebendort, S. 849. Neun Tage zuvorhatte Pauley die Einigung auf reparationspolitische Prinzipien in Moskau noch „bedeutungslos" ge­

nannt, solange man das Wort Kriegsbeute nicht übereinstimmend definiere. (Vgl. Pauley Report). Und ein Mitglied der amerikanischen 

Delegation bei der Reparationskonferenz bezeugte am 25. Juli, die Moskauer Gespräche hätten der Sache nicht eben gedient. (Vgl. F R U S 

Potsdam, Bd. II , S. 871). 
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133 Collado an Phelps, 23. Juli 1945, R G . 59, 740.00119 Potsdam/7-2345; vgl. auch Byrnes, J. F.: a.a.O., S. 83. 
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2 3 . Jul i z u . 1 3 4 Aber weder der Präsident noch der Außenminis ter oder sein Staatssekretär erho­

ben Einwände. Es scheint, als habe Pauleys Vorschlag nach ihren Anschauungen Auswege aus 

einer Situation angebahnt, für die es keine andere Lösung mehr geben k o n n t e . 1 3 5 

Außenminis ter Byrnes war, nicht weniger als Präsident Truman selbst, ein Mann rascher Ent ­

schlüsse. N o c h vor dem sechsten Außenministertreffen am 2 3 . Jul i suchte er seinen sowjeti­

schen Amtskol legen auf, um ihm seine tiefe Beunruhigung über die Entwicklung der Repara­

tionsfrage mitzuteilen und den ersten Schrit t zugunsten des neuen Planes zu t u n . 1 3 6 Er begreife 

nicht, meinte Byrnes , wie gewisse sowjetische Posi t ionen, er nannte die Gebietsabtretungen an 

Polen und den sowjetischen Kriegsbeutebegriff, mit einem gemeinsamen Reparationsvorhaben 

in Einklang gebracht werden könnten. Es stehe zu fürchten, daß es bei der Lösung dieser 

Schwierigkeiten in der Praxis endlose Reibereien zwischen den Alliierten geben werde, ein 

Argument zugunsten Pauleys, das Byrnes in den kommenden Tagen oftmals wiederholte. 

Die Vereinigten Staaten würden unter keinen Umständen Importe oder Reparationen finan­

zieren, hob er hervor, um den bösen Erfahrungen nach dem letzten Kriege aus dem Wege zu 

g e h e n . 1 3 7 

M o l o t o w zeigte Verständnis und kündigte schon nach diesen einleitenden Worten Byrnes ' für 

die anstehende Außenminis terkonferenz sowjetische Vorschläge an, um die Meinungsverschie­

denheiten zu s c h l i c h t e n . 1 3 8 D ie Sowjets hatten den 2 2 . Jul i ebenfalls genutzt, um neue repara­

tionspolit ische Pläne zu schmieden, und sie stimmten mit jenen Pauleys in mancher Hinsicht 

überein. A b e r Byrnes genügte die bloße Ankündigung neuer sowjetischer Vorschläge nicht 

mehr . Er frage sich, fuhr der amerikanische Außenminis ter deswegen fort, ob es nicht besser sei, 

wenn jedes Land Reparat ionen der eigenen Zone entnehme und die Sowjetunion beispielsweise 

ihre Ansprüche aus jenen 50 Prozent deutscher Werte befriedige, die in ihrem Einflußbereich 

vorhanden s e i e n . 1 3 9 W e n n sie sich überdies für gewisse Anlagen aus den westlichen Zonen 

interessiere, so könne man deren Austausch gegen Nahrungsmittel und Brennstoffe verein­

b a r e n . 1 4 0 

A b e r M o l o t o w gingen die amerikanischen Pläne viel zu weit. Sie entzogen die westlichen Zo­

nen, den größeren Tei l Deutschlands, ein für allemal reparationspolitischen Eingriffen und da­

mit im wesentl ichen auch wirtschaftspolitischen Einflüssen des Kreml . Von jeher hatte sich das 

Interesse Moskaus darauf gerichtet, seinen wirtschaftlichen Bereich über den Reparationsvor­

gang auf das ganze Deutsche Reich auszudehnen. Daran hielt M o l o t o w unbedingt fest. Die In­

struktionen der sowjetischen Delegation gingen offensichtlich dahin, die wirtschaftliche Einheit 

Deutschlands zu w a h r e n , 1 4 1 auch wenn man dieses Ziel kurzfristig aufzugeben bereit war, wie 

sich am gleichen Tage zeigen sollte. D ie Antwor t an Byrnes lautete daher, Stalin ziehe einen ge­

meinsamen Reparationsplan entschieden vor, und man sei bereit, eine Herabsetzung der Repa­

rat ionssumme zu e r w ä g e n . 1 4 2 

D e r diesem Gespräch unmittelbar folgenden Außenministersi tzung präsentierte Mo lo tow zwei 

sowjetische Reparat ionsvorschläge, die seinen Absichten beredten Ausdruck ve r l i ehen . 1 4 3 Das 

erste D o k u m e n t , ein sowjetischer Reparationsplan für Deutschland, beharrte auf dem Protokol l 

134 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 813 f. 

135 Feis, H.: Potsdam, S. 258 schließt nicht aus, daß der amerikanischen Delegation die Konsequenzen des von ihr vorgeschlagenen neuen 

Planes zunächst nicht ganz bewußt wurden. * 

136 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 274 f. 
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von Jalta und der Reparat ionssumme von 20 Milliarden D o l l a r . 1 4 4 Er bot insofern neue 

Anhaltspunkte, als er, im Gegensatz zu dem vom Morgenthauplan abgeleiteten und in Moskau 

akzeptierten Prinzip, möglichst geringe deutsche Leistungen aus der laufenden Gütererzeugung 

zu verlangen, nun plötzlich nicht weniger als die Hälfte des Reparationsbetrages aus laufenden 

Abgaben und nur noch 50 Prozent aus Demontagen forderte. 

Rund 25 Prozent der demontierten Anlagen sollten dem Bereich von Eisen und Stahl, Nich te i ­

senmetallen, Maschinenbau und Kraftwerken entstammen, 20 Prozent der Rüstungs- und der 

chemischen Industrie, weitere 20 Prozent dem Baustoff- , Text i l - , Nahrungsmit tel- , D ruck - , 

Transport- und Kommunikat ionssektor und ebenfalls 20 Prozent Beteil igungen an deutschen 

Unternehmen. Der Wer t deutscher Abgaben aus laufender Produkt ion sollte eine Milliarde 

Dollar pro Jah r erreichen und Lieferungen an K o h l e , Chemikal ien, Maschinen, Zement , H o l z 

und Papier, Zucker , Vieh und landwirtschaftlichen Produkten, keramischen Art ikeln, medizi­

nischen und optischen Instrumenten sowie Binnenschiffe u m f a s s e n . 1 4 5 

Das zweite sowjetische Dokumen t betraf deutsche In te r imrepara t ionen . 1 4 6 Es hielt sich nahezu 

wortgetreu an Vorschläge, die Pauley der Moskauer Reparat ionskommission zwei W o c h e n zu­

vor unterbreitet h a t t e , 1 4 7 um das Schwergewicht der Reparationsentscheidungen nach Deutsch­

land zu verlagern und seinen eigenen Auffassungen bezüglich der Gestaltung der amerikani­

schen Reparationspolit ik die Oberhand zu ve r scha f fen . 1 4 8 Allerdings ließ das sowjetische Pa­

pier den einleitenden Absatz der amerikanischen Vorlage weg, denn er hätte Moskau an eine B e ­

achtung der Reparationsprinzipien gebunden, und dem ging man offensichtlich lieber aus dem 

Wege. Auch die maßgebliche Klausel des Entwurfes von Pauley, sämtliche Interimlieferungen 

an das Veto eines Unterausschusses der Reparat ionskommission zu binden, fiel in dem Papier 

Molotows f o r t . 1 4 9 D e r abermalige Versuch, die sowjetischen Deindustrial isierungsmaßnahmen 

in Ostdeutschland zu legalisieren, trat nur dürftig verblümt hervor. 

Darin allerdings blieb der Wortlaut des Dokuments eindeutig: Jede Besatzungsmacht , hieß es 

getreu der Vorlage Pauleys, darf ihrer eigenen Zone Anlagen und Ausrüstungen entnehmen 

oder entnehmen l a s s e n . 1 5 0 Es war dies eben jene Forme l , auf der Pauleys neuer, zonaler Repara­

tionsplan beruhte. So geschah es, daß in den späten Vormittagsstunden des 2 3 . Juli nicht nur 

Byrnes dem sowjetischen Außenminister den Gedanken an eine Teilung Deutschlands in repa­

rationspolitische Zonen unterbreitete, sondern umgekehrt auch die Sowjetunion den Vereinig­

ten Staaten diese Maßnahme vorzuschlagen entschlossen war und während der sechsten Au­

ßenministerkonferenz den ersten Schritt in diese Richtung tatsächlich v o l l z o g . 1 5 1 

Beide Parteien stützten sich dabei auf den gleichen, von Pauley in Moskau vorgetragenen G e ­

dankengang, der seinem Ursprung nach aus dem Finanzminis ter ium in Washington s tamm­

t e . 1 5 2 Aber beide verbanden damit einander entgegengesetzte Absichten. Denn während die 

amerikanische Delegation an vollständig getrennte Reparat ionsvorhaben dachte und auf diesem 

Wege übertriebene Ziele einer sowjetischen Sicherheits- , Wirtschafts- und Reparat ionspoli t ik 

abzuwehren hoffte, die sich mit den eigenen Planungen als unvereinbar erwiesen hatten, beab­

sichtigte Moskau nur eine zeitlich und sachlich begrenzte Teilung. 

Sie versetzte die Sowjetunion in die Lage, Demontagen und Deindustrialisierungsmaßnahmen 

in der eigenen Zone zu rechtfertigen und zu vollenden, und würde auf lange Sicht dennoch die 
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beabsichtigte wirtschaftspolitische Einflußnahme auf die westlichen Zonen über den Repara­

tionsvorgang aus der laufenden Gütererzeugung gestatten. Nur für eine Übergangsperiode, bis 

zur Gründung einer ständigen interalliierten Reparat ionskommission, sollte die Trennung gel­

ten, nur für jenen Zeitraum, der vorwiegend von Demontagen gekennzeichnet sein würde. An 

den Reparat ionen aus laufender Produkt ion hingegen plante die Sowjetunion aufgrund eines ge­

samtdeutschen Reparationsplanes tei lzunehmen, und wohl deswegen erhöhte sie diese in ihrem 

neuesten reparationspolitischen Vorschlag entsprechend. 

D i e Außenminis terkonferenz des 2 3 . Jul i verwies beide Papiere vorläufig an den Unteraus­

s c h u ß . 1 5 3 Aber im Zusammenhang mit dem Prinzip der Vorrangigkeit kam es dennoch zu repa­

rationspolit ischen D e b a t t e n . 1 5 4 M o l o t o w bestand nicht mehr auf einer Erfüllung der Repara­

tionsverpflichtungen an erster Stelle, sondern war bereit, angesichts unzureichender deutscher 

Mittel eine proport ionale Minderung von Reparat ionen, Expor ten und deutschem Konsum zu­

zugestehen. 1 5 5 A b e r darauf ließen sich weder Eden noch Byrnes ein, weil die notwendigen Min­

destimporte unter allen Umständen erfolgen und, sofern deutsche Mittel dafür nicht ausreich­

ten, von dritter Seite finanziert werden mußten. Byrnes fügte hinzu, es werde keine Reparatio­

nen geben, bis die Importe für die amerikanische Zone beglichen wären, und über diesen Punkt 

könne es keine Diskussionen g e b e n . 1 5 6 Es half auch nichts, daß M o l o t o w wenig später die vor­

rangige Begleichung solcher Importe anerkannte, die vom Kontrol l rat genehmigt worden 

w a r e n , 1 5 7 denn der Kontrol l ra t durfte nur einstimmige Beschlüsse fassen, und die Sowjet­

union hätte den Umfang deutscher Mindest importe auch weiterhin maßgeblich beeinflussen 

können . 

Auch am Nachmit tag des 2 3 . Jul i stand die Reparationsfrage im Mittelpunkt der Außenmini­

s t e rgesp räche . 1 5 8 M o l o t o w gab auf eine direkte Frage Byrnes ' gewisse Beschlagnahmen in der 

sowjetischen Zone zu und erklärte sich bereit, als Ausgleich die Forderungen Moskaus um 300 

Mil l ionen Dol lar oder gar um eine Milliarde Dol la r zu kürzen, um das Problem aus der Welt zu 

schaffen. Byrnes empfand Verhandlungen über Beträge solcher Größenordnungen im Hinbl ick 

auf die amerikanischen Kriegskosten von 400 Milliarden Dol lar als sinnlos. Aber selbst wenn 

man 18 Milliarden Dol la r Reparationsverpflichtungen unterstelle, erscheine ihm rätselhaft, wo­

her dieser Betrag genommen werden solle. 

M o l o t o w verwies auf die Reparat ionssumme von Jal ta , und da stellte sich heraus, daß nach an-

glo-amerikanischer Auffassung nur noch ganz bescheidene Reparat ionssummen erwartet wer­

den konnten. Allein im ersten Besatzungsjahr, so rechnete der amerikanische Außenminister 

der Konferenz vor, würden Nahrungsmit tel importe die Vereinigten Staaten 1,5 Milliarden D o l ­

lar kosten. Es gehe nicht an, daß die Bevölkerung ihrer Zone unter diesen Umständen für Repa­

rationsleistungen an dritte Länder arbeite. Wiederhol t führte er als Lösung des Dilemmas den 

Reparationsplan auf zonaler Basis an, und M o l o t o w äußerte später den Eindruck, es solle „n ich t 

ein Dol la r Reparat ionen erhoben w e r d e n " . 1 5 9 Er begann schrittweise auf den neuen Plan einzu­

gehen, erst mit dem Zugeständnis, die polnischen Ansprüche könnten eventuell aus den Anla­

gen des abgetretenen Terr i tor iums befriedigt werden, später mit dem Hinweis , er werde keinem 

A b k o m m e n zust immen, das der Sowjetunion nicht einen festen Wert industrieller Ausrüstun­

gen des Ruhrgebietes , etwa in H ö h e von 2 Milliarden Dol lar , überlasse. Sogar auf 8 Milliarden 

Dol la r beabsichtigte er die Reparat ionssumme zu ermäßigen und flocht die Überzeugung an, 

man könne sich durchaus e i n i g e n . 1 6 0 

Im Unterausschuß dagegen teilte man diese Anschauungen der Außenminister keineswegs. 
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Während der Sitzung am 2 4 . Juli lehnte Pauley den sowjetischen Reparationsplan für Deutsch­

land und eine Summe von 20 Milliarden Dol la r rundweg ab mit der Begründung, Maiskys Aus­

legung des Wortes Kriegsbeute habe beide ü b e r h o l t . 1 6 1 D ie Sowjets ließen daraufhin eine mögli­

che Bereitschaft zu Gesprächen über Pauleys Reparationsvorschlag erkennen, sofern sie die von 

Molo tow am Vortage beanspruchten Demontagegüter aus der Schwerindustrie des Ruhrgebie­

tes erhalten würden. D o c h auf amerikanischer Seite gestand man einem Vorschlag Claytons zu­

f o l g e 1 6 2 der Sowjetunion nur einen Teil dieser Güte r als Reparationsleistungen zu. D e r Res t 

sollte gegen Nahrungsmittel und Rohstoffe ausgetauscht werden, wobei Pauley darauf bestand, 

dieser handelspolitische Teil des Abkommens müsse zuerst ausgearbeitet werden. D e m wider­

sprachen seine sowjetischen Gesprächspartner entschieden und verlangten am 2 5 . Ju l i wenig­

stens einen festen Prozentsatz an den Demontagegütern der Ruhr sowie die vorherige Einigung 

über das Reparat ionsproblem. 

Davon aber entfernte sich der Unterausschuß je länger, desto weiter. Denn an diesem 2 5 . Jul i 

legten die amerikanischen Vertreter ihre offizielle Stellungnahme zum Reparat ionsproblem, den 

als „endgültige Fassung Pauleys" bezeichneten neuen Reparationsplan, im Unterausschuß 

v o r . 1 6 3 Das stellte eine schroffe amerikanische Reakt ion auf die sowjetischen Papiere dar, und 

dennoch kündigte sich darin eine gewisse Abmilderung der harten Empfehlungen Pauleys an. 

Sie ging auf die britische Delegation zurück, die den Plan des Reparationsbeauftragten am 

23 . Ju l i informell akzeptierte und nur mögliche Ergänzungsvorschläge daranflocht, wie es 

h i e ß . 1 6 4 In Wirkl ichkei t beinhalteten sie jedoch einen entschiedenen Versuch, die wirtschaftli­

che Einheit Deutschlands aufrechtzuerhalten. Sie untersagten deutsche Leistungen, die diesem 

Postulat wiedersprachen, und banden alle Tranfers an einen vom Kontrol l ra t erlassenen Plan. 

Um seiner Formulierung den Weg zu bereiten, regten die Bri ten eine grundsätzliche A b m a ­

chung darüber an, daß mit seinem Inkrafttreten best immte Kapitalgüterlieferungen aus den 

Westzonen an die Sowjetunion und gewisse Transfers aus der laufenden Gütererzeugung der 

Os tzone an den westlichen Tei l Deutschlands aufgenommen werden s o l l t e n . 1 6 5 

Pauley nahm die britischen Abänderungswünsche in seinen Entwurf auf und suchte an deren 

Vorschlag über einen Güteraustausch zwischen O s t und Wes t Elemente seines Moskauer Papie-

res zur Gestaltung der Interimreparationen zu knüpfen. Auch ein Nachhal l der Konferenzen 

von Quebec und Jalta klang an, als Pauley die Gründung einer Sonderkommission zur Durch ­

führung dieses Güteraustausches forderte, welche in ihren anfänglichen Studien als Diskus­

sionsbasis den Vorschlag prüfen sollte, ein Viertel aller Demontagegüter der Eisen- und Stahl- , 

der chemischen und elektrotechnischen Industrie an der Ruhr den Sowjets im Austausch gegen 

landwirtschaftliche Erzeugnisse zu ü b e r l a s s e n . 1 6 6 

Aber man distanzierte sich von solchen Erinnerungen an die Vergangenheit und ließ es in der 

endgültigen Fassung des neuen Planes mit einer Passage bewenden, die einen Austausch von 

Produktionsanlagen hauptsächlich der Stahlindustrie an der Ruhr gegen Nahrungsmittel sowie 

R o h - und Brennstoffe, H o l z und Pottasche anregte. Mi t dieser Ergänzung versehen, bildete der 

Reparationsplan Pauleys am 2 5 . Juli den Gegenstand heftiger Debat ten des Unterausschusses. 

Das Ergebnis all dieser Verhandlungen bestehe aus Meinungsverschiedenheiten, schrieb ein er­

schöpftes Mitglied der Reparat ionskommission am 2 5 . Jul i nach Washington. Eben fände eine 

weitere Konferenz statt, und es sei schon nach M i t t e r n a c h t . 1 6 7 

161 F R U S Potsdam, Bd. II, S. 428, 871. Für diese und alle weiteren Konferenzen des Unterausschusses gibt es keine Sitzungsprotokolle. Byr­
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Als die Plenarsitzungen in Potsdam mit Rücksicht auf die Wahlen in Großbri tannien zeitweilig 

unterbrochen wurden, trat auch in den Reparationsgesprächen eine Verhandlungspause ein. Die 

amerikanische Delegation nutzte diese, um sich anhand statistischer Tabellen über die wirt­

schaftlichen Größenordnungen eines Reparat ionsabkommens auf der von Pauley empfohlenen 

Grundlage zu informieren. Um dessen Reparationsplan allein drehten sich die Überlegungen. 

Er stieß wegen seiner unübersehbaren wirtschaftspolitischen Konsequenzen durchaus nicht auf 

einhellige Zust immung, so daß der Reparationsbeauftragte es für angebracht hielt, ihn nach 

Kräften zu fördern. 

In mehreren Ber ichten glaubte er, Präsident Truman und Außenminister Byrnes von den empö­

renden sowjetischen Demontageprakt iken und damit stillschweigend auch von der Undurch-

führbarkeit eines gemeinsamen Reparationsvorhabens überzeugen zu müssen. Der vor Wochen 

noch zu strengen Deindustrialisierungsmaßnahmen entschlossene Pauley erregte sich nun über 

die völlige Mißachtung des Grundsatzes, friedlichen Zwecken dienende Industrien in Deutsch­

land zu belassen, über einen bevorstehenden Mangel an Arbeitsplätzen und den gegen Deutsch­

land und die amerikanische Besatzungsmacht gerichteten sowjetischen Vandalismus, wie es 

h i e ß . 1 6 8 Pauley legte dem Außenminis ter nahe, seine eigenen Schlüsse aus den Vorgängen in der 

Berl iner Umgebung zu ziehen, und empfahl dem Präsidenten, sich auf internationale Verwick­

lungen gefaßt zu machen, sobald die „grausigen und kostspieligen Ergebnisse der sowjetischen 

Poli t ik ruchbar" w ü r d e n . 1 6 9 

Diese Berichte verfehlten ihren Eindruck keineswegs. Als die Außenminister sich am 27 . Juli 

erneut dem Reparat ionsproblem z u w a n d t e n , 1 7 0 hielt Byrnes Molo tow die sowjetische Demon­

tagepolitik im amerikanischen Sektor von Berlin als eines jener Momente entgegen, die den Re ­

parationsbetrag von Jal ta außer Gültigkeit setzten, und er bezog sich dabei auf die von Pauley 

eingereichten I n f o r m a t i o n e n . 1 7 1 Byrnes nahm offen für den neuen Reparationsvorschlag Stel­

lung. A u f Molo tows Frage, ob man sich inzwischen von den Reparationsabsprachen auf der 

Kr im gelöst habe, verneinte er zwar, betonte jedoch richtig, die Vereinigten Staaten hätten sich 

auf 20 Milliarden Dol la r nur als Diskussionsbasis bezogen. Pauley habe in Moskau sowie in Ber­

lin an ausführlichen Beratungen tei lgenommen und jetzt festgestellt, daß die Summe nicht reali­

siert werden k ö n n e . 1 7 2 

Es war eine kaum angreifbare Posi t ion, auf die Byrnes sich hier geschickt zurückzog, und Molo­

tow war sich seines geringen Verhandlungsspielraumes rasch bewußt. Die amerikanische Dele­

gation habe vorgeschlagen, sagte er, jedes Land solle Reparationen der eigenen Zone entneh­

men, und wenn man sich nicht darüber einig werde, so laufe es trotzdem auf das gleiche Ergeb­

nis hinaus. Das kennzeichnete die Verhandlungslage, und Molo tows Verärgerung darüber war 

deutlich spürbar. Er könne sich nicht mehr mit leeren Worten zufriedengeben, warf er ein, doch 

geschah es hauptsächlich mit Rücks icht auf das Fehlen eines britischen Unterhändlers, daß man 

einen letzten Ansatz zur Lösung des Problemes ve r e inba r t e . 1 7 3 Ein anschließendes Gespräch 

zwischen den beiden Außenministern ließ erkennen, daß nur noch die Modalitäten des neuen 

Repara t ionsabkommens, nicht aber dieses selbst in Frage s t a n d . 1 7 4 

So blieb nur noch die Einigung mit den Bri ten aus. Am Abend des 2 8 . Jul i kamen der neue briti­

sche Premier Clement Attlee und Außenminis ter Ernest Bevin nach Potsdam. Byrnes suchte sie 

unverzüglich a u f , 1 7 5 und bei dieser Gelegenheit stellte sich heraus, daß die britische Deutsch­

landpolitik den amerikanischen Reparationsplanungen skeptisch gegenüberstand. Es bedurfte 
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stundenlanger Diskussionen, ehe es Byrnes gelang, wenigstens das grundsätzliche Einverständ­

nis der Briten mit seiner Polit ik zu erreichen, und in den anschließenden Verhandlungen der 

Potsdamer Konferenz zeigten sich immer wieder Unterschiede zwischen britischen und ameri­

kanischen Auffassungen in reparationspolitischen Detai ls . 

Die Briten hoben ihre Argumente zugunsten der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands und die 

Gefahren einer beginnenden Teilung stets aufs neue hervor, und ihre Mot ive verfehlten auch am 

Abend des 2 8 . Juli ihre Wirkung auf Byrnes nicht, denn am nächsten Tage erfolgte eine lebhafte 

Debatte innerhalb der amerikanischen Delegation über die Vorzüge und Nachtei le des neuen 

Reparationsplanes. Die britischen Standpunkte fanden Anklang und bewirkten in den letzten 

Tagen der Potsdamer Konferenz eine entschiedene amerikanische Neigung zu reparationspoli­

tischen Kompromissen. Tro tzdem überwog die Auffassung, daß den einzig praktikablen W e g 

ein zonales System da r s t e l l e . 1 7 6 

Die gleiche Sitzung förderte unterschiedliche Auffassungen der amerikanischen Poli t iker über 

die H ö h e der sowjetischen Ansprüche auf Demontagegüter aus den westlichen Zonen zutage. 

Clayton hatte bereits dem Unterausschuß empfohlen, die Hälfte aller Demontagen an der Ruhr 

den Sowjets zu überlassen, doch sollte die Hälfte dieser Werte durch sowjetische Lieferungen 

von Nahrungsmitteln und Rohstoffen bezahlt w e r d e n . 1 7 7 An dieser Regelung hielt Clay ton am 

Morgen des 2 9 . Juli fest, denn Moskau besitze nur rund 40 Prozent der beweglichen Industrie­

anlagen Deutschlands in seiner Zone , die obendrein meist der Leichtindustrie a n g e h ö r t e n . 1 7 8 

Überdies sei man zu einer beträchtlichen Deindustrialisierung des Ruhrgebietes ohnehin 

verpflichtet, und es erscheine fraglich, ob andere Gläubigerstaaten alle von dort abtranspor­

tierten Kapazitäten überhaupt gebrauchen könnten. „ M i t anderen W o r t e n " , fügte Clayton 

hinzu, „den Russen einen vernünftigen Prozentsatz dieser Anlagen zuzugestehen, kostet 

n i c h t s . " 1 7 9 

Aber Pauley beharrte gegen besseres W i s s e n 1 8 0 auf dem Standpunkt, nahezu die Hälfte der In­

dustrieanlagen befände sich in sowjetischer Hand. Sein Reparationsplan ging von dieser grund­

sätzlichen Unterstellung aus. Byrnes verließ sich auf die Angabe Pauleys und mußte sich von 

Molo tow in Anwesenheit des Präsidenten über die tatsächlichen Verhältnisse belehren las­

s e n , 1 8 1 was zu einer Überprüfung der amerikanischen Unterlagen und zu der Bemerkung des 

Reparationsbeauftragten Anlaß gab, Dispute über Zahlen seien augenblicklich irrelevant. D ie 

Sowjets besäßen etwa die Hälfte aller Reparationsgüter, und die Hauptsache sei, man werde das 

Geschäft abschließen k ö n n e n . 1 8 2 

Auch in anderen Hinsichten vertrat Pauley eigenwillige Auffassungen. So wollte er den Anteil 

Moskaus nicht dem Ruhrgebiet allein, sondern allen drei westlichen Zonen gemeinsam entneh­

men. Der Begriff Ruhrgebiet lasse sich nicht exakt definieren, argumentierte er, und zudem wä­

ren auch in den übrigen Landesteilen gewisse Demili tar is ierungsmaßnahmen e r fo rde r l i ch . 1 8 3 

20 Prozent aller Demontagegüter des Westens war Pauley bereit, der Sowjetunion zuzugeste­

hen, doch mußte sie für 12 Vi Prozent aller Transfers die erwähnten Gegenleistungen an Nah­

rungsmitteln und Rohstoffen e r b r i n g e n . 1 8 4 Weil es unklug sei, angesichts der enormen Mangel­

erscheinungen in ganz Westeuropa außer Rüstungsanlagen irgendwelche Reparationstransfers 

vorzunehmen, führte Pauley aus, erreiche dieser Prozentsatz , in absoluten Werten ausgedrückt, 

derart geringe Höhe , daß die bloße Erwähnung einer solchen Zahl Reparationsabsprachen 
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überhaupt unmöglich machen werde. Er riet Außenminis ter Byrnes daher, den sowjetischen 

Anteil nur in Prozentsätzen auszudrücken . 1 8 5 

Dami t waren für Byrnes die reparationspolitischen Alternativen abgesteckt. Am 2 9 . Jul i nahm 

er in Gegenwart Präsident Trumans Gespräche mit M o l o t o w auf, um das Problem der sowjeti­

schen Ansprüche auf Demontagegüter der westlichen Zonen und damit die Reparationsfrage ih­

rer Lösung en tgegenzuführen . 1 8 6 Erwartungsgemäß teilte M o l o t o w schon zu Beginn des G e ­

dankenaustausches mit , man könne den amerikanischen Plan akzeptieren, wenn sich die Beteili­

gung Moskaus an den Demontagen klären lasse. Damit endeten die Streitigkeiten um Repara­

tionspläne und verwandelten sich in ein Feilschen um die B e t r ä g e . 1 8 7 

M o l o t o w eröffnete dieses Feilschen unverzüglich mit der Bemerkung, man habe über 2 Milliar­

den Dol la r oder 5 - 6 Mill ionen Tonnen gesprochen, und führte dadurch ein neues Moment in die 

Diskuss ion ein. Ers t am nächsten Tage stellte sich heraus, daß Molo tow Demontagegüter nach 

ihrem Gewich t bemessen w o l l t e , 1 8 8 ein Verfahren, das willkürlichen Auslegungen und endlosen 

Meinungsverschiedenheiten über die alliierten Reparationsvereinbarungen Tür und T o r öffnen 

mußte . 

Byrnes ließ sich davon nicht beirren. Er wies alle konkreten Zahlenangaben zurück, bot aber, 

dem Vorschlag Claytons entsprechend, ein Viertel aller Demontagegüter vom Ruhrgebiet an. 

Sein Gesprächspartner fand 25 Prozent einer ungenannten Summe verständlicherweise ziemlich 

wenig, woraufhin Byrnes die Empfehlungen Pauleys anflocht und Molo tow die Wahl ließ, ob er 

statt eines Viertels der Industrieanlagen des Ruhrgebietes einen Anteil von 12V2 Prozent aller 

Transfers aus den drei westlichen Zonen b e v o r z u g e . 1 8 9 Eine Antwor t blieb vorerst aus. 

Meinungsverschiedenheiten ergaben sich auch bezüglich der sowjetischen Gegenleistungen. 

Byrnes wies darauf hin, die Sowjetunion könne der eigenen Zone Reparationen nach Gutdün­

ken entnehmen und müsse die Lieferungen des Westens daher durch Abgaben von Nahrungs­

mitteln und Kohle vergüten. D o c h schon im Unterausschuß hatten die Vereinigten Staaten sich 

bereit erklärt, einen Tei l der Anlagen als unentgeltliche Reparationsleistungen an die Sowjet­

union zu übertragen, und darauf konnte M o l o t o w sich jetzt b e r u f e n . 1 9 0 

Am nächsten Tage kamen der amerikanische und der sowjetische Außenminister erneut zu­

sammen. Wieder drehten sich ihre Gespräche hauptsächlich um die Reparationsfrage, das 

schwierigste aller Probleme, wie Byrnes seufzte, als er M o l o t o w einen neuen Vorschlag über­

r e i c h t e . 1 9 1 Er gestand Moskau ein Viertel aller Industrieanlagen der Ruhr im Austausch gegen 

Nahrungsmit tel , K o h l e , Pot tasche, Zink, H o l z sowie andere Produkte und weitere 15 Prozent 

dieser Anlagen ohne jede Gegenleistung z u . 1 9 2 D e r Umfang der geplanten Demontagen blieb 

weiterhin unbest immt, doch sprach das amerikanische Papier von „solchen Kapitalanlagen, die 

wir als nicht notwendig für die friedliche Volkswirtschaft e r a c h t e n " . 1 9 3 

Darauf ging der sowjetische Außenminis ter sofort ein. Seinen Auffassungen zufolge mußte der 

Umfang der Demontageeingriffe auf alliierter Ebene und unter sowjetischer Mitwirkung im 

Kontrol l ra t oder in der Reparat ionskommission best immt werden. Byrnes willigte ein, obgleich 

er sich die Entscheidungsbefugnis des jeweiligen Zonenkommandanten vorbehielt und keinen 

Zweifel daran ließ, daß ein best immter Lebensstandard gewährleistet bleiben müsse. Auch 

Molo tows anschließende Versuche, allerhand Zugeständnisse im Hinbl ick auf eine Erhöhung 
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der sowjetischen Ansprüche, die Nennung einer Reparat ionssumme oder die Begründung 

einer Anwartschaft auf industrielle Kapazitäten der amerikanischen Zone zu erreichen, wehrte 

Byrnes ab, und dennoch hob sein Gesprächspartner hervor, man habe Fortschri t te erzielt, 

über die er Stalin berichten w e r d e . 1 9 4 

Die anschließende zehnte Sitzung der Außenminister am 3 0 . Ju l i , an der für Großbr i tannien 

nunmehr Ernest Bevin teilnahm, drehte sich bezüglich der Reparationsfrage um die gleichen 

Punkte wie das vorangegangene G e s p r ä c h . 1 9 5 Zwar legten die Bri ten der Konferenz zwei neue 

Dokumente vor, die teilweise von den amerikanischen Posi t ionen abweichende Auffassungen 

vertraten, das Erfordernis der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands hervorhoben und nur ei­

nen Anspruch Moskaus auf 10 Prozent der Demontagen aus westlichen Zonen , und hauptsäch­

lich der Ruhr , e r w ä h n t e n . 1 9 6 Aber M o l o t o w waren die amerikanischen Vorschläge mit ihren 

höheren Anteilen lieber. Das änderte sich jedoch, als Byrnes ihm entgegenhielt, wenn man sich 

nicht auf die Ruhr , sondern die beiden westlichen Zonen beziehe, so müsse der von ihm ge­

nannte Prozentsatz halbiert werden, so daß Moskau 1 2 1 h Prozent im Austausch und 7lh P ro ­

zent unentgeltlich erhalte. D e m stimmte Bevin zu. 

Byrnes machte in diesem Augenbl ick den Versuch, M o l o t o w zum Nachgeben zu bewegen. D e r 

Potsdamer Konferenz lagen jetzt nur noch drei besonders schwierige Fragen vor. Sie betrafen 

die polnische Westgrenze, die Aufnahme Italiens in die Vereinten Nat ionen und die deutschen 

Reparationen. Byrnes hatte die Lösung dieser drei Problemkreise voneinander abhängig ge­

macht und sie unter dieser Bedingung mit einem für die Sowjetunion vorteilhaften K o m p r o m i ß 

bezüglich des Verlaufes der polnischen Westgrenze v e r b u n d e n . 1 9 7 Man habe damit ein bedeu­

tendes Zugeständnis angekündigt, hielt er M o l o t o w nun entgegen. Die Sowjetunion möge sich 

in der Frage ihrer Beteiligung an westlichen Demontagegütern durch Annahme eines Prozent­

satzes zu einem ähnlichen Schrit t en t s ch l i eßen . 1 9 8 

Aber Molo tow gab nicht a u f . 1 9 9 D ie Sowjetunion müsse wenigstens Lieferungen im Wer te von 

800 Mill ionen Dol lar und zwei Mill ionen Tonnen erhalten, forderte er, oder die Hälfte der de­

montierten Anlagen aus dem Ruhrgebiet , wobei ein Viertel unentgeltlich abgetreten werden 

müsse, oder ein Viertel aus dem Ruhrgebiet und 15 Prozent aus den beiden Zonen , und er be­

harrte auf seinem Wunsch , eine konkrete Zahlenangabe zu erhalten. Auch suchte er ein Mi t ­

spracherecht an der Entscheidung über den Umfang von Demontagen in den westlichen Zonen 

durchzusetzen. Byrnes hatte, seiner vorangegangenen Zusage entsprechend, einen Vorschlag 

e inge re i ch t , 2 0 0 der die Reparat ionskommission beauftragte, unter Einschluß F r a n k r e i c h s 2 0 1 

und in Zusammenarbeit mit dem Kontrol l rat Umfang und Charakter der für Reparat ionen ver­

fügbaren Industrieanlagen festzustellen, wobei ein Vetorecht des Zonenkommandanten B e ­

rücksichtigung finden s o l l t e . 2 0 2 An dieser Forme l hielt man auf Bevins Wunsch fest, obgleich 

Byrnes jetzt Einwände gegen seinen eigenen Vorschlag erhob, und trotz des Versuches M o l o ­

tows, dem Kontrol l rat die letzte Entscheidungsbefugnis über Reparat ionsmaßnahmen zuzu­

s c h i e b e n . 2 0 3 

Aber dafür tauchten neue Schwierigkeiten auf. Bevin weigerte sich, alle Reparationsgüter nur 

dem Ruhrgebiet zu entnehmen, weil er einen solchen Beschluß in Großbr i tannien nicht vertre­

ten k ö n n e . 2 0 4 Zugleich lebten die Auseinandersetzungen um das Prinzip der Vorrangigkei t noch 

194 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 921 . 

195 Feil, H.: Potsdam, S. 263 If. 

196 F R U S Potsdam, Bd. II , S. 485 f., 920 f., 1033 f. 

197 Feis, H.: Potsdam, S. 259 ff. 

198 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 489. 

199 Feis, Fi.: Potsdam, S. 264. 

200 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 497. 

201 Damit bahnte sich endlich die lange vergebens erstrebte Einladung Frankreichs zur Teilnahme an den Verhandlungen der Reparations­

kommission an. Ein positiver Beschluß der Konferenz dazu fiel jedoch erst am 1. August. Vgl. ebendort, S. 569 f. 

202 Ebendort, S. 922. 

203 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 488. 

204 Ebendort. 

197 



einmal a u f . 2 0 5 Bevin hatte dazu einen neuen Vorschlag unterbreitet, der Molo tows mündlicher 

Anregung vom 2 3 . Jul i f o l g e n d 2 0 6 die Vorrangigkeit vom Kontrol l rat genehmigter Importe er­

klärte und darüber hinaus konstatierte, sofern kein Beschluß des Kontrollrates vorliege, sei der 

Zonenkommandant für die Verwaltung seines Landesteiles ve ran twor t l i ch . 2 0 7 

Auch daran versuchte M o l o t o w Abstr iche zu machen. Es nützte wenig, daß Byrnes hervorhob, 

einer der Vortei le des neuen Reparationsplanes läge doch eben in dem Umstände, daß man sich 

über Außenhandelsfragen mit den Sowjets nicht mehr zu einigen brauche. Moskau werde erhal­

ten, was es beanspruchen könne , und die Auseinandersetzung über Expor t - und Importpro­

bleme sei allein Angelegenheit der Bri ten und Amerikaner untereinander. Molo tow glaubte 

t ro tzdem, ohne die Nennung einer festen Reparat ionssumme nicht auskommen zu können, und 

Byrnes hielt seinerseits unerschütterlich daran fest, er habe die Reparationsfrage mit zwei ande­

ren Problemkreisen verbunden, und nur zusammen könnten sie gelöst werden. 

So verwies die Außenminis terkonferenz das ganze Fragenbündel an die S taa tsoberhäupter . 2 0 8 

Es scheine jedoch allgemeines Einverständnis mit dem amerikanischen Plan, einer Ausweitung 

der sowjetischen Ansprüche auf Demontagegüter aus beiden Zonen und der entsprechenden 

Verminderung der Prozentsätze, zu bestehen, hob ein Memorandum der amerikanischen Dele­

gation hervor. Die Frage sei nur noch, ob eine verbindliche Zahl für den sowjetischen Anteil ge­

nannt werde oder n i c h t . 2 0 9 

Aber so einfach lagen die Dinge nicht. Denn bisher war noch kein W o r t darüber gefallen, ob der 

Reparat ionsvorgang amerikanischen Auffassungen entsprechend prinzipiell getrennt oder, den 

sowjetischen Plänen gemäß, nur während einer Übergangsphase, nur zeitweilig voneinander 

isoliert, durchgeführt werden sollte. Das zu klären, hatten die Sowjets, bevor sie von der ameri­

kanischen Kompromißberei tschaf t bezüglich der polnischen Westgrenze erfuhren, einen G e ­

genvorschlag zur Reparationsfrage ausgearbeitet. Mo lo tow überreichte ihn seinem amerikani­

schen Amtskol legen während der Unterredung am Nachmit tag des 30 . J u l i , 2 1 0 brachte ihn der 

anschließenden Außenministerkonferenz jedoch nur noch inoffiziell als Entwurf zur Kennt­

n i s . 2 1 1 

Das D o k u m e n t suchte die Potsdamer Reparationsverhandlungen erneut auf die Basis früherer 

interalliierter Übere inkommen zu stellen und meldete von hier aus hohe Forderungen Moskaus 

a n . 2 1 2 Zwar übernahm es den amerikanischen Vorschlag, Demontagemaßnahmen auf zonaler 

Basis durchzuführen, auch wenn es angesichts der schweren sowjetischen Kriegsverluste auf 

Lieferungen von 5 1 h bis 6 Mil l ionen Tonnen Industrieanlagen in vollständigem und einsatzbe­

reitem Zustande aus den westlichen Zonen und vorzüglich dem Ruhrgebiet bestand, die haupt­

sächlich dem Bereich von Eisen und Stahl, der Chemie und dem Maschinenbau entstammen 

s o l l t e n . 2 1 3 

Darüber hinaus aber besann Moskau sich der Ansprüche aus Reparationen aus laufender Pro­

duktion, und für diese lehnte man zonale Regelungen entschieden ab, um auf einem gesamtdeut­

schen Reparationsplan zu bestehen, der von der Reparat ionskommission ausgearbeitet werden 

sollte. D ie auf eine Reparationsperiode von zehn Jahren verteilten Abgaben Deutschlands aus 

den verschiedensten Produktionszweigen sollten 8 Milliarden Dol lar erreichen, von denen 

Moskau die Hälfte zufiel. U n d schließlich verlangte man die Beteiligung an deutschen Aus­

landsguthaben sowie an Industrie- und Transportunternehmen der westlichen Zonen, weil 
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diesen letzteren hoher Rang bei der Reduzierung des deutschen Kriegspotentials zu­

k o m m e . 2 1 4 

Am 30 . Juli nahm die amerikanische Delegation in einem Arbeitspapier zu den sowjetischen 

Forderungen Stellung, und dabei zeigte sich ein bemerkenswerter Wandel der reparationspoliti­

schen Auffassungen . 2 1 5 D ie amerikanische Polit ik begann sich offensichtlich von der harten R e ­

aktion des Planes Pauleys auf die sowjetischen Definit ionen zu lösen, um sachlicheren Auswe­

gen Bahn zu brechen. Zwar wies das Arbeitspapier die Berechnung von Demontageleistungen 

nach Gewicht als unannehmbar ab, aber Reparationsverpflichtungen aus laufender Produkt ion 

auf der Grundlage eines gesamtdeutschen Planes ließ es gelten, wenn auch mit Einschränkun­

gen. Ihre Best immung sei unmöglich, wandte man ein, solange kein A b k o m m e n über den U m ­

fang der Demontagen bestehe. D o c h akzeptierte man die angefügte Liste der von der Sowjet­

union gewünschten Produkte als Diskussionsbasis , wenngleich es sich als unmöglich erweisen 

könne, einige dieser Erzeugnisse aus der laufenden Produkt ion a b z u z w e i g e n . 2 1 6 

Die Sowjets konnten jedoch von dieser amerikanischen Neigung zu Konzess ionen nichts wissen 

und ahnten daher nicht, wie nahe sie ihrem Ziel einer Beteiligung an deutschen Reparationslei­

stungen aus laufender Produktion waren. Aus ihrer Sicht ging es darum, ob man die Einigung zu 

den von Byrnes angebotenen Bedingungen und damit einen wenn auch enttäuschend niedrigen 

Anspruch auf westliche Demontagegüter sowie die Regelung der polnischen Westgrenze akzep­

tierte oder nicht. Lehnte man ab, so waren beide Möglichkei ten verspielt, daran ließ der ameri­

kanische Außenminister keinen Zweifel. D ie Vereinigten Staaten würden der Lösung aller drei 

Problemkreise gemeinsam oder gar keiner Lösung zust immen, bemerkte Byrnes am 3 1 . Juli zu 

Molo tow, und überdies werde er am nächsten Tage zusammen mit dem Präsidenten das Land 

ver lassen . 2 1 7 

Erst angesichts dieser Verhältnisse und in der keineswegs mehr ohne Einschränkung zutreffen­

den Überzeugung, der amerikanische Plan beziehe sich nach wie vor auf alle Phasen des Repara­

tionsvorganges, kam es zu einem Verzicht der sowjetischen Poli t ik auf ihre gesamtdeutschen 

Reparationsabsichten. Ein neues, von M o l o t o w der elften Plenarsitzung unterbreitetes D o k u ­

ment ging erst jetzt von dem Grundsatz aus, jede Regierung werde ihre gesamten Reparat ions­

ansprüche aus der eigenen Zone decken. In diesem Zusammenhang nannte das Papier D e m o n ­

tagen innerhalb der ersten beiden Jahre und Abgaben aus laufender Produkt ion während des 

kommenden Jahrzehnts als einzige Leistungen und verzichtete daher auch auf deutsche Ar­

be i t sd iens te . 2 1 8 

Das neue sowjetische Dokumen t wurde zu Beginn der reparationspolitischen Debat te in der elf­

ten Plenarsitzung am 3 1 . Juli von einem Dolmetscher v o r g e l e s e n . 2 1 9 Stalin verwahrte sich an­

schließend gegen Byrnes ' Takt ik , die drei Probleme zusammenzubündeln, aber es war offen­

sichtlich, daß sie der amerikanischen Poli t ik die Oberhand verschaffte. Er nannte die Repara­

tionsfrage den strittigsten aller Punkte und fügte hinzu, man habe dennoch eine gemeinsame 

Grundlage geschaffen. Das amerikanische Prinzip, jedes Land solle Reparat ionen der eigenen 

Zone entnehmen, sei akzeptiert worden, und die sowjetische Delegation habe sich dem ameri­

kanischen Standpunkt angeschlossen, keine genauen Zahlen und Mengenangaben zu nennen, 

um statt dessen mit einer Prozentzahl v o r l i e b z u n e h m e n . 2 2 0 Aber man wolle eine Frist setzen, 

innerhalb welcher über den Umfang der Demontagen beschlossen werden müsse. Er denke an 

drei Monate . Obgleich Truman dem zustimmte, hielt Bevin sie für nicht ausreichend und setzte 

eine Verdoppelung auf sechs Monate d u r c h . 2 2 1 

214 F R U S Potsdam, Bd. I I , S. 913 f. 

215 Ebendort, S. 915 f. 
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Schon am Vortage hatten die Außenminis ter auf eine Frage Molo tows hin darüber beraten, wer 

den Umfang der Demontagen in den westlichen Zonen bestimmen werde. Byrnes hatte zu­

nächst an die Reparat ionskommission g e d a c h t , 2 2 2 aber die amerikanische Delegation hielt den 

Kontrol l ra t für die geeignetere I n s t a n z . 2 2 3 Dementsprechend lauteten die Empfehlungen des 

Außenministers in der elften Plenarsitzung, der Kontrol l rat solle die Entscheidung nach den po­

litischen Richtl inien der Reparat ionskommission und unter Vorbehal t eines Vetorechtes des 

Zonenkommandanten fällen, denn der Kontrol l ra t sei die administrative Körperschaft, wäh­

rend die Reparat ionskommiss ion sich politischen Fragen zu unterziehen h a b e . 2 2 4 Diesen Auf­

fassungen schloß sich die Plenarsitzung a n . 2 2 5 

Aber damit war die Frage nach der H ö h e der sowjetischen Ansprüche auf Demontagegüter der 

westlichen Zonen noch nicht beantwortet . Im Hinbl ick auf die Weigerung Bevins, sie nur dem 

Ruhrgebiet zu entnehmen, entschied Stalin sich rasch für eine Anwartschaft auf Industriebe­

triebe aller westlichen Z o n e n , 2 2 5 doch beharrte er auf seiner Forderung nach einer Erhöhung des 

prozentualen Anteiles. Bevin nannte das anglo-amerikanische Angebot von 1 2 ^ 2 beziehungs­

weise 7 1 h Prozent großzügig, Stalin empfand, es sei eher das Gegenteil . Aber der britische Au­

ßenminister gab sich nicht leicht geschlagen. Er müsse auch an die Abfindung anderer Länder 

denken, wandte er ein. Großbr i tannien trage Verantwortung für seine Zone , und es beanspru­

che selbst, mit Ausnahme einiger Rohstofflieferungen, keine R e p a r a t i o n e n . 2 2 7 D o c h Stalin blieb 

hart, und erst als Truman den Gedanken äußerte, man werde der Erhöhung des sowjetischen 

Anteiles auf 15 beziehungsweise 10 Prozent zust immen, falls Stalin seinen Anspruch auf Beteili­

gung an Unternehmen der westlichen Zonen, deutsche Auslandsguthaben und Gold zurück­

ziehe, kam die Einigung z u s t a n d e . 2 2 8 

A u f Stalins Vorschlag hin befaßte sich ein Ausschuß anschließend mit dem Entwurf des Wor t ­

lautes der Potsdamer Reparationsvereinbarungen, und dabei stellten sich rasch neue Meinungs­

verschiedenheiten ein. Man ging offenbar von einem Dokumen t aus, das Passagen des letzten 

sowjetischen Vorschlages mit den in der Plenarsitzung herbeigeführten Beschlüssen vereinbar­

t e . 2 2 9 An diesem T e x t hatten jedoch sowohl die amerikanischen Vertreter Clayton und Pauley 

als auch die Br i ten und die Sowjets einiges zu bemängeln. Umstr i t ten war von vornherein, ob die 

Erhöhung der sowjetischen Ansprüche auf 15 und 10 Prozent gegen einen Verzicht auf Beteili­

gung an Unternehmungen der westlichen Zonen , Auslandsguthaben und Gold erfolgt sei oder 

nicht. Pauley behauptete das. Er forderte die Aufnahme einer entsprechenden Formel in das 

P r o t o k o l l . 2 3 0 Anlaß zu Streitigkeiten gab auch, daß ein britischer Gegenentwurf deutsche Aus­

landsguthaben als Quel le zur Befriedigung der Reparationsansprüche westlicher Alliierter 

n a n n t e . 2 3 1 Daran stießen sich die Sowjets . Überdies kamen sie in letzter Minute noch einmal auf 

Pauleys Vorschlag bezüglich einer baldigen Einleitung von Interimreparationen z u r ü c k , 2 3 2 und 

sie fügten dem Texten twur f daher eine Klausel an, in der sie Interimreparationen aus den westli­

chen Zonen f o r d e r t e n . 2 3 3 Amerikaner und Bri ten widersetzten sich ihr nur z e i t w e i s e . 2 3 4 D o c h 

obgleich sie schließlich nachgaben und Interimleistungen ane rkann ten , 2 3 5 konnte man sich über 

die anderen Punkte nicht einig w e r d e n . 2 3 6 
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Noch einmal mußten sich die Staatsoberhäupter mit dem Reparat ionsproblem befassen, als sie 

am 1. August nachmittags zu ihrer 12. Plenarsitzung zusammentrafen. Stalin verzichtete schon 

eingangs auf deutsche Goldbestände. Was die Beteiligung an Unternehmungen und den A n ­

spruch auf deutsche Auslandsguthaben betraf, so überließ man alle im Einflußbereich Moskaus 

vorhandenen Rechte der Sowjetunion, die übrigen den westlichen A l l i i e r t e n . 2 3 7 

Aufgrund dieser Beschlüsse erzielte man Übereins t immung. Außenminis ter Byrnes las der 

13. Plenarsitzung am 1. August gegen 2 2 . 4 0 U h r den Wortlaut der Reparationsvereinbarungen 

v o r . 2 3 8 Einige Minuten nach Mitternacht wurden sie im Rahmen der Unterzeichnung des Po t s ­

damer Protokolls besiegelt. 
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Schlußbetrachtungen 

Die Potsdamer Reparationsvereinbarung stellte das Ergebnis , die abschließende Einigung der 

drei Großmäch te über den Charakter ihrer Reparationspolit ik in Deutschland nach dem Ende 

des Zweiten Weltkrieges dar. Sie enthält die politischen und wirtschaftlichen Richtlinien und 

Anhaltspunkte, die der praktischen Ausführung des Reparationsvorhabens im weiteren Verlauf 

der Entwicklung zugrunde gelegt wurden, seine Gestaltung prinzipiell bestimmten. Insofern 

bildet sie Ende und Anfang zugleich, das Resultat der alliierten wie der amerikanischen Pläne 

und Vorberei tungen ebenso wie den Ausgangspunkt aller praktischen Reparationsmaßnahmen 

in der zweiten Phase des Reparationsgeschehens. Dieser zweite Abschni t t umfaßt den Zeitraum 

von der Potsdamer Konferenz bis zum Londoner Uberleitungsvertrag von 1954, die Ausfüh­

rung und Beendigung des Reparat ionsvorhabens im Gegensatz zur in Potsdam abgeschlossenen 

Reparationsplanung. 

Das Potsdamer A b k o m m e n entspricht seinem Rang als maßgebliches Dokumen t für die Gestal­

tung der alliierten Reparationspoli t ik des Zweiten Weltkrieges nur in höchst unvollkommener 

Weise . Seine Verfasser konnten sich des abschließenden Charakters ihrer Vereinbarungen 

noch nicht bewußt sein, der sich erst aus der nachfolgenden Entwicklung und dem Ausbleiben 

eines Friedensvertrages mit Deutschland ergeben sollte. Potsdam galt ihnen nicht als Friedens­

konferenz, sondern als Vorberei tung auf die Fr iedenskonferenzen 1 , und demgemäß waren sie 

nicht der Ansicht , daß in Fragen der Deutschlandpoli t ik bereits das letzte W o r t gesprochen 

werde. 

Das geht aus ihrer reparationspolitischen Vereinbarung deutlich hervor, die „ in keiner Weise 

eine endgültige, detaillierte oder vollständige Reparat ionsübereinkunft" genannt werden kann . 2 

Sie enthält nicht mehr als die Verkündigung einiger bruchstückhafter, allgemein gehaltener 

Formulierungen, über deren Auslegung später heftige Meinungsverschiedenheiten entbrann­

ten. Selbst der amerikanische Reparationsbeauftragte, dem an der Betonung wahrer und ver­

meintlicher Vorzüge des Potsdamer Reparat ionsabkommens besonders viel lag, konnte diese 

Tatsache nicht ganz verschweigen. Er bezeichnete den Wort laut als „k la r umrissen und voll­

ständig, wenn auch sehr allgemeiner Na tu r " , fügte allerdings hinzu: „ I c h möchte betonen, daß 

der Reparationsplan vol lkommen realisierbar ist und in seiner von der Dreier-Konferenz verab­

schiedeten Fassung alle Grundsatzentscheidungen enthält, die zu seiner praktischen Ausfüh­

rung notwendig s i n d . " 3 

Solche Erklärungen stießen bei den mit der Durchführung des Planes betrauten Militärbehörden 

auf die bitterste Kr i t ik , weil sie sich durch das Repara t ionsabkommen vor kaum lösbare Aufga­

ben gestellt sahen . 4 Pauley dachte vor allem an die eigene Rechtfert igung. Aber die nahezu un­

überwindlichen Schwierigkeiten bei den nun folgenden und bis zum März 1946 sich hinziehen­

den Verhandlungen im interalliierten Industriebeschränkungsausschuß sowie die Einstellung 

1 Deuerlein, £ . : Potsdam 1945, a.a.O., S. 151. 

2 Ratchford, B. U. I Ross, W. D.: a.a.O., S. 45 . 

3 Ratchford, B. U. I Ross, W. D.: a.a.O., S. 45 . 

4 Ebendort, passim. 
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weiterer Reparationslieferungen aus der amerikanischen Zone an die Sowjets im Mai 1946 wi­

derlegten seine Äußerungen ständig. 

Die Potsdamer Reparationsvereinbarungen beinhalteten in Wirkl ichkei t nichts anderes als einen 

unter den mühseligsten Bedingungen zustande gebrachten K o m p r o m i ß , eine vorläufige und 

fragmentarische Regelung, die nur Teilaspekte der alliierten Demontagepol i t ik betraf, wie sie in 

Jalta aus Sicherheitsgründen beschlossen worden war. U b e r die beiden anderen im Gehe impro­

tokoll von Jalta erwähnten Reparationsarten, die politisch ebenso bedeutsamen wie wirtschaft­

lich ertragreichen Abgaben aus der laufenden Produkt ion und die umstrittenen deutschen A r ­

beitsleistungen, schwieg das Potsdamer A b k o m m e n . 

Was die letzteren betraf, so verfügten die Alliierten durch ihre Kriegsgefangenen über Mittel 

und Wege, sich Arbeitsdienste auch ohne jegliche weitere Absprache zu verschaffen. Die Frage 

nach Reparationen aus der laufenden Gütererzeugung aber bl ieb, zumindest dem Wort laut des 

Potsdamer Abkommens gemäß, in der Schwebe und damit auch eine Hauptfrage nach dem Cha­

rakter der alliierten Reparationspolit ik unbeantwortet . 

Darin schlug sich das vorläufige Scheitern aller Bemühungen der Großen Dre i um eine gemein­

same Reparationspolitik in Deutschland nieder. D e r Reparationsplan konnte nur den Schein al­

liierter Einigkeit dort wahren, wo sie sich tatsächlich nicht realisieren ließ. Er entsprach zwar 

aufgrund der Hartnäckigkeit Außenminister Byrnes ' gewissen Prinzipien der amerikanischen 

Wirtschafts- und Reparationsplanung, bot aber in seiner Unfert igkeit nur minimale Anhalts­

punkte, die überdies von den Alliierten unterschiedlich verstanden wurden und in ihrer U n ­

bestimmtheit eher Anlaß zu neuen Meinungsverschiedenheiten gaben, als daß sie sie überbrückt 

hätten. Kritiker hoben deswegen hervor, man finde „ k a u m mehr Weisheit in den R e ­

parationsbestimmungen des Potsdamer Abkommens von 1945 als in jenen des Vertrages von 

Versai l les" . 5 

Das Ergebnis der Debatten von Potsdam umfaßte wenig mehr als die Absprache über eine Tren­

nung zwischen östlichem und westlichem Reparat ionsvorhaben: sowjetische und polnische An­

sprüche mußten aus der Os tzone , die aller anderen Nat ionen, einschließlich Großbri tanniens 

und der Vereinigten Staaten, aus den westlichen Zonen befriedigt werden, und in gleicher Weise 

trennte die Konferenz Ansprüche auf Beteiligungen an deutschen Unternehmen und Auslands­

guthaben. N u r der begrenzte Austausch demontierter Fabrikanlagen gegen Rohstoffe und Nah­

rungsmittel stellte einen kümmerlichen Rest alliierter Gemeinsamkei t in der Reparationsfrage 

dar, doch ergab er sich als Folge der geographisch bedingten Konzent ra t ion deutscher In­

dustrieregionen im Westen eher denn als Ausdruck alliierter Einigkeit . Selbst die verein­

barte Trennung zwischen Os t und West stellte an sich gar keine Ubereinkunft dar. M o l o ­

tow bemerkte treffend, wenn man sich nicht geeinigt hätte, so wäre das Ergebnis das gleiche 

gewesen: Jede Besatzungsmacht hätte ihre Reparat ionen nur der eigenen Zone entnehmen 

können . 6 

Die reparationspolitische Teilung Deutschlands vollzog sich in Potsdam überdies fast wie ein 

Zufall. Sie entsprach weder den Absichten der Sowjetunion noch jenen der Vereinigten Staaten 

oder Großbri tanniens, die alle das größte Interesse an der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands 

hegten. Zwar schlug die amerikanische Delegation in einer ersten heftigen Reakt ion auf die un­

mäßig weiten sowjetischen Definitionen der Begriffe Resti tut ion und Kriegsbeute zonale Repa­

rationspläne vor. D o c h als die Sowjets am 2 9 . Jul i anregten, Reparat ionen aus der laufenden 

Produktion sollten nicht wie die Demontagen auf zonaler, sondern auf gesamtdeutscher Basis 

erfolgen, meldeten ihre amerikanischen Gesprächspartner keine grundsätzlichen Einwände 

mehr an . 7 

5 Penrose, E. F.: a.a.O., S. 283. 

6 FRUS Potsdam, Bd. I I , S. 430 . 

7 FRUS Potsdam, Bd. I I , S. 915 f. 
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A u f diese Ar t wäre es bei einer zweijährigen Teilung während des Demontagezeitraumes und 

einer prinzipiell gesamtdeutschen Abwicklung des Reparationsvorhabens im kommenden Jahr­

zehnt geblieben, hätte nicht die Sowjetunion in offensichtlicher Fehleinschätzung der politi­

schen Mögl ichkei ten und der amerikanischen Absichten auf eine Beteiligung an den Reparatio­

nen aus der laufenden Produkt ion der Wes tzonen verzichtet. Jede Regierung, so erklärte sie am 

3 1 . Ju l i , wird Reparat ionen aus Demontagen und aus der laufenden Produktion der eigenen 

Zone en tnehmen . 8 

Erst damit ist die vollendete reparationspolitische Teilung Deutschlands erklärt worden, doch 

blieb immer noch fraglich, ob sie tatsächlich in ihrer ganzen Konsequenz realisiert werde oder 

nicht. Denn sie entsprach am 3 1 . Jul i nur noch bedingt den amerikanischen Absichten, und die 

Potsdamer Vereinbarung nahm den eindeutigen sowjetischen Wort laut nicht auf. Die Frage 

nach den Reparat ionen aus der laufenden Gütererzeugung und damit auch jene nach einer ge­

samtdeutschen oder zonalen Abwicklung des Reparationsvorganges wurde in Potsdam nicht 

abschließend geklärt, die Möglichkei t einer späteren Wiederannäherung und Verständigung 

zwischen den Alliierten ebensowenig wie die einer vollendeten Teilung ausgeschlossen. In An­

betracht der späteren sowjetischen Ansprüche auf eine Beteiligung Moskaus an Reparationslei­

stungen aus der laufenden Güterprodukt ion der Westzonen verdient der Wortlaut des sowjeti­

schen Dokumentes vom 3 1 . Jul i 1945 jedoch nachhaltigste Beachtung. 

Die Ursachen für das Scheitern der gemeinsamen alliierten Reparationspolit ik ergaben sich nicht 

aus Streitigkeiten um Wiedergutmachungsprobleme. Die Reparationsplanungen des Zweiten 

Weltkrieges standen überhaupt selten im Zeichen solcher Erwägungen. Wie die Reparations­

frage im Washington der Kriegsjahre den Mit telpunkt der Auseinandersetzungen zwischen 

Gemäßigten und Vansittartisten um Grundprobleme der Deutschlandpoli t ik bildete, so kulmi­

nierten während der Potsdamer Konferenz in ihr die unterschiedlichen politischen und wirt­

schaftlichen Absichten der sowjetischen und der anglo-amerikanischen Polit ik in Deutschland. 

D i e Reparationsentscheidung war auf das heftigste umstritten und diskutiert, nicht weil es um 

die Größenordnung deutscher Wiedergutmachungsleistungen und alliierter Demontageein­

griffe allein ging - M o l o t o w verzichtete ohne weiteres auf ein Fünftel der sowjetischen Repara­

t ionssumme -, sondern weil sie zugleich und vor allem anderen eine Antwor t auf die Frage nach 

der deutschen Zukunft gab. 

Bill igte man Deutschland über kurz oder lang eine Möglichkei t zur Rückkehr in den Kreis fried­

licher, gleichberechtigter Nat ionen zu, so setzte das reparationspolitische Mäßigung und die 

Wahrung eines Minimums volkswirtschaftlicher Produktivkräfte voraus, um der Bevölkerung 

ein Uber leben aus eigener Kraft zu gestatten. Zielte man dagegen auf eine langfristige Schwä­

chung oder die endgültige Beseit igung des Reiches als politischen und wirtschaftlichen Fak­

tor im Kräftespiel Europas ab, so boten sich die umfassendsten Demontagen und hohe B e ­

schlagnahmen aus der laufenden Produkt ion als geeignetes Instrument an. Das reparations­

politische Konzep t bildete auf diese Weise das Spiegelbild der jeweiligen Deutschlandpolit ik 

insgesamt. 

D i e Sowjetunion suchte durch ihren Reparationsanspruch nach Mitteln und Wegen, die deut­

sche Volkswirtschaft nachhaltig zu schwächen, ihre Produktivkräfte auszuhöhlen und ihre Res­

sourcen für die eigenen Zwecke auszubeuten, wobei der langfristige wirtschaftliche Niedergang 

des Reiches als maßgebliches Ziel der sowjetischen Sicherheitspolitik gelten muß. Maisky ließ 

keinen Zweifel daran, daß Moskau an eine deutsche Volkswirtschaft dachte, die in keiner Weise 

mehr dem Vergleich mit jener der Vorkr iegsepoche standhielt. Andere Kriterien, etwa das 

Ausmaß der sowjetischen Kriegsbeute- und Demontageansprüche, ließen ebenfalls erkennen, 

wie Stalin an die abschließende Vernichtung der überlegenen deutschen Wirtschaftskraft zu ge­

hen plante, um der gefährlichen Bedrohung der sowjetischen Westgrenze nun ein für allemal ein 

Ende zu setzen. 

8 F R U S Potsdam, Bd . I I , S. 1593 f.: Fischer, A.: Protokolle, S. 341 . 
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Um dieses Zieles willen betrieb er den wirtschaftlichen Verfall des Deutschen Reiches mit einer 

Konsequenz, die westlichen Anschauungen untragbar erscheinen mußte. D e r brit ische Pre­

mierminister Attlee charakterisierte die anglo-amerikanische Reakt ion auf Stalins Vorhaben mit 

folgenden Wor ten : „ D i e Hauptschwierigkeit machten die Reparat ionen. Stalin wollte alles ha­

ben. Er hob ständig die ungeheuren Verluste hervor, die Rußland erlitten hatte. Das st immte na­

türlich völlig, und es war sein Recht , das zu sagen. Aber ich mußte ihn daran erinnern, daß auch 

wir gelitten hatten. Er wollte die Deutschen in einen Zustand völliger Schwäche versetzen. Sei­

netwegen konnten sie alle verhungern. Er wollte alles wegnehmen. Aber wir wußten natürlich, 

daß man das - einerlei, was Stalin dachte - nicht machen konnte und daß wir und die Amerikaner 

uns um die Deutschen würden kümmern müssen, wenn wir es zuließen, daß die Russen sie voll­

kommen ausblute ten ." 9 

Das umriß den Kern des Potsdamer Reparationsdilemmas. Die anglo-amerikanischen Poli t iker 

waren nicht bereit, sich den extremen Härten der sowjetischen Deutschlandpläne anzuschlie­

ßen. Diese waren einseitig darauf zugeschnitten, den Interessen Stalins die Oberhand zu ver­

schaffen, und verfolgten Ziele, die westliche Staatsmänner schon aus humanitären Erwägungen 

vor der Öffentlichkeit ihrer Länder nicht würden vertreten können, ganz abgesehen davon, daß 

ihre Verwirklichung Großbri tannien und den Vereinigten Staaten auch noch die dauernde Last 

eines wirtschaftlich lebensunfähigen Deutschland eintragen konnte . 

Diesen Konsequenzen der sowjetischen Pläne zu begegnen, stellte für die anglo-amerikanische 

Politik in Potsdam eine der wichtigsten Aufgaben dar. Zu ihrer Lösung boten sich jene Wege an, 

deren sich die Gemäßigten in Washington schon im Kampf um den Morgenthauplan bedient 

hatten. Die Vertreter des State Depar tment besaßen nach den langwierigen Auseinandersetzun­

gen mit dem Finanzministerium reiche Erfahrungen in der Kunst , extremen Deutschlandplänen 

vorsichtig ausweichend oder abmildernd entgegenzuwirken, und die in Washington entworfe­

nen Vorschläge zur Deutschlandpoli t ik boten ihnen genügend Möglichkei ten dazu. 

All jene Formulierungen, die sie in der Direktive J C S 1067 zur Wahrung der Ansatzpunkte für 

eine tragbare Deutschlandpolit ik verankert hatten, fanden sich aus diesem Grunde nun im Pots ­

damer Abkommen wieder. D e r amerikanische Vorschlag zur Gestaltung der Besatzungspoli t ik, 

dem die Konferenzbeschlüsse weitgehend folgten, beruhte auf dem kaum veränderten Wort laut 

der Deutschlanddirektive, und sie enthielt „ in einem fein ausgewogenen Gle ichgewich t" neben 

den Forderungen Morgenthaus all jene Passagen, die das State Depar tment zur Sicherung der 

deutschen Mindestvolkswirtschaft für unerläßlich gehalten h a t t e . 1 0 

Eines der auffallendsten Merkmale der Direktive war daneben ihre Eingrenzung auf kurzfristige 

Wirksamkeiten, und auch daran hielt die amerikanische Delegation fest. Sie begegnete den E x ­

tremen der sowjetischen Deutschlandpoli t ik in dieser Hinsicht auf die gleiche Ar t und Weise 

wie bei allen früheren Kriegskonferenzen: mit Roosevelts Poli t ik der Verzögerungen, der Ve r ­

tagung aller endgültig bindenden Entscheidungen in der Deutschlandfrage und der Begrenzung 

der interalliierten Vereinbarungen auf die kurzfristige Sphäre. Sie war grundsätzlich nur zu 

kurzfristigen Vereinbarungen bereit, und das galt vor allem auf wirtschafts- und reparationspo­

litischem Gebiet . Die amerikanische Regierung befürwortete aus Sicherheitsgründen die voll­

ständige Entmilitarisierung Deutschlands und eine möglichst umfassende Demontage deutscher 

Industrieanlagen, soweit ihr Ziel einer Erhaltung minimaler volkswirtschaftlicher Produktiv­

kräfte in Deutschland das gestattete. 

Darüber hinaus aber konnte und wollte sie sich keiner Bindung unterwerfen und insbesondere 

keine langfristig wirksamen Entscheidungen zur Deutschlandfrage herbeiführen. „ W i r sollten 

gegenwärtig jeder Verpflichtung zu Maßnahmen ausweichen", hieß es in den Weisungen des 

Außenministeriums für die Potsdamer Konferenz , „d ie dauernde und unbegrenzt gültige E in -

9 Williams, F.: A Prime Minister Remembers. The War and the Post-War Memoirs of theRt . Hon. Earl Attlee, Based on Private Papers and 

on a Series of Recorded Conversations, London 1961, S. 76 f. Zitiert nach Deuerlein, £ . : Deklamation oder Ersatzfrieden, a.a.O., S. 157. 

10 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 421 , 430 f. 
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schränkungen der deutschen Volkswirtschaft mit sich bringen. Entscheidungen über die Rat­

samkeit solcher Restr ikt ionen können erst gefällt werden, wenn vollständige Informationen 

über den augenblicklichen Zustand der deutschen Industrie vorliegen und nachdem die Ab­

transports für Reparat ionszwecke durchgeführt worden s i n d . " 1 1 

Es gab für die amerikanische Delegation in Potsdam keine Alternative, und das nicht nur wegen 

der sowjetischen Pläne. Alle ihre Konferenzunterlagen, Richtl inien und Arbeitspapiere beruh­

ten auf den Deutschlandweisungen Präsident Roosevelts vom Frühjahr 1945 , insbesondere auf 

dem Memorandum vom 2 3 . März und der Direktive J C S 1067, und beide trugen ausschließlich 

kurzfristigen Charakter . Beide wichen allen nicht dringlich erforderlichen Entscheidungen zur 

Besatzungspoli t ik aus, um den interministeriellen Streitigkeiten in Washington ein Ende zu set­

zen. E in langfristiges Konzept zur Deutschlandfrage besaß die amerikanische Polit ik nicht. Die 

seit dem Herbs t 1944 andauernden Meinungsverschiedenheiten gestatteten seine Formulierung 

nicht. 

D ie Regierung Truman war aus den mannigfaltigsten Gründen vor der Potsdamer Konferenz 

nicht imstande, darüber hinausreichende Anschauungen zu entwickeln. D e r neue Präsident be­

saß in Fragen der auswärtigen Poli t ik und des Deutschlandproblems ebensowenig Erfahrung 

wie der neue Außenminister . Es gehörte daher in den ersten Monaten nach seinem Amtsantritt 

zu den Gepflogenheiten Trumans , von Roosevel t eingeschlagene Wege beizubehalten, wo im­

mer es anging. V o r allem aber leitete der T o d Roosevelts tiefgreifende Machtverschiebungen in 

der amerikanischen Hauptstadt ein, die noch eben vor der Konferenz in einer allgemeinen 

Übergangsphase gipfelten. Morgenthau wurde erst wenige Tage vor der Abreise nach Berlin 

überraschend entlassen. D e r Einfluß der Vansittartisten in Regierung, Bevölkerung und Armee 

blieb dennoch mächtig, nicht zuletzt , weil er im Kongreß der Nachkriegstage auf ausgeprägte 

Sympathien stieß. 

D e r Streit zwischen den Ministerien um die Deutschlandfrage schwelte noch stets. Ihre Eini­

gung auf den Wort laut der kurzfristigen Direktive war nur in den kompliziertesten Verhand­

lungen zustande gekommen und die Basis dieses Ubere inkommens so dürftig, daß an ihr über­

genau festgehalten werden mußte , sollte ein abermaliges Ausbrechen der Meinungsverschie­

denheiten unterbleiben. Schon aus diesem Grunde konnte auch das Potsdamer Abkommen 

keine eindeutige Entscheidung für oder gegen Vansittartisten oder Gemäßigte fällen und mußte 

sich mit eben jener sorgfältigen Berücksicht igung der Standpunkte beider zufriedengeben, die 

auch Roosevel ts Weisungen zur Deutschlandpoli t ik im Frühjahr 1945 charakter is ier te . 1 2 

Dami t blieb die Potsdamer Konferenz eine verbindliche Antwor t auf die deutsche Frage schul­

dig. D i e Gegensätze währten unvermindert fort, auf alliierter Ebene wie in der amerikanischen 

Hauptstadt, zwischen der sowjetischen und der anglo-amerikanischen Deutschlandpolit ik 

ebenso wie zwischen Vansittartisten und Gemäßigten in Washington. Ihre Lösung mußte die 

Zukunft bringen, auch in der Reparat ionspoli t ik. E in Wirtschaftsausschuß des Kongresses 

stellte nach der Konferenz unverblümt fest, die Reparationsabsprache enthalte „mehrere wider­

sprüchliche Weisungen an unsere Besatzungsinstanzen. Eine hohe Reparationsverpflichtung 

Deutschlands und der Abbruch seiner herkömmlichen Industrie unter Verweis darauf, sie 

könnte möglicherweise zu kriegerischen Zwecken benutzt werden, läßt sich weder mit der Auf­

rechterhaltung eines Exis tenzminimums in Deutschland, und schon gar nicht mit einem soliden 

deutschen Beitrag zum europäischen Wiederaufbau vereinbaren". Das Potsdamer Reparations­

abkommen sei auslegungsbedürftig, kritisierte der Ausschuß, und könne der Rechtfertigung 

von Bemühungen zur Sicherung des Lebensstandards ebenso dienen wie Demontagen zur 

volkswirtschaftlichen Lähmung Deu t sch l ands . 1 3 

11 F R U S Potsdam, Bd. I, S. 452 f. 

12 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 435 f. 

13 Hammond, P. Y.: a.a.O., S. 436. 
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Nach Potsdam gab es Anlaß zu der Erwartung, die amerikanische Deutschlandpoli t ik werde das 

erstere als maßgebliches Ziel betrachten. Präsident Trumans reparationspolitische Stellung­

nahmen drehten sich während der Konferenz ständig um die Absicht , eine Wiederholung des 

Reparationsgeschehens nach Versailles zu vermeiden, nicht noch einmal unrealistisch hohe 

deutsche Verpflichtungen zuzulassen, um anschließend einem notleidenden Deutschen Reich 

mit amerikanischen Geldern und Hilfslieferungen beistehen und somit indirekt Reparationsla­

sten übernehmen zu müssen. Roosevelts Wunsch , eine lebensfähige deutsche Minimalwir t ­

schaft unter allen Umständen zu erhalten, entsprang dem gleichen Gedanken, und alle amerika­

nischen Planungen waren darauf abgestimmt worden. 

Kriegsminister Stimsons Memoranden ließen erkennen, daß innerhalb der amerikanischen R e ­

gierung ein Wiederaufbau Deutschlands schon während der Potsdamer Konferenz diskutiert 

wurde, und General Clays Besorgnis um wirtschaftlich tragbare Verhältnisse in seiner Zone 

sprach ebenfalls dafür, daß es nicht zur Verwirkl ichung radikaler Deindustrialisierungspläne 

kommen werde. D e r Nachfolger Morgenthaus setzte der Einmischung des Finanzminister iums 

in die Deutschlandpolit ik überdies ein abruptes Ende . Als im Herbs t 1945 auch noch die F o ­

reign Economic Administration aufgelöst wurde, traten extreme amerikanische Wirtschafts­

und Reparationspläne in den Hintergrund. 

Zwischen den amerikanischen Anschauungen und der sowjetischen Absicht einer ungehemm­

ten wirtschaftlichen Ausbeutung des deutschen Reiches bestanden kaum lösbare Widersprüche. 

Sie zu überbrücken war die alliierte Reparationspoli t ik in Potsdam außerstande. Die amerikani­

schen Poli t iker erfaßten erst dort die Tragweite der zugrundeliegenden Problemat ik . Früher 

stets mit den eigenen Auseinandersetzungen in Washington befaßt, standen sie in Berlin plötz­

lich den handgreiflich vor Augen liegenden Konsequenzen der sowjetischen Reparationspoli t ik 

und zugleich den Folgen der Tatsache gegenüber, daß sie sich während der Kriegskonferenzen 

nur am Rande, stets nur nebenher, mit Reparat ionsproblemen befaßt und t rotz ihres Wissens 

um die reparationspolitischen Gegensätze zur Sowjetunion nicht einmal versucht hatten, eine 

Lösung zu erarbeiten, die nun als Grundlage eines sowjetisch-amerikanischen Interessenaus­

gleiches hätte dienen können. Zu unwichtig schien ihnen das Prob lem, zu untergeordnet sein 

Rang, und erst die Potsdamer Konferenz lehrte sie, daß die Lösung des Reparat ionsproblems 

zugleich eine Antwort auf die deutsche Frage umschloß. 

Ob sich das Versäumnis nach Potsdam noch würde ausgleichen lassen, stand dahin. Das sowje­

tische und das amerikanische Interesse richteten sich noch stets auf die wirtschaftliche Einheit 

Deutschlands. Moskau konnte sich davon eine Expansion seines Einflußbereiches nach Westen , 

Washington eine Sicherung der Nahrungsmittelzufuhren aus dem Osten und die erstrebte U n ­

abhängigkeit des Reiches von amerikanischer Unters tützung versprechen. V o r allem aber bil­

dete der Great Design des verstorbenen Präsidenten noch immer eine maßgebliche Komponen te 

der amerikanischen Außenpoli t ik. N o c h hoffte sie auf eine sowjetisch-amerikanische Verstän­

digung, die Fortsetzung des Kriegsbündnisses in Friedenszeiten hinein, auch wenn die Erfah­

rungen der vergangenen Monate sie dazu bewogen hatten, in Potsdam reparationspolitische 

Vorsichtsmaßnahmen durchzusetzen. 

Das Leitmotiv der amerikanischen Delegation bildete dabei die Pol i t ik der Verzögerungen, 

nicht der Wille zu endgültigen Abmachungen. Erst mußte vollends Klarheit über den Charakter 

der sowjetischen Absichten und über die tatsächlichen Verhältnisse in Deutschland geschaffen 

werden, dann ließ sich im Rahmen der Friedenskonferenz die abschließende Gestaltung der R e ­

parationsfrage herbeiführen. Bis dahin galt es für die amerikanische Besatzungsmacht , in erster 

Linie auf die Sicherung eines Exis tenzminimums für die Bevölkerung aus deutschen Ressourcen 

und die Erhaltung eines Mindestmaßes volkswirtschaftlicher Produktivkräfte hinzuwirken, 

nicht aber auf Reparationen. 

Es ist in den bisherigen Untersuchungen üblich geworden, der amerikanischen Reparat ionspoli­

tik die Verantwortung für den Verlust der Einheit Deutschlands nach dem Kriege aufzubürden, 

weil der Vorschlag zonaler Reparationspläne Außenminis ter Byrnes allein zugeschrieben wur-
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de. V o n dieser Annahme ausgehend gelangen die meisten Autoren zu dem Schluß auf eine offen­

sichtliche „amerikanische Verantwort l ichkei t für die Teilung Deutschlands" und sogar Euro­

p a s . 1 4 

Beide Feststellungen sind nicht zulässig. Was die letztere betrifft, so wird nicht bestritten, daß 

von der Potsdamer Reparationsvereinbarung ein starker Impuls zur wirtschaftlichen Trennung 

Deutschlands in vier hermetisch voneinander abgeriegelte Zonen ausging. Aber die Repara­

t ionsbest immungen bildeten keineswegs das einzige der Tei lung Deutschlands zugrunde lie­

gende M o m e n t und können deswegen auch nicht allein als deren Ursache genannt werden. Eine 

gründliche Erforschung des Teilungsvorganges hätte neben ihnen andere entscheidende Kri te­

rien zu berücksichtigen, die alliierten Absprachen über eine Teilung Deutschlands in Besat­

zungszonen etwa, Roosevel ts Poli t ik der Verzögerungen und das resultierende Fehlen interalli­

ierter Vereinbarungen über die Deutschlandpoli t ik oder das besatzungspolitische Konzept des 

Kriegsministeriums in Washington. Erst im Rahmen des Zusammenwirkens all dieser Momente 

ließe sich das Gewich t der reparationspolitischen Entscheidungen für die Teilung Deutschlands 

ermessen. 

Was aber den Gedanken an zonale Reparationspläne angeht, so schlug am Vormittag des 

2 3 . Ju l i 1945 nicht nur der amerikanische Außenminister , sondern gleichzeitig auch sein sowje­

tischer Amtskol lege M o l o t o w die reparationspolitische Teilung Deutschlands v o r . 1 5 Insofern 

kommt beiden Seiten das gleiche Maß an Verantwortung zu. 

14 Kuklkk, B.: a.a.O., S. 181; Gottlieb, M.: a.a.O., S. 32 ff. 

15 F R U S Potsdam, Bd. II , S. 864 f. Offiziell wurde der sowjetische Teilungsvorschlag in Potsdam erst der elften Plenarsitzung am 31. Juli 1945 

unterbreitet. Fischer, A.: a.a.O., Protokolle, S. 340 f. Vgl. oben S. 199. 
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Verzeichnis der ungedruckten Quellen 

Die Quellensammlung wurde aus den in großer Brei te vorliegenden allgemeinen wie vertrauli­

chen Akten und Unterlagen hauptsächlich der Nat ional Archives zusammengestell t und ent­

stammt, soweit nicht anders gekennzeichnet, diesen Beständen. Sie umfaßt das Material des 

Außen-, des Kriegs- und des Finanzministeriums über die Reparationsfrage im Zweiten Wel t ­

kriege nahezu vollständig und enthält Memoranden, Ber ichte , Si tzungsprotokolle , Pläne und 

Stellungnahmen, den brieflichen und telegraphischen Gedankenaustausch mit dem Präsidenten, 

anderen Ministerien und Behörden, den Botschaften in London und Moskau sowie die Unter la­

gen der mit Reparat ionsproblemen betrauten Kommiss ionen und Ausschüsse. Während die un­

gedruckten Quellen hinsichtlich der Reparationsfrage reichhaltige neue Erkenntnisse vermittel­

ten, gingen ihre Aussagen bezüglich der Kriegskonferenzen nur in Einzelfällen über das in den 

Foreign Relations of the United States gedruckt vorliegende Quellenmaterial hinaus. 

Die aus dem Washington National Record Center in Suitland stammenden Akten betreffen 

hauptsächlich die Foreign Economic Administrat ion ( F E A ) und die Militärregierung. Die erste-

ren waren nur bruchstückweise verfügbar. Bei genaueren Nachforschungen im State Depart­

ment stellte sich heraus, daß die Unterlagen des für Deutschlandfragen zuständigen E n e m y 

Branch inzwischen vernichtet worden sind, so daß über die Industriebeschränkungspläne der 

F E A keine abgerundeten Vorstellungen mehr erarbeitet werden können. Bestände aus Suitland 

sind im Text mit den Buchstaben W N R C gekennzeichnet worden. 

Die Akten der amerikanischen Reparationsbeauftragten sind noch weitgehend ungeordnet. Sit­

zungsberichte über die interalliierten Reparationsverhandlungen in Moskau fehlen. Das State 

Department in Washington hat die Pauley Papers als einen Teilbestand in Verwahrung, der klei­

nere, aber aufschlußreichere Tei l der Unterlagen gehörte dem Reparationsbeauftragten Isador 

Lubin und ist der Roosevel t Library in H y d e Park übergeben worden. Ihre Bestände, zu denen 

auch Dokumente aus dem Besitz Präsident Roosevelts und Finanzminister Morgenthaus zäh­

len, sind im Text mit den Buchstaben R . L . kenntlich gemacht worden. 

Das Außen-, das Kriegs- und das Finanzministerium in Washington besitzen noch Dokumen te 

aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges, die nur mit Einschränkungen freigegeben wurden, in E in­

zelfällen aber doch ausgewertet werden konnten. Ergänzendes Material aus diesen Quel len ist 

noch zu erwarten, doch ließen sich die sachlichen Zusammenhänge aus den heute allgemein zu­

gänglichen Akten weitgehend lückenlos erarbeiten. 

Bei der Zusammenstellung der Quellen waren die Akten der Nat ional Archives bis zum Jahre 

1947 einschließlich verfügbar. Die Sammlung wurde im April 1974 abgeschlossen. 

Im einzelnen sind folgende Bestände ausgewertet worden: 

1. National Archives, Washington 

RG 59: 
862 .50 bis 862 .60 

Not te r file box 1 7 - 2 1 , 4 5 - 5 4 , 69 , 8 0 - 8 9 , 1 0 7 - 1 0 8 , 307 

Secretary black book (Stettinius) 

740 .00119 E W 1 9 3 9 / 1 9 5 0 - 2 4 9 9 
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7 4 0 . 0 0 1 1 9 EW 1939 /7 bis 10, open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 EW 3 9 / 1 6 0 9 bis 3 9 / 2 3 2 3 , conf. file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 E W / 1 - 1 4 5 bis / 6 - 3 0 4 5 , conf. file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 E W / 1 - 1 4 5 bis / 8 - 3 1 4 5 , open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 E W / 9 - 1 4 5 bis / 7 - 3 4 6 , open file 

O S S Repor t s : 

N r . : 1899 ; 1 8 9 9 . 1 ; 2 2 5 8 ; 2 3 0 2 ; 2 3 3 7 ; 2 3 5 0 ; 2 3 5 0 . 1 ; 2 3 5 0 . 2 ; 2 3 9 1 ; 2 3 9 7 ; 2 4 3 8 ; 2 6 0 3 ; 2 6 6 4 ; 

2 6 7 6 ; 2 7 7 3 ; 2 7 9 9 ; 3 0 2 3 ; 3 1 8 2 . 1 ; 3383 

8 6 2 . 4 8 R C O / 1 - 1 4 5 bis 8 6 2 . 5 0 / 1 2 - 3 1 4 6 

Records of the Yalta Conference 

Post War Commi t t ee Papers 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l Yugoslavia /1-145 bis E A C / 1 2 - 3 1 4 9 , conf. 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 . E A C / 6 bis EW 3 9 / 5 3 4 A , open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 E A C / 2 5 bis E W 1 9 3 9 / 2 4 9 , open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l ( I t a ly ) /11-1044 bis Cont ro l E A C / 2 4 A, open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 C o u n c i l / 1 0 - 1 4 9 bis E A C / 1 2 - 3 1 4 9 

8 4 0 . 5 0 / 7 - 1 6 4 5 bis 8 4 0 . 5 0 / R e c o v e r y / 5 - 3 1 4 7 

8 6 2 . 0 1 / 5 8 1 bis / 8 - 1 6 4 4 

8 4 0 . 5 0 

8 4 0 . 5 0 / 3 3 4 0 bis / 9 - 3 0 4 4 

4 6 2 . 0 0 - 4 6 2 . 0 0 R box 1976-1977 

862 .6511 

E C E F P Minutes , box 5 6 , 5 7 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l ( G e r m a n y ) / 8 - 1 8 4 5 bis / 1 0 - 7 4 5 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l (Alban ia ) /12-1944 bis Con t ro l ( I ta ly) /2-1744 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l (Bulgar ia ) /3 -145; Con t ro l (Ge rmany) /1 -3145 bis / 3 - 3 1 4 6 , conf. file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l (Germany) bis / 6 - 3 0 4 6 , conf . file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l (Aus t r i a ) /10 -549- (Germany) /4 -3045 bis / 8 - 1 9 4 5 , open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Con t ro l (Germany) bis / 7 - 9 4 6 , open file 

7 4 0 . 0 0 1 1 9 Potsdam Papers 7, 8 

740 .011 M o s c o w Confe rence /1 -2 

7 1 1 . 0 0 / 6 , 7 

State W a r Navy Coordinat ing Commi t t ee , Minutes 

H. Freeman-Mat thews File 

L . Pasvolsky Fi le 

RG 353: 

E C E F P Documen t s , box 4 4 - 4 9 

RG 43: 
Mise, subject file, box 138 

Reparat ions Telegrams Received, box 77 

Mosely/St i lwel l Papers, box 145 

E A C box 1-3 

E A C , Mose ly Fi le box 19, 2 1 , 2 2 

E A C , misc. Fi le box 2 5 , 27 , 2 8 , 30 

RG 165: 
Civil Affairs Division Decimal File 1 9 4 3 - 1 9 4 4 box 19-27 

RG 107: 
M c C l o y Papers 

2 . Washington National Record Center 

RG 169: 

Ent ry 129: 758 , 7 6 3 , 814 

En t ry 1 2 8 : 7 8 0 , 7 9 6 , 808 
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Entry 130: 828 , 834 

Entry 1 5 1 : 9 1 0 , 9 1 5 , 917 

Entry 2 1 0 : 1093 , 1134 

Entry 130: 850 

Entry 2 0 5 : 1078 

Entry 2 0 1 : 1069 

Entry 2 5 5 : 1254 

Entry 2 4 8 : 1219 

Entry 2 2 2 : 1154 

3. Council on Foreign Relat ions, N e w Y o r k 

Allgemeine und vertrauliche Archivbestände ohne Signaturen 

4. Firestone Library, Princeton 

Harry Dexter White Papers 

Bernard M. Baruch Papers 

5 . Franklin D. Roosevel t Library, H y d e Park 

Samuel I . Rosenman Col lect ion 

Morgenthau Papers 

Morgenthau Diary , B d . 8 1 5 - 8 5 0 

Morgenthau Presidential Diary 

Lubin Papers 

6. Olin Library, Cornel l Universi ty, I thaka 

Richard Scandrett Papers 

7. Bent ley Historical Library, Universi ty of Michigan, Ann A r b o r 

James K. Pol lock Papers 
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